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Die 2005 erfolgte Gründung der Anna-Lindh-Stif-

tung in Alexandria, nicht lange nach dem Tod der  

schwedischen Außenministerin Anna Lindh, 

führte zu einer verstärkten Thematisierung des 

Kulturdialogs im Mittelmeerraum. Heute dro-

hen ökonomische und finanzielle Probleme The-

men, wie Wertegemeinschaft, Wissensgemein-

schaft, Lerngesellschaft, Kulturraum und histori-

scher Raum, die für den euro-mediterranen Raum 

bedeutsam sind, zu überdecken. Es täte der Europä-

ischen Union gerade jetzt gut, sich der vermitteln-

den Kraft der Kultur zu erinnern, um für Europa 

neue Narrative des ‚Warum‘ und ‚Wohin‘ zu entwi-

ckeln. Es ist Aufgabe der Kultur, in einem Europa, 

das sich kraft seiner Imagination wieder- und neu 

entdecken muss, eine zukunftsgewandte gemein-

schaftliche Perspektive zu entwickeln, die auch 

Europas Nachbarn mit einzuschließen vermag.

In der gleichen Linie wie die Anna Lindh-Stif-

tung steht die Stiftung Wissensraum Europa – Mit-

telmeer (WEM). Diese Stiftung, ein Netzwerk von 

Persönlichkeiten aus Ländern nördlich und südlich 

des Mittelmeers, erschließt sich den Mittelmeer-

raum auf der Ebene von Kulturwissenschaft und 

Kulturarbeit. Sie orientiert sich dabei an einem 

erweiterten Verständnis dieses Raums, das jeweils 

projektbezogen sowohl die historischen als auch 

die aktuellen Verbindungen zum Nahen Osten 

und zum subsaharischen Afrika einbezieht. Die 

Stiftung geht davon aus, dass die politische Defi-

nition des Mittelmeerraums, die mit der Union für  

das Mittelmeer formal den Raum von Helsinki bis 

zu den südlichen Anrainerstaaten des Mittelmeers 

umfasst, ebenso zu kurz greift, wie eine ausschließ

lich geografische Definition. Der Mittelmeerraum in 

einem weiteren Sinne wird von WEM demgegenüber 

als ‚Wissensraum‘ verstanden, das heißt, als Raum 

verdichteter Beziehungen und Interaktionen mit 

Elementen und Strukturen eines gemeinsamen 

Kulturwissens. Dieses im Zusammenwirken von 

Wissenschaft und Kulturarbeit, von Akteuren in 

Nord und Süd, weiter zu entwickeln, ist das Ziel 

der Stiftung.

Das Institut für Auslandsbeziehungen (ifa) enga-

giert sich seit langem für das Thema Kulturdialog 

im Mittelmeerraum, und wir freuen uns, Partner 

der Stiftung Wissensraum Europa-Mittelmeer zu 

sein. Wir haben mit ihr ein wissenschaftliches 

Netzwerk als Projektpartner gewonnen, mit dem 

wir in langfristigen Kooperationen zusammen-

wirken wollen, zum Beispiel bei unseren Themen 

zivile Konfliktbearbeitung, Kulturaustausch, kul-

turelle Zusammenarbeit im ästhetischen Bereich 

sowie Dialog mit dem Islam. Nicht zuletzt ist die 

Stiftung WEM für das ifa auch im Bereich seines 

Forschungsprogramms „Kultur und Außenpolitik“ 

ein wichtiger Partner und Ideengeber. Die Verbin-

dung der beiden Institutionen zeigt sich darüber 

hinaus in dem vom ifa gegründeten Wissenschaftli-

chen Initiativkreis Kultur und Außenpolitik (WIKA) 

sowie nicht zuletzt in der vorliegenden Publikation 

im Rahmen der ifa-Edition Kultur und Außenpolitik.

Ich freue mich, dass mit dieser Veröffentlichung 

sowohl aktuelle Entwicklungen im arabischen 

Raum, die Verbindung von Politik und Religion 

(ein in der Auswärtigen Kultur- und Bildungspoli-

tik bisher vernachlässigtes Thema), Bildungsfragen 

sowie die Beziehungen zwischen Europa und der 

arabischen Welt auch unter Berücksichtigung his-

torischer Bezüge thematisiert werden, um das kom-

plexe Verhältnis zwischen Europa und dem Mittel-

meerraum zu thematisieren. 

Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen, die 

an der Publikation beteiligt waren, und Professor 

Bernd Thum für die vertrauensvolle und inspirie-

rende Zusammenarbeit, und wünsche allen Lese-

rinnen und Lesern eine anregende Lektüre.

Ronald Grätz 
Generalsekretär des Instituts für Auslandsbeziehungen (ifa)

Vorwort
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Ein ‚euro-mediterraner 
Raum‘ vom Niger bis zum 
Nordkap, von Dublin bis 
Damaskus?

von Bernd Thum (Karlsruhe/Heidelberg)

Dieser Band ist das gemeinsame Werk von Autorin-

nen und Autoren aus Marokko und dem Senegal, 

aus Tunesien und Ägypten, aus Syrien und Qatar, 

aus Spanien, Frankreich und Deutschland. Die 

meisten von ihnen sind Gründungsmitglieder der 

Stiftung Wissensraum Europa – Mittelmeer (WEM) 

e.V., die dem Institut für Auslandsbeziehungen e. V. 

(ifa) partnerschaftlich verbunden ist. Drei Beiträge 

stammen von Teilnehmern an dem Symposium 

‚The Mediterranean: Cultural Dialogue after the 

Arab Spring‘, das im Oktober 2011 in Barcelona 

stattfand und vom ifa im Rahmen des Forschungs-

programms „Kultur und Außenpolitik“ zusammen 

mit dem Charlemagne Institute for European Stu-

dies (ICEE) der Universitat Internacional de Cata-

lunya (UIC) veranstaltet worden ist. 

Sowohl das ifa wie auch die Stiftung Wissens-

raum Europa – Mittelmeer befassen sich mit den 

Beziehungen Deutschlands und Europas zur arabi-

schen Welt nicht erst seit dem so genannten ‚Arabi-

schen Frühling‘. Das ifa hat bereits früh einen euro

päisch-islamischen Kulturdialog geführt und am 

Institut einen Schwerpunkt Mittelmeer begründet. 

Die Stiftung WEM wiederum, im Oktober 2010 in 

Rabat gegründet, ist eine Vereinigung von Mitglie-

dern aus Europa und Nordafrika, aus dem Nahen 

Osten und dem subsaharischen Afrika, die ihren 

Sitz in Deutschland hat, aber von einem internati-

onalen Vorstand geführt wird. Von den Beiträgen 

zu diesem Band, die aus der Stiftung kommen, sind 

nur wenige von Autoren verfasst, die vor allem pub-

lizistisch tätig sind. Die meisten Verfasser arbeiten 

an Hochschulen oder Kultureinrichtungen und 

haben sich in der Praxis der europäisch-arabisch-

afrikanischen Beziehungen engagiert. Darauf be

zogen, haben ihre Beiträge also ein hohes Maß an 

‚Authentizität‘, das heißt, sie sind inspiriert von 

persönlicher Erfahrung.

Den so genannten ‚Arabischen Frühling‘, die 

Umbrüche im Jahr 2011, haben alle Autorinnen 

und Autoren erlebt, sei es als Bürger eines arabi-

schen oder subsaharischen Landes, sei es als be

troffener und mitfühlender Partner in Europa. 

Dennoch stehen die damit verbundenen Ereig-

nisse nicht im Zentrum dieses Bandes. Der ‚Ara-

bische Frühling‘ hat die Europäer zwar belehrt, 

dass die arabische Welt bis hin an den Persischen 

Golf keinesfalls demokratieunfähig ist und dass es 

dort junge wie auch ältere Eliten gibt, die nichts 

lieber hätten als eine gemeinsame Werte-Basis 

mit den Europäern. Inzwischen aber ist deutlich 

geworden, dass es sich jetzt um ein großes weltpo-

litisches Spiel handelt, das in der arabischen Welt 

gespielt wird. Der Einsatz ist die arabische Welt 

selbst, ihre Ressourcen, ihre Kulturen, ihre Mög-

lichkeiten. Im Maghreb und im Nahen Osten, aber 

auch im subsaharischen Afrika, zum Beispiel in 

Mali, geht es inzwischen um die Positionierung der 

Weltmächte wie auch des politischen Islam auf der 

uralten politischen Drehscheibe des Mittelmeers. 

Daher gehören die Beiträge des Bandes eher in das 

geopolitische Themenfeld, genauer: Sie betreffen 

die gesellschaftlich-kulturelle Dimension der geo-

politischen Thematik. Was kann Europa tun? Wie 

soll es sich auf die neue Situation gesellschaftlich, 

kulturell und politisch einstellen? Wofür sollen die 

europa-freundlichen Kräfte in der arabischen Welt 

eintreten? Welche Optionen haben sie? Wie sollen 

sie von Europa aufgefangen werden? Wie fangen 

sie Europa auf? 1 

1  Der für den Titel dieses Buchs gewählte Begriff ‚Zeitenwende‘ 
bezieht sich auf die neue Dringlichkeit dieser Fragen. Einige Bei-
träge der Publikation ‚Arabische Zeitenwende‘ sind ebenfalls  
so zu lesen, auch wenn dort mehr der ‚Arabische Frühling‘ im 
Zentrum steht (Aus Politik und Zeitgeschichte, 61 (2011), H. 3 vom 
26. September 2011, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament).
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Wenn sie Mitglieder der Stiftung Wissensraum 

Europa – Mittelmeer sind, nehmen die Autoren teil 

an der Verwirklichung der wesentlichen Ziele die-

ser Vereinigung: der Intensivierung des kulturel-

len, auch wissenschaftlichen Austauschs zwischen 

Nord und Süd und, darüber hinausgehend, an der 

Entwicklung und Konsolidierung eines ‚euro-

mediterranen‘ Wissensraums, also eines Raums 

gemeinsamen kulturellen Wissens, der in Europa, 

im südlichen und östlichen Mittelmeerraum und 

im subsaharischen Afrika gemeinsame Wissens-

inhalte und Wissensstrukturen entstehen lässt.  

Die Grundlagen dafür sind da, denn es handelt 

sich bei diesem Raum zwischen Niger und Nord-

kap, zwischen Dublin und Damaskus um einen 

‚funktionalen‘ Raum ohne scharfe, äußere geo-

graphisch-politische Grenzen, aber in Geschichte 

und Gegenwart von innen geprägt durch eine Ver-

dichtung wechselseitiger Beziehungen. Man kann 

diesen Raum theoretisch als ein System sehen, des-

sen Elemente so eng miteinander verbunden sind, 

dass jede größere Veränderung eines Elements die 

Veränderung der anderen Elemente wie auch der 

Struktur des Systems selbst nach sich zieht.

Der engere Mittelmeerraum bildet das Zent-

rum dieses Systems. Er hat die historische Entwick-

lung der Kulturen im Norden, Süden und Osten 

wesentlich beeinflusst, von ihm gehen immer 

noch wesentliche Erschütterungen aus, die auch 

die anderen Zonen eines größeren ,euro-mediter-

ranen Raums‘ immer wieder zur Neu-Justierung 

ihrer gesellschaftlich-kulturellen, wirtschaftli-

chen sowie politischen Strukturen und Konzepte 

zwingen. Diese Neu-Justierung beginnt bei Fragen 

zur kulturellen Genealogie und Identität (Gehört 

‚der Islam‘ zu Deutschland? Gehört die ‚westliche‘ 

Moderne zu Tunesien?), führt dann zu Fragen des 

Verhältnisses von Staat und Religion, zu Fragen 

nach Inhalt und Vermittlung von Bildung, und sie 

betrifft schließlich auch Fragen von Organisation 

und Moral wirtschaftlichen Handelns und wirt-

schaftlicher Macht. Die von Entwicklungen im 

engeren Mittelmeerraum ausgehenden Erschüt-

terungen machen Neu-Justierung aber auch not-

wendig hinsichtlich der räumlich-kulturellen 

Strukturierung der Lebenswelt von Europäern 

und Arabern (‚Norden‘/‚Süden‘), hinsichtlich der 

Entstehung von Allianzen (Maghreb/Europa oder  

Maghreb/Golfstaaten?) sowie der Positionierung 

Europas im Kontext handlungsbereiter und hand-

lungsfähiger Weltmächte (USA, Russland, China).

Wer den engeren ‚Mittelmeerraum‘ isoliert be

trachtet und glaubt, sich auf pragmatische Aufgaben 

wie die Sicherheits- und Energiepolitik beschrän-

ken zu können, hat weder die eigene Situation noch 

die Gesamtlage verstanden. Der ‚euro-mediterrane 

Raum‘ in seiner tatsächlichen Ausdehnung ist 

schon von dem großen französischen Historiker 

Fernand Braudel erkannt und beschrieben worden. 

Er hat dafür die Bezeichnung ‚Grande Méditerra-

née‘ gewählt. Die Zugehörigkeit zur ‚Grande Médi-

terranée‘ hat die Entwicklung ganz Europas wie 

auch großer Teile der arabischen Welt sowie, durch 

Islamisierung und westliche Kolonisierung, des 

subsaharischen Afrikas geprägt. Die ‚Grande Médi-

terranée‘ wird ihre Teilräume auch in Zukunft 

bestimmen. 

Den Lesern wird auffallen, dass das Buch einen 

weiten Horizont öffnet, und dass die Beiträge ein 

breites politisch-kulturelles, sagen wir ‚ideologi-

sches‘ und intellektuelles Spektrum repräsentie-

ren. Es finden sich in dem Band Artikel wie der 

von Andreu Bassols, dem Generalsekretär des 

bedeutenden katalanisch-spanischen Mittelmeer-

Instituts IEMed in Barcelona, der die europäisch-

arabischen Beziehungen nüchtern analysiert und 

vorsichtige Vorschläge zu ihrer Konsolidierung 

macht, wie auch die radikale Kritik an Europa 

und seiner (‚nicht-vorhandenen‘) Mittelmeerpoli-

tik aus der Sicht eines französischen Intellektuel-

len, Wissenschaftlers und kulturpolitisch tätigen 

Unternehmensberaters (François de Bernard). Wer 

diese scharfe Kritik nicht teilen mag, kann sich 

durch den Artikel von Marc Gafarot noch einmal 

an die Leistungen europäischer Organisationen 

erinnern lassen.

Die Leser können sich mit der kritisch-positiven 

Bewertung einer gemäßigt-islamistischen Partei in 
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Marokko auseinandersetzen (Mohammed Khallouk), 

wie auch mit einer Umdeutung des Säkularismus 

durch Rachid Boutayeb, die weder entschiedenen 

‚Westlern‘ noch orthodoxen Muslimen in der ara-

bischen Welt gefallen wird.

Zu welchen konkreten Spannungen das gesell-

schaftlich-kulturelle Modernisierungspotenzial 

des Westens in der arabischen Welt geführt hat 

und führt, zeigen die Artikel von Mohamed Had-

dad und Mounir Fendri, beide nicht zufällig tune-

sische Autoren. Stets ist dabei aber auch reprodu-

zierte Imagination mit im Spiel. Dies macht der 

Artikel der Heidelberger Arabistin Susanne Ender-

witz über Orientalismus und Okzidentalimus deut-

lich. Dass aber andererseits geschichtlich begrün-

dete kulturelle Imagination nicht unterschätzt 

werden darf, zeigt der Artikel des in Brüssel täti-

gen Senegalesen Bakary Sambe, der ein wunderba-

res humanistisches Bild des subsaharischen Afrika, 

des arabisch-berberischen Nordafrika und Euro-

pas zeichnet und ihr Zusammenspiel historisch 

beleuchtet.

Selbstverständlich setzen sich einige Artikel in 

dem Buch auch direkt mit dem ‚Arabischen Früh-

ling‘, seinen Revolten und Revolutionen auseinan-

der. Die Leser können erfahren, dass zu den Aktions-

mustern der Wende nicht nur der kreative Umgang 

mit den Sozialen Medien gehört, wie von Leila 

Nachawati dargestellt, sondern auch der mutige Pro-

test von Arbeitern (Mohammed Elrazzaz). 

Wie sich deutsche Kultureinrichtungen in den 

Prozess der arabischen Wende einfädeln können, 

zeigen die Beiträge von Harald Siebenmorgen (für 

ein deutsches Museum) und Günther Hasenkamp 

(für ein deutsches Kulturinstitut in Ägypten). Was 

im Bereich der Kultur im revolutionären Kontext 

aber möglicherweise verloren zu gehen droht, 

mögen die Leser der Klage Mohamed Zinelabidi-

nes entnehmen, der als Experte für ein kulturel-

les Großprojekt in Tunis verantwortlich war, von 

der Übergangsregierung im Amt gehalten werden 

sollte und im weiteren Verlauf der Entwicklung 

dann doch resignierte.

Wie es mit Europa und der arabischen Welt wei-

tergehen könnte, zeigen schließlich die Beiträge 

Yamina Bettahars, die, wenn auch nicht unkri-

tisch, eine gemeinsame europäisch-arabische Bil-

dungs- und Arbeitswelt skizziert, von Mohieddine 

Hadhri, der die ‚besondere Beziehung‘ zwischen 

Europa und der arabischen Welt im politischen 

Spielfeld der Weltmächte zu positionieren versucht 

und einen dramatischen Appell an Europa richtet, 

sowie von Dieter Köhler, der die Leser mit Zahlen 

diskret darauf aufmerksam macht, dass Tunesien 

wirtschaftlich ähnliche Daten aufzuweisen hat wie –  

Serbien. Serbien aber ist ein Kandidat für den Bei-

tritt zur Europäischen Union (EU). 

Zu danken ist im Rahmen dieser kurzen Ein-

leitung den Personen, die neben den Autorinnen 

und Autoren der Beiträge an der Entstehung die-

ses Buchs wesentlichen Anteil hatten: Sebastian 

Körber, dem Leiter der Medienabteilung des ifa, 

der das Buchprojekt angeregt und in das ifa-For-

schungsprogramm ‚Kultur und Außenpolitik‘ auf

genommen hat, Dr. Mirjam Schneider, deren 

redaktionelle Arbeit das Werk wesentlich geför-

dert und mitgeprägt hat, Dora Lanz M.A., der die 

Zusammenstellung der eindrücklichen Fotostrecke 

zu verdanken ist, die, von der Thematik und von 

den Artikeln inspiriert, eine eigenständige Inhalt-

lichkeit verfolgt, Gudrun Czekalla, der Leiterin 

der ifa-Bibliothek, die den Arbeitsprozess mit Rat 

freundlich begleitet hat, und – last but not least – 

Ronald Grätz, dem Generalsekretär des ifa, der das 

Projekt ermöglicht hat. 

Bernd Thum ist Professor am Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT) und Gründungspräsident der Stif-
tung Wissensraum Europa – Mittelmeer (WEM) e. V. 
(www.wissensraum-mittelmeer.org). Er ist germa-
nistischer Mediävist und Kulturwissenschaftler. Seit 
mehr als einem Jahrzehnt führt er mit Kolleginnen 
und Kollegen aus Deutschland, Frankreich, dem Ma-
ghreb und dem subsaharischen Afrika kollaborative 
Projekte in Lehre und Forschung durch. Bernd Thum 
ist derzeit auch Vorsitzender des Wissenschaftlichen 
Initiativkreises Kultur und Außenpolitik (WIKA) am In-
stitut für Auslandsbeziehungen e.V. (ifa).
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Europa und der  
Mittelmeerraum
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Europa und die  
arabischen (R)evolutionen

von Andreu Bassols (Barcelona)

Drei Lektionen

Die arabische Welt hat sich verändert. Nach mehr 

als fünfzig Jahren stabiler Regimes in der Region hat 

eine Woge von Revolutionen und Evolutionen eine 

geopolitische und kulturelle Gesamtheit erschüttert, 

die unwandelbar schien. Die Größenordnung dieser 

Veränderungen hat alle Analytiker überrascht. Es 

handelt sich dabei um die Bestätigung einer Rea-

lität, an der nicht mehr gezweifelt werden kann: 

Die arabische Welt existiert sehr wohl als einheit-

licher politischer Raum. Was in einem arabischen 

Land geschieht, hat unvermeidbar auch Auswir-

kungen auf andere arabische Länder. Die Konstruk-

tion einer panarabischen ‚Erzählung‘, die seit den 

fünfziger Jahren insbesondere im Zusammenhang 

mit der Befreiung Palästinas entstanden ist, hat 

eine politische Ganzheit hervorgebracht, die sich 

in einem relativ kohärenten Rhythmus fortentwi-

ckelt. Die autokratischen Regimes, die seit der Ent-

kolonisierung eine nationalistische Vision der arabi-

schen Wirklichkeit befördert hatten, um von da ihre 

geschichtliche Legitimität abzuleiten, konnten nicht 

ahnen, dass der politische Raum, den sie schufen, 

fünfzig Jahre später, 2011, die Übertragung revoluti-

onärer Ideen wesentlich erleichtern würde. Dies ist 

die erste Lektion, die von den arabischen Revoluti-

onen abgeleitet werden kann. Anders als die Muez-

zine, die von Ost nach West zum Gebet aufrufen, hat 

sich das arabische Erwachen vom arabischen Wes-

ten, von Tunesien aus nach Osten hin ausgebreitet, 

über Libyen, Jordanien, Syrien, Bahrain und den 

Jemen. Ein Erwachen in Form von Revolutionen, 

Protesten, Aufständen, leider auch in Form von blu-

tigen Zusammenstößen, die, wie in Syrien, in einen 

Bürgerkrieg entarten können.

Die zweite Lektion ist noch viel bedeutsamer. Sie 

betrifft die überraschende Fragilität der bis dahin 

sehr soliden politischen Regimes. Tatsächlich 

sind es gerade die autoritärsten Länder, die Län-

der mit einem umfassenderen und wirksameren 

staatlichen Sicherheitsapparat, die von den sozi-

alen Protestbewegungen am schwersten erschüt-

tert worden sind. Man ist sich bewusst geworden, 

dass diese Regimes strukturell äußerst zerbrech-

lich waren. Ihr Sicherheitsapparat war extrem aus-

differenziert, weil ihnen eine im Volk begründete 

Legitimität fehlte, den beträchtlichen Herausfor-

derungen aus ihren im Übergang und in Aufruhr 

befindlichen Gesellschaften zu begegnen. Das 

kulturelle Gebrodel der Revolutionen hat den ara-

bischen Staaten, die zugleich wirtschaftlich kor-

rumpiert, politisch isoliert und gesellschaftlich 

in immer höherem Maße gespalten waren, zuneh-

mend die Legitimation entzogen. Diese Fragili-

tät erteilt nicht nur den Ländern der Region eine 

Lektion, sondern auch den Akteuren von außen, 

Europa und den Vereinigten Staaten. Europa und 

Amerika haben die autoritärsten Regimes zu ihren 

Alliierten gemacht, ohne sich darum zu bemühen, 

die Prinzipien und Werte ihrer eigenen demokra-

tischen Systeme auch in ihrer auswärtigen Politik 

anzuwenden. Darüber wird noch zu sprechen sein.

Die dritte, noch vorläufige Lektion, die man 

aus dem Geschehen in der arabischen Welt ableiten 

kann, betrifft die Richtung, die der Wandel dort 

genommen hat, wo es Wahlen gab. Die, die Revolu-

tion gemacht haben, sind nicht die Sieger der Revo-

lution. Tatsächlich deutet alles darauf hin, dass die 

Nutznießer der arabischen Straße und ihrer Akti-

onen die islamistischen Bewegungen und Parteien 

sind, die, wie man weiß, keinesfalls am Beginn der 

Revolten standen. Oppositionsjahre im Untergrund 

oder in der Semi-Illegalität, Jahre der Unnachgie-

bigkeit und der Kritik gegenüber den laizistischen 

Regimes, Jahre eines geduldigen Aufbaus koopta-

tiver Netzwerke, auch für Sozialhilfe, haben end-

lich Früchte getragen. Zu fragen ist jetzt, wie lange 

die von ihnen abgegebenen Versprechen – Anstand 

und Transparenz im öffentlichen Leben – es den 
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siegreichen Parteien erlauben, den Erwartungen 

der Jungen zu entsprechen, die eine Verbesserung 

ihrer Lebensqualität und ihrer Beschäftigungsper-

spektiven erhoffen. Die islamistischen Parteien 

wissen, dass sie von einem enormen Kapital demo-

kratischer Legitimität und vom Vertrauen der Bür-

ger profitieren, aber dieses Kapital könnte sich 

erschöpfen, wenn sie nicht fähig sind, tatsächlich 

einen Wandel herbeizuführen. Es handelt sich um 

ein äußerst instabiles Aktionsfeld: übervölkerte 

Städte, denen es an Infrastruktur fehlt; ländliche 

Gebiete, in denen Abwanderung und Armut herr-

schen; wenig oder schlecht ausgebildete Jugend-

liche ohne Hoffnung auf eine würdige Beschäfti-

gung, die nicht heiraten und eine Familie gründen 

können, junge Leute, die sich unter Druck fühlen: 

einerseits wegen der strengen moralischen Regeln 

eines von der Religion vorgegebenen Verhaltensko-

dex und andererseits wegen des Mangels an Gele-

genheiten, sich gesellschaftlich und persönlich zu 

entfalten.

Diese Lektionen sind, wie gesagt, noch vorläu-

fig und unsicher. Man muss sie mit anderen Lek-

tionen zusammensehen, von denen man manche 

noch nicht deutlich erkennen kann, die aber in 

den nächsten Monaten und Jahren erkennbar wer-

den. Diese Lektionen werden gewiss noch einmal 

das Nichtwissen derer belegen, die die Realitäten 

einer komplexen arabischen Welt zu erklären ver-

suchen, einer Welt, auf die vielfältige und unvor-

hersehbare Faktoren und Akteure einwirken. 

Aber nachdem nun unser Unwissen und die Unsi-

cherheit unserer Einschätzungen zugegeben und 

bestätigt sind, erlauben Sie mir bitte eine Analyse 

der Optionen, die Europa bezüglich des Wandels, 

der Evolutionen und der Revolutionen in der ara-

bischen Welt hat. Im Vordergrund steht dabei die 

arabische Welt am Mittelmeer.

Der Westen und die arabische Welt: 
Stabilität oder Demokratie?

Europa ist seit der Unabhängigkeit der Länder im 

südlichen Mittelmeerraum bezüglich der arabi-

schen Welt immer das Opfer von zwei spezifischen 

Komplexen gewesen: einem Schuldkomplex und 

einem Superioritätskomplex. Das Ende des euro-

päischen Kolonialzeitalters am Mittelmeer, das 

von Frankreich, England, Italien und Spanien ge

prägt war, fällt mit dem Neuaufbau Europas nach 

dem Zweiten Weltkrieg zusammen. Seit den sech-

ziger Jahren nimmt Europa Beziehungen zur ara-

bischen Welt auf, und zwar unter einer doppel-

ten Perspektive: einerseits mit dem Gefühl, die 

arabischen Länder unterdrückt, ausgebeutet und 

unterjocht zu haben, Länder, gegenüber denen 

nun eine historische Schuld besteht, andererseits 

mit einer Wahrnehmung dieser Länder, wie sie 

treffend Edward Said in seinem Buch ‚Orientalis-

mus‘ beschrieben hat, als Länder, die den Eindruck 

eines gewissen Archaismus, einer politischen, gesell-

schaftlichen und ökonomischen Verspätung vermit-

telten; einerseits mit dem Gefühl des Schuldigge

wordenseins aufgrund einer oft gnadenlosen Kolo-

nialgeschichte, andererseits mit einem Gefühl der 

Überlegenheit, begründet in der Annahme, dass 

man diese ‚verspäteten‘ Länder nach ihrer Unab-

hängigkeit bei ihrer Modernisierung unterstützen 

musste. Diese Verspätung musste, davon ging man 

aus, mit europäischen Konzepten von Regierung, 

Bildung und Industrialisierung ausgeglichen wer-

den.

Dazu kam noch, dass Europa in den fünfziger 

Jahren ein System von Institutionen schuf, um den 

von einem Bruderkrieg verwüsteten europäischen 

Kontinent zu einen (Vertrag von Paris 1951; Vertrag 

von Rom 1957), während die Länder im Süden und 

Osten des Mittelmeers auf dem Weg zur Unabhän-

gigkeit gleichzeitig ihren Entkolonisierungspro-

zess begannen (Unabhängigkeit von Marokko und 

Tunesien 1956, Algerienkrieg zwischen 1954 und 

1962, Ägyptische Republik 1953, Suezkrise 1956). 
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Das heißt, während Europa sich auf den Weg zur 

Bildung supranationaler Institutionen machte, um 

die schrecklichen, von expansiven Nationalismen 

produzierten Konflikte zu überwinden, schickte 

sich die arabische Welt – in Vielem Erbe der poli-

tischen Kultur Europas im 19. Jahrhundert – an, 

Nationalstaaten zu gründen.

Wir werden jetzt nicht untersuchen, welchen 

Weg die Geschichte der euro-arabischen und euro-

mediterranen Beziehungen seit den fünfziger Jah-

ren genommen hat, aber ich denke, es ist nötig, 

dass wir die neueste Entwicklung genauer betrach-

ten, die mit einem entscheidenden Datum beginnt, 

einem Ereignis, das diese Beziehungen tief geprägt 

hat: dem 11. September 2001. So können wir die 

politischen Optionen besser verstehen, zwischen 

denen sich Europa entscheiden muss, um auf die 

Herausforderungen durch den ‚Arabischen Früh-

ling‘ zu antworten.

Die zehn Jahre zwischen 2001 und 2011 sind 

zu Zeugen der widersprüchlichen Vorgehensweise 

des Westens und Europas bei der Gestaltung seiner 

strategischen Beziehungen zur arabisch-mittel-

meerischen Welt geworden: Einerseits sollte Wan-

del angeregt, sollte geholfen und sollten Reformen 

gefördert werden. Es schien aber andererseits auch 

notwendig, die bestehenden Regimes zu erhalten, 

als treue Alliierte im Kampf gegen den Terroris-

mus, als Garantie für die sichere Versorgung mit 

Energie und als Grenzwache zur Reduzierung 

illegaler Einwanderung. Dieses Zögern zwischen 

einer Politik des ‚regime change‘ und des ‚regime 

keeping‘ prägte die europäische Vorgehensweise 

in diesem Zeitraum. In dieser Epoche hat auch der 

Nahost-Konflikt zwei große Krisen hervorgebracht: 

den Libanon-Krieg 2006 und die israelische Militär-

operation in Gaza im Januar 2009.

Zwei Beispiele können den Willen der Vereinig-

ten Staaten von Amerika (USA) und Europas, die 

arabischen Länder zu reformieren, illustrieren: die 

Initiative ‚Broader Middle East and North Africa‘, 

förmlich eingeführt auf dem G8-Gipfel in Sea Island 

2004, und die ‚Europäische Nachbarschaftspolitik 

(ENP)‘, die in einer Stellungnahme der Europäi-

schen Kommission im März 2003 formuliert und 

mit den ‚Aktionsplänen der Nachbarschaftspolitik‘ 

umgesetzt wurde, die von 2005 an mit mehreren 

Ländern des südlichen Mittelmeerraums verabre-

det wurden. 

Wenn man eine Formel finden müsste, einen 

Satz, der diesen Willen, den Wandel und grund-

legende Reformen in der arabischen Welt zu för-

dern, zusammenfasst, so müsste man zweifellos 

die berühme Rede der amerikanischen Außenmi-

nisterin Condoleezza Rice in der Amerikanischen 

Universität in Kairo im Juni 2005 heranziehen. Sie 

hat dort höchst effektiv in einigen Worten die von 

der arabischen Welt verursachte Beunruhigung der 

USA zum Ausdruck gebracht: 

Sechzig Jahre lang haben die Vereinigten Staaten 

im Mittleren Osten Stabilität auf Kosten der Demokratie 

gefördert, und daher haben wir weder das eine noch das 

andere erreicht. 

Sie hat so aus den Schlussfolgerungen Bilanz gezo-

gen, zu denen die amerikanischen Neo-Konservati-

ven gekommen waren: Demokratie schien das Mit-

tel, Sicherheit für die Region zu gewinnen, denn 

den autoritären Regimes war dies nicht gelungen.

Aber diese Vision, die zwischen 2001 und 2005 

die Diskurse beherrscht hat, erschöpft sich gerade 

ab 2005. Zwei Faktoren tragen dazu bei: Zunächst 

einmal die Ergebnisse der Wahlen im Libanon (aus-

gezeichnetes Ergebnis für die Hizbollah, 2005), der 

Wahlen in Palästina (Sieg der Hamas, 2007), der 

Wahlen im Irak (Sieg der schiitischen islamisti-

schen Parteien, 2005) und in Ägypten (signifikante 

Ergebnisse für pro-islamistische Unabhängige bei 

den Parlamentswahlen). Dann das Wiederauffla-

ckern des Nahostkonflikts und der Auseinanderset-

zungen im Irak. Diese beiden Faktoren haben die 

Vereinigten Saaten – im Bewusstsein, dass das Kon-

fliktpotenzial im Mittleren Osten und in der gan-

zen arabischen Welt eine sehr vorsichtige Politik 

erforderte – schließlich gezwungen, zu einer rea-

listischeren Sicht zurückzukehren. Afghanistan, 
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Irak und Palästina blieben offene Flanken, die sich 

unter vielen Aspekten als schwer zu sichern erwie-

sen. Man durfte ja mit den Demokratisierungspro-

zessen nicht die Entstehung anderer Ursachen der 

Unsicherheit fördern, die den Gegnern des Westens 

eine Plattform geboten hätten.

Der Karikaturenstreit wegen der 2005 in einer 

dänischen Zeitung erschienenen Mohamed-Zeich-

nungen hat in vielen Ländern der Region die Ge

müter erregt. Die geschickte Manipulation des 

Ereignisses durch die autoritären Regimes in Ägyp-

ten, Syrien und Libyen, und das Szenario einer 

Konfrontation im Sinne von Samuel Huntingtons 

‚Kampf der Kulturen‘ ließen die Alarmglocken 

läuten. Dies hat die Position der Diktatoren in der 

Region gestärkt. Sie produzierten ein Problem, um 

sich zugleich als Lösung des Problems darzustellen. 

Europa stand vor der schwierigen Wahl zwischen 

der freien Meinungsäußerung als Grundrecht und 

der Sicherheit von Menschen einerseits und der 

Sicherung des Austauschs mit der arabischen Welt 

andererseits. Die autoritären Regimes, die vorga-

ben, laizistisch zu sein, gewannen das Kräftemes-

sen und setzten ihre Sicht durch. So begann gegen-

über den autoritären Regimes erneut eine Phase 

der ‚Realpolitik‘.

‚Realpolitik‘ in vielen Formen

In diesem Kontext hielt der damalige französi-

sche Präsidentschaftskandidat Nicolas Sarkozy im 

Jahr 2007 in Toulon eine Rede, bei der er eine neue 

Vision für die Gestaltung der euro-mediterranen 

Beziehungen darlegte. Das war der Ursprung der 

‚Union für das Mittelmeer (UfM)‘ (‚Union pour la 

Méditerranée, UpM‘), die auf dem Pariser Gipfel 

am 7. Juli 2008 schließlich beschlossen wurde. 

Dieser Gipfel war nicht zuletzt auch ein Ausdruck 

der Achtung vor der Politik der Regimes im südli-

chen Mittelmeerraum und bedeutete, dass sie als 

Gesprächspartner für die konkrete Projektzusam-

menarbeit akzeptiert waren. Die Reform-Ziele der 

‚Europäischen Nachbarschaftspolitik‘ wurden 

erwähnt, aber sie standen weder im Zentrum der 

Debatten noch wurden sie in die Erklärung der 

Staats- und Regierungschefs aufgenommen. So 

begann eine Phase, die durch Pragmatismus und 

Institutionalisierung gekennzeichnet war. Die 

Agenda der Reformen wurde auf der Ebene bila-

teraler Beziehungen fortgeführt, aber mit nur 

bescheidenen Ergebnissen. Im multilateralen Rah-

men, von nun an repräsentiert durch die Mittel-

meerunion, wurde die Frage der Reformen, guter 

Regierung und der Menschenrechte nicht ange-

sprochen. Trotzdem kam dieser Rahmen sofort in 

den Bannkreis der sich verschärfenden unsicheren 

Lage im Nahen Osten. Die institutionelle Struktur 

der Union, paritätisch mit der Einrichtung einer 

ägyptischen Ko-Präsidentschaft, erlaubte es den 

Arabern, nach der israelischen Militärintervention 

in Gaza, die am 27. Dezember 2008 begann, den 

Dialog zu blockieren. Erst im März 2010 konnte das 

Sekretariat der UfM in Barcelona eröffnet werden. 

Als dort im Oktober 2010 die Arbeit aufgenommen 

wurde, war dies nur einige Monate vor Beginn der 

arabischen Revolutionen. Die Mittelmeerunion, die 

aus dem Willen entstanden war, mit einigen der 

autoritären Regimes zusammenzuarbeiten, wurde 

sofort mit einem bedeutenden Wechsel der Partner 

konfrontiert.

Viele glauben, dass auch die 2003 ins Leben 

gerufene ‚Europäische Nachbarschaftspolitik‘ un

glaubwürdig geworden ist. Im Rahmen dieser Poli-

tik wurden Aktionspläne mit Tunesien und Ägyp-

ten verabredet, Ländern, deren Reformwillen mehr 

als zweifelhaft war. Mit Tunesien wurde sogar eine 

wirtschaftlich relevante Vertiefung im Rahmen 

eines ‚Statut avancé‘ ins Auge gefasst. Im Ganzen 

wurden die politischen Aktionen der Europäer im 

Mittelmeerraum aber als halb gescheitert betrach-

tet. Der Barcelona-Prozess hatte zwar mit der Ein-

führung des Freihandels bedeutende Reformen 

auf wirtschaftlicher Ebene in Gang gebracht, aber 

außerhalb des Bereichs Wirtschaft war die Bilanz 

arm an Ergebnissen. Allerdings wurde es gleichzei-

tig allen euro-mediterranen Partnern durch eine 

große Initiative auf dem Feld gemeinschaftlicher 
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Kulturpolitik – zu nennen ist hier die Anna-Lindh-

Stiftung – ermöglicht, enger zusammenzuarbeiten 

und zusammen mit der Zivilgesellschaft Projekte 

zu entwickeln. Die ‚Europäische Investitionsbank 

(EIB)‘, mit ihrer ‚Facility for Euro-Mediterranean 

Investment and Partnership (FEMIP)‘, ist der Haupt

investor in der Region geworden. Die Europäische 

Kommission, die dafür über ein Budget von 900 

Millionen Euro im Jahr verfügt, hat in allen Län-

dern der Region Kooperationsprojekte entwickelt. 

Darüber hinaus hat sie durch verschiedene Netz-

werke auch regional übergreifende Projekte geför-

dert. Solche Netzwerke sind das ‚Forum Euro-Médi-

terranéen des Instituts des Sciences Economiques 

(FEMISE)‘, die ‚Euro-Mediterranean Study Commis-

sion (EuroMeSCo)‘, ein Think Tank, dann das ‚Euro-

Mediterranean Information System on the know-

how in the Water Sector (EMWIS)‘, oder das Projekt 

‚Euromed Heritage‘, das Promotion und Konservie-

rung des Kulturerbes im Mittelmeerraum fördert. 

Dies sind viele konkrete Leistungen, dennoch wur-

den sie, mit Blick auf den politischen Immobilis-

mus der Region und den fast vollständigen Mangel 

an substanziellen politischen Reformen, als unge-

nügend eingeschätzt beziehungsweise als wenig 

sichtbar betrachtet.

Die zehn Jahre nach den Attentaten des 11. 

September 2001 waren also Jahre, die unter dem 

sicherheitspolitischen Thema des ‚Kriegs gegen 

den Terrorismus‘ standen und dabei zwischen den 

Forderungen nach Reformen und der Anerken-

nung der Tatsache oszillierten, dass die Regime 

vor Ort am ehesten imstande waren, den Kampf 

gegen terroristische und ‚djihadistische‘ Organi-

sationen, insbesondere ‚Al-Qaida‘, zu führen. Von 

2005 an konnte man beobachten, wie die westli-

chen Mächte im Sinne eines Attentismus vorsich-

tige Positionen einnahmen oder in bestimmten 

Fällen implizit oder explizit die Regime der Region 

unterstützen.

Die Rede des amerikanischen Präsidenten 

Barack Obama in Kairo 2009 enthielt noch wenige 

Bezüge zu Demokratie und Menschenrechten.  

Die ‚Ausnahme Arabien‘, den kulturellen und poli-

tischen Relativismus, der von der Achtung von 

kulturellen und religiösen Traditionen ausging, 

um eine Erklärung dafür zu finden, warum die 

liberale Demokratie in der arabischen Welt nicht 

praktiziert wurde, akzeptierte man als geringe-

res Übel. Im Kontext dieser Situation gab es eine 

einzige Ausnahme von der Politik respektvoller 

Nichteinmischung: Die Proteste gegen die Wahler-

gebnisse im Iran, die den Sieg von Mahmud Ahma-

dinedschad legitimieren sollten, zogen die ganze 

Aufmerksamkeit der Medien auf sich und fanden 

die Unterstützung der westlichen Kanzleien. Im 

Iran, jenseits der arabischen Welt, ist man ja weit 

vom Mittelmeer entfernt.

Die neue Landkarte der arabischen Welt –  
ein neuer Aktionsrahmen für Europa

In dieser geopolitischen Umwelt, in einer klei-

nen, abseits gelegenen Stadt im Inneren Tunesiens 

geschieht es nun, dass sich ein junger, sechsund-

zwanzig Jahre alter Mann selbst anzündet. Dies 

war am Samstag, den 17. Dezember 2010. Dieser 

Akt, der vom Regime erst vertuscht, dann unter-

schätzt wurde, war der Ursprung einer Welle von 

Revolten im Inneren des Landes. Man weiß, wie 

es weiterging. In drei Monaten war die Woge der 

Proteste durch die gesamte arabische Welt am 

Mittelmeer und darüber hinaus gerast. Seither 

ist die politische Karte der arabischen Welt radi-

kal anders, und mit ihr der Handlungsrahmen der 

europäischen Politik in der Region. Der südliche 

Mittelmeerraum erscheint heute als eine Region 

in voller Evolution. Postrevolutionäre politische, 

reformistische, auch bislang noch unterdrückte 

Transformationen laufen in einer politischen Land-

schaft zusammen. Diese Landschaft ist offener, 

sie ist mehr in Bewegung. Ihre Entwicklung war 

unvorhersehbar und sie ist es heute noch mehr als 

im Jahr 2010.

Die politischen Konzepte der Europäer müs-

sen sich also entwickeln, wenn sie auf ein neues 
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Paradigma antworten sollen, das eine Region in 

voller Evolution prägt; eine Region, die gespalten 

ist; eine Region, wo das Potenzial innerer Konflikte 

bedeutender und unmittelbarer ist als früher, als 

die internationalen Konflikte den Vorrang hatten; 

eine Region, wo die neuen Herren der Politik Isla-

misten sind oder sein werden. Kurz, eine gründ-

lich umgestülpte Region, die durch die Folgen 

einer inneren – ungenügend analysierten – Dyna-

mik und nicht durch internationale Interventio-

nen umgewandelt wurde, wie dies im Irak oder in 

Afghanistan der Fall war.

Was war die Antwort der Europäischen Union 

auf diese Evolutionen im gesamten arabischen 

Raum, und was könnte sie in Zukunft sein? 

Die europäischen Institutionen (der Europäi-

sche Auswärtige Dienst und die Europäische Kom-

mission) haben im Februar und im Mai 2011 zwei 

Dokumente veröffentlicht, die die grundsätzliche 

Unterstützung des demokratischen Wandels in der 

arabischen Welt begründen, und zwar mit einem 

dreifachen Angebot, das man nach den Worten der 

Hohen Vertreterin für Außen- und Sicherheitspoli-

tik der EU, Catherine Ashton, in der Kurzform der 

„Drei M“ zusammenfassen könnte: ‚Money, Market 

and Mobility‘, also mehr Geld, besseren Zugang zu 

den europäischen Märkten, mehr Mobilität für die 

Bürger der Reformstaaten, um sich frei in Europa 

zu bewegen. Es überrascht nicht, dass sich Europa 

auf diese drei Bereiche konzentriert, da es gerade 

auf diesen auch konkrete Angebote machen kann, 

und zwar im Rahmen seiner Politik wirtschaftli-

cher Zusammenarbeit, seiner Entwicklungspolitik, 

seiner Außenhandelspolitik für industrielle und 

landwirtschaftliche Produkte sowie für Dienstleis-

tungen, weiter auch im Rahmen seiner Mobilitäts- 

und Visapolitik nach den Regeln von Schengen.

Diese drei Dimensionen, insbesondere die 

beiden letztgenannten, die den Zugang zu den 

Märkten und die Mobilität betreffen, sind dazu 

bestimmt, die Stellung Europas als Raum zu 

bestätigen, zu dem die Länder der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik im Osten und Süden einen 

Zugang suchen. Definitiv wünscht sich die Europä-

ische Union, sich als Gravitätszentrum im Mittel-

meerraum, aber auch in Osteuropa zu profilieren.

Doch Europa weiß auch, dass es sich in einer 

Konkurrenz mit zwei anderen aufstrebenden 

Akteuren befindet: der Türkei und den Golfstaaten. 

Auf der einen Seite gibt es die wirtschaftliche Macht 

der Türkei, die den Erfolg eines liberalen wirt-

schaftlichen Modells repräsentiert, das von gemä-

ßigten Islamisten gesteuert wird. Auf der anderen 

Seite steht die Wirtschaftsmacht der Golfstaaten, 

die nicht nur Petrodollars exportieren, sondern 

auch gesellschaftlichen und religiösen Konserva-

tivismus. Dieser übt auf Länder eine große Anzie-

hungskraft aus, die sich nach den enormen sozia-

len Umwälzungen der letzten vierzig Jahre – mit 

ihrer Verstädterung, ihren laizistischen Tendenzen 

und ihrer Entwicklung zum Modell der Kleinfami-

lie – identitär festigen wollen. Diese Konkurrenz ist 

selbstverständlich im Mittleren Osten viel stärker 

als im Maghreb, aber es gibt sie überall. Es gibt in 

der arabischen Welt die Auffassung, dass Europa 

kein Modell ist, dem man folgen sollte, weil es mit 

dem ‚Arabischen Frühling‘ einen Teil seiner Glaub-

würdigkeit verloren habe. Europa befinde sich in 

einer Krise und hätte sowohl seine Macht wie auch 

seinen Willen verloren, in der Region zu agieren.

Was soll Europa tun? –  
Vorschläge für eine Strategie

Was muss Europa also tun? Was müsste seine Vision 

sein? Welche strategischen Optionen sollte es ins 

Auge fassen?

Europa muss in der Lage sein, eine Plattform 

zu konzipieren, einen Rahmen, eine Struktur, 

die geeignet ist, die sich in der Phase der Geburt 

befindlichen Demokratien im südlichen Mittel-

meerraum zugleich zu ermutigen und anzuziehen. 

Diese Aufgabe könnte sich als wesentlich erweisen. 

Man untersuche einerseits die Evolution der Länder 
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Osteuropas, die 2004 Zugang zur Europäischen 

Union (EU) gefunden haben, und andererseits die 

Entwicklung derjenigen europäischen Staaten, 

die damals außerhalb der Union und damit russi-

schen Einflüssen ausgesetzt geblieben sind. Man 

wird sich auf diese Weise der Bedeutung bewusst, 

die Europa als Rahmen für eine Aufnahme junger 

Demokratien, als sanfte Macht demokratischer 

Anziehungskraft und Stabilität haben kann. Es ist 

klar, dass die EU nicht alle Länder des südlichen 

Mittelmeerraums aufnehmen kann, aber das sollte 

sie nicht daran hindern, einen gemeinsamen Rah-

men, eine gemeinsame Arbeits- und Kooperati-

onsplattform zu entwerfen, die geeignet ist, den 

Ländern der Region einen politischen Horizont zu 

geben. Eine Nachbarschaftspolitik, die durch den 

Abschluss der im Vertrag von Lissabon vorgese-

henen Nachbarschaftsabkommen verstärkt wird, 

ist eine der bereits verfügbaren Optionen. Eine 

Gemeinschaft demokratischer Staaten, wie sie 

schon 2005 von der bereits genannten ‚Euro-Medi-

terranean Study Commission (EuroMeSCo)‘, dem 

Netzwerk euro-mediterraner Think Tanks, vorge-

schlagen worden ist, wäre eine andere Option. Es 

geht also darum, darauf hinzuarbeiten, dass sich 

Europa verpflichtet, mit Ländern, die die Kriterien 

von Demokratie und Menschenrechten erfüllen, 

privilegierte Beziehungen zu unterhalten. Diese 

Beziehungen sollten mit konkreten Begünstigun-

gen verbunden sein: Nähe zur EU, Teilhabe und 

Zugang. Die geforderten Kriterien hingegen soll-

ten den beiden ersten ‚Kopenhagener Kriterien‘ 

entsprechen:1 erstens Schaffung von stabilen Ins-

titutionen, die den Rechtsstaat, Demokratie, die 

Menschenrechte sowie Respektierung und Schutz 

von Minderheiten garantieren, zweitens die Ein-

führung der Marktwirtschaft.

 

1  Diese Kriterien müssen von allen offiziellen Beitrittskandidaten 
zur EU erfüllt werden. Sie wurden am 22. Juni 1993 in Kopenhagen 
auf dem EU-Gipfel zur Osterweiterung beschlossen (Anm. d. Hrsg.).

Die Schwierigkeit, eine solche regionale Initiative 

auf die Beine zu stellen, die ein privilegiertes Ver-

hältnis zu Europa beinhaltet, besteht darin – und 

dies ist auch bei der Europäischen Nachbarschafts-

politik der Fall –, die Konturen und den Umfang 

des europäischen Angebots zu bestimmen. Mit 

anderen Worten, den Gehalt eines europäischen 

Angebots, das über einen Assoziierungsvertrag 

hinaus, aber nicht bis zu einem Beitritt zu den 

europäischen Institutionen gehen würde.

Die drei Schlüsselkonzepte wären hier Zugang, 

Teilhabe und Solidarität. Das Ziel wäre die Bestim-

mung eines Raums, der dem ‚Europäischen Wirt-

schaftsraum (EWR)‘ ähneln würde. Dieser könnte 

mit einer Struktur, die den Entwicklungsbedürf-

nissen der Partnerländer entspricht, ein euro-medi-

terraner Wirtschaftsraum werden oder, wenn man 

die Logik der Nachbarschaft bewahren will, ein 

Raum ökonomischer Nachbarschaftspolitik.

Der Europäische Wirtschaftsraum (EWR), 

der einen multilateralen Charakter hat, stellt 

die höchste Ebene der Integration Europas mit 

Nichtmitgliedern der EU dar. Er umfasst den freien 

Verkehr von Gütern, Dienstleistungen, Kapital und 

Personen. Er umfasst auch gemeinsame Normen 

des Wettbewerbs, des Umweltschutzes, der Sozi-

alpolitik, des Verbraucherschutzes, der Statistik 

und des Wirtschaftsrechts wie auch Normen für 

Bildungs- und Forschungspolitik. Keine gemein-

samen Normen gibt es für die Länder des Europäi-

schen Wirtschaftraums auf den Feldern der Außen-

politik, der Landwirtschafts- und der Fischereipoli-

tik, der Transportpolitik, der Regionalpolitik, der 

Justiz- und Innenpolitik und der Steuer- und Geld-

politik.

Eine Anpassung dieser freien Zugänge und  

Partizipationsmöglichkeiten wäre zweifellos erfor-

derlich, um den spezifischen Bedürfnissen der ara-

bischen Mittelmeerländer zu entsprechen. Ebenso 

wäre es wichtig, im Einvernehmen von Europäi-

scher Union und nicht-europäischen Ländern des 

euro-mediterranen Raums den multilateralen 
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Charakter der Initiative zu bewahren, wie dies 

beim EWR der Fall ist.

Es ginge also um eine langfristige Perspektive 

für die schrittweise und bedingte Errichtung eines 

Zugangsraums (gemeint ist der Zugang zu den 

Märkten sowie die Mobilität der Menschen), eines 

Raums der Partizipation, aber auch der Solidarität. 

Das Entwicklungsniveau bestimmter Länder im 

Süden erfordert notwendigerweise auch eine Ent-

wicklungspolitik, für die es bei Ländern des EWR 

wie Norwegen und Island natürlich keinen Grund 

gäbe.

Die dreifache Dimension des Zugangs zum 

europäischen Raum, der Teilnahme an bestimm-

ten politischen Handlungsfeldern und Institutio-

nen, aber auch der Solidarität, zusammen mit kon-

kretem und substanziellem politischem Handeln, 

sollte das elementare Gefüge einer engen Bezie-

hung zu denjenigen Ländern im südlichen Mittel-

meerraum bilden, die die Prinzipien der Demokra-

tie und der Marktwirtschaft achten.

Eine andere Frage lautet selbstverständlich, ob 

Europa bereit wäre, Anstrengungen in diese drei-

fache Dimension zu investieren und ein substan-

zielles Angebot auf den Tisch zu legen, in einem 

Augenblick, wo es einer internen Krise begegnen 

muss, die in ihrem Gewicht der Krise im südlichen 

Mittelmeerraum durchaus entspricht. Es ist von 

höchster Bedeutung, über eine Mittelmeerstrategie 

zu verfügen, Mut zu haben und eine notwendige, 

geschichtlich bedeutsame Vision zu entwickeln, 

um die mittel- und langfristigen Herausforderun-

gen der Region klar zu bestimmen und anzuneh-

men. Es ist Aufgabe der Männer und Frauen, die 

politisch denken und handeln, es ist Aufgabe der 

europäischen Institutionen, dies zu erkennen und 

dementsprechend zu handeln.

Aus dem Französischen von Bernd Thum 

Andreu Bassols ist seit Juni 2011 Generaldirektor des 
Institut Europeo de la Mediterrània (IEMed) in Barce-
lona. Der Jurist Bassols war Stellvertretender Direk-
tor der Einheit EuroMed und Regionalbeziehungen 
der Generaldirektion Außenbeziehungen der Europä-
ischen Kommission. Er hat dabei auch die Aufgaben 
eines Repräsentanten der Europäischen Kommission 
bei der Union für den Mittelmeerraum (UfM) wahrge-
nommen. 1997 bis 2001 war er ‚Premier conseiller‘ der 
Delegation der Europäischen Kommission in Tunesien.
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Was hat Europa der  
arabischen Zivilgesell-
schaft zu bieten?

von Marc Gafarot (Barcelona)

Ohne Europa hätte es den Arabischen Frühling auch gege-

ben. Aber ohne uns wird es keinen Arabischen Sommer 

geben. – EU-Präsident Herman Van Rompuy

Nach Jahrzehnten des Dialogs unter verschiedenen 

‚Labels‘ und mit unterschiedlichen Formaten wird 

ein neues Kapitel im Mittelmeer-Dialog zwischen 

Europa und der arabischen Welt unabdingbar. 

Neue Regierungsformen, Übergänge zur Demo-

kratie, neue Führungen, das Aufkommen eines 

angeblich moderaten Islamismus – all diese Kom-

ponenten nötigen die europäischen Partner dazu, 

sich dem Verbund stürmisch-unruhiger Nachbarn 

künftig auf signifikant andere Art und Weise als 

bislang zu nähern. 

Obwohl die Integration der Mitgliedstaaten 

innerhalb der Europäischen Union (EU) weit fort-

geschritten ist, finden die Außenbeziehungen der 

EU meist noch auf bilateraler Ebene statt. Da die 

Union aber mehr Gewicht hat, wenn sie sich als 

Gesamtheit präsentiert, gibt es vereinzelt bereits 

den Versuch, mit einer einzigen Stimme zu spre-

chen. Doch der momentane institutionelle und 

politische Rückschlag in Europa erschwert eine 

kohärente Antwort der EU-Mitgliedstaaten. Auf 

die Leistungen der Ämter und Einrichtungen, die 

in Folge des Vertrags von Lissabon neu eingerichtet 

wurden, muss man noch warten. Mehr als je zuvor 

ist es jetzt notwendig, die voneinander getrennten 

Politikbereiche einer Auswärtigen Politik Europas 

zusammenzuführen und es möglich zu machen, 

dass Europa mit einer authentischen, einheitlichen 

Stimme spricht. 

Neuer Wind in der arabischen Welt

Die jüngsten Entwicklungen in Nordafrika könn-

ten ein Indikator dafür sein, dass die arabische 

Welt endlich aus ihrer Trägheit erwacht. Es handelt 

sich um eine Revolution, die von ‚nicht-klerikalen‘ 

Bevölkerungsteilen – wie der Jugend, den Frauen 

und Angehörigen der Mittelschicht – vorangetrie-

ben wurde. Sie ist stark von der digitalen Revolu-

tion und von der Hoffnung beeinflusst, die ersti-

ckenden Herrschaftsstrukturen und die Tyran-

nei zu beenden, unter der die meisten arabischen 

Länder seit mehreren Jahrzehnten gelitten haben. 

Die Sozialen Netzwerke spielen eine Hauptrolle im 

Wandel in der arabischen Welt. Sie sind das sicht-

barste Phänomen innerhalb der Zivilgesellschaft, 

die das wichtigste Element im Paradigmenwechsel 

darstellt.

Die Demonstrantenmassen im südlichen euro-

mediterranen Raum haben gegen autoritäre Füh-

rer, Korruption und das Fehlen einer legalen Oppo-

sition gekämpft. Aber ihre Ziele haben bislang 

noch den Charakter recht allgemein gefasster Kon-

zepte – Würde, Gerechtigkeit und Freiheit – und 

müssen noch konkrete und realisierbare Formen 

annehmen. Wenn die hehren Ziele die arabischen 

Länder in eine bessere Zukunft führen sollen, müs-

sen sie danach trachten, Wohlstand, gute Regie-

rungsführung, Rechtstaatlichkeit und Respekt vor 

den Menschenrechten auf breiter Ebene durchzu-

setzen. Die EU sollte ein wichtiger Partner in die-

sem Projekt sein. 

Menschenrechte und Politik:  
Demokratische Partizipation

Nach der fortgesetzten Missachtung der Menschen-

rechte durch mehrere autoritäre Regime, die die 

Freiheit aktiv unterdrückt haben, erlebt die arabi-

sche Zivilgesellschaft einen historischen Augen-

blick, in dem sie stärker als je zuvor zum Impuls-

geber für mehr Respekt vor dem Individuum und  
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dessen Rechten werden kann. Diese müssen von 

der Verfassung garantiert und vom Gesetz geschützt 

werden. 

Europa kann das Verständnis dafür fördern, 

dass die Anerkennung der Menschenrechte – 

sowohl individuell als auch kollektiv – vorange-

trieben werden sollten. Kultur hat eine wichtige 

Rolle dabei gespielt, den Mittelmeerdialog zu stär-

ken, und zusammen mit der Förderung von Wis-

senschaft und Bildung kann Kultur eine Reihe 

dauerhafter Änderungen bewirken. Trotz intensi-

ver Bemühungen beim Auf- und Ausbau kultureller 

Infrastruktur und von Kulturprogrammen braucht 

es noch viel Arbeit, um das verfügbare Potenzial in 

der arabischen Welt voll auszuschöpfen.

Frauen waren in beinahe allen Bewegungen 

und Revolutionen in der arabischen Welt sehr prä-

sent, doch es bleibt noch abzuwarten, ob sie auch 

in den neuen politischen Szenarien eine wichtige 

Rolle spielen können. Viele beklagen bereits, dass 

ihre Situation sich auch in den neuen Demokratien 

nicht grundlegend ändern wird. 

Hilfe bei der Demokratisierung:  
Das SPRING-Programm der Europäischen 
Union

Die Europäische Union reagiert auf die dringlichen 

sozio-ökonomischen Herausforderungen, denen 

sich ihre Partnerländer im südlichen Mittelmeer 

stellen müssen, und unterstützt diese bei ihrem 

Übergang zur Demokratie. Die EU hat als Antwort 

auf den ‚Arabischen Frühling‘ 2011 das SPRING-

Programm ins Leben gerufen.1 Es soll den Ländern 

des südlichen Mittelmeers beim Übergang in die 

Demokratie und beim Aufbau von Institutionen 

helfen.

Das SPRING-Programm ist dabei auf die Not-

wendigkeiten eines jeden Landes zugeschnitten, 

1   Vgl. Action fiche for the southern Neighborhood region pro-
gramme. Support for partnership, reforms and inclusive growth 
(SPRING) (http://ec.europa.eu/europeaid/documents/aap/2011/
af_aap-spe_2011_enpi-s.pdf).

je nachdem, wie der demokratische Fortschritt des 

jeweiligen Landes eingeschätzt wird, und es funk-

tioniert gemäß dem Prinzip des ‚Mehr für Mehr‘. 

Dies bedeutet, dass ein Land umso mehr Unterstüt-

zung durch das SPRING-Programm erhalten kann, 

je mehr es in seinen demokratischen Reformen 

und beim Aufbau von Institutionen bereits voran-

gekommen ist. 

Abhängig vom Rhythmus des jeweiligen Lan-

des darf man konkrete Ergebnisse in den Bereichen 

Menschenrechte und Grundfreiheiten, demokra-

tische Regierungsführung, Vereinigungsfreiheit, 

freie Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit 

sowie Presse- und Medienfreiheit erwarten. Mit 

Fortschritten in der öffentlichen Verwaltung, der 

Rechtstaatlichkeit und im Kampf gegen Korrup-

tion ist ebenfalls zu rechnen. Umfassendes nach-

haltiges Wachstum und ökonomische Entwick-

lung sollten ein klares Ziel sein. Ergebnisse lie-

gen bereits auf zahlreichen Gebieten vor, unter 

anderem gibt es bessere Rahmenbedingungen für 

Unternehmensgründungen, eine wachsende Zahl 

kleiner und mittelständischer Unternehmen sowie 

Ansätze zur Minderung sozialer und ökonomischer 

Unterschiede.

Insgesamt handelt Europa in der Annahme, 

dass größere politische Offenheit, mehr Demokra-

tie und Freiheit zum Abbau von Ungleichheit, von 

Diskriminierung aufgrund von Geschlechtszuge-

hörigkeit und zum Ende des Terrorismus führen – 

mit anderen Worten, zu einer sichereren Welt, für 

Europa und für das betreffende Land. 

Unserer Meinung nach litt Europas Versuch, 

eine strategische Partnerschaft mit der arabischen 

Welt einzugehen, bislang unter der schlechten 

Verwaltung, unter einer gewissen Orientierungs-

losigkeit und war teilweise unterfinanziert. Für die 

Unterstützung autoritärer und autokratischer Regi-

mes – mit der gängigen Entschuldigung, dadurch 

den Terrorismus und den radikalen Islamismus 

aufzuhalten – wurde ein hoher Preis bezahlt.
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Mit der Situation verbunden ist das Thema des ara-

bisch-israelischen Konflikts. Bei der Stabilisierung 

dieser Weltregion sollte das klare Bekenntnis zum 

Frieden unter allen beteiligten Akteuren eine zen-

trale Rolle spielen. Die Beziehung Israels zur arabi-

schen Welt ist unlösbar verknüpft mit vielen loka-

len arabischen Angelegenheiten. 

Die Antwort der EU auf den ‚Arabischen 
Frühling‘: Der Aufbau der Zivilgesellschaft

Der Bericht ‚Eine Neue Antwort auf eine Nachbar-

schaft im Wandel – eine Überprüfung der europäi-

schen Nachbarschaftspolitik‘ ist das Ergebnis einer 

umfassenden Revision der europäischen Nachbar-

schaftspolitik aus dem Jahr 2011.2 Er formuliert 

einen neuen Zugang zu den Nachbarn der EU im 

Osten und Süden, der auf wechselseitige Verant-

wortlichkeit und einem geteilten Bekenntnis zu 

universalen Werten, zu internationalen Menschen-

rechtsstandards, zu Demokratie und Rechtstaat-

lichkeit gegründet ist. 

Indem dieser Bericht die Rolle der Zivilgesell-

schaft in der Politik und bei der Aufgabe, Regie-

rungen zur Verantwortung zu ziehen, anerkennt, 

verpflichtet er diese auch zu einer stärkeren Betei-

ligung zivilgesellschaftlicher Kräfte. Nichtstaatli-

che Akteure sollen dabei unterstützt werden, bei 

der Initiierung, der Steuerung und der Evaluierung 

von EU-Programmen ihre Interessen wahrzuneh-

men und ihre Rolle auszufüllen.

Der Bericht ebnet außerdem den Weg für 

ein intensiveres Engagement all der Interessens-

gruppen, die bereits an der Ausformung der Ost-

Partnerschaft beteiligt sind. Am wichtigsten ist 

jedoch, dass er den aktiven Aufbau von zivilge-

sellschaftlichen Strukturen vorsieht, um auch 

2  Eine Neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel – eine 
Überprüfung der europäischen Nachbarschaftspolitik. Gemein-
same Mitteilung der Hohen Vertreterin der Europäischen Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kommis-
sion. Brüssel, 25. Mai 2011 (http://ec.europa.eu/world/enp/pdf/
com_11_303_de.pdf).

nichtstaatlichen Akteuren Finanzmittel zur Ver-

fügung stellen zu können. Dieser Aufbau ist auch 

erwähnt im Bericht ‚Eine Partnerschaft mit dem 

südlichen Mittelmeerraum für Demokratie und 

gemeinsamen Wohlstand‘,3 in dem die Antwort 

der EU auf die jüngsten Ereignisse im benachbar-

ten Süden formuliert ist.

Der Aufbau von Zivilgesellschaften bei den 

Nachbarn Europas besteht aus drei Grundelemen-

ten, die in den Jahren 2011 bis 2013 gefördert wer-

den sollen:

• �Die Fähigkeit der Zivilgesellschaften soll durch 

den Austausch von ‚Good practice‘-Beispielen und 

durch Schulungen gestärkt werden, um nationale 

Reformen zu fördern und die öffentliche Verant-

wortung zu stärken sowie zivile Akteure dazu zu 

befähigen, Reformen auf nationaler Ebene inten-

siver voranzutreiben und dadurch stärkere Part-

ner bei der Implementierung von Zielen der euro-

päischen Nachbarschaftspolitik zu werden.

• �Nichtstaatliche Akteure sollen über regionale 

und landesweite Projekte gestärkt werden, in 

denen die zur Verfügung stehenden Finanzmit-

tel durch themenbezogene Programme und Ver-

anstaltungen ergänzt werden.

• �Der Zivilgesellschaft soll ein umfassender Zugang 

zu Reformvorhaben ermöglicht werden, indem 

die Beteiligung von nichtstaatlichen Akteuren 

im nationalen politischen Dialog gefördert wird 

und bilaterale Programme eingerichtet werden.

Eine neue geopolitische Strategie für den 
Mittelmeerraum

Kurz, die EU braucht eine Revision ihrer globa-

len Strategie gegenüber der arabischen Welt. Sie 

muss eine sehr viel aktivere Rolle spielen, um die  

Integration der Region zu unterstützen. Eine kohä- 

3  Eine Partnerschaft mit dem südlichen Mittelmeerraum für 
Demokratie und gemeinsamen Wohlstand. Brüssel, 8. März 2011 
(http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2
011:0200:FIN:de:PDF).
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rentere Politik der EU gegenüber der arabischen 

Welt sollte solch grundlegende Themen wie wirt-

schaftliche Kooperation und Integration, wissen-

schaftliche und bildungspolitische Zusammen

arbeit, Kulturdialog und Grundrechte, Energie 

und Klimawandel, Konfliktlösung, Stabilität und 

regionale Sicherheit sowie gute Regierungsfüh-

rung, Demokratisierung und Beziehungen der 

Zivilgesellschaften untereinander umfassen. In 

der momentanen Situation sollten diese Bereiche 

von den EU-Politikern als Grundelemente einer 

nachhaltigen strategischen Annäherung betrach-

tet werden. Damit die Union für das Mittelmeer 

wirklich Einfluss nehmen kann, muss sie mit den 

finanziellen und politischen Mitteln ausgestattet 

werden, die ihrem Wegbereiter, dem Barcelona-

Prozess, verweigert worden waren. In Bezug auf die 

Golfstaaten muss die EU über die Freihandelsab-

kommen hinaus auf die grundlegenden Vorausset-

zungen für Kooperationen zurückkommen – auch 

wenn es bedeutet, dass sie bilaterale Freihandelsab-

kommen mit jedem Land einzeln schließen muss.

 

Die Elemente der früheren EU-Politik waren 

vor dem Hintergrund strategischer Überlegungen 

in Folge der Osterweiterung der EU und angesichts 

der Herausforderungen durch Sicherheitsfragen, 

Terrorismus und der Migrationsbewegungen, wie 

sie aus dem Süden erwartet wurden, entwickelt 

worden. Aber die europäische Idee, eine Zone 

gemeinsamen Wohlstands zu etablieren, die für 

Stabilität und Sicherheit im Mittelmeerraum sor-

gen könnte, muss erst noch Früchte tragen. Das 

Einkommensgefälle zwischen den nördlichen 

und südlichen Regionen des Mittelmeers klafft 

immer noch weit auseinander, und zum jetzigen 

Zeitpunkt wäre es anmaßend zu behaupten, dass 

die EU-Mittelmeerpolitik dabei geholfen hätte, die 

andauernden Konflikte in der Region zu lösen.

 

Hilfsmittel auf dem Weg zur Demokratie

Die EU muss den Übergang zur Demokratie in den 

Ländern der Mittelmeerregion erleichtern. Mona-

telang war der ‚Arabische Frühling‘ das zentrale 

Thema vieler Debatten der Experten und der aka-

demischen Welt, der Presse und auch der internati-

onalen Organisationen. Angesichts dessen ist man 

geneigt zu fragen, welche Instrumente die EU den 

arabischen Ländern bei ihrer Demokratisierung 

tatsächlich zur Verfügung zu stellen gedenkt?

Das Bekenntnis der EU zu den Menschenrech-

ten wurde durch den Vertrag von Lissabon bekräf-

tigt. Dieser erklärt Menschenrechte, Demokratie 

und Rechtstaatlichkeit zu den wichtigsten Zielen 

der EU-Außenpolitik. Um diese Ziele zu erreichen, 

sind bereits verschiedene Instrumente vorhanden. 

Sie reichen vom politischen Dialog über den dip-

lomatischen Austausch bis hin zu verschiedenen 

Formen finanzieller und technischer Zusammen-

arbeit. 

Dazu gehört auch das ‚Stabilitätsinstrument‘,4 

das 2006 entworfen wurde, um den zahlreichen 

Herausforderungen an die globale Sicherheit und 

Entwicklung in den Jahren 2007 bis 2013 zu begeg-

nen. Ziel ist, stabile Bedingungen für Entwicklung, 

die Wirtschaft sowie die Verbreitung der Men-

schenrechte, der Demokratie und der grundlegen-

den Freiheiten zu gewährleisten. Die zur Verfü-

gung gestellten Mittel für die Periode von 2007 bis 

2013 umfassen 2,06 Milliarden Euro und sind für 

Projekte im Bereich der Entwicklungszusammen-

arbeit sowie für die finanzielle, wirtschaftliche 

und technische Zusammenarbeit mit Drittländern 

vorgesehen. Das Stabilitätsinstrument besteht aus 

zwei Teilen. Zum einen gibt es eine Komponente 

mit kurzen Fristen, die vom Generaldirektor für 

4  Siehe die Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. November 2006 zur Schaffung 
eines Instruments für Stabilität [Amtsblatt L 327 vom 24.11.206] 
(http://europa.eu/legislation_summaries/external_relations/
relations_with_third_countries/asia/l14171_de.htm).
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Außenbeziehungen verwaltet wird. Sie reagiert 

schnell in Notsituationen und auf humanitäre und 

politische Krisen. Die Komponente mit langen Fris-

ten, die von EuropeAID, der Koordinationsstelle für 

die praktische Umsetzung der europäischen Ent-

wicklungspolitik, verwaltet wird, leistet Hilfe bei 

der Entwicklung von politischer Zusammenarbeit 

unter politisch stabilen Bedingungen.

Die ‚Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP)‘ 5 

ist 2004 von der Europäischen Kommission infolge 

der EU-Erweiterung am 1. Mai 2004 ins Leben geru-

fen worden. Das Projekt deckt 17 Länder an den 

Grenzen der EU ab, die vom Beitrittsprozess nicht 

direkt betroffen sind, darunter die zehn Länder der 

Euro-mediterranen Partnerschaft (Algerien, Ägyp-

ten, Israel, Jordanien, Libanon, Libyen, Marokko, 

Palästina, Syrien und Tunesien). Eine Revision der 

ENP erfolgte im April 2011. Demnach unterhält die 

EU eine spezielle Beziehung mit ihren Nachbarn, 

die auf dem gegenseitigen Bekenntnis zu gemein-

samen Werten beruht (wie Demokratie und Men-

schenrechten).

Das Herzstück der ENP beruht auf den bila-

teralen ‚ENP-Aktionsplänen‘, die von der EU und 

dem jeweiligen Partner beschlossen werden und 

die unter anderem Dialog und politische Reform, 

Zusammenarbeit, soziale Entwicklung sowie wirt-

schaftliche und humanitäre Zusammenarbeit 

vorsehen. Die ENP baut dabei auf bereits beste-

henden Übereinkünften auf. So versteht die EU 

ihre Beziehungen mit dem südlichen Mittelmeer-

raum und dem Mittleren Osten als Teil der Euro-

mediterranen Partnerschaft auf der Grundlage 

der Barcelona-Deklaration von 1995 und setzt ihre 

Anstrengungen auf dieser Grundlage weiter fort. 

Auf Initiative des damaligen französischen Präsi-

denten Jacques Chirac hatte der Barcelona-Prozess 

die Euro-mediterrane Partnerschaft in den Berei-

chen Sicherheit, Entwicklung und Kultur zwischen 

der EU und zehn weiteren Ländern am Mittelmeer 

5  Europäische Kommission: Europäische Nachbarschaftspolitik 
(http://ec.europa.eu/world/enp/index_de.htm).

begründet. Dazu gehören Algerien, Ägypten, Israel, 

Jordanien, Libanon, Marokko, Syrien, Tunesien, die 

Türkei und die palästinensischen Autonomiege-

biete. Libyen und Irak haben Beobachter-Status. 

Der Barcelona-Prozess enthielt ein gemeinsames 

Arbeitsprogramm, das darauf abzielte, „ein umfas-

sendes Gebiet des Friedens, der Sicherheit und des 

geteilten Wohlstands“ zu errichten, in Verbindung 

mit dem Respekt vor der Erklärung der univer-

sellen Menschenrechte, der Entwicklung huma-

ner Ressourcen, der Vertiefung des Verständnis-

ses zwischen den Kulturen und der Förderung des 

Austauschs zwischen Zivilgesellschaften durch 

eine Freihandelszone. Auf Initiative von Präsident 

Nicolas Sarkozy ist dann am 13. Juli 2008 die Union 

für das Mittelmeer gegründet worden (UPM). Sie ist 

dazu gedacht, den Barcelona-Prozess neu zu bele-

ben. 

Neben der ENP wurde das so genannte ‚Euro-

päische Nachbarschafts- und Partnerschafts-Inst-

rument (ENPI)‘,6 ebenfalls für die Periode von 2007 

bis 2013, entwickelt. Es stellt die Fortführung des 

früheren Kooperationsprogramms TACIS (für die 

Länder Osteuropas) sowie MEDA (für die Mittel-

meerländer) dar. Gemäß seiner Zielsetzung unter-

stützt ENPI den Übergang zu Demokratie und zur 

Ausbreitung der Menschenrechte sowie zu einer 

nachhaltigen Entwicklung und einer Politik des 

Gemeinwohls. ENPI zielt außerdem darauf ab, die 

Zusammenarbeit zwischen Mitgliedsländern der 

EU und Nachbarländern außerhalb der EU-Gren-

zen zu stärken. Innerhalb dieses Rahmens wird die 

Expertise von EU-Mitgliedern und Empfängerlän-

dern zusammengeführt, um die Zusammenarbeit 

zu stärken und zu intensivieren. 

Das Instrument ‚Programm für den Informati-

onsaustausch über technische Hilfe (TAIEX)‘ 7 wird 

von ‚EuropeAID‘ und der Generaldirektion ‚Enlarge

ment Europe‘ verwaltet. Das Programm zielt auf  

6  Europäische Kommission: Europäische Nachbarschaftspolitik 
(http://ec.europa.eu/world/enp/funding_de.htm).

7  Europäische Kommission: Erweiterung (http://ec.europa.eu/
enlargement/glossary/terms/taiex_de.htm).
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die Stärkung politischer und wirtschaftlicher Zu

sammenarbeit im Bereich des Gemeinschafts-

rechts. 

Die ‚Neighbourhood Investment Facility (NIF)‘ 8 

richtet sich an die Regierungen und leistet zusätz-

liche Hilfe für Partnerländer, die bei der Umset-

zung der Übereinkünfte aus dem Aktionsplan am 

weitesten fortgeschritten sind. Dieses Instrument 

ermöglicht Darlehen der Europäischen Investment 

Bank (EIB) mit Bürgschaft des EU-Budgets für wirt-

schaftliche Entwicklung und Integration der Part-

nerländer des Mittelmeers.

So haben die europäischen Institutionen be

reits zahlreiche Aktivitäten unternommen, um den 

arabischen Ländern bei ihrer Demokratisierung zu 

helfen. Als Antwort auf die arabischen Revoluti-

onen hat die Europäische Kommission gleich zu 

Beginn 30 Millionen Euro für humanitäre Hilfe 

und 17 Millionen für die Demokratisierung Tunesi-

ens bereitgestellt. Auf Initiative des europäischen 

Parlaments wurde die Summe von einer Milliarde 

Euro bereitgestellt.

Die Partnerschaft für Demokratie und gemein-

samen Wohlstand muss auf drei Achsen entwickelt 

werden:

• �zielorienterte Unterstützung von demokrati-

schem Wandel und dem Aufbau von Instituti-

onen mit besonderer Betonung der Menschen-

rechte, konstitutioneller und juristischer Refor-

men und dem Kampf gegen Korruption,

• �enge Partnerschaft mit der Gesellschaft inklu-

sive Unterstützung der zivilgesellschaftlichen 

Kräfte sowie bessere Möglichkeiten für zwischen-

menschliche Kontakte besonders für die Jugend,

• �Unterstützung der wirtschaftlichen Transforma-

tion.

Aus dem Englischen von Mirjam Schneider

8   Europäische Kommission: Investitionsförderung durch die 
Nachbarschaftsinvestitionsfazilität (NIF) (http://ec.europa.eu/
europeaid/where/neighbourhood/regional-cooperation/irc/
investment_de.htm).

Der Beitrag gründet auf einem Vortrag, den der Autor 

auf dem Symposium ‚The Mediterranean: Cultural Dia-

logue after the Arab Spring‘ (Barcelona, 28. Oktober  

2011) gehalten hat. Die Tagung wurde vom Charlema-

gne Institute for European Studies (ICEE), der Universi-

tat Internacional de Catalunya (UIC) und dem Institut 

für Auslandsbeziehungen e.V. (ifa), Stuttgart und Berlin, 

veranstaltet.

Marc Gafarot ist Journalist und politischer Kommen-
tator und arbeitet für mehrere katalanische Zeitungen 
und Zeitschriften. Er war für das Medienunternehmen 
‚Bloomberg LP‘ in London sowie in Lateinamerika für 
‚Summit Communications‘ tätig sowie als parlamen-
tarischer Berater für das Europa-Parlament in Brüssel 
und Straßburg.
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‚Europäische Mittel
meerpolitik‘ –  
aus kritischer Perspektive

von François de Bernard (Toulouse/Paris)

Hinweis:

Seit langem bin ich gewohnt, Themen, die man 

mir nennt und anvertraut, so zu nehmen, wie man 

sie mir genannt hat, ohne die vorgeschlagene For-

mulierung zu diskutieren. Ich vertraue meinen 

Auftraggebern. Im vorliegenden Fall lautete mein 

Auftrag, das Thema ‚eine‚kritische Sicht auf die  

Mittelmeerpolitik Europas‘ zu behandeln. Obwohl 

ich überhaupt nicht sicher bin, Sinn und Bedeu-

tungsumfang des Begriffs ‚Mittelmeerpolitik Euro-

pas‘ zu kennen, habe ich diesen Auftrag akzeptiert. 

Nur habe ich mir erlaubt, den Begriff in Anfüh-

rungszeichen zu setzen und ihn in mit dem Zusatz 

‚aus kritischer Perspektive‘ zu verbinden.

Hat der Auftraggeber tatsächlich von einer 

„Mittelmeerpolitik Europas“ gesprochen?

Die ‚Mittelmeerpolitik Europas‘ zu hinterfra-

gen, heißt einerseits zu fragen, was sie ausmacht, 

was ihr Konsistenz, Homogenität, Harmonie geben 

könnte…, und andererseits, wenn man sie identi-

fiziert und beschrieben hat, zu untersuchen, wel-

chen Wert sie hat, und ob sie stichhaltig, genau, 

wirksam ist – all dies jeweils unter verschiedenen 

Gesichtspunkten.

Um zum Kern der Sache zu kommen: Es wäre 

verführerisch, sich insbesondere auf dem begrenz-

ten Raum, der in einem Sammelband zur Verfü-

gung steht, damit zufrieden zu geben zu beweisen, 

dass eine solche ‚Politik‘ gar nicht existiert. Zahl-

reiche Argumente könnten eine solche Reduktion 

rechtfertigen. Die allgemeine Zusammenhang

losigkeit dessen, was ‚auf europäischer Ebene‘ (das 

heißt, auf der Ebene der Europäischen Union, der 

Kommission, des europäischen Parlaments, aber 

auch auf der Ebene der verschiedenen Mitglied-

staaten – vom Europarat und anderen Instanzen 

gar nicht erst zu reden) seit zwei oder drei Jahr-

zehnten tatsächlich praktiziert wird, vor allem 

das Chaos der fünf letzten Jahre (2008 bis 2012), 

würde dies rechtfertigen. Wenn man durchaus 

auch davon sprechen kann, dass der Ausdruck 

‚Mittelmeerpolitik‘ nur ein Oxymoron ist, ein inne-

rer Widerspruch, wäre es tatsächlich bequem, an 

einer ‚europäischen Mittelmeerpolitik‘, die nach 

einer noch nicht gefundenen Position sucht, über-

haupt zu zweifeln.

Ich folge aber nicht der Versuchung, das Thema 

Mittelmeerpolitik auf diese Weise abzutun und 

schlage stattdessen vor, ‚so zu tun‘, als gäbe es diese 

Politik, trotz der Schwierigkeit, ihr überzeugende 

Konturen zu verleihen, und trotz der theoretischen 

wie auch praktischen Probleme, die sie aufwirft. 

Ich werde so an die ‚europäische Mittelmeerpoli-

tik‘ herangehen, als ob sie ein identifizierbares 

und relativ einheitliches ‚Corpus‘ wäre, trotz aller 

Flüchtigkeit, ihrer mangelnden Stabilität und ihrer 

Unzuverlässigkeit.

Warum diese Überlegungen, die wie eine 

Konzession an den politischen Diskurs und die 

medialen Verkürzungen aussehen könnten, die 

die Szene beherrschen? Ganz einfach, weil sich 

alles abspielt, ‚als ob‘ es den Wunsch nach einer 

gemeinsamen Politik wirklich gäbe, der freilich, 

wenn es ihn denn gibt, ein unbeständiger, fragi-

ler, wenig motivierter Wunsch ist, der auch nicht 

mit politischem Willen, mit Aussagekraft, noch 

auch mit der nötigen Entschlossenheit verbunden 

ist, eine solche Politik zu entwickeln und sie dann 

mittel- und langfristig ‚nachhaltig‘1 umzusetzen.  

1  Bei diesem Wort handelt es sich um eine geradezu obsessive 
Übereinkunft in einer Epoche, die darin ein magisches Gegenmit-
tel gegen die Irrtümer der Vergangenheit sieht. Zum Ursprung 
vgl. den Brundtlandt-Report von 1987: ‚Our Common Future‘.
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Nachdem dies erst einmal festgehalten ist, sollte 

man nicht nur die Misserfolge und die Ungeschick-

lichkeiten nennen und brandmarken, die eingetre-

ten beziehungsweise begangen worden sind, son-

dern man sollte sich auch fragen, welcher Art der 

‚Wunsch‘ Europas nach einer gemeinsamen Politik 

ist (wenn es denn einen gibt), ob es überhaupt die 

Möglichkeit einer authentischen Politik gibt, und 

wenn ja, wie man sie ‚besser‘ machen könnte als 

die gegenwärtige.

Ich werde also im folgenden unterscheiden 

zwischen 1) dem, was als Ersatz für eine wirkliche 

Politik fungieren könnte, 2) den unterschiedlichen, 

disparaten und zusammenhanglosen Politiken, 

die von Ländern oder Gruppen von Ländern der EU 

praktiziert beziehungsweise einfach ausprobiert 

werden, 3) dem, was kommen könnte.

Das Webmuster einer  
‚europäischen Mittelmeerpolitik‘ ist 
komplex und undeutlich

Was also wäre das Webmuster der – unauffindba-

ren – ‚europäischen Mittelmeerpolitik‘? Hypothe-

tisch formuliert: Es ist aus ‚guten‘ und ‚schlechten‘ 

Motiven bunt gewoben.

Bei den ‚guten Motiven‘ 2 unterscheide ich fünf 

Schichten:

Die erste Schicht ist der Wille zu einer fort-

schreitenden, langfristigen ‚Angleichung‘ der poli-

tischen Systeme, der wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Bedingungen, der Niveaus von Bildung 

und Ausbildung, der Lebensbedingungen. Anglei-

chung auch bei der Durchsetzung des Rechtsstaats, 

eines freien Zugangs zu den Grundrechten und zum 

öffentlichen Gut… und zwar in allen Ländern des 

Mittelmeerraums,3 in Nord und Süd, Ost und West!

2  Sie finden sich insbesondere im europäischen Programm 
‚Euro-Mediterranean Partnership (EUROMED)‘.

3  Der Begriff wird hier in einem konventionellen Sinn verwen-
det und umfasst die Länder der EU, die Türkei, den Maghreb und 

Die zweite Schicht ist der Wille, auf eine befrie-

digende Weise und in gegenseitigem Einverneh-

men die einseitigen ‚Wanderungsströme‘ so zu 

regulieren, dass sie für die betroffenen Länder 

weniger Chaos und Störung bedeuten.

Die dritte Schicht ist die ‚Förderung des Aus-

tauschs‘ auf allen Gebieten, in Handel, Industrie, 

in der Wissenschaft, im Bereich der Kultur, der Bil-

dung, des Tourismus und anderen Bereichen.

Die vierte Schicht ist der Beitrag zur ‚Demokra-

tisierung‘ und zur Förderung der Menschrechte in 

der Rechtswirklichkeit derjenigen Länder des Mit-

telmeerraums, die im genannten Bereich, der seit 

1948 für die Völkergemeinschaft als wesentlich 

betrachtet wird, keine oder nur ungenügende Fort-

schritte machen (oder wo sogar ein Rückschritt 

erfolgt).

Das fünfte ‚gute‘ Motiv ist der direkte und indi-

rekte Beitrag zur Herstellung oder Festigung des 

Friedens in oder zwischen den betreffenden Län-

dern am Mittelmeer.

Bei ‚schlechten Motiven‘ kann man genauso 

viele ‚Fäden‘ erkennen, die in das Muster eingewo-

ben sind:

Der erste dieser ‚Fäden‘, das sind die Interessen 

der Wirtschaft, der Industrie, der Finanzwelt; Inte-

ressen, die meist blind und kurzfristig sind. Moto-

ren der Politik sind offensichtlich diese pragmati-

schen Interessen. Diese wirken sich aber auch auf 

den Sinn, die Ziele, die inhärente Qualität der Poli-

tik aus.

Der zweite ‚Faden‘, das sind vor allem die Inte-

ressen, die mit Erdöl und Energie zusammenhän-

gen. Die Länder des ‚Nordufers‘ wollen diese Inte-

ressen nicht bedroht sehen, während sich einige 

Länder des Südufers ihrer Rolle als Lieferanten 

wohl bewusst sind.

Der dritte ‚Faden‘, das ist das gegenwärtig wach-

sende Bedürfnis nach einer Erweiterung der EU-

Grenzen ‚nach Süden‘. Dafür gibt es ein ganzes 

den Maschrek (also auch einige Bezeichnungen, die als solche 
umstritten sind).
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Ensemble von Gründen, die sich wechselseitig 

ergänzen, wenn sie sich nicht ausschließen: zu 

wenige oder überhaupt nicht verfügbare Res-

sourcen, die demographische Entwicklung, ‚neue 

Märkte‘, die Notwendigkeit, gegenüber anderen 

Mächten ein Gegengewicht zu schaffen…

Der vierte ‚Faden‘, das ist die Widersprüchlich-

keit der Einstellung zu den bereits bei den ‚guten‘ 

Motiven genannten ‚Wanderungsströmen‘. Denn 

es geht ja nicht nur darum, diese Ströme im Sinne 

eines geopolitischen ‚fine tuning‘ zu ‚regulieren‘. 

Man muss auch in der öffentlichen Meinung einen 

Wechsel herbeiführen, in einer öffentlichen Mei-

nung, die nach mehr als drei Jahrzehnten einer 

durch hohe Arbeitslosigkeit geprägten Krise immer 

noch keine politische und gesellschaftliche Ant-

wort auf eine solche Erfahrung hat. Auch nachdem 

man ihr den Sündenbock, der an den internen Pro-

blemen der Länder des Nordufers schuld sein soll, 

zum Fraß vorgeworfen hat: den Einwanderer aus 

dem Süden, illegal oder nicht, gut integriert oder 

nicht, dem man aber auf alle Fälle unterstellt, 

ernstlich das ‚am Rande einer Implosion stehende 

Sozialsystem‘ des Nordens zu bedrohen…

Was den letzten und ältesten ‚Faden‘ des Web-

musters betrifft, so ist dies nichts anderes als die 

Rückkehr der kolonialen und postkolonialen Ver-

drängung. Es geht dabei um die Entwicklung einer 

‚Mittelmeerpolitik‘, die die Funktion hat, zugleich 

geschichtliche Aufarbeitung zu vermeiden, das 

heißt, kolonial bedingte Schulden anzuerken-

nen, Reue zu zeigen. Es geht aber auch darum, die 

Bedingungen für eine Politik wiederherzustellen, 

die zwar nicht die Bezeichnung ‚kolonial‘ tragen 

dürfte, die aber doch die wesentlichen Attribute, 

den Nutzen sowie auch ganz konkrete Vorteile im 

Sinne der Länder des Nordufers bewahren würde, 

die diese Politik anstreben…

Die Überschneidungen und das komplexe Ge

webe der ‚guten‘ und der ‚schlechten‘ Motive, die 

im Gefüge dessen wirken, was man als tatsächli-

ches Corpus einer ‚europäischen Mittelmeerpoli-

tik‘ betrachten könnte, erklären zu einem großen 

Teil die zahlreichen Widersprüchlichkeiten dieser 

Politik, zu der man aber als Ganzes nicht steht.

Es ist wichtig hervorzuheben, dass diese oft sehr 

alten Widersprüchlichkeiten, seit dem Ereignis, 

das man als neue ‚schwerste Krise der Europäi-

schen Union‘ bezeichnen könnte, nicht nur sicht-

barer, sondern auch viel problematischer geworden 

sind. Diese Krise hat sich seit dem zweiten Halb-

jahr 2007 auf dem Feld einer Finanz- und Staats-

krise entfaltet, die andere entscheidende Aspekte 

verdeckt hat: nämlich eine moralische, instituti-

onelle und politische Krise, die inzwischen kein 

wesentliches Thema der europäischen Civitas aus-

gespart hat.

Die Widersprüche im Zentrum der  
‚Mittelmeerpolitik Europas‘

Das ontologische Problem der ‚Mittelmeerpolitik 

Europas‘ ist, dass sie die beiden Säulen der aristo-

telischen Logik überhaupt nicht beachtet, nämlich 

den Satz vom Widerspruch, also der Nicht-Wider-

sprüchlichkeit, und den Satz des ‚Ausgeschlosse-

nen Dritten‘.4 Nun aber ist der rote Faden in die-

ser Politik, auf deren Webmuster ich aufmerksam 

gemacht habe, exakt die ständige Widersprüch-

lichkeit, eine Widersprüchlichkeit, die in unter-

schiedlichsten Nuancen durchdekliniert wird und 

von der man annehmen darf, dass sie die Ursache 

für alle Hindernisse ist, die einem wirklichen und 

ernsthaften Fortschritt in Richtung auf eine his-

torische ‚Entente‘ oder ‚Allianz‘ der europäischen 

und der Mittelmeerländer entgegenstehen.5

Welches sind diese Widersprüchlichkeiten? 

Es wäre sehr anstrengend, ein systematisches und 

durchreflektiertes Inventar zu erstellen. Ich gebe 

mich damit zufrieden, einige emblematische Figu-

ren zu entwerfen und diese zeitlich zu positionie-

ren: 1) vor dem ‚Arabischen Frühling‘ 6, und 2) seit 

dem Beginn des ‚Arabischen Frühlings‘.

4  Vgl. Aristoteles: Metaphysik, Buch Gamma, Kap. 3, 1005b ff.

5  Das ist auch der Grund, warum die magisch-politische Anru-
fung einer ‚Union für das Mittelmeer‘ nur Papier und wirkungslos 
geblieben ist.

6  In Wirklichkeit hat die Bewegung, die in der blumigen Spra-
che der Journalisten so bezeichnet wird, früher, Ende Herbst 
2010, begonnen und im Winter 2010/11 ihre Form angenommen.

30
‚Europäische Mittelmeerpolitik‘ – aus kritischer Perspektive



Was die Zeit vor dem besagten ‚Arabischen Früh-

ling‘ und des diesem vorangegangenen Jahrzehnts 

(seit 1997 ?)7 betrifft, so wird man sich wohl der 

Widersprüchlichkeiten erinnern, die sich im 

Schoß der europäischen Gesellschaft, aber auch 

zwischen Ländern der EU, ja sogar in der Kom-

mission oder im Europäischen Parlament gezeigt 

haben, insbesondere in Bezug auf:

• �den ‚Kampf der Kulturen‘, dann auf die ‚Allianz 

der Zivilisationen‘,8

• �die Folgen des 11. September 2001 und den ‚Krieg 

gegen den Terrorismus‘ der Bush jr.-Administra-

tion,

• �kulturelle Diversität und den interkulturellen 

Dialog,

• �die nationalen und europäischen Debatten über 

Laizität und den islamischen Schleier,

• �die neuen ‚Boatpeople‘ im Mittelmeer, also Mig-

ranten in Lebensgefahr,

• �die Reisefreiheit im Rahmen der EU und den 

Schengen-Raum,

• �die tatsächliche Freiheit des industriellen, wis-

senschaftlichen, kulturellen und universitären 

und anderer Formen des Austauschs,

• �die Haltung, die man gegenüber autoritären Regi-

mes des süd- und ostmediterranen Raums ein-

nehmen soll.

Ohne ins Detail jeder dieser Problematiken einzu-

treten und der endlosen Kontroversen, die diese 

hervorgerufen haben – kann man daraus, wenn 

schon nicht einen gemeinsamen Nenner, so doch 

einige gemeinsame Charakteristika ableiten?

Eine etwas radikale, aber nicht karikierende 

Art, die Hauptwidersprüchlickeit, die die ganze 

7  Man bringe den Bericht ‚Unsere kreative Vielfalt‘ der Unesco-
‚Weltkommission Kultur und Entwicklung‘, der 1996 unter der 
Leitung des ehemaligen UN-Generalsekretärs Perez de Cuellar 
publiziert wurde, in Verbindung mit der Veröffentlichung von 
Samuel Huntingtons ‚The Clash of Civilizations and the Remar-
king of World Order‘, ebenfalls 1996 (in Englisch, 1997 in Franzö-
sisch, 1998 in Deutsch) und mit der ganzen Debatte, die auf diese 
beiden Veröffentlichungen gefolgt ist.

8  Zu diesem Thema lese man, mit Gewinn, den Artikel ‚Allianz 
der Zivilisationen‘ des spanischen Philosophen Reyes Mate im 
‚Dictionnaire Critique des mondialisations‘ des GERM (http://
www.mondialisations.org/php/public/art.php?id=21119&lan=DE).

‚europäische Mittelmeerpolitik‘ durchzieht, dar-

zustellen, wäre es, wenn man ihr die Form des 

‚Janus bifrons‘, des doppelköpfigen Gottes Janus 

gäbe. Dieser europäische Janus würde einerseits 

ein humanistisches und einladendes Gesicht zei-

gen (als braves Kind der Aufklärung von 1789, der 

Menschenrechtserklärung von 1848 und des Ver-

trags von Rom…), andererseits ein undurchdring-

liches und starres Gesicht, das zum Ausdruck 

bringt, dass jede Konzession gegenüber den Wer-

ten eines kosmopolitischen Humanismus nicht nur 

durch entsprechende unmittelbare Vorteile kom-

pensiert werden, sondern auch als jederzeit rever-

sibel betrachtet werden muss.

Man kann eine Genealogie dieser Themen ent

werfen (Kampf oder Allianz, Terrorismus, kulturelle 

Diversität, Laizität, Schleier, Migranten, Schengen, 

Erleichterung des Austauschs, Haltung gegenüber 

autoritären Systemen…), die drei sowohl aufeinan-

der folgende als auch gleichzeitige, sowohl räum-

lich als auch zeitlich zu verstehende Momente 

sichtbar macht, Momente, die alle Bestandteile für 

etwas sind, was man ‚europäische Widersprüch-

lichkeit als Norm‘ nennen könnte. 

Diese drei Momente sind: 1) zunächst einmal 

eine Haltung, die wegen des Fehlens einer gemein-

samen Position nur die Haltung einer Mehrheit 

ist, nämlich einen europäischen Humanismus zu 

vertreten, der Menschenrechte, Demokratie und 

Frieden fördert; 2) dann folgt die Rückkehr zu 

einer vermeintlichen ‚Realpolitik‘, die im Namen 

eines als wichtiger betrachteten Konsens (inner- 

europäisch, im Verhältnis von Europa und den Ver-

einigten Staaten von Amerika, im Sicherheitsrat…) 

eine Distanzierung von allen humanistischen Fort-

schritten fordert (also beispielsweise soll man ‚Prä-

ventivkriege‘ nicht grundsätzlich ablehnen, soll 

kulturelle Diversität nicht grundsätzlich fördern, 

soll von unbeschränkter Mobilität von Künstlern 

und Studenten Abstand nehmen); und schließ-

lich 3) die Bestimmung eines ‚mittleren Wegs‘, 

der einer klaren und effizienten Position Europas 

‚als Europa‘ jeden Kredit nimmt, sowie der Rück-

zug auf wachsweiche Übereinkünfte, die nieman-

den zufrieden stellen, weder in den Ländern der 

31
‚Europäische Mittelmeerpolitik‘ – aus kritischer Perspektive



EU, noch in den anderen Ländern des Mittelmeer-

raums, und dabei den Strategien der einzigen wirk-

lichen Großmächte, nämlich den Vereinigten Staa-

ten, China und Russland, freie Bahn lassen.

Im Zusammenhang mit dieser freiwilligen Ver-

stümmelung sollte man festhalten, dass auch vor 

dem so genannten ‚Arabischen Frühling‘ der Inhalt 

der ‚europäischen Mittelmeerpolitik‘ eine ziemlich 

perverse Form der ‚Arbeit am Negativen‘ war, ohne 

Auflösung ihrer Widersprüchlichkeit. Es war vor-

her schon eine ‚Politik‘, bei der die ‚gemeinsamen 

europäischen Errungenschaften‘ wie bei einem 

Palimpsest zugunsten einer Schrift ausgelöscht 

werden, die ein anderes Konzept repräsentiert, das 

den Werten wie dem Projekt Europa fremd ist.

Aber, wird man sagen, was hat sich denn seit 

dem Beginn des ‚Arabischen Frühlings‘ wenn 

schon nicht in der Form, dann vielleicht an der 

Basis geändert? Um darüber zu urteilen, müssen 

wir kurz die ‚europäische Politik‘ gegenüber eini-

gen Länder am Mittelmeer untersuchen, die auf-

grund ihrer objektiven Lage in den Brennpunkt 

besonderer Aktualität geraten sind.

Fangen wir mit Griechenland an, das sich heute 

einer einzigartigen Situation stellen muss. Ohne 

dass hier auf die Faktoren einer noch schwelenden 

Krise eingegangen werden soll, so kann man doch 

sagen, dass deren Besonderheit vielleicht vor allem 

darin liegt, dass Griechenland von den anderen EU-

Ländern ganz wie ein ‚Land des Südens‘ behandelt 

wird – als ob die Kluft zwischen Nord und Süd ver-

lagert und das Gravitätszentrum der EU nach oben 

gewandert wäre, in die angelsächsische und pro-

testantische Nordhälfte. Eine solche Behandlung 

ist aufschlussreich, denn sie setzt voraus, dass man 

glaubt, von einem Land des Südens und einem 

Land des Nordens offenbar nicht dasselbe Verhal-

ten erwarten zu können und vor allem nicht die 

gleichen Tugenden!… Und dass der ‚Süden‘, sei es 

nun das afrikanische Ufer des Mittelmeers, sei es 

sein ‚europäisches‘ Ufer, wesentlich als eine sepa-

rate, besondere Welt zu sehen ist!

Seit langem schon muss auch die Türkei einen Son-

derstatus ertragen. Sie gilt schon seit Homer und 

Herodot9 nicht als europäisches Land, auch nicht 

als afrikanisches, und schließlich auch nicht als 

Land des Mittleren Ostens. Sie gilt als ein großes, 

irgendwie unauffindbares Land! Und dies trotz der 

Faustpfänder – Demokratie und Laizität – die sie 

seit mehr als einem Jahrhundert vermehrt hinter-

legt hat. Aus der Sicht der Europäer in der EU hat 

sie nur Recht auf eine beispiellos sprunghafte und 

ungerechte Behandlung, die beständig schlech-

ter geworden ist, seit die ‚Kandidatur‘ des Landes 

scheinbar auch offiziell auf unbestimmte Zeit abge-

wiesen worden ist.

Was Tunesien betrifft, so hatte es seit Bourguiba 

einen Sonderstatus; übrigens, als ob sein Nachfolger 

keinerlei bemerkenswerte Änderungen im System 

vollzogen hätte. Das Land stand seit den 50er-Jahren 

an der Spitze der Entwicklung zu einer gewissen 

Modernität und hatte den Weg zu weiteren bedeu-

tenden Veränderungen geöffnet. Dennoch wurde 

es zum Opfer schlimmer Vertröstungen sowie der 

Feigheit und der Inkonsequenz seitens der EU als 

Ganzer wie auch seitens mehrerer ihrer Mitglieder, 

insbesondere Frankreichs, das sich gegenüber die-

sem ‚befreundeten‘ Land klar disqualifiziert hat.

Was nun Ägypten betrifft, dieses andere große 

Land, dessen mögliches Abkippen ins Chaos so 

viele Experten beunruhigt hat – wie hat man ihm 

bei seinem Wandel geholfen, wie hat man es be

gleitet, unterstützt? Da ist nur ein Nichts, nur ein 

eloquentes Sich-Fernhalten. Zwischen Zynismus 

und Unbeweglichkeit ist es manchmal schwierig 

zu unterscheiden, besonders wenn man dies nicht 

will – und man hat es eben nicht gewollt.

Libyen – ebenfalls ein gutes Beispiel. Seinen cha-

rismatischen Führer hat man mit allen Ehren emp-

fangen, dann angeprangert, als ob man ihn nicht 

seit vier Jahrzehnten gekannt hätte. Armes Libyen, 

9  Man lese in diesem Zusammenhang wieder einmal Herodots 
‚Historien‘. Im Kapitel ‚Clio‘, § 4, heißt es: „(Die Perser) glauben, 
dass Asien, wie auch die barbarischen Völker, die es bewohnen, 
ihnen gehört. Europa und Griechenland aber betrachten sie als 
einen anderen Kontinent.“
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von dem niemand weiß, wohin es sich entwickelt! 

Es ist ein Ort anstößigster Widersprüchlichkeit der 

Europäer. Man kann nicht behaupten, dass dies 

eine ‚Politik‘ war, es sei denn, man unterstellt, dass 

sie von grausamer Ironie inspiriert war. 

Zu Syrien: Was soll man noch über den Scha-

den sagen, den die Gemeinschaft der europäi-

schen Nationen diesem Land durch ihre Wider-

sprüchlichkeiten seit mehr als einem halben Jahr-

hundert zufügt. Man hat unterstützt oder einfach 

die Augen geschlossen, wenn es galt, energisch 

zu handeln. Man hat Kompromisse gesucht, wo es 

galt, etwas zu verhindern. Und man hat sich wie-

der zurückgezogen, als das Massaker weiter ging. 

So hat man alles verloren: die Achtung der Zivil-

gesellschaft, das Vertrauen der ‚Alternativen‘, und 

so auch jeden Hebel, den man gegen das Regime 

einsetzen könnte. Mit einem Wort: ein großer poli-

tischer Erfolg für Europa!

Was das Israel/Palästina-Thema betrifft, was soll 

man noch sagen, was nicht schon gesagt worden ist 

und das nicht ein bisschen tiefer greift? Stellen wir 

aber dennoch zunächst fest, dass im Unterschied zu 

den vorangegangenen Jahren und Jahrzehnten diese 

Tragödie seit dem so genannten ‚Arabischen Früh-

ling‘ vorläufig in den Hintergrund gestellt worden 

ist, etwa auf die Grenzlinie von Herbst und Winter 

2010. Dies kann wegen der harten Konfrontation 

von Israel und dem Iran ganz sicher nicht andau-

ern. Man muss aber wohl oder übel anmerken, dass 

sich die Europäer, nachdem sie sich bei den großen 

Auseinandersetzungen zwischen Palästinensern und 

Israelis stets ‚abwesend‘ gemeldet hatten – obwohl es 

so aussah, als seien sie sehr besorgt und betroffen – 

jetzt, nach dem ‚Arabischen Frühling‘, aus dem Kon-

flikt ausgeschaltet haben, der seit langem die Region 

und die ganze Welt heimsucht.

Eine ‚Politik‘?

Wenn man an dem Kriterium festhält, dass sich 

eine Politik, die dieser Bezeichnung würdig ist, 

in erster Linie durch Kohärenz und Nachhaltig-

keit auszeichnen muss, dann ist es schwierig, eine 

Aktion oder ein Projekt ausfindig zu machen, das 

aus ‚Brüssel‘ oder ‚Straßburg‘ kommt und diese 

beiden Kriterien zufriedenstellend erfüllt. Von 

den Vorschlägen aus diesem oder jenem Mitglied-

staat, die dann von der Gemeinschaft der für das 

Abenteuer ‚Europa‘ engagierten Länder aufgegrif-

fen und als ‚Mittelmeerpolitik‘ bezeichnet werden, 

wollen wir erst gar nicht reden.

In der Tat, eine ‚Politik‘, die im Wesentlichen 

aus Widersprüchlichkeit gewoben ist, kann nicht 

funktionieren und als echte Politik dienen. Nun 

aber ist dies die Situation, die seit einem Jahrzehnt 

herrscht und die sich seit fünf Jahren ständig ver-

schlechtert.

Ich schlage also vor, dass man das Problem 

umgekehrt anfasst, und dass man sich, anstatt zu 

fragen, wie sich die ‚Mittelmeerpolitik Europas‘ 

rechtfertigen lässt, eher bemühen sollte, a posteri-

ori, im Nachhinein, in den disparaten und inkohä-

renten Entscheidungen Europas einen Zusammen-

hang zu finden: So könnte man für eine künftige 

Politik neue Grundlagen finden. Eine solche Poli-

tik müsste den Umfang der kolonialen Schuld, die 

man in der Vergangenheit gemacht hat, genau so 

anerkennen wie auch eine Verantwortung für das 

lange Zögern und die Widersprüchlichkeiten der 

jüngsten Epoche, die Epoche sowohl der ‚Großen 

Krise‘, aus der wir immer noch nicht herausgekom-

men sind, als auch die Krise des so genannten ‚Ara-

bischen Frühlings‘.

Aus dem Französischen von Bernd Thum

François de Bernard ist Gründungspräsident des GERM,  
des 1999 gegründeten ‚Groupe d’études et de recher-
ches sur les mondialisations‘ – www.mondialisations.
org. Er lehrt und forscht an der Abteilung Philosophie 
und am ‚Institut d’études européennes‘ der Universi-
tät Paris 8 – St. Denis und hat zahlreiche Bücher zu po-
litisch-kulturellen und wirtschaftlichen Themen veröf-
fentlicht. De Bernard ist Berater von Regierungen und 
multilateralen Organisationen sowie Berater für die 
Bereiche Finanzen und Unternehmensstrategien. An 
der Universität Paris 5 – René Descartes hat er früher 
auch internationales Finanzwesen gelehrt.
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Die Zukunft Tunesiens –  
Demokratie, Theokratie 
oder Anarchie?

von Mohamed Haddad (Tunis)

Tunesien, ein kleines Land von 164.000 Quadratkilo

metern und ungefähr elf Millionen Einwohnern, 

ist seit Jahrhunderten zwischen seiner geographi-

schen Nähe zu Europa und seiner kulturellen und 

spirituellen Neigung zur Levante (dem ‚Machrek‘ 

oder dem Nahen Osten) hin- und hergerissen. Man 

kann sogar von einer tunesischen Besonderheit 

sprechen, die aus dieser Situation resultiert. Der 

Aufbau Tunesiens seit dem 19. Jahrhundert vollzog 

sich vor dem Hintergrund der Suche nach einem 

Gleichgewicht zwischen den beiden Bezugspunk-

ten. Heute wird deutlich, dass diese Suche noch 

nicht zu Ende ist. Die ‚Revolution‘ vom 14. Januar 

2011 hat auf drastische Weise eine negative Bilanz 

zu Tage gefördert, die lange von einem beruhigen-

den Diskurs übertüncht worden war, der die Ein-

heit der Nation hervorhob und ausdrücklich dem 

Weg der Modernisierung verpflichtet war.

Die beiden Tunesien

Dem Beispiel des französischen Historikers Émile 

Poulat folgend, der eines seiner Bücher mit dem 

Titel ‚Der Krieg der beiden Frankreiche‘ 1 versehen 

hat, spreche ich von den beiden Tunesien, die seit 

dem 19. Jahrhundert nur mühsam neben einander 

existierten, und deren Schwierigkeiten und kom-

plexe Beziehungen mit den aktuellen Ereignissen 

ganz offensichtlich werden. Seit dem 19. Jahrhun-

dert und bis zum Jahr 2010 hat es eine mehr oder 

1  Poulat, Émile: Liberté, laïcité. La guerre des deux France et le 
principe de la modernité. Paris 1988.

weniger stabile staatliche Ordnung verstanden, 

die Spannungen zwischen den beiden Tunesien 

aufzufangen. Diese Verwaltung wurde zunächst 

vom osmanischen Bey verkörpert, danach folgte 

das französische Protektorat (1881–1956) und, nach 

Ende der Kolonialzeit, die Republik. Es stimmt, 

dass diese Verwaltung oft autoritär war; sie hat 

manchmal auf gewaltsame Mittel zurückgegriffen, 

um ihre Gesetze durchzusetzen. Sie war immer 

näher am ‚modernen‘ als am ‚authentischen‘ Tu

nesien, wenn das zweite auch beweglicher und 

‚umtriebiger‘ war.

Die ‚Revolution‘ hat diese Situation zum ers-

ten Mal umgekehrt. Zum einen gibt es keine 

starke Macht mehr, und die beiden Tunesien sind 

sich selbst ausgeliefert. Zum zweiten ist die aus 

den Wahlen vom 23. Oktober 2011 hervorgegan-

gene Regierung näher am ‚authentischen‘ als am 

‚modernen‘ Tunesien. Natürlich steht der Ausgang 

noch nicht fest; die Wahlen bestanden darin, eine 

Verfassungsgebende Versammlung ins Leben zu 

rufen. Man muss die Parlamentswahlen abwarten, 

die gemäß der neuen Verfassung stattfinden wer-

den, um zu sehen, ob die Tendenz sich festigt oder 

umkehrt. Momentan lassen sich drei Hauptszena-

rien für die Zukunft Tunesiens entwerfen:

1. �Das optimistische Szenario geht von einem Volk 

aus, dem es trotz seiner Differenzen gelingt, eine 

Form des Zusammenlebens zwischen seinen bei-

den Hauptgruppierungen zu finden, die Wider-

sprüchlichkeiten aushält und dafür einen star-

ken, aber demokratischen Staat wiederbelebt, 

der dazu in der Lage ist, die Konflikte zwischen 

den beiden Parteien zu schlichten und dabei poli-

tische Stabilität, wirtschaftliches Wachstum, 

sozialen Zusammenhalt und individuelle Frei-

heiten gewährleistet.

2. �Das mittlere Szenario entwirft ein Volk, das die 

Koexistenz seiner beiden Hauptgruppierungen 

um des sozialen Friedens willens akzeptiert, 

das sie aber nicht in ein einziges Gesellschafts-

modell integrieren noch einen starken Staat 

39
Die Zukunft Tunesiens – Demokratie, Theokratie oder Anarchie?



begründen kann. Wir hätten damit einen ‚liba-

nesischen Führungsstil‘. Der Staat wäre befriedet 

und nichtsdestotrotz zerbrechlich und instabil. 

Das Beispiel Libanon zeigt, dass ein Land in solch 

einer Situation jahrzehntelang existieren kann: 

ohne nationale Einheit, aber auch ohne Bürger-

krieg.

3. �Das pessimistische Szenario schließlich zeigt 

ein Volk, das nicht dazu in der Lage ist, einen 

Kompromiss zwischen den beiden Hauptlagern 

zu schließen. Es könnte von autoritären Regi-

mes, die aber schwach sind, geführt werden, 

möglicherweise hätten sie islamistische Tenden-

zen und wären abhängig von einem brodelnden 

Nahen Osten und den Einflüssen instabiler Nach-

barländer (Libyen und Algerien).

Nur im Rahmen des ersten – optimistischen – Sze-

narios macht der Begriff ‚Revolution‘ für die Ereig-

nisse von 2010 Sinn. Doch setzt dieses Szenario 

voraus, dass eine annehmbare Lösung für das 

berühmte Problem der Beziehung zwischen Reli-

gion und staatlichem Raum gefunden wird. Die-

ses Problem stellt den gordischen Knoten im Streit 

zwischen den beiden Tunesien dar. Das ‚moderne‘ 

Tunesien gibt der Freiheit gegenüber der Religion 

den Vorrang, ohne sie zu negieren. Es ruft zu einer 

Anpassung der Religion an den Fortschritt auf und 

versteht unter Religion das Geistige und die über-

zeitlichen Werte.

Das ‚authentische‘ Tunesien hingegen stellt die 

Religion über die Freiheit, indem es die Freiheit aus 

der Religion ableitet: Die Freiheit stelle kein Natur-

recht und kein politisches Recht dar, sondern eine 

bewusste Wahl des Gläubigen, der sich Gott unter-

wirft und sein Gesetz anerkennt.2

2  Diese Position wird von den Islamisten vertreten. Die Vor
schläge der tunesischen islamistischen Partei ‚al-Nahda‘ liegen zur 
Zeit der Abfassung dieses Artikels noch nicht vor. Doch ist der Füh-
rer dieser Partei, Scheich Rached Ghanouchi, der Autor mehrerer 
Werke über das politische System, das er als konform mit der Lehre 
des Islam erachtet. Das wichtigste dieser Werke trägt den Titel ‚al-
hurriyat al-amma fi al-dawla al-islamiya‘ (‚Volksfreiheit unter 
einem islamischen Regime‘). Die Positionen in diesem Werk sind, 

Das Gleiche gilt für den Begriff ‚demokratischer 

Wandel‘, der ebenfalls nur dem ersten Szenario 

zugeordnet werden kann. Denn das einzige Mittel, 

um eine autoritäre Regierung zu vermeiden, be

steht darin, die beiden Wahlmöglichkeiten nicht 

zu einem absoluten Widerspruch, sondern zu 

einer politischen Opposition werden zu lassen. Es 

muss also ein sanfterer Ton angeschlagen werden; 

so sollte man bei Konflikten beispielsweise von 

einem ‚konservativen‘ und einem ‚progressiven‘ Pol 

anstatt von verfeindeten Lagern sprechen.

Über das Mittel des – friedlichen und geordne-

ten – Regierungswechsels, das Errungenschaft und 

Essenz des demokratischen Systems darstellt, kann 

eine Gesellschaft die eine oder die andere Richtung 

wählen, ohne sich Bürgerkriege über vermeintlich 

unwandelbare Wahrheiten, zu denen sich die Men-

schen ausnahmslos bekennen müssen, zu liefern. 

Der demokratische Regierungswechsel kann sich 

nur über politisch geregelte Wahlen vollziehen. 

Deshalb darf der beispielhafte Erfolg der Wahlen 

vom 23. Oktober nicht die Tatsache verschleiern, 

dass die Erwartungen der Menschen sich nicht auf 

eine friedliche Übertragung der Macht beschrän-

ken, sondern dass es darum geht, einen demo-

kratischen Wandel einzuleiten; es geht also nicht 

darum, die Regierung zu wechseln, sondern die 

Kultur und die politische Praxis zu ändern.

Zu Beginn seiner ‚Revolution‘ gab es ermuti-

gende Zeichen in Tunesien. Heute ist man sich da 

nicht mehr so sicher. Vielleicht handelte es sich 

nur um ein Trugbild; blanker Optimismus ist nicht 

mehr angebracht, auch wenn noch nicht alle Hoff-

nung verloren ist.

verglichen mit den Positionen der Führer anderer islamistischer 
Parteien in der arabischen Welt, durchaus moderat. Beurteilt man 
sie aber hinsichtlich ihres Demokratie- und Menschenrechtsver-
ständnisses nach einem übergeordneten globalen Standard, blei-
ben sie restriktiv. So akzeptiert Ghanouchi beispielsweise ein par-
lamentarisches System, fordert aber die Kontrolle durch eine über-
geordnete Instanz von Theologen. Diese hätten das Recht, sich 
über die Kompatibilität der Gesetzgebung mit dem, was sie als 
‚religiöse Empfehlungen‘ in Koran und Sunna (den Aussprüchen 
des Propheten) bezeichnen, zu äußern und bei Bedarf all das, was 
ihnen damit unvereinbar erscheint, als ungültig zu erklären.
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Die Hoffnung bleibt

Warum war man zu Beginn so enthusiastisch?

• �Weil die tunesische ‚Revolution‘ nicht das Werk 

irgendeiner politischen Partei oder einer be

stimmten ideologischen Bewegung war. Sie er

schien vielmehr wie eine breite Erhebung des 

Volkes, in der sich ganz unterschiedliche Bevölke-

rungsgruppen mit verschiedenen Ideen und sozi-

alen Zugehörigkeiten zusammenfanden. Jeder 

Teilnehmer war durch seine eigenen Hoffnungen 

und Träume motiviert.

• �Weil alle politischen Parteien in Tunesien vom 

diktatorischen System unterdrückt worden 

waren, inbegriffen und insbesondere die isla-

mistische Partei. Keine Partei konnte deshalb die 

Revolution nur für sich selbst in Anspruch neh-

men noch ihren Verlauf kontrollieren. Die Ergeb-

nisse der Wahl vom 23. Oktober 2011 haben diese 

Tatsache bestätigt. Obwohl es die islamistische 

Partei ‚al-Nahda‘ auf 40 Prozent der Sitze in der 

Verfassungsgebenden Versammlung gebracht hat, 

so hat ihr doch nur einer von fünf wahlberechtig-

ten Tunesiern seine Stimme gegeben.

• �Weil die Verbundenheit der Tunesier mit der Reli-

gion zwar aufrichtig, aber gemäßigt ist. Selbst 

die ‚al-Nahda‘-Partei, die sich an der rigorosen 

Doktrin der ägyptischen Muslimbrüderschaft 

orientiert, hat sich einem tunesischen Islam, der 

nachsichtiger und toleranter ist, angepasst. In 

der unüberschaubaren Anzahl von Muslimbrü-

der-Bewegungen ist ‚al-Nahda‘ unbestreitbar die 

Partei, die gegenüber modernen Ideen und Leh-

ren am offensten ist.

• �Weil die tunesische Gesellschaft bereits einen 

grundlegenden Wandel erlebt (oder erlitten) hat, 

vor allem in den Bereichen Frauenemanzipation, 

Geburtenbeschränkung, flächendeckende Erzie-

hung usw. Wenn sie heute dem Regime Bour-

guibas und der Verfassung von 1959 den Rücken 

kehrt, kann sie doch die Konsequenzen dieser 

Transformationen nicht negieren, ganz im Gegen-

teil: Ihre Auswirkungen werden für mehrere 

Generationen spürbar bleiben. Tunesien scheint 

konsequenterweise in einigen Aspekten seiner 

‚Modernität‘ unanfechtbar.

Zukunftssorgen 

Warum ist man heute hinsichtlich der Zukunft 

weniger optimistisch?

• �Weil Tunesien zwar die erste Revolution der ara-

bischen Welt erlebt hat, schnell aber wieder ein-

geholt wurde von Ägypten, Libyen, dem Jemen 

und möglicherweise auch Syrien. Die tunesische 

Revolution ist abhängig von den Richtungen, die 

die anderen Revolutionen nehmen, sowie von den 

Wahlen, die sich in der arabischen Welt regel-

recht überschlagen haben. So musste Marokko 

einen deutlichen Aufschwung der Islamisten zur 

Kenntnis nehmen, ohne überhaupt durch eine 

Revolution gegangen zu sein. Die ‚tunesische 

Besonderheit‘ ist in einem viel größeren geopoli-

tischen Raum einfach untergegangen.

• �Weil die tunesische Wirtschaft, eine Wirtschaft 

der Dienstleistung, anfällig ist und in großen Tei-

len von ihren Beziehungen zum Ausland abhängt. 

So basiert sie zu 80 Prozent auf dem Austausch 

mit Europa. Dieser ist aus zwei Gründen in Mitlei-

denschaft gezogen: Einmal sind wegen der Insta-

bilität und der starken Vermehrung extremer 

religiöser Gruppierungen weniger Investitionen 

und der Rückgang des Tourismus zu verzeichnen. 

Ein zweiter Grund ist die Situation Europas selbst, 

das momentan die größte Wirtschaftskrise seit 

1929 erleidet und dem für das gesamte Jahr 2012 

eine Rezession vorhergesagt wird.

• �Weil man heute den Druck von Ländern wie den 

USA und Qatar besser einschätzen kann, die ver-

mutlich gerne gesehen hätten, dass Tunesien sich 

über vornehmlich islamische Finanzen in eine 
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Finanzplattform verwandelt, in eine Art Dubai 

Nordafrikas. Eine grundlegende Demokratisie-

rung, die über verfahrenstechnische Aspekte und 

die Organisation von Wahlen hinausgeht, interes-

siert sie wenig. Das überrascht nicht, wenn man 

sich die ‚Demokratie‘ ansieht, die die Vereinigten 

Staaten von Amerika im Irak installiert haben, 

und wenn man sich ins Gedächtnis ruft, dass 

Qatar, das sich selbst die Rolle des Führers der 

arabischen Revolutionen zugedacht hat, von einer 

Familienmonarchie mittelalterlichen Zuschnitts 

regiert wird.

• ��Weil die Verschlechterung der wirtschaftlichen 

Situation radikalen Ideologien Vorschub leistet. 

In diesem Zusammenhang ist die Arbeitslosig-

keit aufschlussreich: Das alte Regime brachte es 

in zwei Jahrzehnten auf 500.000 Arbeitslose, trotz 

einer durchschnittlichen Wachstumsrate von 

etwa fünf Prozent. Die Arbeitslosigkeit ist in die 

Höhe geklettert. Die Unfähigkeit des alten Regi-

mes, dieser Plage die Stirn zu bieten, war ein ent-

scheidender Auslöser für die Revolution. Ein Jahr 

nach dem Sturz des Regimes überschreitet die 

Zahl der Arbeitslosen die 800.000er-Marke; Exper-

ten sagen eine Arbeitslosenzahl von mehr als 

einer Million für die Zeit in einem Jahr, also zwei 

Jahre nach der Revolution, voraus. Eine Wachs-

tumsrate von acht Prozent, die in der Euphorie 

der Revolution in Reichweite erschien und die 

unabdingbar ist, um die Arbeitslosigkeit einzu-

dämmen, gleicht heute eher einem Märchen als 

einer ernsthaft in Erwägung zu ziehenden Wirt-

schaftsprognose.

• �Weil die islamistische Partei ‚al-Nahda‘ in ihrem 

Wahlkampf zunächst zwar beruhigende und 

‚modern‘ klingende Reden geschwungen und den 

Eindruck erweckt hat, über ein politisches und 

wirtschaftliches Programm zu verfügen. Sobald 

sie aber an der Macht war, hat sich gezeigt, dass 

ihre Positionen auf beunruhigende Weise wider-

sprüchlich sind und dass ihre Verwaltung ganz 

offensichtlich unfähig ist. Sie führen jetzt dop-

pelzüngige Reden, während man sie in ihrer 

Wahlkampagne noch für integer hielt. Diese 

Doppelbödigkeit ist schwer zu erklären: Ist sie 

das Ergebnis eines fundamentalen Zwists in der 

Partei, oder einfach eine Taktik, um die wah-

ren Absichten zu verschleiern? Was es auch sein 

mag: Es ist immer schwierig, ein Abkommen mit 

einem Partner zu schließen, der keine klare Stel-

lung zu den größten Problemen der Gesellschaft 

nehmen kann oder es nicht wagt.

Entwickelt sich Tunesien also in Richtung Demo-

kratie, Theokratie oder Anarchie? Es ist augen-

scheinlich unmöglich, diese Frage momentan end-

gültig zu beantworten. Eins ist sicher: Von der zu 

Beginn der ‚Revolution‘ verspürten Euphorie ist 

man weit entfernt. Die Protagonisten scheinen 

nicht mehr bereit, sich auf einer gemeinsamen 

sozialen Plattform zu treffen. Das Theater rund 

um die Wahl, das eigentlich dazu gedacht war, sie 

in diese Richtung zu lenken, hat sie nur noch mehr 

auseinander gebracht. Neue, viel radikalere politi-

sche Kräfte mischen sich heute in die politischen 

Debatten und den öffentlichen Raum, manchmal 

mit Gewalt, wie etwa die Bewegung der Salafisten. 

Die Sozialen Netzwerke, wie etwa Facebook, die 

bei den Volkserhebungen und den Protesten eine 

entscheidende Rolle gespielt haben, spielen heute 

noch eine genau so große, aber verhängnisvolle 

Rolle beim Zusammenbruch des sozialen Zusam-

menhalts.

Dementsprechend wird der Weg länger sein 

als vorhergesehen. Selbst im Fall, dass die Verfas-

sungsgebende Versammlung die neue Verfassung 

in der einjährigen Frist, die ihr gewährt wurde, 

akzeptierte, würde sich diese Verfassung vermut-

lich darauf beschränken, einige allgemeine Ord-

nungsprinzipien in vielfältig interpretierbaren 

Formulierungen vorzulegen. Der Verfassungstext 

wird nicht in der Lage sein, das Projekt der tunesi-

schen Gesellschaft für die nächsten Generationen 

zu regeln. Doch hätte Tunesien ein gutes Beispiel 

für einen demokratischen Wandel abgeben und die 

anderen arabischen Revolutionen damit inspirie-

ren können.
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Was tun?

Die Frage stellt sich von neuem: Was lässt sich in 

der momentanen Sackgasse tun, um Tunesien 

dabei zu helfen, sich in Richtung einer gemäßig-

ten Politik und Offenheit zu bewegen? Einige Bau-

stellen sollten dabei zuerst in Angriff genommen 

werden:

• �Die legitime Teilung der Gesellschaft in einen 

‚konservativen‘ und einen ‚progressiven‘ Block 

sollte ihre Entsprechung in einem genauso fai-

ren politischen Gestus finden. Es ist deshalb 

zwingend notwendig, dass eine verbindende Par-

tei entsteht, die den Gegenpol mit einbezieht, 

anstatt ihn den unzähligen Parteien zu überlas-

sen, die sich gegenseitig schwächen.

• �Die extreme Polarisierung bezüglich der Reli-

gionsfrage sollte abgeschwächt werden, indem 

gemäßigtere Diskurse geführt und die öffentli-

chen Debatten auf Themen gelenkt werden, die 

dem Leben der Menschen näher stehen, wie bei-

spielsweise Arbeitslosigkeit, Armut, Gesundheits-

politik usw.

• �Die Zivilgesellschaft muss für die politischen Par-

teien eine größere Rolle spielen und sich dagegen 

verwehren, nur als Projektionsfläche für ihre 

jeweilige Partei zu dienen. Es ist ihre Aufgabe, 

Kontakte zu erleichtern, den Austausch zwischen 

den Gemäßigten der unterschiedlichen Gruppie-

rungen zu fördern und dabei die Fanatiker zu iso-

lieren, die weder an Demokratie noch an sozialen 

Frieden glauben.

Der Preis des Scheiterns

Ein schmähliches Scheitern Tunesiens wäre nicht 

nur für die Tunesier, sondern auch für ihre Nach-

barn schädlich. Zum einen würden die Nachbarn 

den Schicksalsschlag Tunesiens mit voller Wucht 

abbekommen. Weil die tunesische Revolution die 

erste war und weil sie andere Revolutionen inspi-

rierte beziehungsweise die Wahl anderer arabi-

scher Länder beeinflusste, ist es sehr wahrschein-

lich, dass ihr Misslingen den Wiederanstieg von 

Konservativismus und Autoritarismus in den Län-

dern auslösen würde, die sich bislang geweigert 

haben, sich auf den Weg der Reformen zu begeben 

und sich dabei so die Gewalttätigkeit von Revoluti-

onen erspart haben.

In anderen Ländern könnten die Revolutio-

nen eskalieren. Es muss betont werden, dass die 

tunesische Situation trotz aller Unwägbarkeiten 

wegen des Pazifismus seines Volkes, der Kraft der 

Zivilgesellschaft und der gemäßigten Ausrichtung 

der Islamisten immer noch die am meisten ermu-

tigende Situation in der arabischen Welt darstellt. 

Das Scheitern würde die anderen ‚Revolutionen‘ zu 

noch mehr revolutionärer Radikalität antreiben. 

Man würde riskieren, noch rigidere islamistische 

Regimes zu haben, die sich wenig um die Rechte 

von Minderheiten kümmern und die das Scheitern 

ihrer Politik mit religiösen Geboten und nationalis-

tischen Parolen verschleiern.

Zudem wäre Europa mit einer Migrationswelle 

ohnegleichen konfrontiert. Man erinnere sich an 

die Tausenden Tunesier, die sich auf Flüchtlings-

booten gedrängt haben, um die Küsten Italiens zu 

erreichen. Das Symptom von Lampedusa könnte 

sich, um Vielfaches gesteigert, wiederholen und 

diesmal dauerhaft werden. Die wenigen Kilome-

ter, die Tunesien von Italien trennen, können die 

Jugendlichen nicht aufhalten, zumal nicht solche, 

bei denen jegliche Hoffnung vernichtet wurde. 

Europa wird seine Mühe haben, seine Tore vor den 

Frauen, den Minderheiten, den Intellektuellen und 
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Künstlern zu verschließen, die bei einer radikalen 

Islamisierung ihres Landes kommen werden, um 

Zuflucht zu suchen. Europa würde auch in Verle-

genheit geraten, weil es über Jahrzehnte hinweg 

politischen Islamisten Asyl gewährt hat, die von 

seiner Gastfreundschaft profitiert haben, um ihren 

Gegenschlag vorzubereiten und ihre Machtergrei-

fung zu organisieren.

Außerdem würden die Konflikte, die das Mit-

telmeer seit Jahrzehnten zerreißen, durch eine 

verstärkt kriegerische Politik verschärft, die einer-

seits Ausdruck eines revolutionären Radikalismus, 

andererseits einer Verlagerung innerer Konflikte 

nach außen ist. Denn die revolutionären Regimes, 

denen es nicht gelingt, die Erwartungen ihrer Bür-

ger zufrieden zu stellen oder ihre Versprechen zu 

erfüllen, trachten immer danach, ihr Scheitern 

durch das Schüren von kriegerischer Politik gegen-

über dem Ausland zu kaschieren. 

Zudem ist Europa für den Bezug eines Teils sei-

ner Energie vom südlichen Mittelmeer abhängig. 

Bei einer Verschlimmerung der Situation in Tune-

sien oder Nordafrika wäre die Versorgung mit Gas 

und Erdöl extrem erschwert. Zudem wären die 

europäischen Investitionen vor Ort betroffen, was 

sich auf die Wirtschaftskrise und Unsicherheit der 

Euro-Zone nur negativ auswirken kann.

Und letztlich hätte eine Radikalisierung des 

Islamismus Rückwirkungen auf die europäischen 

Muslime. Da sie aus den entsprechenden Ländern 

unterstützt werden, würden die islamischen Grup-

pierungen einen radikaleren Ton anschlagen und 

aggressivere Forderungen stellen. Die Frage nach 

der Identität wäre immer stärker von der Religion 

bestimmt. Die extreme Rechte in Europa würde 

diese Lage ausnutzen, um mehr Wählerstimmen 

zu mobilisieren. Man sieht, dass Europa – in der 

Zange des Migrationsdrucks auf der einen und der 

Radikalisierung eines Teils seiner Einwohner auf 

der anderen Seite – gezwungen wäre, sein demo-

kratisches Modell und seine Freiheiten in Richtung 

größerer Restriktion zu korrigieren.

Fazit

Zu Beginn hat die revolutionäre Inbrunst der Ara-

ber neue Hoffnung auf eine Annäherung der bei-

den Ufer des Mittelmeers geschürt, indem sie 

die These einer arabischen Ausnahme in Sachen 

Demokratie zu widerlegen schien. Es ist immer 

noch erlaubt zu hoffen, dass sich Europa und die 

arabische wie auch die islamische Welt – von der 

Türkei bis nach Marokko – um ein demokratisches 

Ideal herum treffen können, bei dem lokalen 

Besonderheiten Rechnung getragen wird. Dennoch 

könnte ebendiese revolutionäre Inbrunst die bei-

den Ufer des Mittelmeers auch noch weiter von ein-

ander entfernen und die historischen Bande zerrei-

ßen. Wirtschaftlicher und kultureller Austausch 

kämen zum erliegen, und das Mittelmeer hörte 

auf, Brücke zwischen zwei Zivilisationen zu sein, 

denen es gelungen ist, über Jahrhunderte hinweg 

schlecht und recht mit einander zu leben. Daher 

betrifft das Schicksal Tunesiens nicht nur die Tune-

sier. Die gesamte Region steht auf dem Spiel. Alles 

wird in den wenigen Jahren, in denen wir leben, 

entschieden. Wir müssen in Gemeinschaft und ein-

ander ergänzend handeln, bevor es zu spät ist.

Aus dem Französischen von Mirjam Schneider
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Arbeiterproteste im  
‚Arabischen Frühling‘

von Mohammed Elrazzaz (Barcelona/Kairo)

Wie stellen Sie sich vor, dass ich meinen Lebensunterhalt 

verdienen soll? – Die letzten Worte des tunesischen 

Straßenhändlers Mohammed Bouazizi, bevor er 

sich im Dezember 2010 selbst in Brand setzte.

Jahrzehntelang haben arabische und interna-

tionale Beobachter das mögliche Szenario einer 

Revolution in der arabischen Welt unterschätzt. 

Sie gingen davon aus, dass es sich im Falle einer 

Revolution um eine chaotische Revolution handeln 

würde, hervorgebracht und genährt durch die weit 

auseinander klaffenden Unterschiede zwischen 

den Klassen, die enormen Vermögensunterschiede 

und die wachsende Armut. Sie hatten sich offenbar 

geirrt – so schien es zumindest, als die internatio-

nalen Medien überall junge, gut ausgebildete arabi-

sche Blogger und Internetaktivisten an vorderster 

Front der Aufstände zeigten, um in Verbindung mit 

den Sozialen Netzwerken, die man euphorisch als 

‚revolutionäre‘ Instrumente bezeichnete, diktatori-

sche Regimes zu stürzen. Ein gutes Beispiel ist die 

‚Jugendbewegung des 6. April‘ in Ägypten, die als 

online-Bewegung begann und als wichtiger Motor 

der Revolution bejubelt wurde. Niemand schien 

sich daran zu erinnern, dass diese Bewegung 

ursprünglich aus Solidarität mit den Arbeitern der 

Stadt Mahalla Al-Kubra ins Leben gerufen worden 

war, die am 6. April 2008 zum Generalstreik aufge-

rufen hatten. Es handelte sich um eine Bewegung, 

die von den Aktivitäten der Arbeiter inspiriert war.

Schon vor den Ereignissen in Ägypten feier-

ten Beobachter auf der ganzen Welt die tunesische 

Revolution als den Tropfen, der überall in der arabi-

schen Welt das Fass zum Überlaufen gebracht hat. 

Auch in diesem Fall schien sich niemand daran zu 

erinnern, dass die Geburtswehen der Revolution, 

sei es in Tunesien oder in Ägypten, zuerst in den 

Streiks unzufriedener Arbeiter zum Ausdruck 

kamen, die unter unerträglichen Arbeitsbedingun-

gen litten, wie auch in Initiativen arbeitsloser jun-

ger Menschen, die Arbeit forderten, um ihre Fami-

lien ernähren zu können.

In Tunesien hat sich Mohammed Bouazizi am 

17. Dezember 2010 selbst verbrannt, um gegen die 

Konfiszierung seiner Habseligkeiten, die Beleidi-

gungen durch die örtliche Polizei sowie die Wei-

gerung des Bürgermeisters zu protestieren, ihn zu 

treffen. Seine Stadt, Sidi Bouzid, wurde unmittel-

bar Zeuge von Protestmärschen, die so ansteckend 

wirkten, dass auch Tunesier in anderen Städten aus 

Ärger über das doppelte Übel, das der Wirtschaft 

zu schaffen machte, auf die Straße gingen: näm-

lich hohe Arbeitslosigkeit und hohe Inflation. Jahre 

früher war dasselbe Land vom damaligen französi-

schen Präsidenten Nicolas Sarkozy als Modell für 

wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt bejubelt 

worden, dem die anderen arabischen Länder nach-

eifern sollten.

In Ägypten drang der Ruf der Arbeiter von 

Mahalla Al-Kubra nach einem Generalstreik im 

Jahr 2008 bald über die Grenzen dieser Stadt hin-

aus und fand im ganzen Land sein Echo. Dem Ver-

such, den Streik durchzusetzen und den damit 

einhergehenden Demonstrationen wurde mit 

polizeilicher Brutalität begegnet, wobei zwei Per-

sonen getötet und der Rest eingeschüchtert wurde, 

mit der Absicht, weiteren ‚zivilen Ungehorsam‘ zu  

verhindern. Ein zerfetztes Bild von Mubarak wurde 

zur Metapher für den Einsturz der Mauer aus 

Angst, die das Land unterdrückte. 

Bouazizi war der erste in einer langen Reihe von 

Arabern, die sich selbst aufgrund von Arbeitslosigkeit 

oder unfairen Arbeitsbedingungen verbrannten. Von 

Marokko und Algerien bis hin nach Saudi Arabien 

(wo man bis dato einen solchen Fall nicht kannte) 

stieg die Zahl derer an, die diesen Schritt gingen.
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Ägypten, eine Fallstudie 

Anstatt sie (die streikenden Arbeiter) durch Wasserwerfer 

zu zerstreuen, sollte man mit scharfer Munition auf sie 

schießen! – Hassan Nashaat El-Qassas, Parlaments-

mitglied, gegenüber dem Innenminister auf einer 

Parlamentssitzung 2010

Seit ihrer Gründung 1957 war der ägyptische 

Gewerkschaftsverband ‚Egyptian Trade Union 

Federation (ETUF)‘ eine staatlich kontrollierte 

Marionetteneinrichtung, die den Interessen des 

Regimes diente, indem sie die Vertretung der 

Arbeiter monopolisierte und jeden Versuch eines 

Streiks oder Protestes unterdrückte. So war es 

nicht überraschend, dass dieses Gebilde während 

der Revolution aufgelöst wurde. 

Obwohl in Folge der Revolution von 1952 den 

Arbeitern und Bauern 50 Prozent der Parlaments-

sitze gesetzlich zugeteilt worden waren, erlit-

ten die Arbeiter anschließend einen Schlag nach 

dem anderen, und alle Privilegien, die das Nasser-

Regime ihnen gewährt hatte, waren im Zuge von 

Sadats ‚Politik der offenen Tür‘ in den 70er-Jahren 

gemindert worden, bevor sie schließlich auf die 50 

Prozent von der Regierung kontrollierte Repräsen-

tanz im Parlament beschränkt wurden. 

Zwischen 1991 und 2009 wurden über 400 

Unternehmen des öffentlichen Sektors im Rah-

men eines eifrigen Privatisierungsprogramms 

verkauft, das weit von jeglicher Seriosität entfernt 

war. Geplant war zunächst, nur Unternehmen mit 

Verlust zu verkaufen, dann folgten alle Unterneh-

men, schließlich die Beteiligung des öffentlichen 

Sektors an allen Gemeinschaftsunternehmen. Es 

musste etwas geschehen mit den Hunderttausen-

den von Angestellten, und so wurden rund 500.000 

von ihnen nach einem Plan, den die Regierung aus-

geheckt hatte und der von ihren Handlangern, den 

Führungspersönlichkeiten der ETUF, abgesegnet 

war, in den Vorruhestand gezwungen.

Die neoliberale Regierung Ahmed Nazifs brachte 

viele bekannte Geschäftsleute in die entsprechen-

den Positionen, alle handverlesen von Gamal, dem 

Sohn des Präsidenten Mubarak. Momentan sind die 

meisten von ihnen wegen Korruptionsvorwürfen 

im Gefängnis, andere auf der Flucht. Der Interes-

senkonflikt, dem sie durch ihren Aufstieg in die 

machtvollen Posten unterworfen wurden, erfasste 

schließlich auch die Aufsichtsräte von Unterneh-

men, zum Beispiel in der Fertigungsindustrie, wo 

mit der Regierung verbündete Industriemagnaten 

dominierende Positionen innehatten, die sich als 

unangreifbar erwiesen.

Nach Joel Beinin, Professor für Geschichte des 

Mittleren Ostens in Stanford und Hauptautor eines 

Berichts über die Arbeiterbewegung Ägyptens, 

haben „1,7 Millionen Arbeiter zwischen 2004 und 

2008 rund 1.900 Proteste organisiert“. Größten-

teils forderten sie bessere Bezahlung und bessere 

Arbeitsbedingungen. Die Strategie der Regierung, 

sie in den Griff zu bekommen, war zweigleisig: 

Zum einen sollte verhindert werden, dass die Pro-

teste strategisch wichtige Sektoren in Mitleiden-

schaft zogen, zum anderen sollte sichergestellt 

werden, dass die Proteste nicht politisch waren. 

Ersteres wurde durch den vielgefürchteten Arm 

der Staatssicherheit gewährleistet, verbunden mit 

Parolen wie ‚Null Toleranz‘ gegen jeglichen Ver-

such, die ‚Sicherheit der Nation zu destabilisieren‘. 

Letzteres wurde durch das Fernhalten der Arbeiter 

von den aktiven Teilen der politischen Opposition 

erreicht. Zwischen 2008 und 2010 begannen aller-

dings die Verhältnisse außer Kontrolle zu geraten, 

als die Proteste massiver wurden und die Sozialen 

Netzwerke Nachrichten und Bilder verbreiteten, 

die für das staatlich kontrollierte Fernsehen und 

seine offiziellen Meldungen eine massive Heraus-

forderung darstellten. Dann kam der Tag X, die 

ägyptische Revolution: Am 9. Februar 2011 betei-

ligten sich Hunderttausende von Arbeitern an den 

friedlichen Protesten, die sofort mit neuer Kraft 

aufflammten.
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Die Arbeiter-Revolution

Agitatoren und Provokateure der Arbeiter-Streiks verlet-

zen die Lehren Gottes. – Ali Goma’a, der Großmufti 

von Ägypten, April 2011

Die altbewährten Methoden, um Arbeiterbe-

wegungen zu unterdrücken, funktionierten wäh-

rend der Revolution nicht. Alle strategisch wich-

tigen Sektoren wurden nach und nach von der 

Revolution erfasst, die alten Institutionen stark 

angeschlagen angesichts der sich fiebergleich 

ausbreitenden Streiks und Sit-Ins in einem Land, 

in dem 40 Prozent der Bevölkerung unter der 

Armutsgrenze leben. Kairo stand damit nicht mehr 

alleine, da sich Ismailia, Damanhur, Tanta, Kafr El-

Dawwar, Kafr El-Zayyat und andere Städte unmittel-

bar anschlossen. Der Suez-Kanal (die wichtigste stra-

tegische Grenzlinie für die ägyptische Regierung) 

bildete keine Ausnahme, dort gingen 6.000 Arbeiter 

in Streik. Um die Entwicklung zu forcieren, steiger-

ten sich die Slogans der Arbeiter jetzt von der traditi-

onellen Forderung nach Anhebung der Gehälter zur 

Forderung, korrupte Firmenchefs zu entlassen und 

einzusperren, und sie schlossen sich der Forderung 

„erhal“, das heißt „geh!“ an, die immer lauter an Prä-

sident Husni Mubarak gerichtet wurde.

Mubarak ging, aber die Streiks waren damit 

nicht beendet. Die Arbeiter hatten erkannt, dass es 

sich jetzt um eine einmalige Gelegenheit handelte, 

ihre Forderungen durchzusetzen. Der ‚Oberste Rat 

der Streitkräfte‘ (‚Supreme Council of the Armed 

Forces, SCAF‘), der jetzt die Verantwortung trug, deu-

tete die Angelegenheit als Bedrohung und sprach die 

Protestierenden in einem Ton an, der die Eskalation 

förderte. Zunächst rief er zur Beendigung des Streiks 

auf. Anschließend wurde sowohl vom SCAF als auch 

im staatlichen Fernsehen das Vokabular gewechselt, 

indem die Arbeiterproteste nun als ‚egoistisch‘ und 

‚eigennützig‘ klassifiziert wurden.

Der SCAF zögerte dann auch nicht, die Proteste 

als illegitim zu bezeichnen, da sie einer bereits 

bröckelnden Wirtschaft weiteren Schaden zufüg-

ten, während Finanzminister Samir Radwan den 

erlittenen Schaden während der 18 Revolutionstage 

folgendermaßen zusammen fasste: 

13 Milliarden US-Dollar Verlust an der Aktienbörse, 

1,2 Millionen Touristen, die das Land meiden sowie eine 

Minderung der Wachstumsrate des Bruttoinlandpro-

dukts um 3,4 bis 6 Prozent.

Plötzlich wurden die Arbeiter dämonisiert, und 

einige Personen des öffentlichen Lebens sowie 

Meinungsführer bezichtigten sie sogar der Konspi-

ration mit den Resten der früheren Nationaldemo-

kratischen Partei (NDP), um Chaos zu verbreiten. 

Die öffentliche Meinung spaltete sich in der Frage, 

ob die Arbeiter rechtmäßig, das heißt auch, nach 

dem Gesetz handelten oder ob sie eine kontrapro-

duktive Bewegung bildeten. Die Übergangsregie-

rung ließ dabei keinen Zweifel zu: Im März 2011 

erließ sie ein Gesetz, das jegliche Aktivität (Protest, 

Sit-In oder Streik) verbot, die die Wirtschaft in Mit-

leidenschaft ziehen könnte. Die religiösen Führer 

beeilten sich, diese Rechtsetzung abzusegnen.

Das beendete die Streiks jedoch nicht. Massive 

Arbeiterproteste am 1. Mai, dem Tag der Arbeit, 

brachten die Forderungen der Arbeiter wieder zur 

Sprache. Diese Forderungen bezogen sich auf:

• �die Festsetzung eines Mindestlohns von 1.200 

ägyptischen Pfund (rund 149 Euro),

• �die Entlassung und Inhaftierung korrupter Füh-

rungskräfte und Direktoren,

• �die Verbesserung der Verträge von rund drei Mil-

lionen Arbeitern mit Zeitverträgen ohne Sozial-

leistungen,

• �eine Änderung der Gesetzgebung hin zur Erlaub-

nis zu streiken und unabhängige Gewerkschaf-

ten zu gründen. Geschätzt wird, dass nach Muba-

raks Rücktritt mehr als 150 solcher Gewerkschaf-

ten gegründet wurden.

Andere, manchmal fragwürdige Forderungen 

betrafen den Wiederaufbau und die Freigabe einiger 

angeschlagener Fabriken und Unternehmen, die Ver-

staatlichung einiger zuvor privatisierter Unterneh-

men sowie Kompensationszahlungen an alle Arbei-

ter, die willkürlich entlassen worden waren. Im Juni 

ereigneten sich neue Arbeiterproteste mit Streiks 

in ganz Ägypten, der krönende Sieg kam schließ-

lich im Oktober, als die Regierung den finanziellen 
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Forderungen von 62.000 Arbeitern im Textilsektor 

entgegenkommen musste, bevor diese einen lan-

desweiten Streik ausriefen. 

Ein weiterer Sieg erfolgte im November, als es 

den Arbeitern und zivilen Aktivisten der Hafen-

stadt Damiette nach Zusammenstößen mit den 

Sicherheitskräften gelang, die Regierung zu veran-

lassen, die Düngemittelfabrik MOPCO-Agrium zu 

schließen. Die Umweltverschmutzung durch diese 

Fabrik und die damit verbundenen Gesundheits-

risiken hatten bereits jahrelang für gewaltsame 

Zusammenstöße gesorgt. Plänen, die Fabrik von 

Damiette weg zu verlagern, wurde in potenziellen 

neuen Zielregionen wie Suez mit lauter Ablehnung 

und vergleichbaren Demonstrationen begegnet.

Die bisherigen Erfolge für die Arbeiter sind be

deutend: Die ETUF wurde aufgelöst und über 150 

unabhängige Gewerkschaften wurden gebildet; ein 

Gesetz über den Mindestlohn ist in Vorbereitung, 

und die Belange der Arbeiter können nie mehr auf 

die leichte Schulter genommen werden (die Arbei-

terschaft in Ägypten wird auf 26,7 Millionen Men-

schen oder 33 Prozent der Bevölkerung geschätzt). 

Allerdings zeichnen sich weitere Herausforde-

rungen ab. So hat die Regierung angesichts des 

momentanen Haushaltsdefizits (28 Prozent aller 

Ausgaben im Juli 2011) und der hohen Arbeitslo-

senzahlen (11,9 Prozent) nur einem Mindestlohn 

von 700 ägyptischen Pfund (anstelle der geforder-

ten 1.200) zugestimmt. Andere Leistungen müssen 

noch diskutiert werden. Noch ist nicht viel gesche-

hen, um Themen wie beispielsweise die Kinder-

arbeit anzugehen (1,6 Millionen Kinder zwischen 

fünf und 17 Jahren sind davon betroffen).

Erwartungen an Europa

Bis vor kurzem waren es die EU-Mitgliedstaaten, die sehr 

starken Druck auf die Delegationen der Europäischen Kom-

mission ausgeübt haben, ihre Nase nicht zu tief in politi-

sche Fragen zu stecken. Vor allem, wenn es zum Dialog mit 

zivilgesellschaftlichen Akteuren kam. – Michael Emerson, 

Centre for European Policy Studies, Brüssel

Investitionen durch europäische Stiftungen, Ban-

ken und Kapitalgesellschaften waren unmissver-

ständlich motiviert durch ein Interesse nicht nur 

an arabischem Öl und Gas, sondern auch an billi-

ger arabischer Arbeit und lockeren Umweltbestim-

mungen. Der wirtschaftliche ‚Deal‘ glich dem poli-

tischen: Solange die Regimes den Unternehmen, 

die Fabriken errichteten, investorische Vergüns-

tigungen garantierten, wurden die Investitionen 

getätigt, ohne dass Fragen nach Arbeitsbedingun-

gen, Kinderarbeit, Mindestlohn, giftigem Abfall 

oder Umweltverschmutzung und so weiter gestellt 

wurden. Vergünstigung und Stabilität sind zwei 

magische Begriffe für EU-Investoren, die die Macht 

haben, jegliche ‚humanitären‘ Überlegungen in 

den Hintergrund zu drängen. Diese Belange gera-

ten in Vergessenheit angesichts der erwarteten Pro-

fitkurve. Der ‚Deal‘ war eine ‚win-win‘-Situation für 

beide Seiten: Die Investoren erzielten gute Erträge 

und gliederten lästige Industriezweige (etwa die 

Zementindustrie) aus, während die Regierungen 

von hohen ausländischen Direktinvestitionen pro-

fitierten, die die Wirtschaft ankurbelten. Ein Blick 

auf die Wirtschaft Ägyptens ist da erhellend: Die 

Summe der ausländischen Direktinvestitionen 

betrug in den Jahren 2009 und 2010 durchschnitt-

lich 2,8 Milliarden US-Dollar, 1,6 Milliarden davon 

waren EU-Investitionen.

Die europäischen Investitionen in Ägypten 

brachten den erwarteten Transfer von Kompeten-

zen, Technologie und die Schaffung von Arbeits-

plätzen mit sich. Aber gleichzeitig hat die Anglei-

chungen der Marktbedingungen an die westlichen 

Vorgaben viel Schaden angerichtet: Die so genann-

ten Strukturreformen führten in das Land ein Bün-

del neoliberaler Politikstrategien ein, die die Ver-

mögensverteilung verschlechterten, während die 

Privatisierung tausende kleiner lokaler Produzen-

ten wegwischte, die weder in den Genuss von Fort-

bildung noch von Mitteln kamen, um mit den mul-

tinationalen Konzernen zu konkurrieren.

Von Europa kann nicht erwartet werden, dass 

es seine wirtschaftlichen Interessen an der arabi-

schen Welt ignoriert oder beiseite schiebt. Aber es 

kann entschieden durch eine ‚moralische Brille‘ 
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auf die Gewinne schauen, die es in diesem Teil der 

Welt erzielt. Folgende Feststellungen und Forde-

rungen sollten beachtet werden:

• �Investitionen sind fraglos ein machtvolles Inst-

rument, um Druck auszuüben. Die Europäische 

Union (EU) sollte es nutzen, um die arabischen 

Regierungen dazu zu bewegen, die Arbeitsbe-

dingungen bei der Entlohnung, den Sozial- und 

Gesundheitsleistungen zu verbessern, indem 

sie für jegliche Investition aus der EU entspre-

chende Bedingungen stellt. Andere Belange wie 

Kinderarbeit oder Diskriminierung aufgrund 

von Geschlecht oder Religion sollten bei einem 

Geschäftsabschluss ebenfalls nicht außer acht 

gelassen werden.

• �Europa muss die Auswirkungen mit berücksichti-

gen, die jede Investition für die Arbeiter mit sich 

bringt. Denn neben den erwähnten Profiten, die 

Investitionen dem Land bringen, können sie einer 

sowieso schon unterbezahlten Arbeiterschaft 

auch großen Schaden zufügen.

 • �Die Bereiche, in die die EU investiert, sind nicht 

zwingend die, für die die arabischen Länder unbe-

dingt Investitionen benötigen. Zudem verursachen 

einige der Industrien, in die die EU investiert, Luft- 

und Wasserverschmutzung, weshalb Europa das 

Übel einfach in die arabische Welt ‚exportiert‘.

• �Ebenso wenig wie Europa etwas getan hat, um 

den Verkauf von Waffen an arabische Diktato-

ren zu stoppen (indem es sie als ‚moderate‘ und 

‚gemäßigte‘ Diktatoren bezeichnet hat), kann lei-

der auch nicht von ihm erwartet werden, seine 

multinationalen Konzerne zu zwingen, Gelübde 

zu leisten oder Checklisten vorzulegen, die 

garantieren, dass sie bei ihren Investitionen die 

Folgen für sozio-kulturelle oder Umweltschäden 

außerhalb Europas angemessen berücksichtigen.

Um zum Ende zu kommen: Arbeiterproteste stan-

den nicht nur am Anfang früherer ‚Arabischer 

Revolutionen‘ und politischer Bewegungen; auch 

der ‚Arabische Frühling‘ ist tief in diesen Aktivitä-

ten verwurzelt. Arbeit ist ein sehr einflussreiches 

Element der Zivilgesellschaft und verdient eine 

besondere Aufmerksamkeit bei jedem künftigen 

Dialog. Das Humankapital in der arabischen Welt 

kann für Europa wertvoller sein als die natürlichen 

Ressourcen und die ökonomischen Profite, die es 

in den arabischen Staaten sucht, weil Ressourcen 

sich erschöpfen können, während das Humankapi-

tal immer da sein wird, um mit ihm etwas auszu-

handeln. Wenn Europa sich nur auf den wirtschaft-

lichen Rücklauf konzentriert und die soziokultu-

rellen und ökologischen Auswirkungen seiner 

Investitionen in der arabischen Region außer Acht 

lässt, riskiert es den Verlust seines Ansehens in 

der Region, denn die Zivilgesellschaft wird immer 

achtsamer, kritischer und freimütiger in ihren 

Äußerungen. Wenn der Zorn der Arbeiter sich 

gegen Europa richtet, kann dies zu zahlreichen 

negativen Auswirkungen führen, angefangen von 

feindseliger Stimmung bis hin zur Boykottierung 

europäischer Produkte und tätlichen Angriffen auf 

multinationale Unternehmen und Fabriken der EU.

Europa hat die historische Chance, in den Dialog 

mit der arabischen Arbeiterschaft zu treten. Es muss 

deren Forderungen anhören und versuchen, ihre 

Probleme zu verstehen. Und außerdem – das ist am 

wichtigsten – muss es einen Plan für die Gestaltung 

der künftigen Beziehungen entwickeln. Nur dann 

hat Europa gute Chancen, nicht wieder von einem 

Ereignis überrascht zu werden, das so unerwartet 

für die Experten und von solchem Einfluss auf seine 

Interessen ist wie der ‚Arabische Frühling‘.

Aus dem Englischen von Mirjam Schneider

Der Beitrag gründet auf einem Vortrag, den der Autor auf 

dem Symposium ‚The Mediterranean: Cultural Dialogue 

after the Arab Spring‘ (Barcelona, 28. Oktober 2011) gehal-

ten hat. Die Tagung wurde vom Charlemagne Institute for 

European Studies (ICEE) der Universitat Internacional de 

Catalunya (UIC) und dem Institut für Auslandsbeziehungen 

e.V. (ifa), Stuttgart und Berlin, veranstaltet.

Mohammed Elrazzaz stammt aus Ägypten. Er ist Kul-
turmanager und Dozent am Charlemagne Institute for 
European Studies (ICEE) der Universitat Internacional 
de Catalunya (UIC) in Barcelona. Als Stipendiat des ifa-
Forschungsprogramms „Kultur und Außenpolitik“ hat 
er die genannte Tagung ‚The Mediterranean: Cultural 
Dialogue after the Arab Spring‘ organisiert.
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Die Sozialen Medien  
und die Beteiligung der 
Zivilgesellschaft

von Leila Nachawati (Damaskus)

Nach vier Jahrzehnten unter dem Assad-Regime 

von Vater und Sohn ist die tiefe Kluft zwischen der 

staatlichen Berichterstattung und der Wirklich-

keit zum ersten Mal für die ganze Welt erkennbar 

geworden – dank der Anstrengungen der Bürger, 

ihre eigene Wahrnehmung der Realität im Internet 

mitzuteilen und zu verbreiten. 

Die staatliche Berichterstattung

Als die syrischen Sicherheitskräfte am 22. und 23. 

April 2011 auf die Proteste der Demonstranten mit 

brutalen Übergriffen reagierten, bei denen mehr 

als 100 von ihnen getötet wurden, zeigte die syri-

sche Nachrichtenagentur ‚SANA‘ eine Reihe von 

Polizisten, die angeblich von so genannten ‚bewaff-

neten Terroristen‘ – gemeint waren die Demonst-

ranten – getötet worden waren. SANA fuhr auch 

danach noch fort, das von Bashar al-Assad ange-

kündigte Reformprogramm zu verherrlichen und 

die Demonstranten zu verteufeln, indem sie wei-

ter Nachrichten über angegriffene Polizeiautos und 

getötete Polizisten verbreitete. 

Andere staatliche Fernsehsender schlossen sich 

dieser Darstellung mit leichten Variationen im glei-

chen Tenor an. Der Fokus war gerichtet auf

• �Interviews mit Syrern, die ihre Unterstützung des 

Regimes zum Ausdruck brachten und über die so 

genannten Terroristen und Verbrecherbanden 

herzogen,

• �Interviews mit ‚reumütigen‘ Demonstranten, die 

sich selbst dafür anklagten, sich an der ‚Gewalt‘ 

beteiligt zu haben,

• �Interviews mit ‚Experten‘ und politischen Kom-

mentatoren, die alles auf den Westen schoben 

und dabei von einer Verschwörung gegen Syrien 

ausgingen,

• �Interviews mit staatlichen Funktionären, die die 

von al-Assad angekündigten Reformen kommen-

tierten und lobten.

Zur Untermauerung der offiziellen staatlichen Dar-

stellung der Ereignisse ergänzten Bilder die Nachrich-

ten: Fortdauernd wurde während der revolutionären 

Ereignisse eine Flut von Bildern und Filmen mit den 

immer gleichen Szenen gezeigt. Es waren dies 

• �Bilder von konfiszierten Waffen und Munition, 

darunter Pistolen, Handgranaten und Maschinen-

gewehre,

• �Bilder von konfiszierten Pässen und Personalaus-

weisen mit ausländischen Namen, von Mobiltele-

fonen mit ausländischen SIM-Karten, von Laptops 

und anderen ‚Beweisstücken‘, die die Verschwö-

rungstheorie des Regimes untermauern sollten,

• �Bilder von eingerissenen Zäunen, zerbrochenen 

Fenstern, zerstörten Autos usw., die den Eindruck 

des Chaos vermitteln sollten, das von Terroristen-

banden angerichtet worden sein sollte,

• �Bilder von bekümmerten Bürgern, die die Gewalt­

eskalation beklagten und sie ‚Banditen‘ und ‚Ver-

brecherbanden‘ zuschoben,

• �in den großen Städten die unvermeidlichen Mas-

senaufmärsche zur Unterstützung al-Assads mit 

überwältigend großen syrischen Flaggen sowie 

Bildern von al-Assad, die von den singenden Teil-

nehmern am Straßenrand hoch gehalten wurden.

 

Dies war das täglich Brot der offiziellen Berichter-

stattung, wie sie das syrische Regime den Massen 

in den Medien anbot: Eine Berichterstattung, die 

um ein angeblich beliebtes und reformorientiertes 

Regime kreiste, das darum kämpft, die vom Aus-

land unterstützten bewaffneten Verbrecherbanden 

in Schach zu halten, die Chaos im Land verbreiten 
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und die unschuldigen Menschen terrorisieren.

Eine solche Berichterstattung kann nicht über-

raschen, zumal das syrische Telekommunikations-

system eines der am wenigsten weit entwickel-

ten und am meisten kontrollierten Systeme der 

Region des Nahen und Mittleren Osten darstellt. 

Das Monopol der Verbreitung und Interpretation 

von Information geriet jedoch schließlich durch 

die Bürger ins Wanken, denen es mit Hilfe der digi-

talen Plattformen und der Sozialen Medien gelang, 

ihrer Stimme und ihren Berichten überall auf der 

Welt Gehör zu verschaffen.

Der Bürgerjournalismus in Syrien

Infolge der Gewaltanwendung des Regimes und vor 

allem infolge der dramatischen Gewaltausbrüche 

am 22. April 2011 lösten die Demonstranten eine 

gewaltige Welle der Berichterstattung über die sich 

überschlagenden Ereignisse aus. Dabei nutzten sie 

die vorhandenen Mobiltelefone, um auf Bildern 

und in Filmen die Proteste, die Gewaltexzesse der 

Sicherheitskräfte und die Verbrechen live aufzu-

zeichnen, die von den Schlägern und Söldnern der 

Regierung verübt wurden. Zum ersten Mal in der 

Geschichte konnte die ganze Welt die Gräueltaten 

mit ansehen, die die syrische Regierung an ihrem 

Volk verübt, weil Bilder der Opfer durch das Inter-

net massenhaft verbreitet wurden. Die Mobil-Tech-

nologie gab den Bürgern Macht und ermöglichte 

es, ihre Erfahrungen ohne Zensur, ohne Eingriff, 

ohne Beschönigung oder jegliche Art von staatli-

cher Intervention zu verbreiten. Erhobene Hände 

mit Mobiltelefonen, auf denen der Kamera-Modus 

eingestellt war, wurden zum charakteristischen 

Bild bei allen Demonstrationen, Zusammenstößen 

und Protestmärschen in Syrien.

Online-Kämpfe

Parallel zum physischen Kampf, der real im Land 

stattfand, gab es einen weiteren Kampf im virtuellen 

Raum mit sehr konkreten Auswirkungen auf die 

Realität: den Kampf um den Informationsfluss und 

die Darstellung von Ereignissen.

Das syrische Regime war schon immer davon 

besessen, die Kommunikation zu kontrollieren. 

Davon zeugt das Blockieren von Sozialen Netzwer-

ken und Online-Foren über Jahre hinweg. Die ein-

zige Möglichkeit, wie Syrer Zugriff auf Facebook, 

You Tube, Twitter oder sogar Wikipedia nehmen 

konnten, war der Gebrauch von Proxy-Servern 

unterwegs. Internet-Cafés wurden überwacht, und 

die Erlaubnis, ein solches eröffnen zu dürfen, war 

mit viel Schikane verbunden. 

Am 10. Februar 2011 wurde das fünf Jahre 

andauernde Verbot der Sozialen Netzwerke aufge-

hoben. Anlass waren die Ereignisse im Nachbar-

land Ägypten, wo der Ausfall des Internets wäh-

rend der Revolution nicht etwa dazu beigetragen 

hatte, die Proteste in den Griff zu bekommen, son-

dern, ganz im Gegenteil, die Zivilgesellschaft nur 

noch mehr aufgebracht hatte. Dieser unerwartete 

Schachzug des syrischen Regimes stimmte die 

Online-Aktivisten zunächst optimistisch.

Im Nu entstanden Online-Foren und Plattfor-

men, um Informationen zu verbreiten und die 

Menschen in ihrem Kampf für Demokratie zusam-

men zu bringen. Die ‚Syrische Revolution 2011‘ ist 

ein Beispiel für eine solche Plattform, die 150.000 

Anhänger zusammen gebracht und die Menschen 

dazu angeregt hat, auf die Straßen zu strömen. 

Eine Facebook-Gruppe mit dem Namen ‚Syrian 

Women Observatory‘ verbreitete hingegen – dies 

als Beispiel für die neue Vielfalt der Meinungen 

und Botschaften – eine andere Botschaft, indem 

sie die Menschen dazu aufforderte, Abstand von 

den Straßendemonstrationen zu nehmen, um noch 

mehr gewaltsame Zusammenstöße zu verhindern 

und der Regierung Zeit zu geben, ihre Reformver-

sprechen einzulösen. 

Neben Facebook war auch Twitter viel im Ein-

satz, dank seiner Fähigkeit, die Massen schneller 
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als jedes andere Soziale Netzwerk zu mobilisieren. 

Posts, Videos und Bilder wurden in diesem Netz-

werk durch User wie ‚AnonymousSyria‘ und andere 

weiter verbreitet. 

Nach einer Weile mussten die Online-Aktivis-

ten und Internet-Nutzer jedoch feststellen, dass das 

Regime ihnen kein Geschenk gemacht hatte, als es 

das Verbot der Sozialen Netzwerke aufhob, sondern 

dass es schon seinen eigenen Online-Krieg begon-

nen hatte, mit Hilfe eines ganzen Heers erfahrener 

Hacker und loyaler Internet-Nutzer, die die Protes-

tierenden und deren Unterstützer angriffen.

Der Krieg im Netz

Internet-Seiten wie ‚The Lovers of Bashar al-Assad‘, 

‚The Militants of Bashar al-Assad‘ und ‚Youth Only 

for Assad’s Syria‘ sind nur einige wenige Beispiele 

für regimetreue und vom Regime unterstütze Face-

book-Seiten. Es handelt sich dabei um die online-

Variante der staatlich geförderten Aufmärsche für 

al-Assad. Sogar derselbe Slogan wurde benutzt: 

„Gott, Syrien, Bashar, und sonst nichts.“

Für Twitter sah es nicht viel anders aus, da 

zahlreiche Twitter-Nutzer dazu eingesetzt wurden, 

die Aktivisten online anzugreifen und zu bedro-

hen. Es wurden Spam-Accounts geschaffen und 

dazu genutzt, Tweets in regelmäßigen Zeitabstän-

den zu verschicken, um in vielfältigen Bildern und 

Nachrichten-Updates das Bild eines stabilen Landes 

und eines normalen Alltags zu verbreiten.

Gleichzeitig sahen die Nutzer neuer Accounts 

immer wieder den Verdacht bestätigt, von Geheim-

agenten kontrolliert und manipuliert zu werden. 

Häufig wurden die so genannten ‚Twitter-Eier‘ dazu 

benutzt, um die Regierungsgegner zu bedrohen.

Außerdem wurden Listen von Aktivisten und 

Revolutionären zusammengestellt und online pub-

liziert. Selbst internationale Sender wie BBC und 

unabhängige Reporter wurden auf die schwarze 

Liste gesetzt und zum Objekt von Beschimpfungen, 

die teilweise auch in Hackeraktivitäten mündeten. 

Dies war etwa der Fall bei der ‚Syrischen Online-

Armee‘, die sich in die Website der Harvard Univer-

sität hackte. Die von der Regierung dafür gelobte 

Gruppe hatte sich zuvor bei der Gruppe der Online-

Aktivisten ‚Anonymous‘ eingehackt und dort Pro-

Assad-Botschaften hinterlassen, nachdem sich 

‚Anonymous‘ in Solidarität mit den Revolutionä-

ren wiederum auf Regierungsseiten gehackt hatte.

Zusätzlich zum Krieg im Netz greift die Regie-

rung auch auf Altbewährtes zurück: Ausfälle des 

Internet und der Telekommunikation gehören wie-

der zum Alltag. Diese Strategie wurde gegen rebel-

lierende Städte eingesetzt, um den Kontakt zwi-

schen den Protestierenden und den Aktivisten zu 

unterbinden und die Städte zu isolieren – vom übri-

gen Syrien sowie dem Rest der Welt. 

Diese Strategien sind schon in Ägypten, Libyen 

und anderen arabischen Ländern gescheitert, und 

in Syrien scheinen sie wie ein letztes verzweifel-

tes Aufbäumen, weil das Regime langsam die Kon-

trolle sowohl über das Territorium als auch über 

den Cyberspace verliert. 

Aus dem Englischen von Mirjam Schneider

Der Beitrag gründet auf einem Vortrag, den die Autorin 

auf dem Symposium ‚The Mediterranean: Cultural Dialogue 

after the Arab Spring‘ (Barcelona, 28. Oktober 2011) gehal-

ten hat. Die Tagung wurde vom Charlemagne Institute for 

European Studies (ICEE) der Universitat Internacional de 

Catalunya (UIC) und dem Institut für Auslandsbeziehungen 

e.V. (ifa), Stuttgart und Berlin, veranstaltet.

Leila Nachawati ist Journalistin und als Expertin für 
Online-Kommunikation und Soziale Medien für ver-
schiedene Medienunternehmen tätig, darunter ‚Al-
jazeera English‘, ‚Global Voices Online‘, ‚Global Voices 
Advocacy‘ und ‚Periodismo Humano‘. Thematische 
Schwerpunkte ihrer Beiträge sind die Menschenrechte 
und die freie Meinungsäußerung im Nahen Osten und 
in Nordafrika. 
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Die ‚Weiße Revolution‘ –  
Marokkos gemäßigt  
islamistische Partei für 
Gerechtigkeit und  
Entwicklung (PJD)  
zwischen konservativ- 
religösen Gesellschafts-
kreisen und den polit
ökonomischen Anforde-
rungen der Moderne

von Mohammed Khallouk (Marburg/Rabat)

Islamische Systemkritik und  
Monarchietreue 

Das Königreich Marokko besitzt eines der ältesten 

Mehrparteiensysteme in der arabischen Welt. Es 

geht bis auf die Befreiungsbewegung gegen die Pro-

tektoratsherrschaft Frankreichs zurück. Bestan-

den die vom Monarchen ernannten Regierungen 

bis Ende der 90er-Jahre dennoch ausschließlich 

aus treuen Anhängern des Königshofes, ließ der 

1999 verstorbene Hassan II. in seinen letzten Jah-

ren auch langjährigen Opponenten politische Ent-

faltungsmöglichkeit und parlamentarischen Akti-

onsraum, sofern sie sich allgemein zur islamisch 

gerechtfertigten Monarchie bekannten. 

Seit 1997 durfte sogar erstmals eine islamis-

tische Partei, der ‚Parti de la Justice et du Déve-

loppement (PJD)‘, an allgemeinen Wahlen zum 

Repräsentantenhaus teilnehmen, errang dabei 

allerdings lediglich acht Parlamentssitze. Nicht 

zuletzt aufgrund der Tatsache, dass sich inner-

halb des islamistischen Lagers keine weiteren Par-

teien konstituieren durften, die mit dem PJD um 

Wählerstimmen konkurrieren konnten, zeigte die-

ser sich in der Lage, seine Anhängerschaft in der 

Ära Mohammeds VI. zu erweitern und von Wahl 

zu Wahl einen Zuwachs an Stimmen und Abgeord-

neten zu erreichen. 2002 errang der PJD immerhin 

42 Sitze, 2007 steigerte er sich auf 47 Sitze, bis er 

seit Ende 2011 mit nunmehr 107 von insgesamt 

395 Sitzen als stärkste Parlamentsfraktion von der 

Opposition auf die Regierungsbank wechseln und 

erstmals den Premierminister stellen konnte. Ver-

einte die Partei bereits 2007 die größte Anzahl an 

Wählerstimmen auf sich, musste sie damals doch 

aufgrund eines für sie ungünstigen Wahlkreiszu-

schnitts der konservativen ‚Istiqlal‘-Partei bei Frak-

tionsstärke und Regierungsbildung den Vortritt las-

sen.1

Der PJD führt sich ideologisch und program-

matisch auf zwei Wurzeln zurück. Die eine Wurzel 

reicht bis zum marokkanischen Unabhängigkeits-

kampf zurück, an dem der Parteigründer Abdel-

krim Khatib sich bereits aktiv beteiligt hatte. Mit 

dem Abzug der französischen Truppen und der 

formalen staatlichen Souveränität Marokkos gab 

sich Khatib jedoch nicht zufrieden. Sein politisches 

Ziel bestand in einer traditionellen islamischen 

Werten verpflichteten, demokratisch-konstitutio-

nellen Monarchie. Vor diesem Hintergrund stellte 

er sich dem Absolutheitsanspruch der postkoloni-

alen Monarchen entgegen. Als erster marokkani-

scher Parlamentspräsident kritisierte Khatib Has-

san II. für seinen autoritären Führungsstil, dem 

er vorwarf, sich sogar über die eigens verkündete 

erste marokkanische Verfassung von 1962 hinweg 

gesetzt zu haben, als er 1965 den Notstand ausrief. 

Sein Widerstand gegen das undemokratische 

Staatsverständnis Hassans II. diente Khatib schließ-

lich im Februar 1967 als Anlass, mit dem ‚Mouve-

ment Populaire Démocratique et Constitutionnel 

(MPDC)‘ eine eigene Partei zu gründen. Nachdem 

die Unzufriedenheit mit dem Monarchen immer 

1  Chimelli, Rudolph: Marokko – Wahlsieg der gemäßigten Isla-
misten. In: Süddeutsche Zeitung vom 27. November 2011.

61
Die ‚Weiße Revolution‘ – Marokkos gemäßigt islamistische Partei PJD



breitere Bevölkerungskreise erreicht und in den 

Jahren 1970 und 1971 zu zwei Putschversuchen 

geführt hatte, sah Khatib den Zeitpunkt gegeben, 

1972 ein an den Herrscher gerichtetes Memoran-

dum zu verfassen, in dem er seine politischen Ziele 

vorstellte und erläuterte, was er als nötig erachtete, 

um die politische Krise zu beenden. 

Im Gegensatz zu den gescheiterten Putschisten 

hielt Khatib ausdrücklich an der Monarchie als für 

Marokko geeigneter Staatsform fest, wenngleich 

er dieses System nicht vom Islam her für geboten 

erachtete, sondern lediglich der marokkanischen 

Tradition entsprechend als angemessen bewertete. 

Da er dennoch die islamische Scharia als Grund-

lage jeglicher erstrebenswerten Gesellschaftsord-

nung verstand, folgerte er daraus für Marokko 

eine demokratische und konstitutionelle Monar-

chie und leitete die Forderung zu demokratischen 

Ordnungsstrukturen aus dem islamischen Begriff 

der ‚Schura‘ 2 ab, dem von den gegenwärtigen poli-

tischen Systemen die Demokratie am meisten ent-

spreche.

Die Missstände seiner politischen Gegenwart 

verlangten Khatib zufolge nach tiefgreifenden 

gesellschaftspolitischen Reformen, für deren Rea-

lisierung der Islam die ethische Grundlage biete. 

Schließlich hätten der Islam und seine Zivilisation 

in der Geschichte zahlreiche fremde Eroberungs- 

und kulturelle Beherrschungsversuche überlebt und 

immer wieder den Rahmen für gesellschaftlichen 

Fortschritt geboten. Den Glaubwürdigkeitsverlust 

der politischen Eliten seiner Zeit und ihre morali-

schen Verfehlungen führte Khatib auf mangelhaftes 

Festhalten an islamischen Grundsätzen zurück. Das 

Ergebnis zeige sich insbesondere in einer Orientie-

rungslosigkeit der jungen Generation.3 

2  ‚Schura‘ bedeutet Beratung; Ratgebergremium; Urteilsbera-
tung. Sie ist ein wichtiger Grundsatz des islamischen Rechts. 
Gemäß der Rechtslehre ist die Beratung, die Einberufung eines 
Ratgebergremiums in der Rechtsprechung, ferner in staatlichen 
Belangen und politischen Entscheidungen Pflicht (Anm. d. Hrsg.).

3  Khatib, Abdelkrim: Mudakirat Al-Amin Al-`Am Lilharaka 
Aschà biya Addusturiya Addimuqratiya. Rabat 1972, S. 55f.

Eine auf Khatibs ethische Prinzipien gestützte, 

Reformen verpflichtete Regierung sollte sich mög-

lichst aus allen Gesellschaftsschichten zusam-

mensetzen und keine staatliche Ebene von den 

Reformen ausnehmen. Besonderen Reformbedarf 

erkannte er dabei in der Justiz, im Militär, im Bil-

dungswesen, im Agrarbereich, beim Tourismussek-

tor und nicht zuletzt im sozialen Wohnungsbau. Er 

war sich offenbar der Säulen der marokkanischen 

Wirtschaft ebenso bewusst, wie er die Binnenmig-

ration vom ländlichen Raum in die Großstädte als 

Problem sowohl für die Städte als auch die ländli-

chen Regionen erkannte. 

Trotz dieser durchaus weitsichtig anmutenden 

Reformvorhaben, welche die vom König eingesetz-

ten Regierungen der 70er- und 80er-Jahre – wenn 

überhaupt – nur halbherzig umsetzten, erreichte 

Khatibs selbst geführte MPDC bei keiner Wahl eine 

nennenswerte Anzahl an Stimmen. Dies veranlasste 

ihn, nach Wegen zu suchen, seine politische Basis 

zu verbreitern und er strebte die Vereinigung mit 

der bekennenden islamistischen Bewegung ‚Mouve-

ment Unité et Réforme (MUR)‘ an, deren Mitglieder 

dadurch einen festen Platz im politischen System 

zugewiesen bekommen sollten. Diese Vereinigung 

gelang schließlich auf einer außerordentlichen Kon-

ferenz im Jahre 1996, wobei zugleich die Umbenen-

nung der Partei in PJD erfolgte. 

Die klassische Parteipolitik wird durch 
islamistische Basispflege ergänzt 

Die islamistische Einigkeits- und Reformbewegung 

MUR als zweite ideologisch-historische Wurzel des 

PJD besteht ebenfalls bereits seit den 1970er Jah-

ren. Sie ist seinerzeit aus dem Zusammenschluss 

der ‚Islamischen Reform- und Erneuerungsbewe-

gung‘ und des ‚Bundes für islamische Zukunfts-

orientierung‘ hervorgegangen und versteht sich 

als gemeinnütziger marokkanischer Verein. Dem 

eigenen Selbstverständnis nach sei man bereit, 

jeden Interessenten als Mitglied aufzunehmen, 

der sich den Zielen des MUR verpflichtet fühle.  
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Die Hauptaktivität der Bewegung besteht in der 

islamischen Mission, der ‚dapwa‘, in der Erziehung 

entsprechend dem eigenen Islamverständnis und 

in Wohlfahrtstätigkeit für die Allgemeinheit. 

Mit der Integration ihrer Mitglieder in die poli-

tische Arbeit des PJD auf der Generalkonferenz von 

1996 ergab sich die Aufgabe, der Bewegung eine 

eigene Verfassung zu geben und die drei Grund-

prinzipien festzulegen, die nicht nur intern, son-

dern auch für die nach außen gerichtete politische 

Arbeit gelten sollten. Entsprechend der religiösen 

Überzeugung sollten Koran und Sunna dabei maß-

gebliche Textgrundlagen darstellen. Da man wie 

bereits Khatib die Gültigkeit der Scharia für ein 

islamisches Gemeinwesen als geboten erachtete, 

verlangte man, jegliche von Verantwortungsträ-

gern der Bewegung getroffene Entscheidung nach 

ihrer Vereinbarkeit mit der Scharia zu reflektieren. 

Die Schlussfolgerung, dass die hieraus hervorge-

hende Verpflichtung zur ‚Schura‘ in der Gegenwart 

demokratische Normen verlange, verstand man 

nicht nur als Grund, für eine Demokratisierung 

des Staates einzutreten, sondern darüber hinaus, 

die eigenen Führungsstrukturen dem Wahlprin-

zip zu unterwerfen. In regelmäßigen Abständen 

werden fortan Generalkonferenzen abgehalten, 

Verantwortungsträger werden gewählt und ihre 

Amtszeit ist von vorn herein zeitlich begrenzt.4 

Neben dem demokratischen Anliegen verfolgt 

man weiterhin seine Ziele hinsichtlich ‚dapwa‘, 

Erziehung und Wohlfahrt, und man strebt an, über 

die Politik einen Beitrag für die Entwicklung einer 

humanen, islamischen Grundsätzen entsprechen-

den demokratischen Gesellschaft in und außerhalb 

Marokkos zu leisten. Das ganzheitliche Islamver-

ständnis der Bewegung erfordert, als Abgeordne-

ter im Parlament nicht nur islamischen Normen 

gemäße Gesetze zu verabschieden, sondern darü-

ber hinaus im Alltag den dahinter stehenden Geist 

spürbar werden zu lassen.

4  At-tawhid wal-Islah (Hrsg.): Al-Qanun Al-Asasi. Rabat 1996, 
S. 2ff.

Das Eintreten des PJD für eine konstitutionelle 

Monarchie, mit dem er sich beispielsweise ele-

mentar von der antimonarchistischen Bewegung 

‚Gerechtigkeit und Spiritualität‘ von Abdessalam 

Yassine unterschied, erwies sich als Legitimation, 

zu allgemeinen Wahlen zugelassen zu werden 

und als einzige islamistische Partei im marokka-

nischen Parlament politischen Einfluss ausüben 

zu können. Obwohl man mit der besonderen Her-

vorhebung der islamisch konservativen Werte von 

Anfang an breite Bevölkerungsschichten für sich 

zu gewinnen verstand und bereits in der zweiten 

Parlamentswahl, in der man mit dem Namen PJD 

antrat, zweistellige Ergebnisse erzielte, zog man 

es zunächst vor, in der parlamentarischen Oppo-

sition zu bleiben und die jeweiligen konservativ 

oder sozialistisch geführten Regierungen nur in 

jenen Sachfragen zu unterstützen, die man mit 

den eigenen Zielen als vereinbar ansah. Offenbar 

fürchtete man, bei einem Eintritt in eine Koaliti-

onsregierung mit anderen, säkularer ausgerichte-

ten, bereits seit Jahrzehnten in Parlament und zeit-

weilig auch in der Regierung vertretenen Parteien 

wesentliche Teile der eigenen Programmatik aufge-

ben zu müssen oder zumindest nicht durchsetzen 

zu können. 

Der Umbruch im ‚Arabischen Frühling‘ 
begünstigt den Einfluss gemäßigter 
Islamisten

Die jüngste Verfassungsreform vom 25. November 

2011, die zudem im Namen der vom PJD – mehr als 

von anderen Parteien – immer wieder geforderten 

Demokratisierung des Staates durchgeführt und 

von seinen Anhängern ebenso wie von der übrigen 

Bevölkerung unterstützt wurde, sieht vor, dass der 

Monarch der mitgliederstärksten Fraktion automa-

tisch das Recht, den Premierminister zu stellen, 

zuzubilligen hat. Der Sieg des PJD in den letzten 

Parlamentswahlen verlangte somit, seinem Vor-

sitzenden Abdelilah Benkirane den Auftrag zur 

Regierungsbildung zu erteilen. Außerdem konnte 

die Partei mit dem Justizministerium und dem 
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Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten und 

Kooperation zwei Schlüsselkabinettsposten mit 

PJD-Mitgliedern besetzen.5

Da man zwar die stärkste Fraktion im Parla-

ment stellt, die absolute Mehrheit der Sitze aller-

dings verfehlte, mündete dies in eine Koalitions-

regierung, innerhalb der man zwar die Führung 

übernehmen konnte, jedoch weiterhin auf andere 

Parteien zur Durchsetzung der eigenen Politik 

angewiesen bleibt. Zudem reichte die Verfassungs-

reform nicht so weit, dass der König sich vollstän-

dig – vergleichbar heutigen europäischen Monar-

chen – aus der aktiven Politik zurückzieht. Sein 

Hof und das ‚Makhzen‘-System6 bleiben auch künf-

tig Machtfaktoren im marokkanischen Staat, die 

nicht ohne weiteres von der gewählten und parla-

mentarisch legitimierten Regierung angestrebte 

Reformen mitzutragen bereit sind. Sofern mit den 

parlamentarisch eingebrachten Gesetzen und ihrer 

Durchsetzung durch die zivile Regierung der Ver-

lust bestehender Privilegien verbunden ist, wird 

sogar mit einer bewussten Obstruktionspolitik 

des alten Herrschaftsapparats zu rechnen sein. 

Kurzfristig könnte sich eine PJD-geführte, dem 

Wählerwillen verantwortliche Regierung bei der 

Durchsetzung politischer Vorhaben auf den Druck 

der Straßenprotestbewegung stützen. Langfris-

tig stehen jedoch Entscheidungen an, die sich im 

Sinne einer politikökonomischen Fortentwicklung 

Marokkos zwar als notwendig erweisen, jedoch 

nicht von vorn herein in der Bevölkerungsmehr-

heit auf Zustimmung treffen. 

Sofern der PJD vor jeglichen unpopulären Maß-

nahmen zurückschreckt, wird er den angestrebten 

5  Theres, Jürgen: Neues Kabinett und Regierungserklärung in 
Marokko. In: Hans-Seidel-Stiftung, Politischer Sonderbericht 
Marokko vom 26. Januar 2012.

6  ‚Makhzen‘ war seit der Herrschaft der Saadier im 16. Jahrhun-
dert bis in die Zeit des französischen Protektorats die Bezeich-
nung für die Regierung des Sultans in Marokko. Amtsträger am 
Herrscherhof gehörten genauso zum ‚Makhzen‘ wie Würdenträ-
ger und Führer von Stämmen, die loyal zum Herrscherhaus waren 
und daher mit Vorrechten und Vergünstigungen belohnt wurden. 
Heute bezeichnet ‚Makhzen‘ eine untereinander eng vernetzte 
Elite einflussreicher Personen um den König (Anm. d. Hrsg.).

gesellschaftspolitischen Fortschritt nicht errei-

chen und seine eigenen Anhänger enttäuschen. 

Zielt die Partei hingegen darauf ab, auch jene weni-

ger akzeptierten, jedoch als notwendig erkannten 

Reformen so schnell wie möglich zu realisieren, 

setzt sie sich der Gefahr aus, wie die anderen Par-

teien als ‚Interessenvertreter westlicher Kapitalge-

ber‘ wahrgenommen zu werden und ausschließ-

lich im Sinne einer kleinen Elite zu agieren. Ihr 

Verlust an Zustimmung träte in diesem Fall sogar 

noch schneller ein. 

Die Zukunft des PJD als Regierungspartei wird 

im Wesentlichen davon abhängen, in wie weit ihm 

der Spagat gelingt zwischen dem Festhalten an den 

allgemeinen wertkonservativen Gründungsidealen 

einerseits und einer in kleinen Schritten erfolgen-

den pragmatischen Modernisierungspolitik ande-

rerseits. Die Partei sollte einerseits in der Lage 

sein, durch Kompromissbereitschaft gegenüber 

den mutmaßlichen Koalitionspartnern ihre Regie-

rungsfähigkeit und Flexibilität unter Beweis zu 

stellen. Andererseits gilt es, von vorn herein Gren-

zen aufzuzeigen sowie eindeutig herauszustellen, 

welche Politik man aus religiösen Gewissensgrün-

den nicht mitzutragen bereit ist. 

Für den politischen Erfolg des PJD im König-

reich Marokko wird sich schließlich auch das Ver-

hältnis der von ihr geführten Regierung zum Wes-

ten, speziell zur Europäischen Union erweisen. Als 

Mohammed VI. die jüngste Verfassungsreform ver-

kündete, war er sich sicherlich bewusst, dass eine 

in stärkerem Maße als bisher den Wahlergebnissen 

entsprechende Regierungsbildung den PJD begüns-

tigen würde. Zugleich muss er erkannt haben, dass 

eine demokratische Reformierung des Landes nur 

dauerhafte Akzeptanz finden würde, wenn Isla-

misten, die einen bedeutenden Teil der marok-

kanischen Gesellschaft repräsentieren, in diesen 

Prozess aktiv eingebunden und diesen sogar mit zu 

steuern in der Lage sind. Da der PJD sich bereits seit 

seiner Gründung unter Khatib zur Demokratie als 

neuzeitlicher Interpretation der ‚Schura‘ bekennt, 

besitzt er sogar in überdurchschnittlichem Maße 
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Glaubwürdigkeit in der marokkanischen Bevölke-

rung, die angekündigten konstitutionellen Refor-

men zu realisieren. 

Im christlich geprägten Westen wird der Islam 

allgemein und der Islamismus im Besonderen 

jedoch vielfach mit rückwärtsgewandter Ideolo-

gie und einem theokratischen Staatssystem asso-

ziiert. Mit dem Kampf gegen den ‚islamistischen 

Terrorismus‘ konnten die Regimes der gesamten 

MENA-Region seit dem 11. September 2001 sogar 

ihr Festhalten an undemokratischen Machtstruk-

turen in der westlichen Öffentlichkeit rechtferti-

gen, da man dort fürchtete, eine Liberalisierung 

islamischer Staaten würde jene Islamisten – zu 

denen auch der PJD gezählt wurde – begünstigen, 

die dann ein noch weniger humanes und noch 

weniger demokratisches Gesellschaftssystem ein-

führen würden. 

Die plötzlichen Massenaufstände gegen jene 

Autokraten, zunächst in Tunesien, nachfolgend 

in Ägypten, Libyen, Jemen und Syrien, bei denen 

sich Islamisten mit säkularistischen, als prowest-

lich geltenden Oppositionsgruppen verbündeten, 

haben den verzerrten Blickwinkel der westlichen 

Medien auf die Islamisten ein wenig korrigiert. 

Dies erleichterte dem marokkanischen Monar-

chen, für den Regierungsauftrag an den PJD auch 

bei Marokkos westlichen Kooperationspartnern 

auf Zustimmung zu treffen.

Regierungsfähigkeit zeigt sich am  
Mut zu eigenständiger islamisch begrün-
deter Reformpolitik

Der PJD seinerseits könnte nun versucht sein, 

in besonderem Maße zu beweisen, in wie weit 

seine Politik mit den westlichen Vorstellungen 

von Demokratie und Menschenrechten konform 

geht. Da der Islam der gleichen ethischen Wurzel 

entstammt wie das Judentum und das im Westen 

dominierende Christentum, mag jene Konformität 

sogar tatsächlich vorhanden sein. Im Bewusstsein 

ihrer eigenen, islamistisch gesinnten Anhänger 

würde dies jedoch als Verrat an den Gründungs-

idealen verstanden werden. Man würde dem PJD 

ebenso wie zuvor den eher säkularistisch orien-

tierten Parteien vorwerfen, traditionelle marokka-

nisch-islamische Grundsätze für westliches Kapital 

und ein positives Erscheinungsbild im Ausland zur 

Disposition zu stellen. 

Diese Gefahr besteht vor allem, wenn man 

sich bereit zeigt, für die Akzeptanz in Europa in 

traditionellen politischen Konflikten wie dem Sta-

tus der spanisch beherrschten nordafrikanischen 

Mittelmeerenklaven Ceuta und Melilla den natio-

nalen Grundkonsens zu verlassen und die eigenen 

Gründungsideale zu verraten. Schließlich hat der 

MUR, ebenso wie marokkanische Sozialisten und 

Nationalisten, die Wiedereingliederung jener bei-

den Städte ins marokkanische Staatsgebiet expli-

zit als Teil seines politischen Grundsatzprogramms 

definiert. In Konflikten innerhalb der arabischen 

Welt wie in erster Linie dem Nahostkonflikt, aber 

auch gegenwärtig beispielsweise beim Verhältnis 

zum Regime in Syrien gilt es ebenfalls, die unre-

flektierte Übernahme westlicher Positionen zu ver-

meiden. 

Mit den Koalitionsparteien dürfte diese außen-

politische Positionierung, die auf das öffentliche 

Eintreten für eine der Scharia entsprechende Form 

der Demokratisierung in Marokko wie in der gesam-

ten islamischen Welt setzt, keine größeren Kon-

flikte hervorrufen.7 Schließlich führen sich auch die 

meisten anderen marokkanischen Parteien trotz 

ihres säkularistischen Erscheinungsbildes auf isla-

mische Autoritäten zurück, und Säkularismus wie 

auch Laizismus nahmen im postkolonialen König-

reich Marokko – anders als in der Türkei oder Tune-

sien – nie die Stellung einer Staatsideologie ein.  

7  Marokko stellt neben Saudi-Arabien das einzige Land in der 
arabischen Welt dar, in dem die Scharia noch staatsrechtliche Gül-
tigkeit besitzt. Im Gegensatz zu Saudi-Arabien betrifft dies im 
postkolonialen Marokko nicht das Strafrecht, sondern nur das Zivil-
recht. Demzufolge haben sich alle Monarchen und Regierungen 
zivilrechtlich an der Scharia orientiert; die Reform des Familien-
rechts unter Mohammed VI. ist nach Schariavorgaben konzipiert. 
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Da der Islam vielmehr eine verfassungsrechtlich 

verankerte Staatsreligion darstellt, haben sich jeg-

liche zugelassenen Parteien und sämtliche post-

kolonialen Regierungen bemüht, ihr Handeln mit 

islamischen Normen zu rechtfertigen. 

Die wesentliche Unterscheidung des PJD von 

den anderen im marokkanischen Parlament ver-

tretenen Parteien ist weniger in ihrem Islamver-

ständnis begründet als darin, dass der PJD sich bis-

lang ausschließlich in Opposition zur herrschen-

den Obrigkeit befand und deshalb von den Bürgern 

nicht in gleichem Maße als Teil eines zwar auf Par-

teienpluralismus gestützten, im Kern jedoch kor-

rupten und undemokratischen Systems wahrge-

nommen wurde. Selbst ihre treuesten Anhänger 

erwarten nicht, dass eine PJD-geführte Regierung 

das Kalifat in absehbarer Zeit wieder einführt und 

zu frühislamischen Obrigkeitsstrukturen zurück-

zukehren beabsichtigt. Lediglich traditionelle 

Werte, vielfach als islamisch deklariert, sollten 

nach Ansicht gemäßigter wie radikaler Islamis-

ten in der marokkanischen Gesellschaft aufrecht 

erhalten werden, und die Scharia soll weiterhin 

die Rechtsgrundlage darstellen. Sollte der PJD 

diese Wertetraditionen jedoch aus vermeintli-

chem Machtkalkül heraus zur Disposition zu stel-

len bereit sein, würde er zwar möglicherweise im 

Westen als ‚wahrer Vorkämpfer der marokkani-

schen Demokratie‘ wahrgenommen werden, seine 

Rolle als Bindeglied zwischen religiös traditionalis-

tisch orientierten und modern demokratisch emp-

findenden marokkanischen Gesellschaftsschichten 

würde die Partei damit aber aufgeben. 

Der PJD hat als bekennende islamistische 

Partei die bedeutsame Aufgabe, im Interesse der 

marokkanischen Demokratie, durch Einbindung 

des islamistischen Spektrums in das politische 

Parteiensystem, die Hinwendung zu radikaleren 

Islamisten, die einen radikalen Systemumsturz 

anstreben und hierbei auch vor Gewalt gegen poli-

tische Gegner nicht zurückschrecken, zu verhin-

dern. Es kann als großes Verdienst von Hassan II. 

gewertet werden, dass er in seinen letzten Jahren 

erkannte, dass zum einen zwischen radikalen und 

gemäßigten Islamisten differenziert werden muss 

und dass zum anderen einer potenziellen Gefahr 

für die marokkanische Zukunft, die von Islamisten 

ausgeht, nicht mit repressiven Mitteln zu begeg-

nen ist. Mohammed VI. schien diese Erkenntnis 

noch mehr zu beherzigen, als er sich auch von der 

Inkriminierung der radikaleren, jedoch ebenfalls 

bislang gewaltfreien islamistischen Bewegung 

‚Gerechtigkeit und Spiritualität‘ zu distanzie-

ren begann und deren Anführer Abdessalam Yas-

sine aus dem jahrelangen Hausarrest entließ. Die 

Zulassung als zweite islamistische politische Partei 

neben dem PJD wurde Yassines Bewegung jedoch 

auch unter dem neuen König nicht gewährt. 

Mag auch nach der neuen Verfassung die Regie-

rung nicht allein in der Lage sein, über die Zulas-

sung von Parteien zu entscheiden, da der Monarch 

hiergegen sein Veto einlegen kann – eine PJD-

geführte Regierung sähe sich nichtsdestotrotz in 

der Pflicht, den Dialog zu den nicht offiziell zuge-

lassenen islamistischen Bewegungen zu suchen, 

um deren Mitglieder für die angestrebten isla-

misch demokratischen Reformprojekte zu gewin-

nen. Einer von gemäßigten Islamisten getragenen 

Regierung wird es sicherlich leichter fallen, die 

modernisierungsskeptischen Bevölkerungsschich-

ten in einen politischen wie sozioökonomischen 

Reformprozess einzubinden. Nur wenn es gelingt, 

auch islamistisch konservativ gesinnte Kreise von 

den Vorteilen einer Demokratisierung zu über-

zeugen und zu der Erkenntnis zu bringen, dass 

sich die Bedingungen des frühislamischen Kali-

fats in der Gegenwart nicht mehr realisieren las-

sen, haben die Proteste des Frühjahrs 2011 ihr Ziel 

erreicht. 

War die Weimarer Republik im damaligen 

Deutschland zwar auch durch eine Revolution 

von unten errichtet worden, konnte sie dennoch 

keinen Bestand haben, da die politisch weni-

ger aktiven Bevölkerungsteile in der Demokra-

tie kein erhaltenswertes System erkannten. Der 

PJD besitzt nun im heutigen Marokko durch seine 
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Verankerung gerade in traditionalistischen Gesell-

schaftsschichten die Voraussetzung, die Demokra-

tie zu einem von der Gesamtgesellschaft getra-

genen Modell zu erheben. Der Verweis auf die 

‚Schura‘, die bereits im Medina der Propheten-

herrschaft der Bevölkerung politische Mitsprache-

rechte bot, kann der Assoziation von Demokratie 

und Pluralismus mit ausschließlich westlichen 

Politikbegriffen entgegenwirken. 

Der PJD – am Mehrheitswillen orientierte 
Volkspartei oder Ein-Generationenprojekt 
ohne Zukunft?

Die Tatsache, dass bereits Abdelkrim Khatib in sei-

nem 1972 verfassten Memorandum die Bildung der 

heranwachsenden Generation als bedeutsam her-

vorhob und das MUR sich schon vor dem Eintritt 

in die aktive Parteipolitik Erziehung und Bildung 

zugewandt hatte, gibt Anlass zur Hoffnung, dass 

eine PJD-geführte Regierung dem Bildungswesen 

bei der angestrebten Reformpolitik Priorität ein-

räumt. Letztlich lässt sich der Vergangenheitsver-

haftung radikaler Islamisten nur über moderne 

Bildung entgegenwirken. Der gut ausgebildeten 

jüngeren Generation, in der die Analphabetenrate 

erheblich niedriger liegt als noch in der Generation 

ihrer Eltern, ist es zu verdanken, dass die Protest-

bewegung des vergangenen Frühjahrs in Marokko 

wie in anderen arabischen Staaten in so kurzer Zeit 

landesweit organisiert werden und dabei konkrete 

Ziele formulieren konnte, die nun auch erreichbar 

erscheinen. 

Ein Teil dieser jungen gebildeten Generation 

gehört zur Anhängerschaft des PJD, dessen Mit-

glieder und Funktionäre ebenfalls ein niedrige-

res Durchschnittsalter besitzen als diejenigen der 

anderen Parteien. Diese gesellschaftlichen Ent-

wicklungen werden vielfach ebenso mit der lang-

jährigen Hinauszögerung politischer Reformen in 

der Ära Hassans II. assoziiert wie auch mit man-

gelhafter innerparteilicher Demokratie und ver-

krusteten Führungsstrukturen. Das vom MUR in 

den PJD eingebrachte Prinzip der regelmäßigen 

Führungswechsel hat ihr zum einen das Erschei-

nungsbild einer veränderungsbereiten, an den 

Anliegen der jüngeren Generation orientierten 

Partei eingebracht. Über die bewusste Hervorhe-

bung islamischer Traditionsverpflichtung gelang 

es dem PJD zum anderen, in der älteren Generation 

bestehende Ängste vor einem Werteverlust durch 

die Modernisierung für den eigenen Popularitäts-

gewinn auszusetzen. 

In der Regierung besitzt die Partei nun die Ver-

antwortung, die Gesamtbevölkerung auf die beab-

sichtigten und als notwendig erkannten Reformen 

angemessen vorzubereiten. Hierfür ist einerseits 

die Bildungspolitik entscheidend, andererseits 

aber auch die regelmäßige Kommunikation mit 

der Bevölkerung. Weiterhin sind die Reformen in 

einer Weise zu gestalten, dass die ältere Generation 

sich dadurch nicht überfordert fühlt, die jüngere 

Generation jedoch weiterhin die optimistische 

Hoffnung in das baldige Erreichen der angestreb-

ten Veränderungen und letztlich das Vertrauen in 

die politischen Mandatsträger behält. 

Nur wenn es der PJD-geführten Regierung ge

lingt, zwischen den verschiedenen Generationen 

und Gesellschaftsschichten einen Konsens herbeizu-

führen, welche politischen Reformen durchzufüh-

ren sind, und wie diese sich mit islamischen Grund-

sätzen vereinbaren lassen, wird sie eine angestrebte 

Modernisierung Marokkos erreichen, die sich nicht 

auf zweifellos notwendige Gesetzesbeschlüsse 

beschränkt, sondern darüber hinaus im gesellschaft-

lichen Alltag spürbar und gewürdigt wird. 

Lediglich eine Reformpolitik, die den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt stärkt, kann sich 

berechtigterweise auf das islamische Gemein-

schaftsideal berufen und dem PJD dauerhaft den 

Charakter einer islamisch demokratischen Volks-

partei garantieren. Das Scheitern der zahlreichen 

bisherigen, von rechten wie linken Parteien getra-

genen postkolonialen Regierungen ist nicht zuletzt 

darauf zurückzuführen, dass jede Partei eine 

67
Die ‚Weiße Revolution‘ – Marokkos gemäßigt islamistische Partei PJD



bestimmte Bevölkerungsgruppe als sogenannte 

‚Stammwählerschaft‘ in besonderer Weise im Blick 

hatte und die Entwicklung in der übrigen Gesell-

schaft dabei aus dem Bewusstsein verlor. 

Eine erfolgreiche, auf dauerhafte Akzeptanz 

treffende Reformpolitik kann sich jedoch nur an 

alle Gesellschaftsteile gleichermaßen richten und 

auf die Realisierung einer ‚volonté générale‘ im 

Sinne Rousseaus abzielen. Das Gemeinschaftsideal 

des Islam bietet hierfür die ethische Grundlage. 

Bedeutsam erweist es sich, in einem permanenten 

Dialog mit der Zivilgesellschaft herauszufinden, 

welche Aufgaben dort als prioritär erachtet wer-

den, und zugleich Eliten herauszubilden, die in 

der Lage sind, hieraus ein auf die zukünftige Poli-

tik ausgerichtetes Gesamtkonzept zu entwerfen.

 

Welche Herausforderungen eine erfolgreiche 

Reformpolitik für eine PJD-geführte Regierung 

bedeutet, hat man offenbar bereits aus der lang-

jährigen parlamentarischen Arbeit erkannt. Vor 

diesem Hintergrund nannte man im Anschluss 

an die fünfte Generalkonferenz von 2004 fünf 

Grundprinzipien, die es bei der Durchführung der 

angestrebten politischen Reformen zu beachten 

gelte. Neben der Orientierung an den verfassungs-

rechtlich vorgegebenen ‚Nationalen Grundsätzen‘ 

Marokkos und der Demokratie als Ordnungsmo-

dell, in dem die Reformen beschlossen werden sol-

len, sowie gemeinschaftlicher Verantwortung und 

Selbstdisziplin der politischen Entscheidungsträ-

ger bedürfe es einer schrittweisen, in nachvollzieh-

barer Reihenfolge zu verwirklichenden Reform-

konzeption und der Kooperation mit jeglichen 

grundsätzlich ebenfalls reformbereiten Instituti-

onen in Staat und Zivilgesellschaft. Vor allem letz-

tere Bedingung wird sich als entscheidend erwei-

sen, wenn man sich in einer Koalitionsregierung 

gezwungen sieht, mit anderen Parteien die Reform-

politik zum Erfolg zu führen.8

8  El-Otmani, Said-Dine: Mà alim Manhaj Hisb Al-Adala Wat-
tanmiya Fi Al-Islah Assiyasi. Rabat 2005, S. 5.

Bedeutsam für das fortgesetzte Vertrauen der 

marokkanischen Bevölkerung in die politische 

Arbeit des PJD wird sein, sich gegenüber den Koa-

litionspartnern, die bereits zuvor zeitweilig Regie-

rungsverantwortung getragen haben und dabei 

nur selten als Reformparteien im Dienste der 

Gesamtgesellschaft wahrgenommen wurden, als 

Interessenvertreter der Bevölkerungsmehrheit zu 

profilieren. Hierzu gilt es, deren Einwände gegen 

eine ausschließlich am kurzfristigen ökonomi-

schen Profit orientierten Modernisierung im Ergeb-

nis zur Geltung zu bringen. 

Regierungsmacht ohne Einfluss  
bedeutet politischen Selbstmord

Wenn sich die Partei nicht in der Lage sehen sollte, 

mit der Tradition eines ‚Klientelismus‘ in der marok-

kanischen Politik zu brechen und Reformen zu rea-

lisieren, die den allgemeinen Lebensstandard anhe-

ben und der Gesamtgesellschaft Partizipation an 

den Errungenschaften der Globalisierung garantie-

ren, sollte sie das Projekt Regierung als ‚gescheitert‘ 

bewerten. Die Konsequenz hieraus wäre, das Regie-

rungsmandat an König und Volk zurückzugeben, aus 

der Regierung auszutreten und Neuwahlen einzu-

fordern. 

Sofern dann die Versuche des PJD erkennbar 

sein würden, eine sozial gerechte, mit islamischen 

Grundsätzen vereinbare Politik durchzusetzen, 

die nur misslungen wäre, weil man entweder an 

den anderen Koalitionsparteien oder an einem 

reformresistenten ‚Makhzen‘-Apparat gescheitert 

ist, würde der zeitweilige Rückzug aus der Regie-

rung keinen Popularitätsverlust bedeuten. In einer 

Neuwahl könnte die Partei vielmehr auf weiteren 

Stimmenzuwachs hoffen, der ihr eine absolute 

Mehrheit mit größeren Durchsetzungsmöglich-

keiten böte. Ein ungerechtfertigtes Festhalten an 

Amtspositionen ohne erkennbare Erfolge bei der 

Realisierung politischer Reformen würde hinge-

gen in kurzer Zeit die gleichen Negativassoziatio-

nen wecken wie bei den Traditionsparteien und die 
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eigene Anhängerschaft für die Propaganda radika-

ler Islamisten empfänglich machen. Sollte die Pro-

teststimmung hierdurch wiederkehren und die 

bislang weitgehend im Untergrund aktiven Rand-

strömungen in der Lage sein, hierbei die Führung 

zu übernehmen, wäre auch die bislang im Ver-

gleich zu anderen arabischen Staaten vorbildhafte 

Gewaltfreiheit der Proteste nicht weiter garantiert. 

Ein bedeutendes Verdienst des PJD sollte darin 

gesehen werden, dass er sich jenen mit den aktu-

ellen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 

unzufriedenen Bevölkerungsteilen als Interessen-

vertreter präsentieren konnte und diese trotz ihrer 

allgemeinen Unzufriedenheit von radikaler Syste-

mopposition und gewaltsamen Aufständen abhal-

ten konnte. An der Regierung ist die Partei gefor-

dert, die Anliegen dieser Bevölkerung als vorrangig 

zu behandeln und sich jeglicher Politik zu verwei-

gern, welche Diskrepanzen innerhalb der Bevölke-

rung vergrößert und eine Zunahme sozioökonomi-

scher Ausgrenzung bewirkt. 

Ihre sich bereits aus den historischen Wurzeln 

in Khatibs MPDC und in der islamistischen Basis-

bewegung MUR ergebende Selbstverpflichtung 

zu demokratischen Zielen erfordert vom PJD, sich 

in der Regierung auch bewusst denjenigen brei-

ten Bevölkerungsschichten zuzuwenden, die dem 

gegenwärtigen politischen System trotz der jüngst 

von Mohammed VI. initiierten Reformen insge-

samt misstrauisch gegenüber stehen. Zwar ist – 

möglicherweise auch angesichts des absehbaren 

Erfolgs des bislang beständig zur Opposition gehö-

renden PJD – die Wahlbeteiligung mit 45,4 Prozent 

2011 gegenüber 37 Prozent 2007 deutlich angestie-

gen. Diese Zahlen verdeutlichen jedoch, dass eine 

Mehrheit der wahlberechtigten Bürger sich vom 

Gebrauch ihres demokratischen Rechts momentan 

nichts verspricht. Eine Demokratie ist jedoch erst 

in einer Gesellschaft verankert, die an den demo-

kratischen Institutionen aktiv partizipiert und 

das Bewusstsein hat, hierüber Veränderungen in 

ihrem Interesse erreichen zu können.

Sollte sich die Regierung unter PJD-Führung sowohl 

hinsichtlich demokratischer Anforderungen als 

auch sozioökonomischer Ansprüche als erfolgreich 

erweisen, könnte Marokko ein Signal an den Wes-

ten wie an die übrige islamische Welt senden, dass 

ein gemäßigter Islamismus nicht als zivilisatori-

sche Regression bewertet werden kann, sondern 

Basis für eine der eigenen kulturell-religiösen 

Tradition gemäße Modernisierung darstellt, die 

konservative Werte und politische Progressivität 

miteinander kombiniert. Die gleichermaßen von 

Islamisten getragenen neuen Regierungen Tunesi-

ens und Ägyptens, aber ebenso die anderen, noch 

zur Opposition ihrer jeweiligen Staaten zählenden 

islamistischen Parteien in der arabischen Welt hät-

ten einen Orientierungsmaßstab, mit dem sie das 

islamische Gerechtigkeitsideal und die kulturel-

len Traditionen ihrer Länder im Kontext der poli-

tischen Gegenwart zur Geltung bringen könnten. 
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Orientalismus –  
Okzidentalismus 

von Susanne Enderwitz (Heidelberg)

Es ist die Generation von Islamwissenschaftlern, 

Arabisten, Iranisten und Turkologen der 70er- 

Jahre, welche die Orientalismusdebatte von ihren 

Anfängen an erlebte, erlitt und am Ende auch mit-

gestaltete. 1978 erschien Edward Saids Buch ‚Orien-

talism‘, das die Debatten, Diskurse und das Selbst-

verständnis in diesen Fächern, vor allem der Islam-

wissenschaft, für die nächsten fünfundzwanzig 

Jahre nachhaltig verändern sollte und am Anfang 

der ‚anticolonial‘, ‚postcolonial‘ und ‚subaltern Stu-

dies‘ 1 stand, die heute das theoretische Rüstzeug 

für eine Auseinandersetzung westlicher und nicht-

westlicher Forscher mit nichtwestlichen und west-

lichen Gesellschaften liefern.

Schon vor Saids Generalangriff auf den ‚Orien-

talismus‘ gab es Kritik an der Orientalistik als Wis-

senschaft, ihren Standpunkten, Methoden und Ziel-

setzungen. Nach 1945 hatte sich die geopolitische 

Situation nachhaltig verändert. Der siegreiche Krieg 

gegen den Faschismus hatte dem europäischen Ras-

sismus, aus dem die Nationalsozialisten so schreck-

liche Folgerungen gezogen hatten, den Boden 

weitgehend entzogen. Umgekehrt befand sich die 

nicht-europäische Welt, über die die Orientalisten 

geschrieben hatten, in offener politischer Rebellion 

gegen die Kontrolle ihrer Länder durch den Westen.

Ich möchte hier nur Anouar Abdel-Maleks Arti-

kel ‚Orientalism in Crisis‘ von 1963 nennen, auf 

den sich später auch Said berief. Den Orientalisten 

warf er vor, sich den ‚Orient‘ als ihren Gegenstand 

1  Varela, María do Mar Castro/Dhawan, Nikita: Postkoloniale 
Theorie. Eine kritische Einführung. Bielefeld 2005, S. 30.

erst zusammengeschustert zu haben, um ihn dann 

als Gegenbild Europas von diesem abzuspalten und 

mit Domination und Ausbeutung kompatibel zu 

machen. In Abdel-Maleks Worten: 

Thus one ends with a typology – based on a real spe-

cificity, but detached from history, and consequently, con-

ceived as being intangible, essential – which makes of the 

studied ‚object‘ another being with regard to whom the 

studying subject is transcendent; we will have a homo 

Sinicus, a homo Arabicus, ... a homo Africanus, the man 

– the ‚normal man‘, it is understood – being the European 

man of the historical period, that is since Greek antiquity. 

One sees how much, from the eighteenth to the twentieth 

century, the hegemonism of possessing minorities, unveiled 

by Marx and Engels, and the anthropocentrism dismantled 

by Freud are accompanied by europocentrism in the area of 

human and social sciences, and more particularly in those 

in direct relationship with non-European peoples.2 

Aber erst Edward Saids Buch hatte zur Folge, dass 

inner- wie außerhalb der Universitäten der ‚Orien-

talismus‘ als allgemeine Denkrichtung, die sich im 

‚Orientalen‘ ein homogenes ‚alter ego‘ verschafft, 

das im wesentlichen auf einer Konstruktion be

ruht, auf den Prüfstand geriet. Woher stammt 

die Wirkung dieses Buchs? Liegt sie gar im ‚Maso-

chismus‘ des Westens begründet, wie ein Kritiker 

argwöhnte, und kann infolgedessen in die Psy-

chologie verbannt werden? 3 Wohl kaum. Eher lag 

der Erfolg des Buches darin begründet, dass mit 

Edward Said als Araber, Palästinenser und zugleich 

Amerikaner eine ethnisch, politisch und kultu-

rell ‚authentische‘ Stimme für einen Prozess Auf-

merksamkeit erheischte, der in Wahrheit längst 

im Gange war. Edward Said trat offene Türen ein;  

ein Kollege formulierte in einem Resümee der 

Debatte, ‚Orientalism‘ habe einen Toten erschla-

gen.4

2  Abdel-Malek, Anouar: Orientalism in Crisis. In: Diogenes 44 
(1963), S. 104–112, S. 107f.

3  Richardson, Michael: Enough Said: Reflections on Orienta-
lism. In: Anthropology Today 6/4 (1990), S. 16–19, S.16.

4  Schwanitz, Wolfgang: Sammelrez.: M. Al-Daami: Al-Istishraq 
(Orientalism). In: geschichte.transnational (http://geschichte-trans-
national.clio-online.net/rezensionen/), 24. November 2006, S.1.
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Die Kritik am Vietnamkrieg, die Studentenbewe-

gung, der Feminismus: Vorbei waren (wenigstens 

bis auf weiteres) die Zeiten, als man die Unverträg-

lichkeit des Islam und/oder Arabertums mit Fort-

schritt, Freiheit und Moderne behaupten konnte. 

1966 erschien Maxime Rodinsons ‚Islam et capita-

lisme‘, und andere Bücher ähnlicher ent-essentia-

lisierender oder anti-essentialistischer und histo-

risch kontextualisierender Argumentationsrich-

tung – innerhalb wie außerhalb der Orientalistik 

– sollten in lockerer Reihe folgen und sowohl in der 

Orientalistik ihre Wirkung entfalten als auch die 

Grenzen der Einzelwissenschaften durchlässiger 

machen: solche wie Immanuel Wallersteins ‚The 

Modern World-System‘ von 1974, Benedict Ander-

sons ‚Imagined Communities‘ von 1983 oder Timo-

thy Mitchells ‚Colonizing Egypt‘ von 1988.

1967 fand der Sechstagekrieg statt, der auch 

in den orientalistischen Fächern die Wahrneh-

mung, ob man sich weiter auf die Philologie und 

die Geschichte des Mittelalters stützen sollte, nach-

haltig veränderte. Bereits 1973 kam man auf dem 

Internationalen Orientalistenkongress in Paris 

überein, die akademische Fachbezeichnung ‚Orien-

talistik‘ durch ‚Human Sciences in Asia and North-

Africa‘ zu ersetzen, schien das dichotomische 

Weltbild eines europäisch-amerikanischen ‚Wir‘ 

und eines von Nordafrika bis nach China reichen-

den ‚Sie‘ mittlerweile doch gar zu simpel gestrickt, 

um noch vertretbar zu sein.5 Eine jüngere Gene-

ration von Wissenschaftlern trat an, auf den zum 

Teil neu geschaffenen Lehrstühlen ein Orientbild 

zu vermitteln, das sie nicht mehr nur aus Texten 

bezogen und das den Kolonialismus, die Moderne 

und die Gegenwart auch nicht mehr aussparte.

Saids ‚Orientalism‘ lag im Trend und wurde 

zum Kultbuch, das die Diskussion in allen orienta-

listischen Fächern dominierte; in den Augen man-

cher seiner heutigen Kritiker erzwang es sogar die 

5  Lewis, Bernard: From Babel to Dragomans. Oxford/New York 
2005, S. 539; Freitag, Ulrike: The Critique of Orientalism. In: 
Michael Bentley (ed.), Companion to Historiography. London/
New York 1997, S. 620–38, S. 621.

„Selbstzensur“ 6 ganzer Studentengenerationen 

im Umgang mit ihrem Gegenstand. Bis heute wird 

den Orientalisten in der – deutschen, vielleicht 

sogar mehr als der britischen und französischen – 

Öffentlichkeit immer wieder vorgehalten, Sachver-

halte wie die Verschleierung, den Islamismus und 

selbst den Terrorismus zu beschönigen oder zu ver-

harmlosen, sozusagen als anhaltender Reflex auf 

die Orientalismusdebatte der vergangenen mehr 

als dreißig Jahre. Und doch regte sich auch im Fach 

Kritik an Saids Thesen, die an den Grundfesten 

seiner Argumentation rüttelte, allerdings ließ sie 

Jahre auf sich warten. Nicht so arabische Kritiker, 

allen voran Zādiq al-‘Azm in seinem Artikel über 

den ‚Orientalism and Orientalism in Reverse‘ von 

1984, der unter seinem arabischen Titel ‚al-Istišrāq 

wa l-istišrāq ma‘kūsan‘ bereits 1981 erschien.

Said definiert den Orientalismus als „a Western 

style for dominating, restructuring, and having 

authority over the Orient“. Er geht also von einer 

bewussten Inszenierung des Bildes aus, das sich 

der Okzident von einem statischen, irrationalen 

und verweichlichten Orient machte, um ihn in der 

Folge als Gegenbild seiner selbst auch in der Rea-

lität ohne Schuldbewusstsein seiner Domination 

unterwerfen zu können. Ich setze die Said’sche 

Argumentation als bekannt voraus und möchte 

sie hier nicht reproduzieren, wohl aber auf drei 

wesentliche Kritikpunkte an dieser Argumentation 

hinweisen, die ich für berechtigt halte.

Orientalismus – ein kritischer Rückblick

Der erste Vorwurf an Said betrifft den idealisti-

schen Blick, mit dem er die Geschichte und ihre 

Manifestationen betrachtet. Said verstand unter 

Orientalismus das Konglomerat von Vorstellungen, 

Bildern und Halluzinationen, die die Imagination 

des Westens seit Homer, Aischylos und Euripides 

beflügelt hätten. Innerhalb dieses Konglomerats 

6  Teitelbaum, Joshua/Litvak, Meir: Students, Teachers, and 
Edward Said: Taking Stock of Orientalism. In: Middle East Review 
of International Affairs 10/1 (2006), S. 23–43, S. 39.
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unterschied er zwar der Sache nach ein kulturelles 

Orientbild allgemeiner und eine akademische Ori-

entalistik spezieller Art, die sich Jahrhunderte spä-

ter entwickelte. Aber beide hatten gar keine Wahl, 

als sich noch einmal Jahrhunderte später mit dem 

institutionellen Orientalismus zu verbünden, der 

im Zeichen von Kolonialismus, Imperialismus und 

Suprematie in den Regierungsinstitutionen und 

Kolonialverwaltungen Großbritanniens und Frank-

reichs gepflegt wurde, ja sie hatten im Grunde sei-

ner Vorbereitung gedient.

Orientalismus ist für Said in Anlehnung an 

Michel Foucault ein Diskurs, wobei dieser Diskurs 

als Resultat einer Interaktion von Wissen und Macht 

erscheint, die in einem endlosen Zirkel miteinan-

der verbunden sind. Dass es dieser Argumentation 

nach vornehmlich die Idee des Westens vom Orient 

gewesen sein sollte, die den Kolonialismus stimu-

lierte, und dass alle Beschäftigung mit dem Orient 

im Westen nur der Idee gedient haben sollte, ihn 

zu unterjochen, brachte schon al-‘Azm dazu, Said 

selbst ‚Orientalismus‘ zu bescheinigen. Er meinte 

damit Saids ahistorisches Denken, das an die Stelle 

rivalisierender Mächte im Zeitalter der Imperien 

die ontologische Differenz zwischen West und Ost 

setzte („orientalism“) und damit die Gefahr beför-

derte, dass sich Nationalisten und Islamisten im 

Orient diesen Gedanken einer ontologische Diffe-

renz zu eigen machten, um ihn für sich ins Posi-

tive zu wenden („orientalism in reverse“).7

Der zweite Vorwurf an Said betrifft die selek-

tive Wahrnehmung, die er dem Orientalismus 

und seinem Gegenstand zuteil werden lässt. Nicht 

allein, dass ‚Orient‘ für ihn weitgehend arabischer 

und islamischer Orient ist, weder indischer, japani-

scher und chinesischer noch hinduistischer, bud-

dhistischer oder konfuzianischer Orient. Man hat 

Said „Narzissmus“ vorgeworfen, was auch beinhal-

tet: seine Arabozentrik oder Islamozentrik. Jos-

hua Teitelbaum und Meir Litvak etwa finden Saids 

7  al-‘Azm, Sadiq Jalal: Orientalism and Orientalism in Reverse. 
In: Khamsin 8 (1981), S. 5–26 (Wiederabdruck in: Alexander Lyon 
Macfie (ed.), Orientalism: A Reader. Edinburgh 2000, S. 220).

Hypothese schwach, dass die Identitätsbildung des 

Okzidents von Anfang an auf den Orient fixiert 

gewesen sei. Er übersehe die Färbungen, die Grie-

chenland und das Christentum im Auf und Ab von 

Scholastik, Renaissance, Reformation, Gegenre-

formation, Aufklärung und Moderne jeweils ange-

nommen hätten. Mit anderen Worten, Europa sei 

bei seiner Selbstfindung mindestens ebenso sehr 

durch die Auseinandersetzung mit seinen frühe-

ren Identitäten wie mit dem Orient beschäftigt 

gewesen. Überdies sei als Erz-Gegenfigur des Euro-

päers weniger der Araber oder Muslim, sondern 

vielmehr der Jude in Erscheinung getreten.8

Es ist jedoch vor allem die selektive Beschrän-

kung Saids auf die britische und französische Ori-

entalistik, die man für sein verzerrtes Bild von 

der Orientalistik verantwortlich machte. Tatsäch-

lich blendet er die holländische, spanische, ita-

lienische, russische und deutsche Orientalistik 

in seiner Untersuchung weitgehend aus. Dieser 

Umstand bewog unter anderen Bernard Lewis zu 

seiner Kritik, dass besonders eine Betrachtung der 

deutschen Orientalistik, die weit entfernt von den 

Zentren des Kolonialismus und Imperialismus ent-

stand, Saids Überzeugung hätte relativieren müs-

sen, die Orientalistik habe immer schon Hand in 

Hand mit den Machtinteressen des Staates gearbei-

tet.9

Der dritte Vorwurf an Said betrifft seinen dis-

kurstheoretischen Ansatz, mit dem er den Gegen-

stand des Orientalismus ausklammert. Orien-

talismus ist die Grundvoraussetzung des Impe-

rialismus: „Orientalism as a Western style for 

dominating, restructuring, and having authority 

over the Orient“. Grundvoraussetzung des Imperi-

alismus kann Orientalismus sein, weil er ein Dis-

kurs ist:

8  Teitelbaum/Litvak: Students (wie Anm. 6), S. 28f.

9  Lewis, Bernard: The Question of Orientalism. In: Macfie: Ori-
entalism (wie Anm. 7), S. 249–70. (Ursprüngl. veröffentl. in New 
York Review of Books 29/11 [24. Juni 1982].), S. 258.
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Without examining Orientalism as a discourse, one 

cannot possibly understand the enormously systematic 

discipline by which European culture was able to manage 

– and even produce – the Orient, politically, sociologically, 

militarily, ideologically, scientifically and imaginatively 

during the post-Enlightenment period.

Als Diskurs bleibt Orientalismus jedoch ohne Rea-

litätsbezug:

The phenomenon of Orientalism as I study it here 

deals prinicpally, not with a correspondence between Ori-

entalism and the Orient, but with the internal consistency 

of Orientalism and its ideas about the Orient... despite or 

beyond any correspondence, or lack thereof, with a ‚real‘ 

Orient.10

Der Orient bekommt in diesen drei Zitaten weder 

eine Realität noch Konturen noch eine Stimme. 

Wie ein bloß gedachter Orient zum realen Opfer 

machtpolitischer Gelüste werden kann, ist die 

eine Frage, die sich bei Saids Lektüre stellt. Wie 

der reale Okzident sich den realen Orient aufgrund 

seiner erfundenen Vorstellungen unterjochen 

kann, die zweite. Wie der reale Orient das hierar-

chische Verhältnis aus eigener Kraft umzukehren 

vermöchte, die dritte. Vor allem die Stummheit 

des Orients fiel Saids Kritikern auf, die mit der 

Tatsache korreliert, dass Said in seinem Buch mit 

dem Westen als seinem eigenen Gegenüber allein 

bleibt, so dass der von ihm postulierte Gegensatz 

zwischen ‚Selbst‘ und ‚Fremdem‘ weiter intakt ist.11

Trotz der Widersprüche, manchmal aufgrund 

der Widersprüche und jedenfalls durch die Wider-

sprüche hindurch erwies sich die Arbeit Saids als 

eine anregende Lektüre. Im vergangenen Jahrzehnt 

wurde es jedoch etwas ruhiger um Edward Said und 

den Orientalismus. Es scheint, als sei inzwischen das 

meiste dazu gesagt, was sich überhaupt sagen lässt. 

Es gibt Ansätze, die sich den Orientalismus im Ori-

ent vornehmen, wie Mehrzad Moroujerdis ‚Iranian 

Intellectuals and the West: The Tormented Triumph 

10  Lewis: Orientalism (wie Anm. 9), S. 3–5.

11  Richardson: Enough Said (wie Anm. 3), S. 17f.

of Nativism‘ aus dem Jahr 1996, und andere, die das 

Ansehen der Orientalistik rehabilitieren wollen, wie 

Robert Irwins ‚For the Lust of Knowing. The Orien-

talists and their Enemies‘ von 2006. Auch begann 

im Westen wie im Osten ein anderer Begriff die Auf-

merksamkeit auf sich zu ziehen, der andere und 

vielleicht mehr Erkenntnisse versprach – nämlich 

Okzidentalismus.

Okzidentalismus – der stille Teilhaber

Wer die Ehre für sich in Anspruch nehmen darf, die-

sen Begriff erfunden zu haben, ist nicht mehr klar 

zu ermitteln. Ian Buruma und Avishai Margalit, die 

im Jahr 2005 ‚Occidentalism. The West in the Eyes 

of Its Enemies‘ 12 veröffentlichten, ein Buch, dem 

jedoch bereits 2002 ein gleichnamiger Artikel in 

der New York Review of Books vorangegangen war, 

reklamieren die Wortprägung für sich selbst. In 

Anlehnung an Saids ‚Orientalism‘ wollten sie damit 

eine Geisteshaltung zum Ausdruck bringen, die den 

Westen mit Stereotypen belegt, das Fremde an ihm 

akzentuiert und mit Abneigung auflädt.

Bereits 1995 hatte jedoch die chinesischstäm-

mige Professorin Chen Xiaomei ein Buch mit dem 

Titel ‚Occidentalism: A Theory of Counter-Dis-

course in Post-Mao China‘ veröffentlicht.13 Auch 

sie bezog sich explizit auf Said, indem sie zu zei-

gen versuchte, dass ein „Gegen-Diskurs“ zum Ori-

entalismus möglich ist dergestalt, dass er nicht 

den imperialistischen Diskurs wiederholt und ver-

stärkt, sondern eine kulturell wie politisch und 

intellektuell befreiende Entwicklung nimmt.

‚Okzidentalismus‘ als die Idee einer ‚Okzidentalis-

tik‘ 14, als einer Wissenschaft vom Westen, die als 

12  Buruma, Ian/Margalit, Avishai: ‚Okzidentalismus‘ oder Der 
Haß auf den Westen. In: Merkur. Deutsche Zeitschrift für europä-
isches Denken. 56. Jahrgang, Heft 636, S. 277–88. Vgl. diess: Occi-
dentalism. The West in the Eyes of Its Enemies. New York 2005.

13  Xiaomei, Chen: Occidentalism: A Theory of Counter-Discourse 
in Post-Mao China. Lanham 1995.

14  Zur Diskussion über die Begriffe vgl. Hildebrandt, Dieter:  
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Gegenstück zur Orientalistik fungieren könnte, 

ist jedoch noch älter als die beiden vorangehenden 

Begriffsbestimmungen und geht sogar hinter Saids 

Orientalismus-Buch zurück. Diese Idee soll zum 

ersten Mal von Muhammad Rahbār beim Interna-

tionalen Islamischen Kolloquium 1957/58 in Lahore 

formuliert worden sein, wo sie zwar zunächst auf 

Widerstand stieß, in der Folge jedoch von verschie-

denen arabischen Theoretikern ganz unterschied-

licher politischer Couleur aufgegriffen wurde.15 

Said selbst nahm diese Idee eines östlichen Gegen-

stücks zur Orientalistik auf, allerdings nur, um sie 

sogleich wieder zu verwerfen: „Above all, I hope to 

have shown to my reader that the answer to Orien-

talism is not Occidentalism“,16 so steht es am Ende 

seines Buches.

Meine drei Beispiele, so unterschiedlich sie sonst 

sein mögen, beziehen sich alle auf ein Bild, das 

man sich im Orient vom Okzident macht. In die-

sem Sinn ist Okzidentalismus ein Orientalismus 

unter umgekehrten Vorzeichen. In seinem viel 

besprochenen Aufsatz ‚Occidentalism: The World 

Turned Upside-down‘ brachte James Carrier 1992 

jedoch eine ganz andere Bedeutung von Okzidenta-

lismus ins Spiel: das Bild, das sich der Okzident von 

sich selbst macht. Als Ethnologe war ihm aufgefal-

len, dass westliche Forscher fremde Gesellschaften 

untersuchen, ohne sich bei ihren Studien jemals 

Rechenschaft über das Bild abzulegen, das sie – 

gewissermaßen naturwüchsig und unreflektiert – 

von ihrer eigenen Gesellschaft haben.17 Ihm kam 

es darauf an, die Dialektik von Okzidentalismus 

und Orientalismus zu zeigen, und er unterschied 

vier verschiedene Aspekte dieser Dialektik:

Lessing. Biographie einer Emanzipation, Berlin 1979, S. 3, Anm. 9.

15  Hildebrandt: Emanzipation (wie Anm. 14), S. 3, Anm. 10.

16  Said, Edward: Orientalism. London 2003 (Erstaufl. 1978;  
dt. Übers. 1979), S. 328.

17  Carrier, James G.: Occidentalism: The World Turned Upside-
down. In: American Ethnologist 19/2 (1992), S. 195–212, S. 195f.,  
S. 205.

1) �Orientalismus, die Vorstellung, die ‚wir‘ uns von 

‚anderen‘ machen, 

2) �Ethno-Orientalismus, die Vorstellung, die ‚andere‘ 

sich auf dem Hintergrund ‚unseres‘ Bildes von 

ihnen von sich selbst machen, 

3) �Ethno-Okzidentalismus, die Vorstellung, die 

‚andere‘ sich auf dem Hintergrund ihres Selbst-

bildes von ‚uns‘ machen,  

4) �Okzidentalismus, die Vorstellung, die ‚wir‘ uns 

von uns selbst machen. Aus der Perspektive des 

Westens gesprochen, liegt der Witz von Carri-

ers Überlegungen darin, dass Okzidentalismus 

– das selbstreferentielle Bild des Westens, nicht 

sein stereotypisiertes Bild im Osten – immer 

schon als ‚stiller Teilhaber‘ des Orientalismus 

vorhanden ist und die beiden Bilder einander 

gegenseitig bedingen. Okzidentalismus ist also, 

in den Worten von Fernando Coronil, der 1996 

die Überlegungen von Carrier aufgriff, „not the 

reverse of Orientalism but its condition of pos-

sibility, its dark side (as in a mirror).“ 18 Wir blei-

ben damit gewissermaßen auf Edward Saids 

Linie, nur dass aus ‚Orientalismus‘ ‚Okzidenta-

lismus‘ wird.

An den Ausführungen von Carrier und Coronil 

ist, bei gestiegener Komplexität, dreierlei bemer-

kenswert. Die Dialektik von ‚eigen‘ und ‚fremd‘ 

im Carrier’schen Sinn impliziert, dass sie keine 

Prärogative des Westens ist. Dass auch Said die-

sen Umstand gewürdigt hatte, fiel schon al-‘Azm 

auf.19 Und tatsächlich heißt es bereits ziemlich zu 

Anfang von ‚Orientalism‘, dass die essentialistische 

Definition des jeweils anderen eine allgemeine 

Operation sei, 

by which a set of people seeks to intensify its own 

sense of itself by dramatizing the distance and difference 

between what is closer to it and what is far away.20 

18  Coronil, Fernando: Beyond Occidentalism: Toward Nonimpe-
rial Geohistorical Categories. In: Cultural Anthropology 11/1 
(1996), S. 51–87, S. 56.

19  Azm: Orientalism (wie Anm. 7), S. 222.

20  Said: Orientalism (wie Anm. 16), S. 55.
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Auch die Araber kennen diesen Ethnozentrismus 

seit langem, und man findet ihn etwa bei Usāma 

ibn Munqidh in der Kreuzzugszeit, der ‚die Fran-

ken‘ insgesamt für starke und tapfere Krieger, aber 

zugleich für wenig eifersüchtige und damit ehrlose 

(Ehe-)Männer und kulturlose Barbaren hält. Usāma 

konstatiert die innere Widersprüchlichkeit des 

Christentums eher beiläufig, und zwar mit dem 

Blick auf die Dreifaltigkeit, aber natürlich gab es 

auch antichristliche Polemiken, so wie umgekehrt 

im Abendland antimuslimische Polemiken verfasst 

wurden.

Die Frage ist also, so die zweite Erkenntnis 

von Carrier, nicht der Ethnozentrismus an sich, 

sondern der Umfang und die Qualität, die dieser 

annimmt. Die Form des ‚Anderen‘ umfasst umso 

mehr Menschen, Sitten oder Gebräuche, je enger 

wir ‚uns‘ in unserer eigenen Definition fassen, 

und umgekehrt. Am einen Ende des Spektrums 

umfasst das ‚wir‘ die gesamte Menschheit, so wie 

die Anthropologin Margaret Mead Melanesien als 

eine Art natürliches Laboratorium betrachtete, 

in dem alle menschenmöglichen Verhaltenswei-

sen vorhanden waren und studiert werden konn-

ten. Am anderen Ende des Spektrums dehnt sich 

das ‚wir‘ oder ‚sie‘ auf den gesamten Westen oder 

Osten aus, gleichgültig, welche Ethnien, Religi-

onen, Klassen oder sonstige Gruppierungen von 

Menschen darunter fallen.21

Aus dieser letzten Beobachtung Carriers folgt 

seine dritte Erkenntnis, die Qualität von Orienta-

lismus und Okzidentalismus betreffend. Die Selbst- 

und Fremdwahrnehmung von Orient und Okzident 

folgt nämlich keineswegs einer Symmetrie, aber 

der Unterschied ist nur historisch und nicht essen-

tialistisch zu verstehen. Bernhard Lewis hat festge-

stellt, dass im 17. Jahrhundert, dem Jahrhundert, 

in dem die europäische Expansion begann, das 

Interesse Europas am Orient weit größer war als 

umgekehrt. ‚Orientalism‘, wie Said ihn vor allem 

im Blick hat, war eben mit der Entfaltung globaler 

21  Carrier: Occidentalism (wie Anm. 17), S. 197f.

Macht verbunden und wurde dadurch fähig, Hier-

archien zu etablieren. In den Worten Samir Amins, 

der den Eurozentrismus (Orientalismus, Okzi-

dentalismus) an die Entfaltung des Kapitalismus 

knüpft und schreibt:

 Eurocentrism is thus not a banal ethnocentrism 

testifying simply to the limited horizons beyond which 

no people on this planet has truly been able to go. Euro-

centrism is a specifically modern phenomenon, the roots 

of which go back only to the Renaissance, a phenomenon 

that did not flourish until the nineteenth century. In this 

sense, it constitutes one dimension of the culture and 

ideology of the modern capitalist world.22

Der Eurozentrismus der Moderne, auf Expansion 

angelegt, konstruierte sich in der Tat den Orient 

als sein Gegenteil: traditionell, rückständig, anti-

modern, und vermochte dieses Bild sogar dem 

Orient von sich selbst zu vermitteln. Das Resultat 

waren Ethno-Orientalismus und Ethno-Okzidenta-

lismus als Reaktionsweise derjenigen, die sich im 

Prozess der Geschichte und damit auch im Prozess 

der Definitionen als Unterlegene fühlen mussten. 

Im 19. Jahrhundert war die Offenheit etwa eines 

Rifā‘a Rāfi‘ at-Tahtāwī Europa gegenüber noch 

groß, weil sie von der Sicherheit geprägt war, dass 

der Islam dem Christentum überlegen sei. Aber 

schon bei ihm war die Frage angelegt, wie es der 

Islam mit der Moderne aufnehmen könne, und 

diese Frage durchzieht dann umso mehr das Den-

ken eines Ğamāl ad-Dīn al-Afġānī, Muhammad 

‘Abduh und Rašīd Ridā bis hin zur Gründung der 

‚Ikhwān al-muslimīn‘, der Muslimbrüder. Die Per-

sistenz des Kolonialismus in der Zeit zwischen den 

Weltkriegen, die Gründung Israels nach dem Zwei-

ten Weltkrieg und die Tyrannei der eigenen natio-

nalstaatlichen Regimes bewirkten dann, dass sich 

eine zunehmende Abkehr von der europäischen 

Moderne und eine Hinwendung zu einer ‚islami-

schen Moderne‘ vollzog. In den 60er-Jahren begann 

das ‚writing back‘, angefangen mit ‘Abd al-Latīf 

Tibāwī, der unter Ausblendung der politischen, 

sozialen und ökonomischen Prozesse als erster 

22  Amin, Samir: Eurocentrism. Chicago 1989, S. VII.
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speziell die Orientalistik aufs Korn nahm und ihr 

vorwarf, den Islam als Abweichung vom Juden- und 

Christentum herabgewürdigt zu haben.23

Tibāwī und andere erhoben gegen die Orien-

talistik weniger den Vorwurf der Inkompetenz 

als der Bösartigkeit,24 und auf dieser Basis entwi-

ckelten sich Ethno- oder Selbstorientalismus her-

aus. Der ‚Orientalismus‘ der Orientalistik wurde 

nicht materiell widerlegt, auch nicht historisch 

dekonstruiert, sondern ideologisch umgedeutet. 

Ja, sagte man jetzt, der Osten ist wirklich spiritu-

ell, traditionell und werteorientiert, aber genau 

das ist das Gute, und das Schlechte ist der mate-

rialistische, dekadente und verworfene Westen. 

Das bekannteste Beispiel für diesen Umschlag ist 

Sayyid Qutb, der als westlich ausgebildeter Litera-

turwissenschaftler begann und nach einem Besuch 

in den Vereinigten Staaten von Amerika, wo er sein 

‚Damaskus‘ und eine Wiedergeburt als Muslim 

erlebte, seinen Lebensweg als intellektuelle Speer-

spitze der Muslimbruderschaft fortsetzte.

Okzidentalistik – der umgedrehte Spieß

Nachdem sich unter vielen arabisch-islamischen 

Intellektuellen die Überzeugung festgesetzt hatte, 

dass die Orientalistik als Wissenschaft vom Orient 

eine bedeutende Rolle bei der Expansion Europas 

gespielt habe, war es nur noch eine Frage der Zeit, 

bis der Gedanke an eine Okzidentalistik als Wis-

senschaft vom Westen aufkam. Ich habe bereits 

darauf hingewiesen, dass dieser Gedanke zum 

ersten Mal in den 50er-Jahren formuliert wurde, 

aber wirklich in Angriff genommen wurde er erst 

zu Anfang der 90er-Jahre. 1992 veröffentlichte der 

ägyptische Philosophieprofessor Hasan Hanafī ein 

23  Freitag: Critique (wie Anm. 5), S. 626; vgl. Forstner, Martin: 
Samuel Huntingtons Brüder – Arabische Äußerungen zum Kon-
flikt der Kulturen oder: Das Feindbild haben immer die anderen! 
In: Walter Dostal (et al.), Wir und die Anderen. Islam, Literatur 
und Migration. Wien 1999, S. 80–98; und Rudolph, Ekkehard: Die 
westliche Orientwissenschaft aus der Sicht muslimischer Kritiker. 
In: Dostal (et al.), a.a.O. S. 99–105.

24  Lewis, Babel (wie Anm. 5), S. 540.

fast neunhundert Seiten starkes Buch über „Okzi-

dentalistik“ (‚Muqaddima fī ‘ilm al-istiġrāb‘), das 

durch den Vorsatz „Muqaddima“ an die Kultur-

theorie Ibn Khaldūns erinnerte und zugleich die 

Konsequenz aus Edward Saids Orientalismuskritik 

darstellen sollte. In den Worten eines dänischen 

Orientalisten:

Assuming there really is something we may call a 

Western cultural hegemony or cultural imperialism, then 

‚orientalism‘ is its literary and social scientific form, and 

‚occidentalism‘ is a programme for revenge.25

Den Gedanken an Rache oder Vergeltung würde 

Hanafī durchaus für sich in Anspruch nehmen, sein 

Programm geht aber weit darüber hinaus. Hanafī, 

ein Ex-Linker, der später mit der Revolution in Iran 

liebäugelte und sich in eine Reihe mit Ğamāl ad-Dīn 

al-Afġānī, Muhammad ‘Abduh, Rašīd Ridā, Has-

san al-Bannā‘ und Sayyid Qutb stellt, sieht sich vor 

allem als Globalisierungskritiker aus der Perspek-

tive des Islam. Die Globalisierung steht für Hanafī 

nach den Prozessen von Kolonisierung und Deko-

lonisierung für die Rekolonisierung. Sie ist nur ein 

weiterer Versuch des Westens, seine Hegemonie 

über die gesamte Welt auszudehnen. Wie schon 

vorher, verbreitet der Westen mit der Idee der Glo-

balisierung die Ideologie der Zentrifugalität, durch 

die die Dritte Welt (die arabische, islamische oder 

afro-asiatische Welt) an die Ränder gedrückt und 

marginalisiert wird. Deshalb spricht der Westen 

auch vom Nahen Osten, vom Mittleren Osten oder 

von den Mittelmeerkulturen, allesamt Begriffe, die 

die betreffende Region entweder Europa inkorpo-

rieren oder sie in einen Außenbereich verbannen.

Globalisierung verlangt daher – so Hanafī wei-

ter – Widerstand, umso mehr, als die arabisch-isla-

mische Welt dabei ist, ihre Kräfte zu sammeln. 

Historisch gibt es keine parallel laufende Entwick-

lung; der Westen hat nach seinem Aufstieg in der 

Klassik, dem Mittelalter und der Moderne sein 

Pulver verschossen, während die islamische Welt 

25  Tønnesson, Stein: Orientalism, Occidentalism and Knowing 
about Others. In: Nordic Newsletter of Asian Studies 2 (1994),  
S. 14–18.
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nach ihrem Goldenen Zeitalter und ihrem Mittel-

alter jetzt erst in ihre Moderne eintritt, also im 

Kommen ist. In diesem welthistorischen Moment, 

da der Westen in seine Phase der Schwächung und 

des Verfalls eintritt, muss der Spieß umgedreht 

werden. Dazu bedarf es eines zeitgemäßen Ver-

ständnisses des islamischen Erbes.

Das islamische Erbe ist im Gegensatz zum 

westlichen Erbe zentripetal. Die Araber, geogra-

phisch im Zentrum von Süd und Nord, Ost und 

West, historisch die Erben von griechisch/römi-

scher, persischer, babylonischer und indischer 

Kultur, integrierten unter dem Islam all diese Kul-

turen unter seinem Dach. Anders als das westli-

che cartesianische Denken, das sich die Welt zum 

Objekt nimmt, kennt das arabisch-islamische Den-

ken keinen Hegemonialanspruch, der auf Unter-

werfung abzielt: 

Der Islam strebte keine Hegemonie an. Die islami-

schen Eroberungen waren keine Invasionen und keine 

Vorherrschaft wie bei Alexander dem Großen oder bei 

den Kreuzzügen oder der modernen europäischen Kolo-

nisierung... Der Islam ging von der Idee des Glaubens an 

den Einen Gott aus, das heißt, dass die ganze Welt vor 

einem einzigen Gott gleich ist und einem einzigen Prinzip 

und den gleichen humanistischen Werten verpflichtet ist, 

unabhängig von der Zugehörigkeit zu einer Rasse oder 

einer Nation.26

Doch das Erbe des Islam bedarf einer Erneuerung, 

Zunächst gilt es, die vier rationalen islamischen 

Wissenschaften – Theologie, Philosophie, Rechts-

wissenschaft und Mystik – als zeitgenössische 

Sozial- und Geisteswissenschaften zu rekonstru-

ieren, als gänzlich neue Wissenschaften, die ihre 

26  Hanafī, Hassan: Die Globalisierung ist eine neue Form west-
licher Hegemonie. Interview (L. Bender). In: qantara. http.//
www.qantara.de. Vgl. auch ders.: From Orientalism to Occidenta-
lism. In: The Understanding of Progress in Different Cultures.  
A cooperative project between the Goethe Institute and the 
Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit. Sympo-
sium, Alexandria/Egypt, 2004 (http.//www.goethe.de); ders.: 
The Middle East, in whose world? In: Bjørn Olav Utvik/Knut S. 
Vikør (eds.), The Middle East in a Globalized World. Papers from 
the Fourth Nordic Conference on Middle Eastern Studies. Oslo 
1998. Bergen/London 2000, S. 1–9.

Wurzeln direkt aus der Offenbarung beziehen. Aus 

Theologie und Philosophie soll eine Anthropologie 

werden, aus den Grundlagen des Rechts Methoden-

lehre sowie eine Wirtschafts-, Gesetzgebungs- und 

Politikwissenschaft. Die Mystik schließlich wird 

in Psychologie und Ethik umformuliert. Am Ende 

steht eine Vereinigung der Wissenschaften, eine 

Art Interdisziplinarität auf der gemeinsamen Basis 

der Offenbarung – weltweit, nicht-hegemonial und 

multipolar.

Offenkundig spielt bei der Neubegründung 

der Weltkultur unter islamischem Vorzeichen 

das westliche Erbe eine maßgebliche Rolle. Hier 

kommt Hanafīs ‚Okzidentalistik‘ ins Spiel, die als 

‚Wissenschaft vom Westen‘ dieses Erbe entmystifi-

zieren, unschädlich und zugleich nutzbar machen 

soll, um so den Übergang von der militärisch-poli-

tischen Vorherrschaft des Westens zur kulturellen 

und zivilisatorischen Befreiung vom Westen zu 

begleiten.

Diese kurze Zusammenfassung von Hanafīs 

Programm der Okzidentalistik ist natürlich sehr 

vereinfacht. Hanafī ist ein Denker, der Widersprü-

che (und Widerspruch) geradezu magisch anzieht 

und zwischen Idealismus, Humanismus auf der 

einen und Chauvinismus, Revanchismus auf der 

anderen Seite fast systematisch schwankt. Vieles 

spielt in seinem Denken eine Rolle: sein Eklekti-

zismus, der Philosophie, Ideologiekritik und Theo-

logie miteinander vermengt, eine Geschichtsphi-

losophie, die vor der Offenbarung des Islam Halt 

macht, und sein Ressentiment gegen den Westen, 

das sich mit Elementen aus Marxismus und Befrei-

ungstheologie verbindet. Willkürlichkeit ist trotz-

dem nicht sein Prinzip. Man versteht Hanafī viel-

leicht am besten als politischen Kopf, der sich ein 

utilitaristisches Prinzip zu eigen gemacht hat, um 

damit innerhalb Ägyptens und darüber hinaus 

Linke, Liberale und Islamisten und auch die ägyp-

tischen (oder anderen) ‚Massen‘ zu erreichen.

Von westlichen Institutionen – jedenfalls vor dem 

Aufbruch in der arabischen Welt – häufig als ‚isla-

mischer Martin Luther‘ hofiert, ist Hasan Hanafī 
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in den vergangenen fünfzehn Jahren Gast auf zahl-

reichen internationalen Konferenzen gewesen. 

Im arabischen Sprachraum hat er weit weniger 

Freunde; dort begegnet man ihm mit Argumenten, 

die an Zādiq al-‘Azms – damals gegen Edward Said 

gerichtete Warnung – vor der Gefahr eines ‚orienta-

lism in reverse‘ erinnern. Hanafī mag sich als isla-

mischer Gegenspieler zu westlichen Ideologen wie 

Francis Fukuyama oder Samuel Huntington sehen, 

aber selbst ein nur politisch und/oder strategisch 

verstandener Essentialismus, der an der Scheideli-

nie zwischen West und Ost festhält, bleibt theore-

tisch fragwürdig.

Eine postkoloniale Interpretation kann sich 

nicht nur zeitlich ‚nach‘ dem Kolonialismus posi-

tionieren, sondern muss auch epistemisch über 

ihn hinausgehen, indem sie zentrale Annahmen 

des kolonialen Diskurses dekonstruiert und ver-

abschiedet. Zu diesen zentralen Annahmen des 

kolonialen Diskurses gehörte die dichotomische 

Weltsicht von ‚wir‘ und ‚sie‘, die bereits der Schrift-

steller und Psychiater Frantz Fanon, einer der Vor-

denker der Entkolonialisierung, als Fiktion iden-

tifizierte. Die Betrachtung der Weltgeschichte als 

europäischer Diffusionsprozess ist in postkoloni-

aler Sicht einer Perspektive gewichen, die stärker 

auf die Hybridität von Identitäten achtet, auch der-

jenigen Europas im Zuge seiner ehemaligen Welt-

herrschaft. Die Aufmerksamkeit für die Wechsel-

wirkungen der kolonialen, postkolonialen und 

neokolonialen Begegnung ist ein wichtiger Impuls, 

den eine Analyse der ‚geteilten Geschichte‘ in glo-

balisierten Zeiten aufnehmen kann, nachdem sich 

die Bipolarität der Welt seit 1989 ohnehin erledigt 

hat.27

27  Conrad, Sebastian/Randeria, Shalini (Hrsg.): Einleitung. In: 
diess.: Jenseits des Eurozentrismus. Postkoloniale Perspektiven in 
den Geschichtes- und Kulturwissenschaften. Frankfurt/New York 
2002, S. 9–49, S. 26.
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Eine laizistische Staats-
gründung als ‚religions-
feindliche‘ (?) Herausfor-
derung und die Folgen

von Mounir Fendri (Tunis)

In einem Vortrag vom November 2007 über die 

‚staatliche Religionspolitik in Tunesien‘ 1 bezeich-

nete Hanspeter Mattes vom Hamburger Institut 

für Nahost-Studien die tunesische Verfassung als 

„eine der religionsneutralsten Verfassungen aller 

arabischen Staaten“. Inzwischen mehrfach verän-

dert, beruht sie nach wie vor maßgeblich auf der 

ersten Konstitution des republikanischen tunesi-

schen Staats vom Juni 1959. Sie war bekanntlich 

das Werk Habib Bourguibas (1903–2010), Tunesiens 

erstem Staatschef und eigentlichem Begründer der 

tunesischen Republik, und Ausdruck seines politi-

schen und weltanschaulichen Willens. Dieser hatte 

sich schon drei Jahre früher in eklatanter Weise 

gezeigt. Am 13. August 1956, kaum fünf Monate 

nach Beendigung der französischen Kolonialherr-

schaft in Tunesien am 20. März desselben Jahres, 

ließ Bourguiba ein Gesetzeswerk, den ‚Code du Sta-

tut Personnel‘, verabschieden, das für die damals 

vom Kolonialerlebnis westlicher Prägung traumati-

sierte, in der muslimischen Tradition noch tief ver-

ankerte Gesellschaft von erschütternder Wirkung 

war. Die Bestimmungen der Grundlage des weiter-

hin geltenden tunesischen Personenstandes- und 

Familienrechts kamen weiten Kreisen der Gesell-

schaft einer Herausforderung an den Islam und 

einem Bruch mit seinen Grundlagen und ‚Werten‘ 

gleich. Die vermeintlich ‚korangerechte‘ Vielehe 

wurde kurzerhand abgeschafft und als strafbares 

1  Mattes, Hanspeter: Staatliche Religionspolitik in Tunesien 
zwischen Tradition und Moderne. Vortrag, 22. März 2007, Diplo-
matische Akademie, Wien. Das folgende Zitat: S.3.

Delikt dekretiert; das ‚Recht‘ des guten Muslim, die 

Gattin eigenmächtig zu verstoßen, wurde für null 

und nichtig erklärt und die Annullierung einer 

Ehe ausschließlich der Kompetenz eines Gerichts 

unterstellt; ebenfalls das ‚Recht‘ des Vaters, über 

die Verehelichung seiner Tochter allein entschei-

den zu dürfen… Im selben Zuge ging Bourguiba 

demonstrativ gegen den traditionellen Verschlei-

erungszwang für Frauen vor. Ein paar Jahre spä-

ter ging er so weit, die Ramadan-Fastenpflicht, be

kanntlich eine der sogenannten ‚fünf Säulen‘ des 

muslimischen Glaubens, in Abrede zu stellen. Als 

höhere Pflicht verkündete er den Kampf gegen 

Armut und Unterentwicklung und setzte solchen 

Kampf in eigener Exegese (auch „zum Wohl des 

heruntergekommenen Islam“) mit dem ‚Djihad‘ 

gleich, dem ‚heiligen Kampf auf Allahs Weg‘, bei 

dem der angestrengte Gläubige das kraftraubende, 

‚leistungsmindernde‘ Fasten brechen dürfe. 

Hierin steckt auch der Sinn von Bourguibas 

gewagter staatsmännischer Auseinandersetzung 

mit der tief verwurzelten muslimischen Tradition, 

dem jahrhunderteschweren, identitätsstiftenden 

Vermächtnis des nach langwierigem Befreiungs-

kampf in die Verantwortung genommenen nord-

afrikanischen Landes: daraus einen neuen Nati-

onalstaat zu machen, der baldmöglichst aus der 

kulturellen Erstarrung und der wirtschaftlichen 

Rückständigkeit gelöst und an die Moderne gekop-

pelt werden sollte. Schon Ende der 60er-Jahre 

schien das Werk auf gutem Wege zu sein: 

Das heutige Tunesien, hieß es in einem deut-

schen Aufsatz von 1968, ist das bleibende Denkmal, 

das sich Bourguiba schon jetzt gesetzt hat: Der sichtbare 

Fortschritt in allen Bereichen, neue Siedlungen, moderne 

öffentliche Gebäude, besser gekleidete Menschen, Erfolge 

im Erziehungs- und Sozialwesen, die Förderung des Tou-

rismus und vieles andere sind Marksteine einer zukunfts-

trächtigen Entwicklung des Landes.

Doch bald darauf kam die andere Seite der Medaille 

zum Vorschein: In Tunesien begann auch der 

militante Islamismus Fuß zu fassen und Gestalt 

anzunehmen, und zwar nicht zuletzt – wenn 
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selbstverständlich auch nicht ausschließlich – in 

Reaktion auf Bourguibas liberalen, forciert laizisti-

schen Kurs und seine ‚schockierenden anti-islami-

schen Tabu-Verletzungen‘, und in Opposition gegen 

seinen ‚dem Islam ab- und dem Westen zugewand-

ten‘ Staat. 

So zeigte sich die tunesische Regierung nach 

Bourguiba von Anfang an bestrebt, mittels einer 

systematischeren, auf Ausgleich bedachten Religi-

onspolitik 

die Wiederversöhnung der Politik mit dem Glauben 

durch die Stärkung des islamischen Charakters Tunesiens 

zumindest auf einer formalen Ebene wieder herbeizufüh-

ren.2

Nach den dramatischen Ereignissen in Tunesien 

um die Wende zum Jahr 2011, die mit der Flucht 

von Staatspräsident Zine el-Abidine Ben Ali am  

14. Januar und dem Ende der dreiundzwanzigjäh-

rigen Ära Ben Ali's den Höhepunkt erreichten, ent-

fachte sich wieder die öffentliche Debatte über 

Habib Bourguiba. Besonderen Antrieb bekam die 

Debatte dann im Zuge und infolge der Wahlen 

vom 23. Oktober 2011 zu einer Verfassunggeben-

den Nationalversammlung, die die Überlegen-

heit der islamistischen ‚al-Nahda‘-Partei offen-

kundig machte. Tief war der Schock für die libe-

ralen, laizistischen, demokratischen Kräfte der 

Gesellschaft. Besonders aktuell erschien Bourgui-

bas Rede vom 20. Juni 1959 anlässlich der Verkün-

dung der ersten republikanischen Verfassung, wo 

er davor warnte, dass ein ungebildetes, ignoran-

tes Volk nicht imstande sein kann, die „Guten“ 

zu wählen und sich von den „Schlechten“ abzu-

wenden; dass die Wahrscheinlichkeit größer sei, 

dass gerade das Gegenteil eintreffe und es damit 

den Demagogen den Vorzug gebe, die es geschickt 

schaffen, seinen niedrigsten Neigungen zu schmei-

cheln und es mit Illusionen zu füttern. 

2  Hanspeter Mattes

Angesichts der Wahlergebnisse, die eine ‚al-Nahda‘-

Mehrheit in die Verfassunggebende Versammlung 

und auch an die Regierung brachten, schien sich 

Bourguibas Mahnung einer Prophezeiung gleich 

zu bewahrheiten. Zugleich erhärtete sich der Vor-

wurf, er sei an dieser Negativentwicklung nicht 

unwesentlich schuld. In der Tat: So löblich und 

erfolgreich der Begründer des modernen Tunesien 

für Bildung und Schulerziehung gesorgt hat, hat 

er es sträflich versäumt, die politische Erziehung 

der Gesellschaft im Sinne von Demokratie und 

Pluralismus zu sichern. In der Wunschvorstel-

lung, ein einiges Volk in einer Partei hinter sich 

zu haben, hat er es im reinsten patriarchalisch-

autoritären Stil praktisch zu ‚Frevel‘ und ‚Majes-

tätsbeleidigung‘ gemacht, anderer Meinung zu 

sein, geschweige denn, sich zu einer Opposition zu 

bekennen. Dafür hatte Bourguibas Staat (vor und 

nach der Wende vom November 1987) 3 in der Regel 

nur Repression und Verfolgung übrig. Eine Oppo-

sition, die nicht zu Worte kommen durfte, streng 

unterdrückt wurde und dennoch oder gerade 

daher anwachsen konnte, war eben die islamisti-

sche Bewegung, die in die gegenwärtige ‚al-Nahda‘-

Partei mündete. Der vorliegende Beitrag versucht, 

deren Entstehung mit Bourguibas ‚laizistischer‘ 

Staatsgründung und seiner ambitionierten Ent-

wicklungspolitik zur Modernisierung des traditi-

onell arabisch-islamischen Landes in Zusammen-

hang zu bringen. Dieses Kausalverhältnis bestä-

tigte neuerdings noch der ‚al-Nahda‘-Begründer 

Rached Ghanouchi, der in einem Vortrag Anfang 

März 2012 ausdrücklich Bourguiba und seinen 

„Islam-widrigen“ Kurs als eine Hauptursache für 

die Entstehung seiner nun erfolgreichen Bewegung 

nannte.

3  Am 7. November 1987 hat Ministerpräsident Zine el-Abidine 
Ben Ali den Präsidenten Habib Bourguiba aufgrund von ‚Senilität‘ 
abgesetzt (Anm. d. Hrsg.).
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Tabubrüche 

Auf die Frage nach dem ausschlaggebenden per-

sönlichen Motiv für den Übergang zum militan-

ten Islamismus verweisen Gründungsmitglieder 

der tunesischen islamistischen Oppositionsbewe-

gung ‚al-Nahda‘ oft auf einen Schock, den ihnen 

als Jugendlichen die Religionspolitik des ersten 

tunesischen Staatspräsidenten Habib Bourguiba 

versetzt habe. Es habe sie tief schockiert, heißt es 

wiederholt in aufgezeichneten Gesprächen oder 

autobiographischen Berichten, zu erleben, wie der 

tunesische Staatspräsident gegen altehrwürdige 

religiöse Institutionen vorging, Tabus verletzte, in 

aller Öffentlichkeit eine verschleierte Frau auffor-

derte, den traditionellen Schleier abzulegen, oder, 

gravierender, inmitten des Ramadan vor laufenden 

Kameras ein Glas Wasser trank. 

Das hatte sich in der Tat nach der Unabhän-

gigkeit Tunesiens Mitte der 50er-Jahre ereignet, 

als Bourguiba noch dabei war, der jungen tunesi-

schen Republik Form und Prägung zu geben. Dieser 

neue Staat war ja im Wesentlichen sein Werk, und 

nach seinem Willen sollte er möglichst laizistisch 

sein. Damit schuf er die Grundlage dafür, dass die 

tunesische Verfassung sich heute noch als „eine der 

religionsneutralsten Verfassungen aller arabischen 

Staaten“ 4 präsentiert.

Vor allem sollten die zeitlichen und örtlichen 

Bedingungen bedacht werden, in denen dies im 

maghrebinischen Tunesien in der Mitte des 20. 

Jahrhunderts zustande kam. Das bislang über Jahr-

hunderte hindurch alles beherrschende, in das 

Staatswesen wie in das gesellschaftliche Leben 

organisch verflochtene Religiöse sollte nach Bour-

guibas Staatskonzept den angestammten Platz räu-

men, aus dem staatlichen Vordergrund scheiden, 

um sich mehr und mehr in den privaten Bereich 

zurückzuziehen. Doch und weil sonst das ange-

strebte Staatsprojekt nicht gelingen könne, sollte 

4  Mattes: Religionspolitik in Tunesien (wie Anm. 1).

auch die Gesellschaft lernen und sich damit abfin-

den, das Verhältnis zum Religiösen zu revidieren 

und auf das Notwendigste zu reduzieren. Ange-

strebt war letztendlich ein einschneidender Men-

talitätswandel. Welche Herausforderung dies für 

das in der muslimischen Tradition tief verwurzelte 

Tunesien bedeutete, kann man sich leicht vorstel-

len. Und gerade wegen der Tiefe dieser Verwurze-

lung mochte sich Bourguiba gezwungen gesehen 

haben, radikal und rasch vorzugehen und auch zu 

solchen spektakulären Handlungen zu greifen, 

wie sie oben als schockierende Beispiele angeführt 

wurden. 

Nicht zu Unrecht wird in Bourguiba-Biogra-

phien seine Bewunderung für den Begründer der 

modernen Republik Türkei, Kamal Atatürk, her-

vorgehoben. Wie auch immer der Ansatz beider 

Männer vergleichbar sein mag, so hat dem tunesi-

schen Staatsmann im Gegensatz zu Atatürk doch 

die kompromisslos schneidende Schärfe des Mili-

tärs gefehlt. Bourguiba hat auch keinen totalen 

Bruch des Staatswesens mit dem Islam bewirkt 

oder angestrebt. Schon in der Urfassung von Juni 

1959 erkennt die tunesische Verfassung den Islam 

ausdrücklich als Staatsreligion an. Als realpoli-

tischer Visionär hat Bourguiba zu taktieren, zu 

schonen und auszugleichen gewusst. Die Ausgangs-

lage im kleinen Tunesien um die Mitte des 20. Jahr-

hunderts war eine vollkommen andere als im Erb-

Staat des riesigen, multiethnischen Osmanischen 

Reichs drei oder vier Jahrzehnte früher. Demgegen-

über war die Säkularisierung in Bourguibas Staats-

gründung durch Kompromisse beschränkt. Den-

noch war die enorme Herausforderung, der er sich 

gestellt hatte, gesellschaftlich nicht minder heikel. 

Neben Autorität und den Mitteln der Staatsgewalt 

hat Bourguiba primär auf Volksbelehrung, auf eine 

populistisch aufklärerische Überzeugungskraft 

gesetzt und auf seine charismatische, im jahrzehn-

telangen antikolonialen Kampf erworbene und 

geschickt ausgebaute Popularität gebaut. Die Zeit 

des Kampfes, zugleich seine politischen ‚Lehrjahre‘ 

– erst als Schüler im ‚modernen‘ ‚Sadiki‘-College in 

Tunis, dann als Jura- und Politologie-Student in 
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Frankreich, weiter als Anführer einer Volkspartei 

im tunesischen Alltag und schließlich als entschie-

dener Unabhängigkeitskämpfer in französischen 

Haftanstalten – erlaubte ihm, sein Konzept für den 

neu zu gründenden Staat zur Reife zu bringen. 

Ein Gesetzeswerk ‚ohnegleichen in der 
arabisch-islamischen Welt‘

Der Plan schien in der Tat ausgereift, als Tunesien 

in die Unabhängigkeit entlassen wurde. Am 20. 

März 1956 wurde der entsprechende Akt offiziell 

unterzeichnet, und schon knapp ein halbes Jahr 

später, am 13. August 1956, wurde unter Bourgui-

bas Regierung (noch nicht Präsidentschaft, da die 

Bey-Herrschaft noch nicht abgeschafft war und die 

Republik erst im Juli 1957 proklamiert wurde) ein 

Gesetzeswerk verabschiedet, das nach wie vor, in 

positiver wie in negativer Einschätzung, im Ruf 

steht, „in seiner Art ohnegleichen in der arabisch-

islamischen Welt“ zu sein.5

Es handelt sich um den bereits erwähnten so ge

nannten ‚Code du Statut Personnel‘, den Gesetzes

kodex zur Regelung des Personenstandsrechts. 

Damit versetzte Bourguiba einem erheblichen Teil 

der soeben von der westlichen Fremdherrschaft 

befreiten Tunesier einen ersten gewaltigen Schock. 

Durch ihn wurde an gesellschaftlich und kulturell 

fest verankerten Tabus heftig gerüttelt, um einer 

neuen Gesellschaftsordnung den Weg zu ebnen, 

wie sie von der muslimischen Bevölkerung bei den 

‚ungläubigen‘ Kolonialherren mit Ärger und Ver-

achtung beobachtet wurde. Der Kernpunkt des 

neuen Rechtswerks betraf die familiäre und gesell-

schaftliche Stellung der Frau, die demgemäß aus 

der ihr aufgebürdeten Unmündigkeit und der ihr 

auferlegten Vormundschaft erlöst werden sollte. 

Sie sollte auf einmal Freiheiten genießen und 

Rechte erlangen, die bislang kaum denkbar waren, 

zumal sie in männlicher Hand und Obhut lagen. 

5  Ben Achour, Yadh: Politique, religion et droit dans le monde 
musulman. Tunis 1992.

Folglich wurden dem Mann altbewährte, religiös 

beziehungsweise theologisch verbriefte Ansprü-

che genommen: das Recht auf Vielehe, auf belie-

bige Scheidung beziehungsweise Verstoßung der 

Ehefrau, auf Alleinbestimmung und ungeteilte 

Entscheidung über die Belange der Töchter, ihre 

Bildung, ihre Verehelichung, ihre Besitzansprü-

che… Mit der neuen Rechtsgrundlage wurde der 

entscheidende Schritt auf dem Weg der Gleichbe-

rechtigung von Mann und Frau, wie sie im heuti-

gen Tunesien noch weitestgehend praktiziert wird, 

getan. 

Nach Bourguibas Auffassung kann 

eine Gesellschaft nicht gesund und ausgeglichen sein, 

solange ihre eine Hälfte, nämlich die weibliche, weiterhin 

versklavt, ausgebeutet und gedemütigt wird.6 

Soziale Gerechtigkeit war dem tunesischen Refor-

mer sicherlich mit ein Impuls gewesen. Nicht zu

letzt auch das Prinzip der Menschenwürde, das 

Bourguiba oft als ein dem Islam innewohnendes 

Grundprinzip hinstellte. Doch ihm ging es zwei-

felsohne primär um das große Ziel, mit dem er 

sich unlösbar identifizierte, um sein nunmehriges 

Lebensziel: die Fortentwicklung des jungen, moder-

nistischen Staates, als dessen Schöpfer er sich ver-

stand. Seine Hauptbestrebung war zunächst die 

Befreiung des Landes, Bourguibas Tunesien, in 

erster Linie von der Unterentwicklung, von Armut 

und Analphabetismus. Nach erfolgreicher Beendi-

gung des Kampfes gegen die Kolonialherrschaft 

fühlte er sich zu diesem neuen Kampf verpflich-

tet. Dazu sollten alle Kräfte der Gesellschaft mobi-

lisiert und eingesetzt werden, einschließlich also 

des weiblichen Teils, der aus einem Schattenda-

sein ins aktive Gesellschafts- und Wirtschaftsle-

ben eingespannt und voll integriert werden sollte. 

Das bedeutet, eine althergebrachte, über Jahrhun-

derte vertraute, religiös beziehungsweise theolo-

gisch legitimierte Gesellschaftsordnung aus dem 

6  Bourguiba am 24. Juni 1966. Siehe Clausen, Ursel: Zwei As
pekte des gesellschaftlichen Fortschritts in Tunesien: Emanzipa-
tion der Frau und Geburtenkontrolle. In: Zeitschrift für Kultur-
austausch, Institut für Auslandsbeziehungen (Stuttgart), Jg. 19, 
Heft 2, 1969 (April–Juni), S. 136–140.

84
Eine laizistische Staatsgründung als ‚religionsfeindliche‘ (?) Herausforderung



Gleichgewicht zu bringen; das erfordert von dem, 

der es wagt, den geistigen Bruch mit dieser Tradi-

tion zu vollziehen, die Bereitschaft, mit ihr und 

ihren Hütern auf Konfrontationskurs zu gehen. 

Und das tat Bourguiba. Er nutzte die landesweite 

Euphorie des nationalen Triumphes und die große 

Popularität, die ihm, dem Freiheitshelden, entge-

gengebracht wurde, um überraschend, ja über-

rumpelnd schnell die rechtliche Grundlage sei-

nes neuen Gesellschaftsmodells zu schaffen, als 

unabdingbare Voraussetzung für die Errichtung 

seines Wunsch-Tunesiens. Ein weiterer Grund für 

die auffällige Eile mochte auch die Tatsache sein, 

dass ihm, Bourguiba, ein Rivale, Salah Ben Youssef, 

damals die politische Führung streitig machte und 

seinem Staatsprojekt ein anderes entgegensetzte, 

ein ‚östlich‘, also arabisch-islamisch orientiertes 

Staatsprojekt, dem ein nicht unbedeutender Teil 

der Bevölkerung den Vorzug gab.

West-Orientierung und  
pragmatische ‚Zwecktheologie‘

Bourguiba dagegen hatte sich vielmehr auf eine 

West-Orientierung festgelegt. Nur die Anlehnung 

an den europäischen und amerikanischen Westen 

war nach seiner Auffassung Garant dafür, dass die 

junge nordafrikanische Republik auf die Beine 

kommen, sich aus der Unterentwicklung befreien 

und einen Platz in der Staatengemeinschaft erhal-

ten könnte. Dieser fundamentalen Entscheidung, 

dem West-Kurs, lagen gewiss zeitgeschichtlich und 

weltpolitisch bedingte strategische Überlegun-

gen zugrunde. Sie erklärt sich aber nicht zuletzt 

auch mit Bourguibas persönlicher Weltanschau-

ung und seinem geistigen Credo. Schon sein oben 

skizzierter Bildungsweg lässt vermuten, dass er 

in enge, innige Berührung mit Geist und Denken 

der westlichen Kultur gekommen ist. Er gehörte 

in besonderem Maße zu jener „Generation der 

Nationalistenführer in Französisch-Nordafrika“, 

die, wie Marion Gräfin Dönhoff im März 1956 in 

‚Die Zeit‘ schrieb, „im Quartier Latin ausgebildet 

worden ist.“ 7 Wie bei vielen muslimischen Refor-

mern seit dem 18. Jahrhundert sollte die Faszina-

tion durch diese Fremdkultur auch bei ihm in den 

schöpferischen Drang umschlagen, sie zum Vorteil 

der im Vergleich dazu ‚zurückgebliebenen‘ islami-

schen Kulturwelt nutzbar zu machen. Die rezeptive 

Berührung und interaktive Auseinandersetzung 

mit dem ‚Westen‘ führen in der Regel zu einer aus-

geprägteren Wahrnehmung der Verfallserschei-

nungen, Widersprüche und Anachronismen der 

eigenen muslimischen Tradition. 

Dies scheint auch der Fall bei Bourguiba gewe-

sen zu sein. Für den zielstrebigen Staatsmann – 

jetzt an der Spitze eines soeben dekolonisierten 

Entwicklungslandes – bildeten die im Studium und 

in der politischen und beruflichen Praxis nach und 

nach ausgemachten Nachteile und Erblasten der 

Überlieferung nicht nur einen Missstand im Kon-

text eines theoretischen Weltbildes, sondern eine 

konkrete belastende Hypothek aus den vergange-

nen Jahrhunderten, faktische Hindernisse auf dem 

Weg zur Errichtung des anvisierten neuen Natio-

nalstaates, die es sodann unbedingt zu beseitigen 

galt. 

Zu den Hindernissen dazu gehörend musste 

zwangsläufig der Klerus, die traditionelle Geistlich-

keit, erscheinen, die seit Einzug des Islam in das 

Gebiet des Maghreb eine gesellschaftlich, kultu-

rell und auch politisch führende Rolle spielte und 

eine höchst einflussreiche Autorität darstellte. Mit 

administrativen Beschlüssen, mit den Mitteln der 

Propaganda und unter Einsatz seiner volksdidak-

tischen Begabung und volkstümlichen Rhetorik8 

bemühte sich Bourguiba – seit dem 25. Juli 1957 

Staatspräsident – um die Diskreditierung und ‚Ent-

machtung‘ dieser altehrwürdigen Instanz, und 

7  Dönhoff, Marion Gräfin: Grenzen der Solidarität. Die Zeit für 
Kolonialkriege ist vorbei. In: ‚Die Zeit‘ vom 22. März 1956 
(http://www.Zeit.de/1956/12/Grenzen-der-Solidaritaet).

8  In einem im Herbst 1954 in Paris geführten Gespräch mit 
Bourguiba rühmt Marion Gräfin Dönhoff dessen „orientalische 
Eloquenz“. Dönhoff, Marion Gräfin: Freiheitsheld Habib Bour-
guiba. In: ‚Die Zeit‘ vom 29. März 1956 (http://www.Zeit.de/ 
1956/13/Freiheitsheld Habib-Bourguiba).
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ging soweit, sich zum legitimen Interpreten der 

‚Scharia‘ zu erklären. 

Kraft meines Amtes, sagte und wiederholte er in 

einer Rede am 19. April 1964 in Sfax, bin ich befugt, 

das religiöse Gesetz auszulegen. Demzufolge beschwöre 

ich Euch, im Interesse des Islam, mehr zu leisten, um das 

Nationalprodukt zu erhöhen.9

Dem religiös freigeistigen Bourguiba war die 

Beanspruchung einer geistlichen Funktion selbst-

verständlich nur strategisches Mittel zum Zweck 

seines ehrgeizigen Entwicklungsplanes. Doch die 

gezielte Berufung auf den Islam, den Koran, den 

Propheten und seine Tradition wird und bleibt 

Bestandteil seines religionspolitischen Diskurses 

und seiner argumentativen Strategie, ein Instru-

ment seiner pragmatischen Religionspolitik.10

Ein besonders gewagter von Bourguibas islam-

bezogenen Tabubrüchen, die im Zusammenhang 

mit seiner nationalen Entwicklungspolitik stan-

den, war bekanntlich die Aufforderung, die Fas-

tenpflicht im Monat Ramadan zu übertreten. In 

der Fortsetzung der zuvor zitierten Rede vom April 

1964 wird der Appell zur Steigerung des National-

produkts durch erhöhte Leistung mit dem Zusatz 

bekräftigt, für diesen hohen Zweck sei es sogar 

recht und billig, von dieser muslimischen Pflicht 

abzusehen. 

9  Bourguiba am 19. April 1964 in Sfax: „De par mes fonctions de 
Chef de l’Etat, je suis qualifié pour interpréter la loi religieuse. A 
ce titre je vous engage dans l’intérêt de l’Islam, à travailler davan-
tage pour augmenter la production nationale, dussiez-vous 
renoncer pour cela à la pratique du jeûne. Vous ne cesserez pas 
d’êtres Musulmans. En participant à l’effort d’édification, vous 
vous acquittez d’un devoir religieux qui assurera la survie de 
l’Islam. Le Prophète lui-même nous a indiqué la voie que nous 
devons suivre dans une circonstance analogue.“

10  Folgende Äußerung des tunesischen Islamwissenschaftlers 
Abdelmajid Charfi scheint geeignet, Bourguibas religionspoliti-
schen Ansatz weiter zu reflektieren: „Penser l’islam aujourd’hui 
c’est, par conséquent, démasquer le caractère trompeur de ces tra-
ditions qui prétendent refléter les volontés du Prophète, alors 
qu’elles ne sont, et ne peuvent être, que des représentations influ-
encées, de bonne ou de mauvaise foi, par des facteurs historiques 
susceptibles d’être analysés par les méthodes des sciences humai-
nes et sociales modernes“. (Charfi, Abdelmajid: L’islam aujourd’hui 
face à la modernité. In: Le Monde vom 12. Oktober 2007).

Indem Ihr Euch an der Anstrengung um den Aufbau 

beteiligt, so die typische Argumentation Bourgui-

bas, erfüllt Ihr eine religiöse Pflicht, die das Überleben 

des Islam sichert. Der Prophet selbst hat uns den Weg, 

den wir in solchem Fall zu befolgen haben, gewiesen.11 

Die Rechtfertigung steckte in einer kühnen Aus-

legung des ‚Djihad‘-Begriffs. Dieser sei nicht so 

sehr der bewaffnete Kampf gegen Glaubensfeinde, 

also nur ein kleiner ‚Djihad‘, als vielmehr die eif-

rige, ebenso geistige wie physische Anstrengung 

zugunsten von allem Gottgefälligen, wozu der 

Kampf des Muslim gegen Rückständigkeit vorran-

gig zu zählen habe. Und da der Islam es erlaube, 

während des ‚Djihad‘ im Monat Ramadan das ent-

kräftende Fasten zu brechen, so sei der Verzicht 

auf diese Pflicht im Entwicklungskampf zulässig, 

ja gottgefällig, da die Verbesserung der Zustände 

der Muslime dem Islam und seinem Ruhm zugute 

kämen. In diesem Sinne ließ sich Bourguiba 

bekanntlich als „oberster Kämpfer“, als „al-mudja-

hid al-akbar“ titulieren. 

Mit einer solchen Religionspolitik, mit seinem 

unkonventionellen Umgang mit dem Islam löste 

Bourguibas Zwecktheologie, die auf die ‚Sakrali-

sierung‘ seiner über alles gestellten Entwicklungs-

politik hinauslief, zwangsläufig einen unerhör-

ten Eklat in der islamischen Welt aus. Sein Ruf als 

Feind des Islam und abtrünniger Lakai des ‚ungläu-

bigen‘, ‚kolonialistischen‘ beziehungsweise ‚kreuz-

züglerischen‘ Westens war gefestigt. Seine Argu-

mente begeisterten seine Schüler und Anhänger, 

erfüllten aber, wohl in höherem Maße, die musli-

mische Orthodoxie und alle frommen Seelen mit 

Abscheu und Hass gegen ihn. Aus den Ressenti-

ments erwuchsen frühe Keime der militanten isla-

mistischen Bewegung in Tunesien. 

In unseren Augen, sagte Habib Mokni, Gründungs-

mitglied der damals oppositionellen ‚al-Nahda‘-

Bewegung im Rückblick über Bourguiba, war er ein 

‚kâfir‘ (ein Ungläubiger),

11  Bourguiba in Sfax am 19. April 1964.
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ein Tyrann, ein Feind des Islam. Der Staat Bourgui-

bas war ein gottloser Staat (…) Wir haben sie nicht alle 

selbst erlebt, die antiislamischen Eingriffe Bourguibas, 

wie etwa die Schließung der theologischen Zitouna-Uni-

versität, die Entschleierung der Frauen etc., doch sie hat-

ten sich in unser Gedächtnis eingeprägt.12 

Ein fataler Mangel

Zwar sind die Ursachen der Entstehung und Ent-

wicklung des militanten Islamismus in Tunesien 

vielfältig und auf ein Geflecht von inländischen 

Tatsachen und internationalen Einflüssen zurück-

zuführen, die im unmittelbaren zeitgeschichtli-

chen Kontext und weit tiefer in der Geschichte zu 

suchen sind. Doch der säkularisierend-modernis-

tische, vom westlichen Rationalismus stark inspi-

rierte Kurs von Staatspräsident Habib Bourguiba 

sollte faktisch auch mit zu den historischen Ursa-

chen des so genannten Fundamentalismus in Tune-

sien gerechnet werden. 

Ein fataler, folgenschwerer Mangel von Bour-

guibas Politik war es vor allem, Modernismus 

nicht mit angemessener Demokratisierung zu ver-

binden. Die auf allgemeinen Konsens und Bünde-

lung aller Kräfte der Gesellschaft setzende Ten-

denz zur Monopolisierung des politischen Willens 

und zur Vereinheitlichung – um nicht zu sagen 

‚Gleichschaltung‘ – der Willensbildung blieb vor-

herrschend, bestimmte den Kurs bis zum Schluss, 

man kann sagen: bis zur bitteren Neige. Daher die 

strikte, ja repressive Verwerfung jeder Art von Dis-

sens und von regimekritischer Meinungsäußerung. 

Eine grundsätzliche Akzeptanz beziehungsweise 

12  Habib Mokni (vormals ‚al-Nahda‘-Vertreter im französischen 
Exil): „Pour nous, Bourguiba c’était un kaafir (incroyant), un dicta-
teur, un anti-islamiste. L’Etat bourguibien était un Etat impie. Dès 
le départ, le règne de Bourguiba était la dawla kaafira (Etat impie), 
l’Etat kaafir, l’Etat des mécréants. Mais il n’y avait pas encore d’op-
position frontale à Bourguiba. Les gestes anti-musulmans de Bour-
guiba nous ne les avions pas tous vécus mais nous les avions dans 
notre mémoire: la fermeture de la Zitouna, le dévoilement des 
femmes…“ Zit. n. Geisser, Vincent/Hamrouni, Chokri: Bourguiba 
dans la mémoire islamiste. In: Michel Camau/Vincent Geisser, 
Islam et politique au Maghreb. Paris 1981, S. 385.

Duldung pluralistischer Vielfalt blieb aus. Dafür 

gab es die Begünstigung und kompromisslose För-

derung des Einparteiensystems und das beharr-

liche Festhalten an der eigenen Partei. In einer 

paternalistischen Denkstruktur verfangen, blieb 

Bourguiba von der Richtigkeit und Unfehlbarkeit 

seines Entwurfs und des eingeschlagenen Wegs 

überzeugt. Für Demokratie und liberale Locke-

rung sei „das Volk noch nicht reif“, lautete ein 

dogmatisch leitmotivisch wiederkehrendes Recht-

fertigungsargument. Das mag für den schwieri-

gen Anfang, für die erste Aufbauphase noch gel-

ten. Doch spätestens in den 70er-Jahren hätte eine 

Kurswende im Sinne einer progressiven Liberalisie-

rung gegenüber staatlicher Allmacht eintreten sol-

len, die unmittelbar eine Entkrampfung des poli-

tischen Lebens herbeigeführt und längerfristig 

die Anbahnung eines wahrhaften Demokratisie-

rungsprozesses bewirkt hätte. Im Gegenteil dazu 

erfolgte nun eine verhängnisvolle Verhärtung. 

Gerade um die Mitte desselben Jahrzehnts kam die 

tunesische islamistische Bewegung aus dem Unter-

grund heraus und trat als militante Organisation 

mit Heilsanspruch offener in Erscheinung. Die 

Gründe für den damaligen Durchbruch sind, wie 

bereits betont, vielfältig.13 Es heißt unter anderem, 

die Staatsräson hätte sich seinerzeit des fundamen-

talistischen Lagers bedient, um die Linke und die 

Gewerkschaft zu zerschlagen. Für dieses Lager, 

beziehungsweise für Mitglieder desselben, mochte 

der Islam und sein ‚Schutz‘ vor dem Ansturm der 

‚westlichen‘ Moderne ein Selbstzweck gewesen 

sein. Doch die Ventilfunktion eines zwangsläu-

figen oppositionellen Widerstandes gegen staat-

liche Exklusiv-Rechthaberei und kompromisslo-

sen Anspruch auf diesseitige Alleinseligmachung 

ist gewiss auch nicht von der Hand zu weisen. Es 

lässt sich leider nicht widerlegen, dass, wie es ein-

mal in einer deutschen Zeitung hieß, in Tunesien 

unter Bourguiba wie zuvor in der Türkei unter 

13  Unter anderem hat in Tunesien das gescheiterte sozialisti-
sche Experiment von Minister Ben Salah Ende der 60er-Jahre die 
Glaubwürdigkeit von Bourguibas Staat tief erschüttert. In der 
arabischen Welt setzte die schwere Niederlage von Juni 1967 der 
nasseristischen nationalistischen Euphorie ein jähes Ende und 
schuf eine ideologische Leere, die dem Islamismus zugute kam.
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Atatürk die Gründung eines modernen Staates 

nicht geschehen konnte, „ohne auf orientalische 

Despotie zu verzichten“.

Der Beitrag beruht auf einem im Dezember 2009 auf einer 

Tagung des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 

(DAAD) gehaltenen Vortrag.

Mounir Fendri ist Professor für Deutsche Literatur und 
Kulturgeschichte an der Universität La Manouba/Tunis.  
Nach einem Studium der Germanistik in Heidelberg 
und an der Universität Düsseldorf, wo er auch mit ei-
ner Arbeit über Heinrich Heine und den islamischen 
Orient promoviert wurde, habilitierte er sich in Tunis 
mit einer Schrift über deutsche Reisende in Tunesien 
im 19. Jahrhundert. Sein Forschungsgebiet sind insbe-
sondere die tunesisch-deutschen Kulturbeziehungen. 
Mounir Fendri ist auch als Übersetzer literarischer und 
kulturwissenschaftlicher Werke aus dem Arabischen 
und ins Arabische tätig. 2006 erhielt er den Jacob und 
Wilhelm Grimm-Preis des deutschen Akademischen 
Austauschdienstes (DAAD). Der Preis wird an Germa-
nisten verliehen, die durch ihre Lehr- und Forschungs-
tätigkeit im Ausland in besonderem Maße zur interna-
tionalen akademischen Zusammenarbeit und zur kul-
turellen Verständigung beigetragen haben.
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Die Revolution der  
Würde und das Ende des 
Säkularismus

von Rachid Boutayeb (Berlin/Rabat)

Rise to the Dawn of the People’s Rule;

Erase all relicts of the past you behold – 

Muhammad Iqbal

In den letzten Jahren war es sowohl im Westen als 

auch im Orient üblich, über eine Krise des Säkula-

rismus zu sprechen. Eine Krise, die verschiedene 

Facetten und unterschiedliche Gründe hat und die 

im Westen vor allem mit der Wiedergeburt des reli-

giösen Phänomens und mit dem Angriff der Post-

moderne auf die Werte und Prinzipien der Aufklä-

rung und mit der Gewalt der Moderne zu tun hat. 

Die Revolution der Würde in der arabischen 

Welt ist im Kontext des Säkularismus von großer 

Bedeutung, und sie ist als Revolution gegen einen 

engstirnigen, opportunistischen Säkularismus zu 

verstehen. Der Säkularismus wurde in Ländern wie 

Tunesien, Ägypten und Syrien unter anderem eher 

als eine ideologische Legitimierung der politischen 

Macht instrumentalisiert, während er im europä-

ischen Kontext einen Bestandteil des Demokrati-

sierungsprozesses darstellte. Die arabischen Regi-

mes haben sich im Westen als ein Bollwerk gegen 

den Islamismus und als die einzige Alternative 

zum Chaos präsentiert. In diesem Zusammenhang 

kann man auch die opportunistische westliche 

Politik verstehen, welche die Stabilität und nicht 

die Demokratisierung der Region bevorzugte. Die 

Revolution der Würde stellte diese manichäisti-

sche Logik, nämlich Islamismus oder Diktatur, in 

Frage. Sie hat sich für die Demokratie entschieden 

und ist weder als religiös noch als anti-religiös zu 

bezeichnen. 

Die Würde des Menschen steht während dieser Re

volution im Mittelpunkt. Deshalb ist sie auch als 

eine humanistische Revolution zu verstehen, wobei 

es sich um einen Humanismus der Pluralität han-

delt, welche unter derselben Fahne Menschen ver-

schiedener Glaubensrichtungen und Einsichten 

versammelt. Zu Recht bezeichnet der französische 

Politikwissenschaftler Jean-Pierre Filiu den ‚Ara-

bischen Frühling‘ als einen „kopernikanischen 

Umsturz“ 1, welcher die Ablehnung der Herrschaft 

des Führerprinzips impliziert und als eine Beto-

nung des Menschen und seiner Würde zu verste-

hen ist. 

Den Islam anders verstehen

Man tendierte stets dazu, die islamische Welt als 

eine Welt darzustellen, die keine Trennung von 

Irdischem und Himmlischen kennt. Für Filiu han-

delt es sich hierbei lediglich um ein Vorurteil. Ihm 

zufolge lässt sich der Beginn dieser Trennung auf 

das 8. Jahrhundert zurückführen, als das religiöse 

Lager anfing, seine Institutionen von der Schirm-

herrschaft des Kalifats zu befreien.2 Deshalb ist 

der Islam lediglich pluralistisch zu verstehen und 

nicht auf eine monolithische Sicht zu reduzieren. 

Für Filiu war es der europäische Kolonialismus, der 

dazu geführt hat, die beiden Sphären Religion und 

Politik zu vermischen, mit der Absicht, die religi-

öse Autorität in Schach zu halten. Eine Idee, die 

auch der deutsche Arabist Thomas Bauer vertritt.

Mit seinem letzten Buch ‚Die Kultur der Ambi-

guität: eine andere Geschichte des Islam‘ 3 leitet er, 

was die Wahrnehmung des Islam sowohl im Ori-

ent als auch im Westen betrifft, einen Paradig-

menwechsel ein. Sein Hauptgedanke besagt, dass 

die Kultur des Islam bis Mitte des 19. Jahrhunderts 

eine Kultur der Ambiguitätstoleranz gewesen sei. 

1  Filiu, Jean-Pierre : La Révolution arabe. Dix leçons sur le sou-
lèvement démocratique. Paris 2011, S. 86.

2  Filiu: Révolution arabe (wie Anm. 1), S. 32.

3  Bauer, Thomas: Die Kultur der Ambiguität. Eine andere 
Geschichte des Islam. Berlin 2011.
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Erst der Kolonialismus mit seinem Missionierungs-

eifer, seiner Wahrheitsobsession – das heißt, seiner 

Besessenheit von der Vorstellung einer monolithi-

schen Wahrheit – und der Modernisierungsprozess 

innerhalb der islamischen Welt, der die westliche 

Moderne und ihre Vulgata blind nacheiferte, haben 

dieser Ambiguitätstoleranz laut Thomas Bauer ein 

Ende gesetzt. Mit dem zentralen Begriff seines 

Buches ‚Ambiguitätstoleranz‘, welchen er der Psy-

chologie entnommen hat, meint er die Mehrdeutig-

keit, Vielfalt und Pluralität einer Kultur und genau 

das, was Bauer in den unterschiedlichen Bereichen 

der klassischen Kultur des Islam zu finden glaubt. 

Die Idee des ‚Idjtihad‘ 4 selbst relativiert jede Form 

der Wahrheitsobsession, indem sie die Wahrheit 

als Prozess und nicht als Dogma versteht. Der Akt 

des ‚Idjtihad‘ wurde als offenes Verfahren ver-

standen, das nicht unbedingt nach einer einzigen 

Wahrheit strebt, da Gott nicht nur das Ergebnis des 

‚Idjtihad‘ belohnt, sondern auch den Akt selbst. 

Thomas Bauer enthüllt in seinem Buch den 

Prozess der „Islamisierung des Islam“. Damit meint 

er die Übertragung der Bezeichnung ‚islamisch‘ 

auf sämtliche Bereiche der Kultur des Islam. Sei-

ner Meinung nach verleugnet dies einerseits die 

Tatsache, dass es verschiedene Glaubensrichtun-

gen gibt, welche die Kultur mitgestaltet haben, 

und anderseits, dass diese Kultur in vielen Berei-

chen eine säkulare gewesen ist. Die westliche Ori-

entalistik aber, die im Horizont der Moderne und 

ihrer linearen Struktur gefangen geblieben ist, ver-

stand den Islam als eine Religion, die das Leben in 

seiner Ganzheit zu beherrschen sucht. Für Bauer 

bleibt dies ein „Phantasy-Islam“, der vor dem 19. 

Jahrhundert nicht existierte. Als Beispiel führt er 

das islamische Recht an, das nicht nur als religiös 

4  ‚Idjtihad‘ ist ein terminus technicus des islamischen Rechts 
und umfasst das Verfahren zur Rechtsfindung durch eine unab-
hängige Interpretation der beiden Rechtsquellen Koran und 
Sunna. Jeder Anwender des ‚Idjtihad‘ muss ein Gelehrter des isla-
mischen Rechts sein. Im Verständnis moderner Reform-Muslime 
wie Irshad Manji oder Abdelwahab Meddeb bedeutet ‚Idjtihad‘ 
eine undogmatische, vernunftgeleitete Denkweise, die es jedem 
Muslim erlaube, seine religiöse Praxis im Lichte zeitgenössischer 
Umstände auf den neuesten Stand zu bringen (Anm. d. Hrsg.)

bezeichnet werden kann, da es sowohl religiöse als 

auch nichtreligiöse Elemente enthält; des Weiteren 

aber auch Beispiele aus der Medizin und vor allem 

der Literatur, welche auch Parodien der Religion 

und ihrer Gebote und Verbote wagte.

Ein weiteres Beispiel für die Ambiguitätstole-

ranz der klassischen Kultur des Islam war der 

Umgang mit der Lust. Heute ist die Ökonomie der 

Lust in der islamischen Welt alles andere als tole-

rant. Für Bauer ist diese Verurteilung des Körpers, 

der Lust und des Weiblichen im heutigen Islam 

eine Reaktion auf die westliche Herausforderung. 

Diese reaktive Antwort ist entweder islamistisch 

oder westlich orientiert, wobei jedoch beide Rich-

tungen von einer Allergie gegen die Ambiguität des 

Sex durchdrungen sind. Der Westen hat den ande-

ren Kulturen seine eigenen Sexualitätsdiskurse 

aufgezwungen; Diskurse, welche darauf abzielten, 

die Spontaneität des Sex zu zähmen, wie der fran-

zösische Philosoph Michel Foucault erläuterte. So, 

wie sich die Priester im 16. Jahrhundert mit ihrer 

Sexuallehre in die Stellungen beim Geschlechts-

verkehr einmischten, wie Robert Muchembled in 

‚L‘orgasme et l‘Occident‘ (2005) schreibt, so repro-

duziert der Prozess der Säkularisierung dasselbe 

Verfahren, indem er – diesmal in der Sprache der 

Wissenschaft – versucht, die Wahrheit des Sex zu 

bestimmen, und anstatt vor der Sünde und ihren 

Folgen zu warnen, ist in diesem Diskurs die Rede 

vom ‚gesunden‘ Sexualleben und von der Angst vor 

Krankheiten. In der klassischen Kultur des Islam 

war Sex alles andere als gefährlich, auch für einen 

konservativen Gelehrten wie Al-Ghazali diente der 

Geschlechtsverkehr 

erstens dazu, dem Menschen einen positiven Vorge-

schmack auf das Paradies zu geben, und zweitens, für den 

Fortbestand des Menschengeschlechts zu sorgen5. 

Was in der Kultur des Islam als normal empfunden 

wird, wird in der Sexualpolitik der Moderne als 

Degenerationserscheinung verstanden, die es zu 

bekämpfen oder zu heilen gilt. So wird sie sogar 

5  Vgl. Bauer: Ambiguität (wie Anm. 3), S. 278.
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als Grund angeführt, andere Kulturen zu koloni-

alisieren. Hat Napoleon seinen Überfall auf Ägyp-

ten etwa nicht mit dem Argument gerechtfertigt, 

dieses Land von der Dekadenz der Türken befreien 

zu wollen? Im Rahmen dieser ‚mission civilisatrice‘ 

wird auch versucht, „den Sex des Nahens Ostens 

zu korrigieren“, was nichts anderes hieße, als die 

sexuelle Freiheit dieser Region zu vernichten.

Die Säkularismusfrage  
im arabischen Denken

Man kann die Positionen im zeitgenössischen ara-

bischen Diskurs gegenüber dem Säkularismus auf 

zwei reduzieren: Der ersten begegnet man in den 

Schriften der Islamisten, die den Säkularismus mit 

dem Atheismus gleichsetzen und einen engstirni-

gen Identitätsdiskurs pflegen, der sich aus einer 

monolithischen Lektüre der Religion speist. Die 

heutigen Salafisten beleben die alten Schriften Ibn 

Taymiyyas wieder, der die Philosophie, den Sufis-

mus und den Heiligenkult als fremd und somit 

unislamisch bezeichnet. Doch dabei vergessen sie, 

wie Abdelwahab Meddeb feststellt, die anderen 

Formen des Wissens wie Medizin, Technik, Astro-

nomie etc. zu verurteilen, obwohl diese durchaus 

nicht innerhalb der islamischen Kultur entstanden 

sind. Diese schizophrene Haltung, welche darin 

besteht, lediglich die westliche Technik, jedoch 

nicht das westliche Menschenbild und die politi-

schen Errungenschaften der Moderne zu akzeptie-

ren, haben die Fanatiker von heute in weiten Tei-

len der islamischen Welt wiederbelebt. Wie ihren 

Schriften zu entnehmen ist, beabsichtigen sie, die 

Moderne zu islamisieren, was demnach hieße, die 

westliche Technik ohne die Demokratie und den 

Parlamentarismus zu importieren.6 

Die zweite Position, die unter anderem Nassif 

Nassar und Aziz Al-Azmeh vertreten, gleicht jener 

der Jakobiner im europäischen Diskurs. Laut Nassif 

Nassar ist der Säkularismus von der menschlichen 

6  Vgl. Meddeb, Abdelwahab: Pari de civilisation. Paris 2010.

Entwicklung abhängig, und auch die religiöse 

Sicht selber wird von dieser Entwicklung beein-

flusst. Für ihn war der Säkularismus eine Antwort 

auf die autoritäre Herrschaft der Religion.7 Erwäh-

nenswert ist an dieser Stelle, dass Nassar bewusst 

oder unbewusst die Position der Aufklärung unkri-

tisch verteidigt, jene Position, welche die Religion 

als Ursprung der Gewalt brandmarkt, und nicht 

die politische Instrumentalisierung der Religion. 

Die Übertragung der Geschichte Europas, die von 

Glaubenskriegen durchdrungen ist, auf andere 

Geschichten, oder die Universalisierung dieser 

Geschichte ist ebenso ein Akt der Gewalt, eine 

Fortsetzung des Kolonialismus mit anderen Mit-

teln. Nein, wir haben unsere eigene Geschichte, 

unser Verständnis von Religion, Demokratie und 

Freiheit, das sich zwar nicht zwangsläufig vom 

westlichen Verständnis unterscheidet, aber den-

noch tief im historischen Kontext der Region und 

ihrer Kultur verwurzelt ist.

Der Islam als Religion beschränkt sich nicht 

auf den Korantext, bei dem wir es mit einem offe-

nen, pluralen und widerspruchsvollen, in der Spra-

che Mohamed Arkouns, mythologischen Text zu 

tun haben, den man nicht als Ursprung der Gewalt 

bezeichnen kann, weil man diesen Text nicht auf 

ein Gesetz, einen logischen Satz oder eine mono-

lithische Wahrheit reduzieren kann. Der Konflikt 

in der islamischen Welt besteht zwischen einer 

Gesellschaft, die in Freiheit und Würde leben will, 

wie es auch die Grundsätze des Islam verlangen, 

und einer politischen Herrschaft, welche die Reli-

gion instrumentalisiert, wie es beispielsweise in 

den Golfstaaten der Fall ist, oder die den Säkularis-

mus missbraucht, wie es der arabische Nationalis-

mus zum Beispiel in Ägypten oder im Irak tat und 

heute noch in Syrien tut, um die Unterdrückung 

der Opposition zu legitimieren.

Nach Ansicht Nassif Nassars ist die Entwicklung 

zum Säkularismus eine Folge der Förderung von 

7  Die Ideen Nassars, die ich hier anführe, sind seinem Buch ‚Von 
Averroes zum Säkularismus‘ (arab., Libanon 2011) entnommen.
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Rationalität, Wissenschaft, Philosophie und Indus-

trie. Man hat es hier jedoch mit einer importierten 

Meinung zu tun, die den Universalismusehrgeiz 

der Moderne naiv wiedergibt. Der Säkularismus, 

wie ich ihn verstehe, ist aber keine Weltanschau-

ung, sondern ein prozeduelles System, das dazu 

dient, die Verhältnisse zwischen Religion, Politik 

und Gesellschaft auf eine offene und flexible Art 

und Weise zu ordnen, die auf einem ‚Von-anderen-

lernen-Prinzip‘ beruht, einem Prinzip, das diese 

Verhältnisse als dialogisch und nicht als ausgren-

zend versteht.

Außerdem bedeutet die Betonung der Prozedu-

alität des Säkularismuskonzeptes, dass dieses Kon-

zept weder von der Wissenschaft beziehungsweise 

von der wissenschaftlichen Entwicklung noch 

vom Rationalisierungsprozess abhängig ist. Es ist 

vielmehr ein ‚nicht-konzeptuelles‘ Konzept, frei 

von jeglichem epistemologischen, ethischen oder 

ideologischen Inhalt. Aufgrund dessen sollte man 

das kulturalistische Verständnis des Säkularismus 

ablehnen, da die Entwicklung zum Säkularismus 

nicht grundsätzlich den Ausschluss der Religion 

aus dem Leben des Menschen impliziert, sondern 

eher einen Schritt gegen die politische Instrumen-

talisierung dieser Religion darstellt; eine Entwick-

lung, die gleichzeitig die Religion von der rigiden 

und geschlossenen Orthopraxie der Theologie, die 

das Wort Gottes zu besitzen glaubt, befreit. Der 

Säkularismus selbst benötigt eine Säkularisierung, 

was einerseits dadurch geschieht, dass wir dieses 

Konzept nicht als Kampfideologie verstehen, und 

anderseits nur in einer Welt verwirklichen, die – 

was ich noch erläutern werde – aus ‚schwachen‘ 

Subjekten besteht. Darüber hinaus erlangt die Reli-

gion ihre vergessene Religiosität nur dank dieser 

Säkularisierung wieder.

Auch für den syrischen Denker Aziz Al-Azmeh 

bedeutet der Säkularismus in der arabischen Welt 

das Eindringen bestimmter politischer, administ-

rativer und rationaler Konzepte. Ferner rief dieser 

Prozess auch eine Marginalisierung der religiö-

sen Kultur hervor, die jahrhundertelang über alles 

geherrscht habe. Der Säkularismus umfasst ihm 

zufolge nicht nur die Trennung von Staat und Reli-

gion oder von Leben und Religion, sondern auch 

eine Kette von historischen Wandlungen in den 

Bereichen Politik, Kultur, Erziehungswesen etc. Al-

Azmehs Verständnis von Säkularismus als Gegen-

satz zum Islamismus widerspreche ich insofern, 

als dass es sich beim Säkularismus nicht zwangs-

läufig um eine Ablehnung der Religion oder des 

Kulturerbes handelt, sondern vielmehr um eine 

Ablehnung des Missbrauchs der Religion. Folg-

lich ist es an dieser Stelle unabdingbar, zwischen 

einem ‚dogmatischen Säkularismus‘, der die Form 

einer Kampfideologie annimmt, wie es bei Nassar 

und Al-Azmeh der Fall ist, und einem ‚prozeduel-

len Säkularismus‘, welcher lediglich auf die Neut-

ralisierung dieser Instrumentalisierung abzielt, zu 

unterscheiden.

Unterwegs zu einem  
pluralen Humanismus

Der Säkularismus schafft die Religion nicht ab. Die 

Rede von der Religion als Gegenpol zur Moderne 

und vom Säkularismus als moderne Errungen-

schaft entledigt den so verstandenen Säkularismus 

jeglicher Neutralität und verwandelt ihn in eine 

‚Wahrheit‘ oder Autorität. Deshalb begehen die 

Islamisten, abgesehen von ihrem populistischen 

Diskurs, gewissermaßen keinen Fehler, wenn sie 

den Säkularismus mit der Ablehnung der Religion 

gleichsetzen, da der Säkularismus, wie ihn die ara-

bischen Regimes praktiziert haben und wie ihn der 

arabische Denker liberaler, nationaler oder mar-

xistischer Observanz – von einem krankhaften 

Hass gegenüber der Religion und dem Kulturerbe 

durchdrungen – verstehen. Doch auch folgende 

Frage sollte in diesem Kontext nicht außer Acht 

gelassen werden: Was ist Religion? Wie sollen wir 

Religion heutzutage verstehen beziehungsweise 

leben? Sowohl die modernen arabischen Denker als 

auch die Islamisten haben den Begriff Religion in 

sehr hohem Maße verwendet, ohne sich über seine 

Bedeutung Gedanken zu machen. Dies ist auch 
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eine Erklärung für die großen Missverständnisse, 

die dieses Denken durchlöchern, und die mit der 

Übertragung der Geschichte der Religion im euro-

päischen Kontext auf den islamischen Kontext zu 

tun haben. Auf diese Geschichte und Missverständ-

nisse möchte ich an dieser Stelle nicht näher einge-

hen, sondern lediglich versuchen, eine Definition 

des Begriffes ‚Religion‘ zu geben, die vielleicht 

simplifizierend ausfallen wird, aber den Weg zu 

einem pragmatischen und säkularen Verständnis 

von Religion ebnen kann.

Die Religion ist meiner Meinung nach, und 

hierbei werden mir nicht viele widersprechen, 

eine doppelte Beziehung. Einerseits ist sie die 

Beziehung des Menschen zu Gott, anderseits die 

des Menschen zum Menschen, und in einem erwei-

terten Sinne können wir auch die Beziehung des 

Menschen zur Natur („Mon frère soleil, ma soeur la 

lune, disait Saint François“ 8) als religiös bzw. hei-

lig bezeichnen, womit auch eine Infragestellung 

der instrumentellen Vernunft in der Moderne 

einhergeht. Aber konzentrieren wir uns auf die 

beiden ersten Beziehungen: Die erste findet in 

der Sphäre des Religiösen statt, weil die Religion 

ihre Rituale, Sprache und symbolischen Dimensi-

onen bestimmt, wobei die zweite Beziehung teil-

weise von den allgemeinen Sollsätzen der Reli-

gion bestimmt wird; eine Bestimmung, die einen 

großen Platz für menschliche Kreativität, in der 

islamischen Sprache, für den ‚Idjtihad‘, einräumt. 

Ein ‚Idjtihad‘, der sich von der Macht der Theolo-

gie emanzipiert hat, und welcher nur intersub-

jektiv zu verwirklichen ist. Beide Beziehungen 

sind keine Angelegenheit der Gemeinschaft, son-

dern hängen allein vom Individuum ab. Die Reli-

gion ist somit eine individuelle Entscheidung, die 

nicht auf eine geschlossene Identität zu beschrän-

ken ist. Sie ist eine Beziehung schlechthin. Außer-

dem impliziert der Weg zu einem pluralen Huma-

nismus die Anerkennung der Religion als Teil des 

menschlichen Schicksals. Denker wie Nassar ver-

8   Zit. n. Mounier, Emmanuel: L’Engagement de la Foi. Textes 
choisis et présentés par Paulette Mounier (1. Aufl. Paris 1968), 
Les-Plans-sur-Bex 2005, S. 30.

stehen die Religion in der Tradition einer kämpfe-

rischen Moderne, die hinter der Vernichtung der 

Ambiguitätstoleranz der islamischen Kultur, wie 

Thomas Bauer es ausdrückt, stand. Wenn Gott von 

Nassif Nassar lediglich Gehorsam verlangt, so ver-

langt er von mir Arbeit. „Wirkt! Allah wird euer 

Wirken sehen, und so (auch) Sein Gesandter und 

die Gläubigen“ (Sure At-Tauba, Vers 105). Nur als 

arbeitsame Wesen ‚gehören‘ wir zum Glauben, 

und die Arbeit ist Beziehung, welche die Anderen, 

und dadurch die Ethik, voraussetzt. Gott selbst ist 

in diesem Verständnis nicht als Autorität, sondern 

eher als Beziehung zu anderen Menschen zu ver-

stehen. Im Islam ist die Beziehung wichtiger als 

Gott. Eine Idee, die Emmanuel Mounier in einer 

anderen Sprache ausgedrückt hat, nämlich: „La 

religion commence partout où je transforme un 

lui en un toi“ 9. Mit Gott beschreibe ich die Abhän-

gigkeit des Subjekts von einem anderen Subjekt, 

und damit das Jenseits der Autonomie, des Sub-

jekts der Moderne, der Moderne als Abschaffung 

der Ambiguität. Mit anderen Worten: Der plurale 

Humanismus hebt die Figur eines ‚schwachen Sub-

jekts‘ hervor. ‚Schwach‘, weil es seine Identität als 

„un mouvement sans retour“ – wie Emmanuel Lévi-

nas feststellt – als plurale Identität, die sich nur in 

verschiedenen Welten und als Begegnung verwirk-

lichen kann, versteht.

9  Mounier: Foi (wie Anm. 8), S. 45. Dieselben Ideen Mouniers 
sind in den Schriften des islamischen Personalisten Mohamed 
Aziz Lahbabi zu finden. In seinem Buch ‚Le personnalisme musul-
man‘ (1964) betont Lahbabi, dass die Person ihre eigene Realität 
immer in Abhängigkeit von der Realität des Anderen entdeckt. In 
einer an Martin Buber angelehnten Sprache schreibt Lahbabi: 
„Ich zu sagen heißt gleichzeitig, die anderen zu sagen, das Du und 
die anderen zu setzen.“ (Mohamed Aziz Lahbabi: Der Mensch: 
Zeuge Gottes. Entwurf einer islamischen Anthropologie. Ausge-
wählt, übersetzt und kommentiert von Markus Kneer. Freiburg 
i.Br. 2011, S. 77). Lahbabi spricht auch über eine ‚doppelte Liebe‘, 
die Liebe zu Gott und die Liebe zum Menschen, die eng miteinan-
der verbunden sind. Man hat es bei ihm mit einem Cogito zu tun, 
das nicht auf Zweifel, sondern auf Liebe beruht. Ein leidendes 
Cogito, das mit den anderen leiden kann.
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Fazit

Der ‚Arabische Frühling‘ ist als eine Gabe der Begeg-

nung mit dem Westen zu verstehen, selbst wenn 

manche Stimmen versuchen, dies zu relativieren. 

Der Westen war während des arabischen Aufstan-

des stets präsent, und das nicht nur in Form von 

Kommunikationstechnik, sondern auch als zivili-

satorisches Modell. Bewusst oder unbewusst seh-

nen wir uns nach der Freiheit des in uns wohnen-

den Westens und bewundern seine Errungenschaf-

ten. Dieser Westen, der immer bereit war, über sich 

selbst hinaus zu wachsen.

Dem Westen zu begegnen, bedeutet vor allem 

Kritik auszuüben. In diesem Zusammenhang heißt 

das außerdem, die westliche Narrative über den 

Islam zu kritisieren, welche in dieser Religion den 

Hauptgrund für die Unterdrückung der individu-

ellen und politischen Freiheiten und ein Hinder-

nis der Etablierung einer toleranten und pluralis-

tischen Gesellschaft sieht. „Muslims are in a bad 

shape only and only because they are muslims 

– believers in Islam.“ 10 Die Revolution der Würde 

hat, zumindest was die Wahrnehmung des Islam 

betrifft, zwei Ziele erreicht. Sie hat bewiesen, dass 

sich der Islam als Religion nicht gegen die Demo-

kratie, sondern gegen die Diktatur richtet, und 

dass die Probleme der Region weniger mit der Reli-

gion als mit der autoritären und korrupten Politik 

zu tun haben, welche die Religion und den Säkula-

rismus instrumentalisiert, um den Status quo zu 

bewahren. 

In Folge dessen hat eine offene Demokratie 

nichts zu befürchten, auch wenn Islamisten zu 

Wort kommen und am politischen Prozess teil-

nehmen. Aber der Versuch, einen großen Teil der 

arabischen Gesellschaften zum Schweigen zu brin-

gen, kann schnell in jakobinischen Gesinnungster-

ror umschlagen und die Macht der herrschenden 

10  Khan, M.A.Muqtedar: Islamic Democratic Discourse. Theory, 
Debates, and Philosophical Perspectives. Lanham MD, S. 152.

Diktaturen verfestigen. Ohne Säkularismus ist die 

Demokratie nicht vorstellbar, wobei der Säkula-

rismus hier nicht als Ismus, als Ideologie, zu ver-

stehen ist und die Demokratie wiederum nur als 

mehrstimmige Kommunikation möglich ist, die 

auf einem Radikalitätsverzicht beruht. Die Jakobi-

ner haben die Welt nur verändert, die Schwierigkeit 

besteht jedoch darin, sie mit Anderen zu teilen.

Rachid Boutayeb, geboren in Meknes (Marokko), 
ist Kulturwissenschaftler und Publizist. Er studierte  
Literaturwissenschaft und Islamische Theologie in  
Rabat sowie Philosophie und Politikwissenschaft in 
Marburg. Seine Dissertation an der Universität Mar-
burg über das Alteritätsdenken bei Emmanuel Levinas 
ist abgeschlossen. Seine wissenschaftlichen Interessen 
gelten der interkulturellen Philosophie, der Reiselite-
ratur, der deutsch-jüdischen Philosophie und der isla-
mischen Philosophie. Boutayeb ist journalistisch tä-
tig und arbeitete einige Jahre lang in der arabischen  
Redaktion der Deutschen Welle. Als Publizist veröf-
fentlichte er Beiträge in ‚Lettre International‘ und an-
deren Kulturzeitschriften.
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Übergangszeit –  
Zum Kulturaustausch mit 
arabischen Ländern 

von Günther Hasenkamp1

The ‚earth‘ without art ist just ‚eh‘ 

Sgraffito 

 „Meine Stadt mit ihren Augen“ 

In ‚Downtown‘ Kairo, nicht weit vom Viertel der 

Autoersatzteilhändler und Straßenwerkstätten, 

befindet sich die Townhouse Gallery mit ihrem 

‚Factory Space‘, vor dessen Tür ein Laden für Kunst-

gewerbe, ein Off-Theater und etliche Straßencafés 

1  Dieser Text gibt lediglich die persönlichen Auffassungen des 
Autors wieder. – Der Autor dankt Antje Klesse und Stefan Winkler 
für ihre Hinweise.

einen Außenraum abstecken, dessen modus ope-

randi die ewige Improvisation ist. Man sucht sich 

die Plastikstühle zusammen, stellt ein paar hohe 

metallene Teetische in das flache Sonnenlicht die-

ses Februarmittags, und Fahrzeuge auf zwei oder 

vier Rädern winden sich lärmend vorbei. Hier sind 

wir mit einer Gruppe deutscher Studenten der 

Braunschweiger Hochschule für Bildende Künste 

(HBK) und junger ägyptischer Künstler verabredet. 

Wir schauen uns auf ihren dünnen silbernen Lap-

tops an, welche Ideen für fotografische und Video-

arbeiten sie in den vergangenen zwei Wochen ent-

wickelt haben.2 In bi-nationalen Kleingruppen 

waren sie unterwegs in der Stadt, die Ideen sind 

vielfältig und erst im Stadium des Entstehens. Alle 

scheinen das Zusammensein sehr zu genießen, 

und die überraschendste Mitteilung kommt von 

einem jungen Ägypter. Er will eine Arbeit begin-

nen – fotografisch oder im Medium der Malerei –, 

2  Der Workshop ist Teil eines Ausstellungsvorhabens des 
Museums für Photographie Braunschweig in Kooperation mit der 
HBK Braunschweig, das Florian Ebner mit einer Gruppe arabi-
scher und deutscher Kuratoren unter dem Arbeitstitel ‚Kairo. 
Offene Stadt. Ein neues Kapitel der Fotografie in der arabischen 
Welt‘ realisiert. Ausstellungen 2012 in Braunschweig und an wei-
teren Orten, voraussichtlich 2013 in Kairo.
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der eine umgekehrte Perspektivierung zugrunde 

liegt. All die Tage hat er seine deutsche Kollegin 

auf ihren Stadtexpeditionen begleitet, wobei er 

sie nicht geführt hat – vielmehr ist er ihr gefolgt. 

Seltsame Orte, sagt er, wollte sie besuchen, „und 

ich habe versucht, meine Stadt mit ihren Augen zu 

sehen.“

Damit spricht der junge Ägypter unbeabsich-

tigt, in einem gänzlich unspektakulären Setting, 

etwas an, das als Basismuster aller internationa-

len Austauschkonstellationen im Bereich der Kul-

tur gelten kann: Dass im Modus der individuellen 

Begegnung eine Auseinandersetzung mit der nicht-

eigenen und der eigenen Perspektive stattfindet. 

Eine gewisse Leichtigkeit liegt über dieser Szene, 

vielleicht war es ja bei ähnlichen früheren Projek-

ten3 genauso, und sie suggeriert, dass im ‚Kultur-

austausch‘ vielleicht ja alles ganz einfach ist.

Kulturwissen ‚makeln‘

Die grundsätzliche Frage, wie man in der arabi-

schen Welt von heute Kulturwissen makelt, könnte 

vielleicht eine Studie ausführlich beantworten. Sie 

kann an dieser Stelle nur publizistisch und ver-

kürzt im Hinblick auf einige kritische Faktoren 

diskutiert werden, die den Kulturaustausch positiv 

beeinflussen können. Diese sind: eine Reflexion des 

eher konfusen als harmonischen interkulturellen 

Wahrnehmungskontextes, eine lokale oder regio-

nale Verankerung der Projekte, Zweigleisigkeit im 

Projektdesign, eine Unterscheidung verschiede-

ner Domänen des kulturellen Austauschhandelns, 

ein neuer Blick auf die Rahmenbedingungen und 

deren abruptem Wandel in jüngster Zeit. 

3  Das Goethe-Institut war an den folgenden Projekten in 
jeweils unterschiedlicher Form beteiligt: Cairoscape. Images, 
Imagination and Imaginary of a Contemporary Mega City. Hrsg. 
Marina Sorbello, Antje Weitzel. Berlin 2009 – Indicated by Signs. 
Contested Public Space, Gendered Bodies, and Hidden Sites of 
Trauma in Contemporary Visual Art Practises. Hrsg. Bonner 
Kunstverein. Goethe-Institut Kairo 2010. – Unfolding Perspecti-
ves. Beyond identity – and beyond. A dialogical discourse on the 
nature and intricacies of cultural exchange and knowledge trans-
fer. Hrsg. Andrea Rauschenbusch. Hamburg 2011.

‚Wahrnehmungskäfig‘  
und ‚Spiegelgalerie‘

Der Kulturimport und -export bleibt realistischer-

weise eine Unternehmung mit beschränkter Haf-

tung. Es ist erstens nicht garantiert, dass hier wie 

dort das Unbekannte einen Weg zum Publikum 

und zu den Zielgruppen findet. Und zweitens bleibt 

ungewiss, ob die erhoffte ‚Begegnung‘ stattfinden 

kann oder sogar ein ‚Dialog‘ und der möglichst ‚auf 

Augenhöhe‘. Die Wirklichkeit ist rauer. Den meis-

ten kulturellen Kontaktsituationen wohnt anfangs 

wenig Zauber inne, dafür aber viel intellektuelle 

Konfusion.

Der Schriftsteller Christoph Peters gibt dazu 

Auskunft. Er besuchte 1993, nachdem er „einen 

ägyptischen Schwager bekommen hatte“, erst-

mals Kairo. 2006 erschien sein Roman ‚Ein Zim-

mer im Haus des Krieges‘, der Ägypten zur Zeit des 

Mubarak-Regimes in treffsicheren Beschreibun-

gen evoziert und der mit einer ungewöhnlichen 

Heldenkonstellation aufwartet – die Hauptfiguren 

sind ein deutscher Terrorist und der (fiktive) deut-

sche Botschafter. Historischer Hintergrund seines 

Romans waren die Terroranschläge ägyptischer 

Islamisten in den neunziger Jahren.4 Peters hat die 

„Verwirrung“, die sein Kulturkontakt damals mit 

ihm anrichtete, so beschrieben:

Ich war zunehmend verwirrt: nicht nur dass sich die-

selben Fakten der verschiedenen Konflikte in dieser Welt-

gegend aus arabischer Perspektive zu komplett ande-

ren Bilder zusammensetzten – offenbar war das, was 

uns im nachchristlichen Abendland als Meinungsvielfalt 

erschien, nur ein sehr begrenzter Ausschnitt aus einem 

sehr viel größeren Spektrum der Weltanschauungsmög-

lichkeiten. Es gab fundamental andere Positionsbestim-

mungen des Menschen in Raum und Zeit, die trotzdem 

in sich schlüssig waren. Zugleich merkte ich, wie sehr 

alle Sichtweisen, einschließlich meiner eigenen, durch 

Medien und Meinungsmacher des jeweiligen Kulturraums 

4  Der Roman wird gegenwärtig von Hebatallah Fathy ins Ara-
bische übersetzt.
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geformt waren. Der Blick auf politische Ereignisse, reli-

giöse und soziale Strukturen bewegte sich hier wie dort 

im Rahmen der Beschreibungsmuster und Deutungskon-

zepte, mittels derer sich unsere jeweiligen Gesellschaften 

tagaus, tagein ihrer Leitlinien vergewisserten. Diese Leit-

linien bildeten das Gestänge des Wahrnehmungskäfigs, in 

dem jeder eingeschlossen war. Selbst wenn ich sah, dass es 

um mich herum andere Käfige gab, konnte ich aus mei-

nem doch nicht heraus. Immer seltener war ich im Stande 

zu glauben, dass ich einfach mal recht hatte, dass es recht 

und unrecht überhaupt gab – von der ‚Wahrheit‘ ganz 

zu schweigen.5

5  Peters, Christoph: Kairoer Aufklärung. In: Zeit Reisen Nr.10, 
März 2010, S. 24–27, S. 26.

Allerdings war Peters gewissermaßen präpariert, 

sein Kunststudium und die zeichnerische Ausbil-

dung hatten ihn mit einem detailerfassenden Blick 

ausgerüstet, der sich zu einer ohnehin vorhande-

nen Sensibilität gegenüber außereuropäischen Kul-

turräumen addierte.6 Was sich bei Christoph Peters 

6  An anderer Stelle hat der Autor seine zur „Relativierung der 
eigenen Position“ führende „Verstörung und Faszination“ so for-
muliert: „Es gibt gar keine Möglichkeit, den exotistischen Mus-
tern zu entgehen, wenn man sich mit fremden Kulturräumen 
beschäftigt. Unser Blick als Europäer des 20. oder 21. Jahrhun-
derts auf fremde Kulturen bleibt von den Bildern vorgeprägt, die 
sich die vorhergehenden Generationen gemacht haben. Ich bin 
mit ‚Der kleine Muck‘, ‚Kalif Storch‘, ‚Ali Baba und die vierzig Räu-
ber‘, schemenhaften Türken vor Wien, ‚Ölscheichs‘ und ‚palästi-
nensischen Terroristen‘ aufgewachsen. Also mit allen möglichen 
Figurationen und Szenarien, mittels derer die europäische Kultur 
sich ihren ‚Orient‘ geschaffen hat und am Leben erhält. Wenn ich 
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in die wirkliche islamische Welt von heute reise, sind diese Bilder 
sozusagen Teil meines Reisegepäcks. Ich bin über Wochen in 
Istanbul oder Kairo gewesen, und was ich dort erlebt habe, 
waren auf den ersten Blick ‚Original-Erfahrungen‘. Aber die Bil-
der, die ich mitbrachte, haben diese Erfahrungen natürlich einge-
färbt wie ein Filter, durch den ich schaue. Ich kann nicht unvor-
eingenommen wahrnehmen. Da sind kulturelle Vorformatierun-
gen, aus denen im weitesten Sinne Erwartungen entstehen, und 
die beeinflussen die Wahrnehmung dessen, was mir entgegen-
tritt. Grob gesprochen: In Istanbul oder Kairo ist es genau so, wie 
ich es erwartet habe, oder es ist ganz anders, meistens ist es 
irgendwie dazwischen. Von daher ist eine im eigentlichen Sinne 
dem Anderen gerecht werdende Wahrnehmung nie wirklich 
möglich. Andererseits ist ‚das Andere‘ im Eigenen natürlich von 
vornherein angelegt. Sobald ich mich definiere, also eine Grenze 
um mich ziehe, sei es als Person, als Land oder als Kultur, ist jen-
seits dieser Grenze ‚der‘ oder ‚das Andere‘. Das gilt umgekehrt 
natürlich auch für die Anderen. Sie bringen in unsere Begegnung 
ihrerseits Erwartungen und Vorstellungen mit, was ich wohl 
denke, wie ich mich verhalte, welche kulturellen Muster ich ver-
körpere. Das ist im Prinzip ein natürlicher Mechanismus. Wenn 

als individuelle Erfahrung kristallisierte, lässt sich 

auch bei zwei größeren Projekten des literarischen 

Austausches mit der arabischen Welt im letzten 

Jahrzehnt wiederfinden – als summierte Erfahrung 

von Differenz, aber auch von Gemeinsamkeit. 

Vor fast zehn Jahren begannen die Goethe-Insti-

tute in Nordafrika und Nahost eine literarische Pro-

grammreihe mit dem schillernden Titel ‚Midad‘ 7. 

ich ihn unreflektiert lasse, führt er zur Konstruktion, um nicht zu 
sagen Fiktion des homogenen Kulturraums (…)“ – In: ‚Eine im 
eigentlichen Sinne dem Anderen gerecht werdende Wahrneh-
mung ist nie wirklich möglich.‘ Schau ins Blau im Gespräch mit 
Christoph Peters (Gespräch geführt von Stephanie Waldow, 15. 
Mai 2010, 10 S.) (www.schauinsblau.de).

7  „Die Bedeutungen des arabischen Wortes ‚Midad‘ sind viel
fältig. Zum einen beschreibt ‚Midad‘ einen unermesslichen Raum, 
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Die Ausgangsidee bestand darin, arabische und 

deutsche Autoren in Form von ‚Stadtschreiber‘-Resi-

denzen und Veranstaltungen für eine Zeit lang der 

jeweils anderen Lebenswelt auszusetzen. In dieser 

Versuchsanordnung ging es naturgemäß um inter-

kulturellen Erkenntnisgewinn. Allerdings stand 

eine weitere und höchst dringliche Aufgabe auf der 

Agenda dieses Kulturprojekts, nämlich die arabische 

Literatur in Deutschland weiter über die eher hohe 

Wahrnehmungsschwelle zu bringen, durch Medi-

enkooperationen bekannt zu machen und in ihrer 

Vielfalt und Bedeutung zu positionieren. Kulturpro-

jekte dieser Art waren in dem Jahrzehnt, das auf die 

Katastrophe des 11. September 2001 folgte, nötig 

und dringlich. „Jenseits von Klischees und gegensei-

tigen Ängsten“, so Johannes Ebert, Generalsekretär 

des Goethe-Instituts, wurde in einem „west-östlichen 

Seiltanz“ (Stefan Weidner) zwischen Erwartungen 

und Herausforderungen deutlich, dass „Begegnun-

gen mit Menschen fruchtbar, herausfordernd und 

bereichernd“ sein können. Mahmoud Darwischs 

Vorwort zum ‚Midad‘-Band lässt denn auch die emo-

tional-ethische Komponente und die zerbrechlichen 

Hoffnungen anklingen, die damit verbunden waren:

Die Tagebuchaufzeichnungen und Eindrücke, die die 

jungen deutschen und arabischen Autoren bei ihren Besu-

chen in arabischen beziehungsweise deutschen Städten 

mit dem Auge des Reisenden und des Kulturschaffenden 

festgehalten haben, erzeugen eine Art Spiegelgalerie. (…) 

So bleibt der andere kein Fremder, kein Gefürchteter oder 

gar Feind – nein, er wird mir zum Freund, dessen Schick-

sal und Leben mich angehen, wie auch mein Schicksal und 

mein Leben ihn angehen.8

eine Weite, zum anderen ist der Begriff aber auch eine Bezeich-
nung für literarischen Stil und das Wort ‚Tinte‘. Der Titel ‚Midad‘ 
für ein deutsch-arabisches Literaturforum bezieht sich so einer-
seits auf die geographische Ausdehnung, die Deutschland und die 
gesamte arabische Welt umfasst, andererseits auf die unerschöpf-
lichen und oft überraschenden Möglichkeiten, die der Literatur in 
der Deutung interkultureller Beziehungen zwischen Ost und West, 
Nord und Süd zukommt. Darüber hinaus bezeichnet ‚Midad‘ das 
Medium und Material für alles Geschriebene (…)“– Ebert, Johan-
nes: Midad – Eine interkulturelle Annäherung. In: Midad. Das 
deutsch-arabische Stadtschreiberprojekt. Heidelberg 2007, S. 14.

8  Vgl. Ebert: Midad, S.12–13 (wie Anm. 8).

‚Dialog‘ und ‚Konflikt‘ waren hoch im Kurs und 

Diskurs stehende Vokabeln zu dieser Zeit; die Rede 

vom angeblichen ‚clash‘ der Zivilisationen forderte 

das heraus. Der deutsch-iranische Schriftsteller 

Navid Kermani hatte ein anderes Literaturaus-

tauschprojekt, den ‚West-östlichen Diwan‘ mit sei-

nen 22 arabischen und deutschen Schriftstellern, 

betreut und schrieb dazu nüchtern:

Im ‚West-Östlichen Diwan‘ haben sich nicht Kulturen 

getroffen, sondern Individuen. (Der libanesische Autor) 

Abbas Beydoun, der keinen Zugang fand zu dem Men-

schen Kertész (seinem Autoren-Partner in Berlin), hat 

mit dessen Werken korrespondiert wie nur wenige Leser. 

Korrespondieren heißt nicht: übereinstimmen. Es heißt, 

sich auseinanderzusetzen. Und so ist auch das Wort ‚Dia-

log‘ keineswegs das Gegenteil von ‚Konflikt‘, sondern von 

Sprachlosigkeit.9

Beide Projekte haben nebenher auch den Boden 

bereitet für das, was man heute ‚Übersetzungsför-

derung‘ nennt. 2010 verlieh das Goethe-Institut 

erstmals seinen ‚Deutsch-Arabischen Übersetzer-

preis‘, und die neue Aufmerksamkeit für die ara-

bische Welt seit dem Revolutionsjahr 2011 führt 

schon jetzt zu einer wachsenden Präsenz der arabi-

schen Literatur in Europa. Die Zeit scheint gekom-

men, Literaturforen solcher Art weiter zu führen 

und modifiziert neu zu beginnen.10 Denn der ‚digi-

tal turn‘, die veränderten Kommunikationsbedin-

gungen, birgt Chancen auf größere Reichweite 

durch Blogs, Tweeds, E-Paper für zeitnahe Überset-

zungen und schnelle Zirkulation. Natürlich ist Lite-

ratur notwendig ‚langsam‘ im Herstellungsprozess; 

zwischen Peters‘ Ägyptenbesuch und der Buchpre-

miere vergingen immerhin 13 Jahre. Verlegte man 

sich heute noch allein auf das Medium des Buches 

9  Kermani, Navid: Vorwort. In: Zwischen Berlin und Beirut. 
West-östliche Geschichten. Hrsg. Von Joachim Sartorius. Mün-
chen 2007, S. 13.

10  Vgl. dazu und zu umfangreichen weiteren „Handlungsemp-
fehlungen“ die Arbeit von Marcel Ernst: Deutsche Auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik für den Mittelmeerraum als Kultur- 
und Wissensraum. Analysen und Denkanstöße aus der Sicht der 
Kulturwissenschaften. Stuttgart 2011 (ifa-Edition Kultur und 
Außenpolitik), hier vor allem S. 45–46. Auch im Internet (http://
www.ifa.de/pdf/edition/mittelmeer2011.pdf).
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zur Distribution, würde man mit weiteren ‚lang-

samen‘ Prozessen rechnen müssen: Genehmigun-

gen, gegebenenfalls auch der Zensur, Design, Satz, 

Korrektur, Druck, Auslieferung sind einige, jeweils 

ihre Zeit benötigende, Stationen auf dem Weg zwi-

schen übersetztem Manuskript und Lektüre. In 

einer politischen und gesellschaftlichen Situation, 

in der die intellektuelle Einordnung des aktuellen 

Geschehens an Relevanz deutlich gewonnen hat, 

können digital unterstützte Projektformate daher 

sinnvoll sein.

Verankerung vor Ort 

Eigentlich versteht sich von selbst, dass Kulturaus-

tausch sich auf lokale Interessen, ein Bedürfnis 

oder einen Bedarf, auf Vorwissen und Anknüp-

fungspunkte stützen sollte. Denn solche Veranke-

rung gehört zu den Voraussetzungen für das Gelin-

gen eines Projekts. Ein ‚Vitrinen-Modell‘ – bei dem 

man Vorzeigestücke der eigenen Kultur zur Ausstel-

lung bringt – wird meist wenig Wirkung entfalten, 

und zu Recht hat man sich in der Praxis des inter-

nationalen Kulturaustausches weitgehend von sol-

chen Formaten verabschiedet. Damit ist allerdings 

ganz und gar nicht gesagt, dass ‚Kulturimport‘ an 

sich unterbleiben sollte. Es geht um den Modus. 

Wenn die europäischen Kulturszenen vor Ort 

wenig bekannt sind, lassen sich Ankerpunkte 

für Projekte, in denen deutsche Kultur eine Rolle 

spielen soll, kaum finden. Mehr Mobilitätsunter-

stützung für die Gastländer kann daher eine Stra-

tegie sein, die langfristig Nutzen bringt.11 Aber 

auch einfache Verfahren können sich auszahlen, 

wie etwa bi-kulturell programmierte Filmreihen12 

anstelle nationaler Filmwochen. Der Import kultu-

reller Produktionen soll stattfinden, da sonst die 

Unkenntnis übereinander ja bliebe. Es geht darum, 

in den Ökonomien der Aufmerksamkeit einen 

11  Vgl. die Programme ‚Moving Africa‘ der Goethe-Institute, 
und künftig ‚Moving MENA (Middle East and North Africa)‘.

12  Vgl. u.a. ‚Film-Frauen‘, ‚Tonspuren. Auf der Suche nach der 
Musik‘. Goethe-Institut Kairo 2010.

Platz zu finden, denn nur selten ist es so, dass ein 

deutsches Kulturprojekt durch die internationalen 

Marketingaktivitäten bereits einen Hype im Gast-

land erzeugt hat (so zum Beispiel Wim Wenders‘ 

Film ‚Pina‘ in Ägypten). Außerdem beweist der Ini-

tiator so sein eigenes Interesse an der Gastlandskul-

tur und zeigt, dass ihm wirklich an Kooperation 

liegt. 

Das Verhältnis zwischen dem Bekannten als 

Anknüpfungspunkt und dem Unbekannten bleibt 

indes dialektisch, und Missverständnisse sind 

möglich. Je mehr sich beispielsweise das Goethe-

Institut Kairo für bi- und multilaterale Programme 

interessierte und sich neben der Präsentation deut-

scher Kultur in Ägypten – etwa in großen Gastspie-

len mit dem ‚Tanztheater Wuppertal Pina Bausch‘ 

(2009) und dem Ensemble von Sasha Waltz (2010) 

– auch um die Präsentation arabischer Kultur in 

Deutschland kümmerte – öffentlichkeitswirksam 

etwa mit der Berliner Filmwoche ‚Vor dem Sturm. 

Unabhängiger arabischer Film heute‘ (2011) 13 – 

desto zahlreicher wurden Angebote, sich an arabi-

schen Kulturprojekten zu beteiligen; Projekte, wie 

sie beispielsweise der wichtige ‚Arab Fund for Arts 

and Culture‘ in Beirut unterstützt. Es gilt jedoch, 

Austauschformate zu schaffen. 

Man kann allerdings auch Situationen benen-

nen, in denen das Goethe-Institut durch sein Enga-

gement für die lokale Kultur einerseits eine am Ort 

nicht vorhandene Struktur ersetzt hat, anderer-

seits in der Wahrnehmung durch die Kultureliten 

enormes Prestige errang. So wurde beispielsweise 

einer der allerersten ‚unabhängigen‘ Kurzfilme 

Ägyptens – ‚Enta omri‘ (1989) von Khaled El Hagar, 

einem der heute bekanntesten ägyptischen Gegen-

wartsregisseure – nur durch das Institut möglich. 

Jährlich treffen sich die Filmszenen der Stadt bei 

zwei Festivals mit neuen unabhängigen Filmpro-

duktionen, die – überraschenderweise – seit über 

13  Vor dem Sturm. Unabhängiger arabischer Film. 17.–22.6.2011 
im Kino Arsenal. Hrsg. Goethe-Institut in Kooperation mit Arse-
nal-Institut für Film und Videokunst e.V. Berlin 2011 (Programm-
heft, 24 S.).
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einem Jahrzehnt vom ‚Institut français d’Egypte‘ 

beziehungsweise vom Goethe-Institut Kairo ausge-

richtet werden. Dies ist in einer Weise akzeptiert 

und erwünscht, dass derzeit niemand auf die Idee 

kommen würde, daran etwas zu ändern. Schließ-

lich hatte ja auch der Filmkritiker Fauzy Soliman 

jahrelang einen ‚Film-Klub‘ im Goethe-Institut 

geführt, wo neben deutschen Filmen vor allem die 

Arbeiten junger arabischer Regisseure auf einem 

zensurfreien Territorium zu sehen waren. 

 

‚Arab Shorts‘

2009 kam der Berliner Filmemacher und Festival

kurator Marcel Schwierin nach Kairo. Er hatte 

mit den ‚Kurzfilmtagen Oberhausen‘, der ‚trans-

mediale‘ und dem ‚Werkleitz‘-Festival gearbeitet 

und interessierte sich für digitale Filmplattfor-

men. Dabei geht es auch um Technologie, aber 

mehr noch um kuratorische Praxis und Distribu-

tion, also um Elementarkomponenten im Kultur-

austausch. Seine Ideen fielen auf einen fruchtba-

ren Boden. Schwierin erstellte mit einer Gruppe 

arabischer ‚Filmkuratoren‘ ein Konzept – ‚Kurato-

ren‘ waren bis dahin vor allem in der arabischen 

Bildenden Kunst zu finden, nicht beim Film. Man 

wollte unabhängige arabische Kurzfilmproduktio-

nen in ganzer Länge online stellen und sie dadurch 

für die arabischen Szenen und vor allem auch die 

europäische und internationale Szene im doppel-

ten Wortsinn sichtbar machen. Das erste Kairener 

‚Arab Shorts‘-Festival im Dezember 2009 erzeugte 

so viel Widerhall, dass entgegen der ursprüngli-

chen Absicht das Projekt weiter geführt und weit-

räumiger dimensioniert wurde.14

Denn es lag auf der Hand, dass sich hier ein 

enormes Potenzial auftat – neue technische Mög-

lichkeiten bargen neue Chancen für den Kulturaus-

tausch. So erfuhr das Projekt eine gewisse Umori-

entierung: Vom ‚Tool‘ für arabische Filmemacher 

14  Vgl. die Publikation ,Arab Shorts. Independent Short Film 
and Media Art‘. Goethe-Institut Kairo 2012 (in Vorbereitung) 
sowie die Webseite www.arabshorts.net

zum ‚Motor‘ eines Austauschprozesses. Nach drei 

Jahren waren 139 Kurzfilme in insgesamt 24 Pro-

grammen (von 19 Kuratoren) präsentiert worden, 

viele davon für jeweils zwei Jahre auch auf der 

speziell geschaffenen Online-Plattform. Auf den 

Festivals wurden ihnen deutsche und internatio-

nale Gastprogramme (‚Non-Arab Shorts‘) zur Seite 

gestellt, in einer Festival-Lounge waren jeweils 

etwa 150 aktuelle arabische Produktionen zu sich-

ten. 30 Filmexperten aus Nahost kamen mit Besu-

cherreisen nach Berlin, Leipzig, Oberhausen, Mün-

chen und Halle – zu den A-Festivals ihrer Szenen. 

Umgekehrt waren über ein Dutzend deutscher 

Festivalmacher zu Gast in Kairo, von wo sie wie-

derum arabische Filmproduktionen für ihre eige-

nen Veranstaltungen mitnahmen. Eine Handvoll 

Filme wurde für den ZDF-Kulturkanal ausgewählt, 

und zwischen Helsinki, Berlin und Damaskus fan-

den eine Reihe von Screening-Veranstaltungen mit 

Kuratoren und Filmemachern statt. Ein Drittel der 

Filme wird 2012 in den Vertrieb des Berliner Arse-

nals übernommen, von wo aus das Material künf-

tig Programm-Machern zur Verfügung steht. 

Bei ‚Arab Shorts‘ ist es gelungen, mit der Zeit 

die Reichweite zu vergrößern, die Vernetzung 

zu intensivieren, das Beteiligtsein, den oft zitier-

ten ‚sense of ownership‘, zu verstärken und über 

den Wirkungskreis der eigenen Kultur hinaus zu 

gehen. Ideal wäre gewesen, das inzwischen zur 

‚Marke‘ gewordene Label an eine arabische Insti-

tution oder Initiative zu übergeben, vom Senior-

partner zum Juniorpartner zu mutieren und her-

nach ganz den Rückzug anzutreten. Was aber, 

wenn solche Strukturen vor Ort nicht vorhan-

den sind? Es bleibt unser Wunsch und manchmal 

unser Wunschdenken, dass es ausreichend sein 

möge, Dinge nur anzustoßen, um sie dann, nach 

‚empowerment‘, in die alleinige Obhut der Part-

ner im Gastland zu entlassen. Bei ‚Arab Shorts‘ 

war kein Partner in Sicht, der – was im Herbst 

2011 in der Luft lag – das erste Kairener Festival 

für den internationalen Kurzfilm gegründet hätte. 

Was aber bleibt, sind nicht nur, wie Evaluatoren 

es gern sehen, ‚zählbare‘ Einheiten, sondern vor 
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allem eine kulturpolitisch relevante Ermutigung 

– für die unabhängigen Akteure im Gastland, für 

die neugieriger gewordenen europäischen Partner. 

Dies wiederum bringt uns zu einer anderen hoch-

aktuellen Frage: Wie ist es überhaupt bestellt um 

die ‚arabische Kulturpolitik‘?

Neue Aufmerksamkeit für  
arabische Kulturpolitik 

Es ist noch nicht lange her, dass über Kulturpoli-

tik in der arabischen Welt in systematischer Form 

Erkenntnisse vorgelegt werden. Im Juni 2010 ver-

anstaltete die in vielen arabischen Ländern aktive 

Nichtregierungsorganisation ‚Al Mawred Al Thaq

afy‘ (‚Culture Resource‘) in Beirut die allererste 

Konferenz zur Kulturpolitik im arabischen Raum. 

Dort waren, in einer Kooperation mit der ‚Euro-

pean Cultural Foundation‘, Experten versammelt, 

die an einer Studie zur Kartierung der kulturpoliti-

schen Landschaften gearbeitet hatten. Diese Studie 

stellt derzeit eine einzigartige Informationsquelle 

dar und zeichnet neben der kulturellen Infrastruk-

tur der Länder auch die sehr unterschiedlichen 

kulturpolitischen Steuerungsmodelle nach, die 

gegenwärtig verfolgt werden.15

Den Akteuren in diesem Prozess ging es indes 

um konkreten Reformbedarf und darum, die Mög-

lichkeiten dafür im politischen Vorfeld zu sondie-

ren. So hatte sich Ende 2010 in Kairo eine infor-

melle ‚Coalition of Independent Culture‘ formiert, 

die gleich nach der Revolution konkrete kulturpo-

litische Veränderungen zu erreichen suchte.16 Doch 

15  Cultural Policies in Algeria, Egypt, Jordan, Lebanon, Morocco, 
Palestine, Syria and Tunisia. An Introduction. Amsterdam (Culture 
Resource/Al Mawred Al Thaqafy, European Cultural Foundation, 
Boekmanstudies) 2010. – Eine ausführlichere arabischsprachige 
Version ist bei www.mawred.org zu finden. – Ferner zum Thema: 
Towards a Strategy for Culture in the Mediterranean Region. EC 
Preparatory document. Needs and opportunities assessment 
report in the field of cultural policy and dialogue in the Mediterra-
nean Region. A study prepared for the European Commission by 
Fanny Bouquerel and Basma El Husseiny. November 2009.

16  Vorgestellt wurden solche ‚alternativen Visionen‘ beispiels-
weise von Basma El Husseiny auf dem ‚Forum On Culture & Poltics‘, 

gerade weil diesen Versuchen bislang wenig Erfolg 

beschieden ist, bleiben Themen wie Innovation, 

Dezentralisierung, Finanzierung, Spielstätten, 

Zugang, kulturelle Bildung und ‚externe Beziehun-

gen‘ von größter Relevanz. 

Handlungsfelder der Kulturkooperation

Es eröffnen sich damit im arabischen Raum Hand-

lungsfelder in der Kulturkooperation, die über die 

klassischen Domänen hinausgehen – die künstleri-

sche Produktion und Koproduktion, die Reflexion 

(in Form von diskursiven Formaten wie Symposien 

und anderen) und die Dissemination (eine bislang 

wenig populäre Domäne, die, wie am Beispiel von 

‚Arab Shorts‘ gezeigt, jedoch viele Möglichkeiten 

bietet). Welche Kooperationsmöglichkeiten sich auf 

dem Feld der Kulturpolitik eröffnen, haben in der 

Vergangenheit beispielsweise und unter anderen 

‚Anadolu kültür‘ und die ‚European Cultural Foun-

dation‘ gezeigt, deren „Drei-Städte-Projekt“ in der 

Türkei ganz neue Wege gegangen ist.17 Aus solchen 

Beispielen ließen sich zweifellos weitere Projekt

linien mit großer Reichweite entwickeln. 

Überhaupt scheint es derzeit unabdingbar, sich 

die Rahmenbedingungen für Kultur und Politik im 

arabischen Raum neu zu vergegenwärtigen. Dabei 

verdienen drei Aspekte ein genaueres Hinsehen: 

der öffentliche Raum, die unabhängigen Szenen 

und schließlich die ‚Zivilgesellschaft‘.

7.–8. Dezember 2011, veranstaltet vom Goethe-Institut Kairo und 
Al Mawred Al Thaqafy. – Siehe a. El Husseiny, Basma: Egypt: In 
search of a cultural policy. In: Contemporary Arts and Culture 
Discourse: African Perspectives. Compiled by Delecia Forbes. 
Arterial Network 2011, S. 39–45.

17  Die NGO ‚Anadolu kültür‘ hat in den Städten Kars, Kayseri, 
çanakkale, Mersin, Edirne, Antakya einen mehrjährigen Prozess 
zur Belebung der lokalen Kulturpolitik eingeleitet. Dazu u. a. 
www.anadolukültür.org
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Die neue Rolle des ‚öffentlichen Raums‘

Selbst in einer Metropole wie Kairo ist die kultu-

relle Infrastruktur, wenngleich sie sich im vergan-

genen Jahrzehnt enorm entwickelt hat, beschei-

den. Es herrscht ein großer Mangel an Spielorten 

und ein noch größerer Mangel an unabhängigen 

Zentren. In Tunesien haben mit der Revolution die 

einst nach dem französischen Schriftsteller und 

Politiker André Malrauxs Vorstellungen errichte-

ten ‚Maisons de la culture‘ neue Aufmerksamkeit 

erlangt. In Kairo will ein brandneues ‚Downtown 

Contemporary Arts Festival‘ 18 bestehende, reno-

vierte und neue Stätten bespielen, während die 

allerorten neu gegründeten Bands und anderen 

kreativen Gruppen kaum Übungsräume finden. 

Diese Entwicklung ist Ausdruck eines neu 

gewachsenen Verständnisses des ‚öffentlichen 

Raums‘ als einer politischen Kategorie, die man 

post-revolutionär neu definiert hat. Das Private war 

in der Revolution plötzlich politisch geworden19, so 

dass an die Stelle einer verbreiteten gesellschaft-

lichen Vereinzelung nun eine neue Kollektivität 

trat – und sei es die virtuelle Kollektivität einer 

Fangruppe auf Facebook oder einer ‚Follower‘-

Gemeinde auf Twitter. In neuen Gemeinschaften 

ließ das kollektive Handeln ein verändertes Ver-

hältnis zum öffentlichen Raum entstehen, so dass 

die Re-Appropriation dessen, was zuvor vom Staat 

argwöhnisch bewacht und polizeilich streng kont-

rolliert war, plötzlich möglich schien. 

Man wird also künftig nicht nur erleben, dass 

viel mehr Kulturaktion an öffentlichen Orten durch-

geführt wird, wie etwa bei dem im Monatstakt in 

verschiedenen ägyptischen Städten stattfindenden 

Straßenfestival ‚El Fan Midan‘; vielmehr ist ein 

18  Downtown Contemporary Arts Festival, Kairo, März–April 
2012 (www.d-caf.org).

19  Siehe a. Sarah Rifkys Aufsatz ‚On writing the revolution‘, der 
bereits im Januar 2011 in einer Kairener Tageszeitung erschien. 
Auf Deutsch u.d.T. ‚Wie schreibt man über eine Revolution?‘ In: 
Reportagen. Bilder. Gespräche 2.11. 60 Jahre Goethe-Institut, 
München 2011, S. 65–67.

neuer, demokratisch legitimierter Anspruch auf 

den öffentlichen Raum als solchen entstanden. 

Die ‚unabhängigen‘ Kulturszenen

Kulturakteure wie das Goethe-Institut arbeiten seit 

jeher sowohl mit den staatlichen Kulturinstitutio-

nen wie auch mit den unabhängigen Kultursze-

nen im Gastland zusammen. Im staatlichen Sektor 

sind die großen Häuser zu finden, und ein großes 

Theatergastspiel zum Beispiel ist eben nur in der 

‚Grand Hall‘ der staatlichen ‚Cairo Opera‘ zu reali-

sieren und nicht im alternativen ‚Rawabet Theatre‘. 

Auch werden jeweils eigene Zielgruppen erreicht – 

im einen Sektor eher die jungen Menschen in oder 

mit akademischer Ausbildung, im anderen eher 

die arrivierten Entscheidungsträger. Mit jeder Part-

ner-, Spielort-, Format- und Gastkünstlerwahl ist ja 

eine Zielgruppenwahl impliziert. 

Die unabhängigen Szenen haben im vergan-

genen Jahrzehnt einen gewaltigen Aufschwung in 

der arabischen Kulturwelt erlebt. Der ‚Young Arab 

Theatre Fund‘ legte kürzlich eine Katalog-Publi-

kation vor, die 36 unabhängige ‚art spaces‘ in der 

arabischen Welt vorstellt – die ‚Cinémathèque de 

Tanger‘, das ‚Contemporary Image Collective‘ und 

‚Townhouse‘ in Kairo, das ‚Alexandria Contem-

porary Arts Forum‘, das Beiruter ‚Maqamat Dance 

Theatre‘, die ‚Al-Ma’mal Foundation for Contem-

porary Art‘ in Jerusalem, die letzthin durch eine 

sehr medienwirksame Picasso-Einzelbildausstel-

lung bekannt gewordene ‚International Academy 

of Art of Palestine‘ und viele mehr. Im Vorwort 

unterstreichen die Herausgeber die kulturpoliti-

sche Funktion dieser Orte:

The recent development of independent arts orga-

nisations, platforms and activities in the Arab world 

has led to an unprecedented environment characterized 

by a host of creative and experimental initiatives. This 

emerging sector that functions independently from tra-

ditional sources of knowledge and from government sup-

port embraces the belief that culture can play a critical 

role in shaping societies, especially those in the midst of 
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major transitions. (…) These venues and spaces will play 

an important role in shaping the future of the art and 

cultural scene, offering many possibilities for artists and 

audiences across the region.20

In der Tat können die ‚independents‘ verände-

rungsaffiner, reaktionsschneller, flexibler, innova-

tiver, enger an jungen Zielgruppen orientiert sein 

als traditionsreiche staatliche Einrichtungen. Der 

Preis dafür sind nicht selten eine prekäre materi-

elle Situation, hohe Fluktuation, die Abhängigkeit 

von ‚grants‘ und ‚donors‘ und besonders in der Bil-

denden Kunst eine nicht unproblematische Ori-

entierung am transnationalen Marktgeschehen. 

Doch die unabhängigen Kulturszenen bleiben für 

viele internationale Kulturmittler begehrte Part-

ner auch deswegen, weil sie eine wichtige Rolle bei 

Aufbau und Stabilisierung der ‚Zivilgesellschaft‘ 

spielen.

Zivilgesellschaft und Kultur

Der Begriff der ‚Zivilgesellschaft‘ ist für das politi-

sche Begründungsnarrativ der Auswärtigen Kultur- 

und Bildungspolitik (AKBP) Deutschlands von eini-

ger Bedeutung, und er beruht auf einem unstritti-

gen Konsens der gesellschaftlichen Kräfte. So heißt 

es beim Auswärtigen Amt im Zusammenhang mit 

dem jüngsten Bericht zur Auswärtigen Kultur- und 

Bildungspolitik, dass die AKBP 

Raum (bietet) für interkulturellen Dialog, Vertrauen 

und gegenseitiges Verständnis. Die so geschaffenen Netz-

werke und langfristigen Partnerschaften bilden die Basis 

stabiler internationaler Beziehungen, und: Ein wichtiger 

Schwerpunkt ist und wird in Zukunft auch die arabische 

Welt sein. Der arabische Frühling bietet dafür enorme 

Chancen. Zivilgesellschaftliche Strukturen müssen in den 

Umbruchphasen gezielt unterstützt werden.21 

20  Independent Arts and Culture Spaces in the Arab World, 
hrsg. vom Young Arab Theatre Fund. Brüssel 2011, S. 5.

21  http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Kul-
turDialog/Aktuelles/120111-AKBP-Bericht2011.html

Dieselbe Argumentationslinie verfolgt die Euro-

päische Union, die im Gefolge des Barcelona-Pro-

zesses mit Gründung der ‚Anna Lindh Euro-Medi-

terranean Foundation for the Dialogue Between 

Cultures‘ sich eine eigene ‚Agentur‘ zur Stärkung 

der zivilgesellschaftlichen Prozesse im Mittelmeer-

raum geschaffen hat.22

Im arabischen Kontext jedoch bleibt Zivilge-

sellschaft23 derzeit ein umkämpfter Begriff. In den 

90er-Jahren hatte es in Ägypten intensive Diskussi-

onen darum gegeben24, und in jüngster Zeit ist die 

Debatte in Ägypten neu entflammt, mit ungewis-

sem Ausgang.25 Es zeigt sich ein problematischer 

Widerspruch: Während für Geberländer wie die 

Vereinigten Staaten von Amerika oder Deutsch-

land zivilgesellschaftliches Handeln nicht nur ein 

selbstverständliches und notwendiges Korrektiv, 

sondern nachgerade eine Bedingung gesellschaft-

licher Stabilisierung in Transformationsprozes-

sen darstellt, wird bisweilen eben die ‚Zivilge-

sellschaft‘ als der verlängerte Arm diffuser ‚aus-

ländischer Agendas‘ betrachtet. Sie gerät dann, 

gewissermaßen als Kollateralschaden einer kurz-

fristig agierenden Politik, unter einen undeutli-

chen Generalverdacht, der auch die Situation der 

Partner im internationalen Kulturaustausch der-

zeit nicht einfacher macht. 

22  Vgl. dazu Winkler, Stefan: Zivilgesellschaft – die lang ver-
nachlässigte Dimension der euro-mediterranen Partnerschaft. 
In: Marcus Schaper (Hrsg.), Deutschland und die arabischen 
Revolutionen: Interessen, Traditionen und die Neuausrichtung 
deutscher Außenpolitik‘. Rehburg-Loccum 2012 (im Druck).

23  In den Sozialwissenschaften geht die ‚Entdeckung‘ der Zivil-
gesellschaft und ihrer gesellschaftspolitischen Funktion vor 
allem auf die osteuropäischen Revolutionen des Jahres 1989 
zurück, die sich allerdings im Unterschied zum arabischen 
Umbruch sowohl auf charismatische intellektuelle Persönlichkei-
ten als auch auf weithin bekannte theoretische Überlegungen 
(z.B. György Konrads „Antipolitik“) stützen konnten. Zur Begriffs-
geschichte und zu den Definitionen von ‚Zivilgesellschaft‘ vgl. die 
Arbeiten von Jürgen Kocka und Dieter Gosewinkel (Forschungs-
gruppe am Wissenschaftszentrum Berlin).

24  Vgl. beispielsweise: NGOs and Governance in the Arab 
World., ed. Sarah Ben Nefissa. Cairo 2005.

25  Vgl. die Berichterstattung der Presse zu den Aktionen gegen 
Nichtregierungsorganisationen in Ägypten im Winter 2011/2012.
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Für die unabhängigen Kulturakteure, die sowohl 

daheim als auch im internationalen Kulturaus

tausch eine so wichtige Rolle gespielt haben, könn-

ten die Spielräume enger werden, gerade auch weil 

sich das kulturelle Geschehen so politisiert hat.26 

Und nicht nur der ‚Staat‘ beobachtet, was sich im 

Kultursektor tut. Neben der politischen existiert ja 

eine Art ‚gesellschaftlicher‘ Zensur; Politiker nennen 

es mitunter „the Arab street“. Gestützt auf die gro-

ßen Wahlerfolge der islamistischen Parteien könnte 

ein neuer, restriktiverer Mainstream der Meinun-

gen die kulturellen Spielräume enger machen. 

In Kairo sind erste derartige Befürchtungen zu 

verzeichnen, doch es wäre zu früh für eine allge-

meine Situationseinschätzung. Auch steht einer 

möglichen kulturkonservativen Verschärfung 

jenes ‚emanzipatorische‘ Grundgefühl gegenüber, 

das sich große Teile der ‚Tahrir-Jugend‘ nicht mehr 

widerstandslos nehmen lassen werden. 

Ausblick

Die arabischen Gesellschaften sind in Bewegung, 

und der Prozess bleibt offen. Unter diesen Rahmen-

bedingungen dürfte sich im internationalen Kul-

turaustausch eine auf historische „Chancen“ 27 set-

zende Strategie als richtig erweisen. 

Im Bereich der Künste kann es um fachlichen 

Know-How-Austausch, um Mobilitätsunterstützung 

für eine intensivierte arabische Kulturpräsenz in 

26  Parallel dazu formiert sich, im Format der ‚Meeting Points‘, 
ein neues Diskursparadigma, das gerade von den „practises and 
logics of the civic“ handelt und explizit die arabischen Umbrüche 
zum Thema hat. Es involviert Kulturakteure der arabischen wie 
der westlichen Welt und natürlich nicht zufällig mit Okwui Enwe-
zor jenen renommierten Kunstkurator, der mit der ‚documenta 11‘ 
von 1998 bis 2002 die Globalisierung als weltumspannendes Kul-
turthema inszeniert hatte und seit langem ‚dem Politischen‘ auf 
der Spur ist. Zum Thema „antagonistischer“ versus „agonisti-
scher Diskurs“ als eine der erkenntnisleitenden Überlegungen in 
dieser Debatte s. Mouffe, Chantal: Über das Politische. Wider die 
kosmopolitische Illusion. Frankfurt am Main 2007 (2005).

27  Weidner, Stefan: Chancen und Risiken des Epochenjahres 
2011. Was bedeuten die Revolutionen für das Verhältnis von Wes-
ten und islamischer Welt? In: Fikrun wa fann, Heft 96 (2012) 
(www.goethe.de/fikrun).

Europa und die Integration von Kulturgästen aus 

Deutschland (beziehungsweise umgekehrt von ara-

bischen Kulturgästen in Deutschland) in lokal ver-

ankerte offene Prozessen gehen. In der Kulturpoli-

tik und bei der zivilgesellschaftlichen Vernetzung 

lassen sich partnerschaftliche Formate finden, in 

denen Strukturen, Initiativen und Institutionen 

weiter entwickelt werden können. Solche Formate 

sind in letzter Zeit beim Goethe-Institut im Arbeits-

bereich ‚Kultur und Entwicklung‘ entstanden, des-

sen Programme „vorhandenes kreatives Potenzial 

erschließen und nachhaltig sichern“ sollen.28

Entscheidend bleiben, wie so oft, der Modus 

des Handelns und die Vermeidung kommunikati-

ver Asymmetrien.29 Die arabische Welt hat sich ihr 

Recht auf selbstbestimmtes Handeln unter erhebli-

chen Opfern erkämpft. Dafür verdient sie unseren 

Respekt. 

Doch nicht allein den ‚Strukturen‘ darf unser 

Interesse gelten, um die Kunst selbst muss es nach 

wie vor gehen. Die Künste sind seit jeher der Ort, 

an dem das Mögliche durch Anschauung erfahrbar 

wird. Das macht sie, unter repressiven politischen 

Verhältnissen, zumindest verdächtig und mitunter 

gefährlich. Ihre Virulenz wäre weder durch politi-

sches noch durch wirtschaftliches Handeln ersetz-

bar. Dass sie die Welt zeigen, wie sie sein könnte 

oder wirklich ist, macht die ‚soft power‘ von Kunst 

und Kultur eigentlich aus. In der Zeit des ‚Über-

gangs‘ in eine ungewisse Zukunft ist diese ‚power‘ 

gefragter denn je.

Dr. Günther Hasenkamp ist am Goethe-Institut Kairo 
Leiter der kulturellen Programmarbeit für die Region 
Nordafrika und Nahost. Er war zuvor für das Goethe-
Institut unter anderem in verschiedenen osteuropäi-
schen Ländern tätig. 

28  Lehmann, Klaus-Dieter (Präsident des Goethe-Instituts): Auf 
die Wege kommt es an. 14.5.2010 auf www.qantara.de

29  Als Beispiel für einen kritischen Blick auf die Zusammen-
hänge sei Mona Abazas Essay ‚Academic Tourists Sight-Seeing the 
Arab Spring‘ (27. September 2011 auf www.jadaliyya.com) genannt.
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Die tunesische Revolu- 
tion am 14. Januar 2011 – 
ein Jahr danach:  
Wo bleibt die Kultur?

von Mohamed Zinelabidine (Tunis)

Die tunesische Revolution vom 14. Januar 2011 

sollte uns dazu anregen, die Beziehungen zwischen 

Kunst und Kultur einerseits und den gesellschaft-

lichen und politischen Reformbewegungen ande-

rerseits neu zu durchdenken. Es wird ja allgemein 

anerkannt, dass die Wiederherstellung eines Son-

derstatus’ für Künstler, das Engagement der Intellek-

tuellen, die Einbindung der Hochschulangehörigen 

und Forscher auch nach der Revolution ebenso sehr 

für individuelle Freiheiten stehen wie für Pflich-

ten, die zur Rolle des Staates gehören.

Nun hat beispielsweise in Frankreich die Ent-

wicklung hin zur Demokratisierung des Wissens 

und der Künste nach der Revolution von 1789 eine 

lange Zeit in Anspruch genommen. Man hat dazu 

einen Marquis de Condorcet und seinen Bericht 

von 1792 über die Organisation des Erziehungswe-

sens wie auch einen Friedrich Schiller gebraucht, 

der 1795 für einen ‚ästhetischen Staat‘ plädierte, 

um diesen Begriff später durch das Konzept eines 

‚dynamischen Staats‘ zu ergänzen, sowie viele 

andere, die bei diesem Prozess mitgewirkt haben. 

Fünfzig Jahre später konnte man die Schärfe der 

Debatte immer noch mit gleicher Intensität wahr-

nehmen. Die Kultur war immer noch ein proble-

matisches Thema der Debatten in Staat und Poli-

tik, man denke dabei nur an die Schriften von Jules 

Michelet, Victor Hugo, Ernest Renan und anderen. 

Man musste allerdings noch bis zum Jahr 1946 und 

auf die Präambel der damaligen französischen Ver-

fassung warten, um endlich zu einer offiziellen 

Entscheidung zu kommen, die besagt: Die Demo-

kratisierung der Kultur ist unerlässlich. Das sagt 

alles: Kultur wurde nach der Revolution von 1789 

erst nach 160 Jahren des Engagements, der Debatte, 

des Kampfs in den Verfassungstexten als ein Recht 

bestätigt. Mehr noch, man hat die Gründung der 

Fünften Republik durch General Charles de Gaulle 

und das Dekret vom 24. Juli 1959 abwarten müs-

sen, mit dem endlich die Einrichtung eines – von 

André Malraux geleiteten – Kulturministeriums 

beschlossen wurde.

Wo also steht die tunesische Revolution heute, 

was das politische Handeln zugunsten von Kunst 

und Kultur anbelangt? Die Regeneration der Kul-

tur erfolgt zweifellos über die Einbeziehung des 

Staats, der es sich schuldig ist, auf diesem Feld 

wieder eine nationale und internationale Strate-

gie zu entwickeln. Diese sollte im Sinne einer ide-

ellen, fühlbaren und materiellen Förderung allen 

Tunesiern zu Gute kommen. Nun aber gibt es seit 

dem 14. Januar 2011 nichts dergleichen. Wie wäre 

eine Politik wiederaufzunehmen, die fähig ist, die 

Bereiche Kunst, Kultur und kulturelles Erbe neu 

zu ordnen, und zwar als Felder des Handelns, des 

Wachstums, der Schaffung von Wohlstand und 

nachhaltiger Entwicklung? Dies ist eine der Bedin-

gungen dafür, dass Tunesien das Recht auf Kultur, 

regionale Dezentralisierung, die Demokratisierung 

der Kultur, die Einbeziehung der Zivilgesellschaft, 

Investitionen, Unternehmertum sowie überhaupt 

freie, unabhängige Arbeit wirksam fördern kann. 

Stets haben wir als Hochschullehrer und Forscher 

Einfluss zu nehmen versucht auf Künstler, Studen-

ten, Lehrende, Kunsthändler, Kunstmanager, Juris-

ten, Mediatoren und Journalisten, um sie zu effi-

zienter Kulturverwaltung, zum Anstand beim Kul-

turmanagement im öffentlichen Sektor, zu einer 

Vergabe von Mitteln an Künstler nach transparen-

ten Kriterien, zu einer sauberen Durchführung 

großer Festivals und zu einem seriösen Sponsoring 

sowie zu einer besseren Beschäftigungspolitik im 

Kulturbereich aufzurufen, die sich am Bedarf wie 

auch den geschichtlichen und sozio-ökonomischen 

Notwendigkeiten orientiert. Das Geld des Staats 
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sollte vernünftig, begründet, gerecht, regional 

ausgeglichen und paritätisch ausgegeben werden. 

Manchmal ist es uns gelungen zu überzeugen, aber 

wir sind auch gescheitert, insbesondere in Bezug 

auf die Transparenz der staatlichen Kulturpolitik 

bei der Vergabe von Mitteln für Kunst und Kultur. 

Die härteste Aufgabe im Kulturministerium ist es 

stets, geschlossene Milieus, Klienten und Klans 

mit Erfolg zu entfernen. In den Kabinetten der sich 

ständig abwechselnden Minister sind diese allge-

genwärtig. 

Wir haben auch dauernd und nachdrücklich 

auf die unerlässliche Aufgabe hingewiesen, über 

das bloße Event und das Episodische hinaus struk-

turell zu arbeiten. Es geht nicht darum, Hunderte 

von Kulturzentren, Museen, Theatern, Orchestern 

über das ganze Land hin zu betreiben, wenn man 

feststellen muss, dass sie keine Projekte aufzu-

weisen haben und über keine Mittel, kein Perso-

nal sowie über keine materiellen und logistischen 

Ressourcen verfügen. Ohne eine Politik, die wirk-

lich auf kulturelle Entwicklung zielt, und ohne 

ein Management, das rigoros nach Bereichen und 

Zielen organisiert ist, ist es ziemlich schwierig, die 

Rolle der Künstler, der Kreativen und der Forscher 

in der Gesellschaft zu fördern. Es ist also notwen-

dig, das Wesentliche des kulturellen Handelns 

wiederzubeleben, nämlich den Schutz des mate-

riellen und spirituellen Erbes, das Angebot einer 

guten Ausbildung, die Förderung des schöpferi-

schen Arbeitens, der Produktion und der Verbrei-

tung. Dies sollte für jedes auf die Zukunft gerich-

tete staatliche Handeln auf dem Feld der Kultur 

gefordert werden.

Hunderte von tunesischen und internationalen 

Experten haben seit einigen Jahren an der Reali-

sierung der ersten nationalen tunesischen Cine-

mathek, des ersten Museums für Zeitgenössische 

Kunst, der ersten Theater seit der Ära der Deko-

lonisierung 1956 gearbeitet; gleichzeitig an der 

Definition von Konzepten für Choreographie, für 

Theater, für Musik, für die Oper von Tunis, am Ent-

wurf für die Gründung eines Opernchors und für 

das Orchester der Oper von Tunis… Es ist paradox, 

dass nach der Revolution nichts davon übrig geblie-

ben ist.

Wir haben stets daran erinnert, dass jede 

staatliche Politik mit Kennzahlen der Evaluation 

zusammengeführt werden muss. Nur so bleibt die 

Vielfalt künstlerischer Ausdrucksformen gewähr-

leistet, nur so eine gute Verwaltung der Kulturein-

richtungen, nur so ein guter Zustand von Stätten 

des Kulturerbes, wie auch die weiteren Ziele und 

Aufgaben einer guten Kulturpolitik: die Sicherung 

guter Produktionsbedingungen für Kunstwerke 

sowie ihrer gesellschaftlichen Resonanz, die Viel-

falt künstlerischer Hervorbringungen und deren 

Bedingungen, die Verbindung von Wissen und 

Kompetenzen, von Begabung und Beschäftigung. 

Auf kulturpolitischem Feld muss auch daran erin-

nert werden, die Rolle der Körperschaften genau 

zu bestimmen, seien es Kommunen, Kreise oder 

Regionen. Außerdem sind die Bedingungen für 

das Mäzenat zu klären. Man muss juristisch gesi-

cherte Anreize für private Akteure schaffen und 

muss auch die Rolle von Vereinen und der Zivilge-

sellschaft bestimmen. Schließlich darf man das 

Thema Produktion und Distribution nicht verges-

sen, die Vielfalt der Medien und der Kulturindus-

trie, die Anwendung des Urheberrechts auf intel-

lektuelle wie künstlerische Hervorbringungen, 

aber auch nicht die Einrichtung beziehungsweise 

Sicherung von technischen Erfindungen durch 

Patente…

Solche strategischen Untersuchungen sind 

heute abgelegte Restposten, wie zum Beispiel die 

Studien zur Nutzung der ‚Cité de la Culture de 

Tunis‘. Dies war ein großes, der langen Geschichte 

der tunesischen Kultur würdiges Projekt und 

umfasste unter anderem die drei Bühnen der tune-

sischen Nationaloper, die National-Cinemathek 

und das Museum für Zeitgenössische Kunst. 2001 

war dieses Projekt angeregt worden, ab 2008 hatte 

ich den Auftrag, die vorbereitenden strategischen 

Studien zum Management des Projekts sowie zu 

seinem künstlerischen und technischen Betrieb, 
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zu seinem juristischen Status, seinen administra-

tiven Funktionsweisen und seiner Personalverwal-

tung zu leiten. Diese Studien werden nun vernach-

lässigt, vergessen, verleugnet. Dabei sollte die ‚Cité 

de la Culture‘ doch das kulturelle Gedächtnis Tune-

siens sichern und die Freiheit des künstlerischen 

Handelns zugunsten zeitgenössischer, ja avant-

gardistischer Kunst gewissermaßen antizipieren. 

Man hatte sogar ein Forschungszentrum für Kunst 

und Technik vorgesehen sowie eine Werkstatt für  

Kultur und Zukunftsforschung.1 Siebzehn landes

weite, große Kulturprojekte einschließlich der 

Gründung kultureller Einrichtungen sind auf dem  

Schreibtisch des Kulturministers liegen geblieben 

und seit Januar 2011 unbeachtet. Es ist höchste Zeit,  

dass jetzt, wo die neue Regierung sich abmüht, die 

kommenden akademischen Prüfungen mit Blick 

auf Beschäftigungsfähigkeit und Reduzierung der 

Arbeitslosigkeit zu überprüfen, viele neue Stellen 

in den Bereichen Kunst und Kultur über die ‚Cité de 

la Culture‘ und darüber hinaus in allen Regionen 

des Landes zu schaffen. Das kann sich Tunesien 

durchaus leisten. Die Geschichte der entwickelten 

Länder lehrt, dass es oft die Künstler und Intellek-

tuellen sind, die die Avantgarde gesellschaftlicher, 

psychologischer und ästhetischer Metamorphosen 

und Wandlungen in der Welt waren. Warum soll-

ten sie das im neuen Tunesien nach dem 14. Januar 

2011 nicht sein, in diesem Tunesien, das die jun-

gen Revolutionäre mit allen Farben und Lichtern 

erleuchtet und geschmückt haben, einem Land der 

Hoffnung und des Könnens.

Aus dem Französischen von Bernd Thum

1  Im französischsprachigen Text: ‚Centre de recherches en Arts  
et Créations Technologiques (ACT)‘ und ‚Atelier de Recherches en 
Culture et Prospectives‘.

Mohamed Zinelabidine ist Professor für für Kulturwis-
senschaften an der Universität Tunis und internatio-
nal tätiger Experte im Bereich Kunst, Kultur und Ent-
wicklung. Er wurde von der Universität Paris-Sorbonne 
in Kunstwissenschaft, in Kultur- und politischer Sozio-
logie sowie in Musik und Musikwissenschaft promo-
viert. Gegenwärtig ist er Direktor des Forschungsins-
tituts für Kultur, Neue Technologien und Entwicklung 
(‚Laboratoire de Recherches en Culture, Nouvelles 
Technologies et Développement‘) der Universität Tu-
nis sowie des Thetis-Instituts für die Kultur des Mit-
telmeers (‚Institut Thétis pour la Méditerranéé‘). Mo-
hamed Zinelabidine ist Geschäftsführender Direktor 
der ‚Internationalen Konferenz für Politiken kulturel-
ler Entwicklung‘ in Tunis (‚Conférence internationale 
de Tunis des Politiques de Développement culturel‘). 
Er lehrt und forscht in Tunis und an der Universität Pa-
ris I – Panthéon Sorbonne.
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Ein deutsches Museum 
und das gemeinsame  
Kulturerbe des Mittel-
meerraums – Orient und 
Okzident im Badischen 
Landesmuseum Karlsruhe

von Harald Siebenmorgen (Karlsruhe)

Das Badische Landesmuseum (BLM) hat über Jahr

zehnte hinweg Aufgaben wahrgenommen, die 

beim Sammeln, Erschließen und Vermitteln neben 

der regionalen Kultur und weiten Bereichen der 

abendländischen Kultur auch den Orient einbe-

zogen haben. Im Mittelpunkt stehen dabei die 

antiken Kulturen, die über Griechenland und das 

Römische Reich auch Vorderasien und Mesopota-

mien mit umfassen, und die legendäre ‚Türken-

beute‘, die Ende des 17. Jahrhunderts aus unter-

schiedlichen Quellen, vor allem der Kriegsbeute 

des ‚Türkenlouis‘, Markgraf von Baden-Baden, 

zusammengekommen ist, während die einst 

über 10.000 Objekte umfassende völkerkundliche 

Sammlung des Hauses bis auf Restbestände – Japan, 

China, islamische und maurische Keramik – 1934 

im Rahmen eines Sammlungstausches an die Stadt 

Mannheim abgegeben werden mussten.

Interkulturalität als Zukunftschance

Das Badische Landesmuseum besitzt damit die 

Chance, die unterschiedlichen Kulturen Europas,  

Asiens und Nordafrikas in einen Dialog zu rücken, 

den man ‚interkulturell‘ nennen darf. Für mich 

beinhaltet der Begriff ‚Interkulturalität‘ sowohl 

multikulturelle Tatbestände, die die unter-

schiedlichen Kulturen gleichwertig (‚auf gleicher 

Augenhöhe‘) dokumentieren als auch transkultu-

relle Phänomene, die den kulturellen Austausch 

untereinander und die wechselseitige Beeinflus-

sung veranschaulichen. Dass dieser Prozess nicht 

einseitig war und ist und im Sinne eines weitestge-

fassten ‚Orientalismus‘ die westliche Affinität zum 

Orient bezeichnet, sondern umgekehrt, in einer 

neugefassten Definition des ‚Okzidentalismus‘, 

auch die kulturellen Adaptionen des Orients an 

Europa umfasst, hat das Badische Landesmuseum 

2010 in der Ausstellung ‚Das fremde Abendland? 

Orient begegnet Okzident von 1800 bis heute‘ 

dokumentiert.

Das Thema der Interkulturalität in all seinen 

Facetten bietet eine neue Chance für ein Landes-

museum, dessen traditionelle Rolle als Universal-

museum im Zuge neuer Medien und neuer musea-

ler Vermittlungsformen obsolet zu werden droht. 

Kulturvergleich und Kulturaustausch können 

geradezu die Zukunftschance darstellen, das uni-

versale, aber nach Zerfall eines universalistischen 

Geschichtsbildes fragwürdig gewordene Samm-

lungs- und damit Wissensgut für die Zukunft neu 

fruchtbar zu machen. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass die Sammeltätigkeit archäologischer und älte-

rer kulturgeschichtlicher Objekte als weitgehend 

abgeschlossen gelten muss. Denn die Ausfuhr-

gesetze der Herkunftsländer erlauben so gut wie 

keine neuen Ankäufe mehr. Öffentliche Museen 

sollten hier ihren Sammlungsegoismus unterdrü-

cken und in rechtlicher und ethischer Hinsicht 

Vorbild sein, auch wenn im Sinne des internatio-

nalen Kulturaustausches grenzüberschreitende 

Sammlungen – allerdings möglichst allseitig – 

mehr für sich haben als eine nationale oder gar 

nationalistische Herrschsucht über das historische 

Gut von heutigem Landesboden. Darauf komme ich 

zurück. Erwerbungen waren in jüngster Zeit und 

sind im Bereich zeitgenössischen Kunsthandwer-

kes weiter möglich. An die Stelle des Erwerbs von 

Sammlungsobjekten, der aufgrund der Einseitig-

keit latent immer noch einen versteckten postko-

lonialen Charakter besitzt, sollte heute der kultu-

relle Austausch ‚auf gleicher Augenhöhe‘ treten. 
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Eine geeignete Basis dafür sind Kooperationsver-

träge, die ein wechselseitiges Geben und Nehmen 

beinhalten. Das Badische Landesmuseum hat sol-

che Verträge mit Institutionen der in Türkei, Tune-

sien und jüngst Algerien abgeschlossen.

Die Kooperation mit Herkunftsländern antiker 

Fundstätten gestaltet sich nicht immer einfach. 

Die Problematik mit Griechenland, die mit der frü-

heren Sammeltätigkeit europäischer und ameri-

kanischer Museen zusammenhängt, sei hier aus-

geklammert. Hier hat das Badische Landesmuseum 

eine spezifische Regelung für die Kooperation in 

der Zukunft auszuhandeln. Mit dem Iran haben 

wir nach der Präsidentschaftswahl 2009 die vorher 

bis in die oberste Staatsführung geknüpften Kon-

takte für eine geplante Ausstellung über die ‚ältes-

ten Hochkulturen Persiens‘ abgebrochen, bis dort 

demokratisch legitimierte Ansprechstationen und 

fachlich qualifizierte Gesprächspartner geboten 

sind. Mit der Türkei verbindet das Badische Lan-

desmuseum eine intensive Freundschaft, die sich 

punktuell in Ausstellungen (über Göbekli Tepe und 

Çatal Höyük unter dem Titel ‚Die ältesten Monu-

mente der Menschheit‘) niederschlägt, aber auch 

und vor allem in den jährlichen, bereits fünfmal 

veranstalteten ‚Deutsch-türkischen Kulturtagen‘ 

zum Ausdruck kommt. Mit diesen Kulturtagen, 

die Tausende von Menschen, auch türkischer Her-

kunft, ins Haus führen, bietet das Badische Landes-

museum ein in Deutschlands Museen einmaliges 

regelmäßiges Angebot zur Vermittlung türkischer 

Kultur, aber auch deutscher Kultur an die türki-

sche Gemeinde von Stadt und Region.

„Innovativ und unverbraucht“ –  
Kooperationen mit dem Maghreb

Das Badische Landesmuseum hat einen Schwer-

punkt des Kulturaustauschs mit den maghrebini-

schen Staaten gesetzt. Sie bieten kulturgeschicht-

liche und historische Themen, die noch innovativ 

und unverbraucht sind. Die Kultur Marokkos war 

im Badischen Landesmuseum durch Ausstellungen 

aus europäischen Sammlungen präsent (‚Die Farbe 

Henna‘). Einen intensiven Austausch pflegt das 

Badische Landesmuseum mit dem ‚Institut natio-

nal du Patrimoine‘, der vorgesetzten Behörde aller 

staatlichen Museen und Ausgrabungsstätten des 

Landes. Das 2003 geschlossene Abkommen führte 

zunächst 2004 zu der großangelegten Ausstellung 

‚Hannibal ad portas‘ sowie 2005 zu einer Ausstel-

lung über die traditionelle Keramik der Berber-

frauen von Sejnane in Nordtunesien. Das Badische 

Landesmuseum hat zudem 2004 eine Ausstellung 

des bedeutendsten zeitgenössischen Künstlers, 

Khaled Ben Slimane, veranstaltet, die zudem nach 

Düsseldorf, Stuttgart, Marburg und Staufen weiter-

wanderte, und 2005 sein damaliges Museumsfest 

zum Thema Tunesien veranstaltet. Die Koopera-

tion fand eine außerordentlich erfolgreiche Fort-

setzung mit der Ausstellung ‚Erben des Imperiums. 

Das Reich der Vandalen in Nordafrika‘ im Jahre 

2009.

Das Badische Landesmuseum hat umgekehrt 

die tunesischen Museen mit Restaurierungsmaßnah-

men, Expertisen in Marketing- und PR-Maßnahmen, 

Hospitanzen und der Restitution eines Objektes aus 

dem Tophet von Karthago-Salambo unterstützt. Vor-

schläge, bei einem Hannibal-Museum in der Nähe 

des historischen Schlachtfeldes von Zama und 

bei der Neugestaltung des Keramikmuseums Sidi 

Kacem-el-Jelizi in Tunis mitzuwirken, sind durch 

die Revolution anfangs des Jahres 2011 erst einmal 

ins Stocken geraten, ebenso Pläne für eine große 

Hannibal-Ausstellung im neuen Kultur- und Aus-

stellungszentrum in Tunis. Gewiss haben die für 

Museen und Ausgrabungsstätten in Tunesien Ver-

antwortlichen derzeit andere Sorgen.

Grundsätzlich ist dabei zu überlegen, dass ein 

Land wie der heutige Staat Tunesien ein kulturel-

les Erbe zu betreuen und zu erhalten hat, das weit 

über die Kräfte eines solchen Landes hinausgeht. 

Neben den erschlossenen römischen Ausgrabungs-

stätten wie Dougga, Thuburbo Majus, Sbeitla oder 

El Djem, die teilweise zum Unesco-Weltkulturerbe 

gehören, gibt es noch Hunderte teilausgegrabener 
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oder gänzlich unerschlossener, nur durch Boden-

relikte kenntlicher römischer Städte, die teilweise, 

zum Beispiel Bodenmosaike, dem Verfall preisge-

geben sind. Dabei ist stark anzuerkennen, dass 

die tunesische Kulturpolitik die antiken Kulturen 

stets als Teil des eigenen ‚patrimoine‘ anerkannt 

und betreut hat. In Deutschland, mit sicherlich 

gleichartig vielen Kulturstätten und mehr Geld 

zum Unterhalt, hat es zur Ausprägung eines ‚Patri-

moniums‘ als unverzichtbaren Kern einer eigenen 

Kultur bis heute gefehlt.

Mit den Museumsabteilungen des Kulturminis-

teriums Algeriens hat das Badische Landesmuseum 

im November 2011 einen Kooperationsvertrag 

abgeschlossen. Ihm gingen bereits Verhandlungen 

voraus, die zur Zusage von circa 20 Leihgaben aus 

algerischen Museen für die Karlsruher Vandalen-

Ausstellung 2009 geführt hatten.

Der neue Vertrag beinhaltet folgende Klauseln:

Le BLM s’engage à:

• �Soutenir, à travers ses experts, les musées algériens 

dans toutes les questions relatives aux musées, dans 

les domaines de la conservation, la restauration et la 

mise en valeur des biens culturels mobiliers, de la didac-

tique et techniques d’exposition, des publications scien-

tifiques, de la pédagogie des musées, des stratégies de 

communication et de marketing.

• �Organiser une formation au profit d’experts algériens 

des musées tels que les conservateurs, les restaurateurs 

et les pédagogues (des musées) en favorisant l’échange 

technique mutuel.

• �Accueillir des experts algériens des musées dans les dif-

férents départements du BLM notamment ceux inhé-

rents aux domaines de la restauration, de la science et 

des relations publiques.

La DCRPC s’engage à:

• �Soutenir les futurs projets d’exposition du BLM, concer-

nant les thématiques liées à la culture et l’histoire algé-

riennes avec des prêts d’objets se trouvant dans les 

musées algériens, à la condition que l’état de conserva-

tion de ces derniers le permette.

• �A ce titre, la DCRPC encourage, dans le cadre des 

travaux préparatifs, la finalisation des recherches 

scientifiques mixtes, avec la participation d’experts du 

BLM et de scientifiques et restaurateurs algériens.

Im Falle beider künftiger Projektideen, der römi-

schen Städtelandschaft in Nordafrika und der Ber-

berkultur, würden künftige Ausstellungen gewiss 

alle heutigen Maghreb-Staaten einzubeziehen 

haben.

„Auf gleicher Augenhöhe“ –  
transkultureller Austausch wechselseitig

Das Engagement des Badischen Landesmuseums 

resultiert aus dem Bewusstsein des gemeinsamen 

Kulturerbes rings um das Mittelmeer, wie es jahr-

hundertelang im römischen Weltreich bestand. 

Schon vorher waren jahrtausendelang die Ein-

flüsse aus dem Osten das wichtigste befruchtende 

Element für die Zivilisation des europäischen Kon-

tinents gewesen. In nachrömischer Zeit haben die 

byzantinische, die islamische und die abendländi-

sche Kultur, zum Beispiel über Venedig, zu einem 

steten, wenn auch nicht immer konstruktiven Bezug 

der Kulturen zueinander geführt. Heute ist deutlich, 

dass Staaten wie Tunesien, allein schon wegen der 

geografischen Lage, aber auch wegen ihrer polykul-

turellen Geschichte, als Drehscheibe des interkul-

turellen Dialogs gelten müssen und damit für Völ-

kerverständigung und Kulturaustausch der Zukunft 

eine Schlüsselstellung besitzen.

Der gewünschte Dialog ‚auf gleicher Augen-

höhe‘ leidet jedoch noch an einem Defizit. Das Pub-

likumsinteresse sieht hierzulande Ausstellungen 

geografisch oder historisch ferner Kulturen, wäh-

rend die Bedürfnisse der Partner, sich umgekehrt 

mit unseren Kulturen zu beschäftigen, sich zumin-

dest in Gestalt von Ausstellungen noch nicht deut-

lich artikuliert haben. Neben der Ausstellungsar-

beit der Goethe-Institute und anderer ausländi-

scher Kulturinstitute in den betreffenden Staaten 

sowie Aktivitäten internationaler zeitgenössischer 

Kunst, die – auf höchstem Weltniveau – im privat 

getragenen Museum ‚Istanbul Modern‘ sowie in 

Tunis (Dar Khaireddine) und Algier (Museum für 

moderne Kunst) stattfinden, war die Ausstellung 
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über die alte chinesische Kultur – einschließlich 

zweier Terrakottasoldaten – im Nationalmuseum 

in Kairo 2009 ein erster und wohl auch zunächst 

einziger Versuch, im internationalen Ausstel-

lungsgeschehen als Veranstalter eine aktive Rolle 

einzunehmen. Nach verschiedenen Auskünften 

war diese Ausstellung kein großer Erfolg. Das aus-

ländische Touristenpublikum, auf das die Aus-

stellung in der Sommerzeit zielte, gelangt vor-

zugsweise in organisierten Bus-Ausflügen von der 

Küste ins Land und folgt dabei einem festgelegten 

Massenprogramm; es ist von der soziologischen 

Zusammensetzung auch nicht unbedingt stark bil-

dungsorientiert und mehr an (den Klischees) der 

einheimischen Kultur einschließlich günstigem 

Basareinkauf interessiert. Es wurden aber Versu-

che gestartet, die Touristenströme zum Beispiel in 

der Medina von Tunis mehr zu entzerren und zu 

zusätzlich attraktiven Besichtigungsstätten abseits 

des üblichen Trampelpfads umzulenken.

Jedenfalls sind meines Wissens auch andere 

Angebote zur Präsentation unserer europäischen 

Kultur in den arabischen Partnerländern bislang 

(noch) nicht umgesetzt worden, wobei wohl weni-

ger das Desinteresse etwa der in urbanen Milieus 

wie Tunis doch breiten, gut ausgebildeten Zivilge-

sellschaft den Hauptgrund darstellt, als vielmehr die 

Kosten, die nun einmal bei jeder Ausstellungsrea

lisierung mit Transport, Versicherung, Konservation, 

Präsentation und Katalog anfallen. ‚Gleiche Augen-

höhe‘ wäre langfristig aber erst erreicht, wenn der 

transkulturelle Austausch wechselseitig geworden ist.

Solange dies nicht durch den realen Ausstel-

lungsaustausch möglich ist, stehen stattdessen die 

kommunikativen, wissenschaftlichen und publi-

zistischen Kooperationen dafür ein.  Die Stiftung 

,Wissensraum Europa – Mittelmeer (WEM) e. V.‘ 

sorgt im Internet und publizistisch für den inter-

kulturellen Wissensaustausch bislang vor allem 

mit den Maghreb-Staaten. Das Badische Landes-

museum hat 2010 den Zuschlag für ein EU-Projekt 

im Rahmen des Programms ‚EUROlog‘ erhalten. 

Dabei geht es um die Interkulturalität in den anti-

ken Kulturen als Vermittlungsebene für heute und 

damit auch um die Aktualität der Antike aus neuer 

Sicht in der Gegenwart. Partner sind das Archäolo-

gische Museum in Alanya/Türkei, die Antikenver-

waltung auf Kreta, die Kapitolinischen Museen in 

Rom und – als kooptierter Teilnehmer – das Bardo-

Museum in Tunis. Nach Arbeitstagungen in Karls-

ruhe und Rom wird im April in Tunis eine ‚summer 

school‘ zu Themen der Interkulturalität stattfin-

den, zu der auch der Nachwuchs der tunesischen 

und algerischen Museen eingeladen werden wird.

Im Badischen Landesmuseum wird, geplant für 

2013, eine Abteilung zu interkulturellen Themen 

mit den Schwerpunkten Islam (arabische Länder, 

Türkei, Iran), aber auch Japan und China realisiert. 

Weder Karlsruhe als Stadt noch ein traditionel-

les ‚Universalmuseum‘ wie das Badische Landes-

museum verfügen aber über das Potenzial großer 

Touristenströme. Dies gilt zumal dann, wenn ein 

Museum keine weltweit bekannten Highlights 

besitzt. 

Viele Museen beziehen daher ihre Arbeit auf 

die Darstellung der eigenen regionalen Kultur, nach 

dem bekannten Sonntagsredenspruch: „Zukunft 

braucht Herkunft“ und seinen Abwandlungen. Die 

Publikumsnachfrage dafür ist begrenzt.

Das mag sich bei zunehmendem Tourismus-

verkehr nichteuropäischer Besuchergruppen in ein 

mögliches ‚Museum Europa‘ mittel- und langfristig 

ändern. Die Beschäftigung mit Fremdkulturen, die 

Xenologie, stellt das attraktivere Publikumsangebot 

dar und beinhaltet die Chance, Mittler fremder Kul-

turen zu sein und Toleranz und kulturelles Verständ-

nis auf neu gebauten Brücken bieten zu können.

Harald Siebenmorgen ist Direktor des Badischen Lan-
desmuseums Karlsruhe und Professor. Sein wissen-
schaftliches Interesse gilt der Kunst der Moderne und 
Fragen einer neuen, interkulturell und kulturverglei-
chend orientierten Museologie. Am Badischen Lan-
desmuseum hat er bedeutende internationale Aus-
stellungen initiiert und veranstaltet, insbesondere 
zur Geschichte des Mittelmeerraums und seiner Aus-
strahlung auf Europa. Dazu zählen Ausstellungen zur 
kretisch-minoischen Kultur, zu Karthago und Hanni-
bal sowie zum Königreich der Vandalen in Nordafrika.
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Alte und neue  
Bildungsgeschichten –  
Maghrebinische Studen-
ten in Frankreich zwischen 
Ungewissheit und neuer 
Herausforderung

von Yamina Bettahar (Nancy)

Studentische Migration nach Frankreich, 
in historischer Perspektive betrachtet

Die Mobilität von Studierenden ist ein altes Phä-

nomen. Seit der Antike stellte die Herausbildung 

von Eliten in befreundeten oder verbündeten Län-

dern eine Herausforderung für die Machthaber der 

Welt dar. Schon immer waren die Gebildeten in 

Bewegung. Mit der Revolution der Transport- und 

Kommunikationssysteme weitet sich diese Mobili-

tät aus. Sie drückt sich auch in neuen Formen des 

Exils, in Studienreisen oder der internationalen 

Zirkulation des Wissens aus.

Ohne zu den Ursprüngen dieser Mobilität zu

rückkehren zu wollen, lässt sich doch sagen, dass 

der Beginn des 20. Jahrhunderts eine enorme 

Zunahme an Ausländern in den höheren Bildungs-

einrichtungen in Westeuropa markiert. Deutsch-

land, Schweiz, Belgien, Frankreich und andere 

Staaten wurden zu den wichtigsten Aufnahmelän-

dern für die Studierenden vor allem aus Mittel- und 

Osteuropa (Russland, Polen, Bulgarien, Rumänien, 

Serbien, und, in geringerem Maß, das spätere Jugo-

slawien und Griechenland).1 

1  Eine detaillierte sozio-historische Untersuchung findet sich 
in: Bettahar, Yamina/Birck, Françoise: Étudiants étrangers en 
France. L’Émergence de nouveaux pôles d’attraction au début du 
XXe siècle. Nancy 2009.

In Frankreich erhöhte sich die Zahl der ausländi-

schen Studierenden, die sich in den 1870er-Jahren 

noch bei einigen Hundert (500) bewegte, im Jahr 

1905 auf mehrere Tausend (2450) und verdoppelte 

sich am Vorabend des Ersten Weltkriegs.

Die meisten von ihnen zog es nach Paris, das 

großes Ansehen in der Welt genoss. Vor der Grün-

dung der ‚Ecoles techniques supérieurs‘ (Techni-

sche Hochschulen) in den Provinzen Frankreichs 

waren während des ganzen 19. und 20. Jahrhun-

derts die großen Pariser Universitäten und Schu-

len dazu bestimmt, die Eliten in den Bereichen 

Militär, Technik und Verwaltung auszubilden. 

Zu ihnen gehörten die ‚École polytechnique‘, die 

‚École des mines‘, ‚Ponts et Chaussées‘, etc. Sie 

zogen ausländische Studierende an, die auf der 

Suche nach einer spezialisierten Ausbildung auf 

hohem Niveau waren. Der Großteil von ihnen kam 

aus Mitteleuropa. Die Aufnahmepolitik war meist 

an die außenpolitischen Interessen Frankreichs 

gekoppelt, wie es das Beispiel junger Rumänen, die 

in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in den 

französischen Militärschulen mit dem Ziel ausge-

bildet wurden, den Einfluss Frankreichs auf dem 

Balkan zu stärken. Erst später erfolgte eine Neu-

verteilung der ausländischen Studierenden auf die 

weniger renommierten Studienzentren wie Nancy, 

Grenoble oder Toulouse.

Für die spontan stattfindenden Migrationsbe-

wegungen von Studierenden vor allem aus Osteu-

ropa gibt es verschiedene Gründe. In einer ersten 

Phase wandten sie sich vor allem nach Deutsch-

land, das über ein bedeutsames Netz von Tech-

nischen Hochschulen und Spezialausbildungen 

verfügte, die es in den Heimatländern nicht gab. 

Manchmal galt das auch für junge Franzosen, die 

in der Industrie Karriere machen wollten, aber 

nach der Niederlage Frankreichs im Deutsch-Fran-

zösischen Krieg 1870/71 ließ die Orientierung am 

deutschen Bildungssystem in Frankreich nach. 

Außerdem war die Mobilität dieser Studierenden 

oft der restriktiven Politik einiger Staaten geschul-

det, die den Zugang zu ihren eigenen Hochschulen 
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nach politischen oder ethnisch-religiösen Krite-

rien beschränkten. Die Aufnahme dieser Studie-

renden fiel mit Frankreichs Interesse zusammen, 

Führungskräfte ‚à la française‘ auszubilden, um 

die eigene Strahlkraft zu verstärken und die künf-

tigen ausländischen Diplomanden als Botschafter 

Frankreichs einzusetzen, damit sie die beruflichen 

Fertigkeiten, die Werte und Ideen, die sie während 

ihrer Ausbildung erwarben, verbreiteten.

Ende des 19. Jahrhunderts setzten sich einige 

naturwissenschaftliche Fakultäten der Provinz 

unter dem Deckmantel lokalpatriotischer Motive 

für die Gründung von Instituten für angewandte 

Wissenschaften ein, die diesen Fakultäten bei-

geordnet sein sollten. Im nachhinein lässt sich 

sagen, dass sich diese Institute, die sich am Anfang 

nur an das örtliche industrielle Umfeld richteten, 

deshalb so schnell entwickelten, weil sie ausländi-

sche Studierende ansprachen, von denen erwartet 

wurde, dass sie am Ende ihrer Ausbildung in ihre 

Ursprungsländer zurückkehrten.

Die meisten Ursachen für den Exodus im Bil-

dungswesen hängen mit einer restriktiven, an 

politischen und ethno-religiösen Kriterien orien-

tierten Politik des Staats in den Herkunftsländern 

zusammen. Dies traf auf die Mehrheit der Studie-

renden aus dem Russischen Reich zu, und die Situa-

tion spitzte sich nach dem Scheitern der russischen 

Revolution im Jahr 1905 noch zu.

So kam es vor, dass vor 1914 die Zahl der aus-

ländischen Studierenden in den technischen Stu-

diengängen einiger Fakultäten der Provinz höher 

war als die der Franzosen. Der Erfolg der neuen 

Ausbildungsgänge in Frankreich ist zweifellos 

auch mit der Polemik verbunden, die zu Beginn des 

20. Jahrhunderts in Deutschland aufkam und sich 

gegen die als exzessiv betrachtete Präsenz auslän-

discher Studierender in einigen Ausbildungszwei-

gen richtete.2

2  Weil, Claudie: Les étudiants russes en Allemagne 1900–1914. 
Quand la Russie frappait aux portes de l’Europe. Paris 1996.

Nachdem das alte Russische Reich in Folge der Re

volution von 1917 zusammen gebrochen war, muss-

ten die Grenzen der alten Staaten neu bestimmt 

werden: Einige Grenzen, die von der Karte ver-

schwunden waren, wurden wieder gezogen (Polen 

und Tschechoslowakei), andere Länder wurden 

neu geschaffen (Finnland, Estland, Lettland und 

Litauen). Daraus folgte eine Neuordnung der Mig-

rantenströme unter nationalen, nicht aber unter 

quantitativen Gesichtspunkten.

Auch zwischen den beiden Weltkriegen blieb 

die Zahl der ausländischen Studierenden im höhe-

ren Bildungswesen hoch. Frankreich, das – anders 

als andere Länder – die Einführung eines Nume-

rus Clausus in der gesamten Periode ablehnte, war 

in dieser Zeit erstes Ziel. Während aber vor 1914 

rund die Hälfte der Ausländer aus Russen bestand, 

kamen die Studierenden jetzt vor allem aus Osteu-

ropa und vom Balkan; besonders zahlreich vertre-

ten waren Studierende aus den ehemals alliierten 

Ländern, deren Staatsangehörige (vor allem Rumä-

nen und Polen) Stipendien des französischen Staa-

tes bekommen konnten. 

Die Mobilität von Studierenden aus  
dem Maghreb

Diese Aufnahmepolitik scheint den Blick auf ein 

Phänomen verstellt zu haben, das erst unmittelbar 

nach dem Zweiten Weltkrieg zur Kenntnis genom-

men wurde. Auch wenn die Rubrik ‚kolonialer Stu-

dierender‘ seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts in 

den statistischen Akten des Staats auftaucht, wur-

den in der gesamten Untersuchungsperiode bis in 

die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg hinein, was 

auch immer die weiteren Umstände waren, doch 

nur die Migrantenbewegungen von Studierenden 

aus Mittel- und Osteuropa erfasst. Die Zahl der Stu-

dierenden aus den verschiedenen Regionen des 

Kolonialreichs und besonders aus dem Maghreb 

war verschwindend gering.3 Als die meisten euro-

3  Nach Waxin befanden sich zu Beginn des Zweiten Weltkriegs 
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päischen Führungskräfte die Länder des Maghreb 

seit Beginn der Unabhängigkeit verlassen hatten, 

mussten diese Länder den Fortbestand ihrer Wirt-

schaft selbst sicherstellen. Daher förderten die 

Regierungen intensiv die flächendeckende Schul-

bildung und die Berufsausbildung. Erst als die 

maghrebinischen Studierenden von der Bildungs-

politik im Ausland erfasst und in die Kulturabkom-

men aufgenommen wurden, wurde die Mobilität 

der Studierenden, die vornehmlich nach Frank-

reich gelenkt wurde, regelmäßiger.

Die besonderen Beziehungen, die die Länder 

des Maghreb an Frankreich binden, sind historisch 

gut erschlossen und bekannt. Im Rahmen der Ent-

kolonialisierung und der Projekte für Modernisie-

rung und Entwicklung, die die Regierungen Nord-

afrikas ins Leben gerufen haben, übernahm Frank-

reich die Ausbildung der maghrebinischen Eliten 

in den Bereichen Wissenschaft und Technik. Die 

Ablösung der alten europäischen Eliten der Kolo-

nialepoche fand ihre Entsprechung in einer wach-

senden Zahl maghrebinischer Studenten in den 

französischen Universitäten und Ingenieurschu-

len. Deren Integration wurde erleichtert, wenn die 

Herkunftsländer eine auf Exzellenz abzielende Bil-

dungspolitik nach französischem Muster übernom-

men hatten.

Insgesamt stieg in Frankreich in der zweiten 

Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts die Zahl der 

Studierenden aus den afrikanischen Ländern (Magh-

reb und Subsahara-Afrika) stark an, beschleunigt 

in den Jahren 1970–1980 und in den Jahren 2000–

2010.4 Diese Tendenz setzt sich bis heute fort, und 

in allen politischen Reden ist man darin einig, 

dass Frankreich einen führenden Platz in einem 

‚Europa des Wissens‘ einnehmen muss. Trotz der 

Ausweitung europäischer Austauschprogramme 

1.805 ausländische Studierende an den Naturwissenschaftlichen 
Fakultäten, nur 95 (davon vier Frauen) von diesen waren unter 
der Rubrik ‚koloniale Studierende‘ erfasst. Siehe Waxin, Marie: 
Statut de l’étudiant étranger dans son développement histo-
rique. Thèse pour le doctorat. Université de Paris, Faculté de 
droit, Paris 1939, S. 183.

4  Trotz eines Einbruchs von zehn Prozent im Jahr 2005.

zeigen neuere Analysen der Herkünfte ausländi-

scher Studierender, dass Afrika insgesamt die erste 

Herkunftsregion mit beinahe der Hälfte ausländi-

scher Studierender (47,6 Prozent) darstellt, wäh-

rend Europa weit dahinter auf dem zweiten Platz 

rangiert (25,3 Prozent).5

Das deutliche Übergewicht von Studierenden 

aus Afrika (Maghreb und Subsahara-Afrika) be

zeugt das Weiterbestehen der Bindungen, die im 

Bildungs- und Erziehungsbereich zwischen Frank-

reich und den Ländern der ehemaligen Kolonien 

geknüpft wurden. Über die historischen, politi-

schen, wirtschaftlichen und kulturellen Bindun-

gen hinaus zeigt diese Nähe, dass Afrika immer im 

Zentrum der europäischen Bemühungen stand und 

dass es diesem immer einen besonderen Platz ein-

geräumt hat.6

Frankreich, attraktiv für die maghrebini-
schen Studierenden

Heute steht die Frage nach der Attraktivität der 

Hochschulen und der Mobilität von Studierenden 

im Zentrum des öffentlichen Interesses und gilt 

als Hauptindiz für die Internationalisierung der 

Bildungssysteme in Europa. Wie kann man ange-

sichts gesteigerter weltweiter Konkurrenz auf dem 

Bildungssektor die besten Studierenden für Europa 

gewinnen? Wenn internationale Mobilität eine 

solch große strategische Bedeutung für die kom-

menden Jahre besitzt, was bedeutet das für die 

Mobilität von Süd nach Nord?

5  Siehe „Étudiants étrangers en France. Analyse du ministère 
des Affaires étrangères“ (http://www.diplomatie.gouv.fr). Nach 
Angaben des Ministeriums waren 2004/2005 25.600 ausländi-
sche Studierende in Frankreich eingeschrieben. Frankreich belegt 
damit den vierten Platz der Länder, die ausländische Studierende 
aufnehmen (nach den USA, Australien und Großbritannien).

6  Zum Vertrag von Rom 1957 gehört auch ein Europäischer 
Entwicklungsfonds (EEF), der technische und finanzielle Unter-
stützung für die Länder Afrikas beim Ausbau ihrer politischen 
Unabhängigkeit nach Ende der Kolonialzeit bereitstellt.
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Die Zahl der mobilen Studierenden maghrebini-

scher Herkunft ist zwischen den Jahren 2000 und 

2008 um 39 Prozent gestiegen. Genauer gesagt 

waren im Jahr 2008 insgesamt 84.664 Studierende 

aus dem Maghreb weltweit unterwegs.7 67 Prozent 

von ihnen befanden sich in Frankreich. Deutsch-

land, an zweiter Stelle, nahm acht Prozent dieser 

Studierenden auf, gefolgt von Kanada, Spanien und 

Großbritannien. Die Verteilung der Nationalitäten 

zeigt, dass Frankreich erstes Zielland für algeri-

sche Studierende ist (von denen es 86 Prozent auf-

nimmt), sowie für marokkanische (65 Prozent) und 

tunesische (60 Prozent) Studierende. Die meisten 

libyschen Studierenden gehen nach Großbritan-

nien, Asien oder in die USA.

Auswirkungen auf die Universitäten im 
Maghreb

Die europäischen Institutionen haben mit dem Bar-

celona-Prozess große Anstrengungen für die Län-

der am Südufer des Mittelmeers unternommen. Im 

Jahr 1995 mündeten sie in die Euro-mediterrane 

Partnerschaft, die auf den Säulen Politik (Grün-

dung eines Raumes der Stabilität und des Friedens 

unter Wahrung der Menschenrechte), Kultur (För-

derung des Dialogs und des wechselseitigen Ver-

ständnisses) und Wirtschaft (Förderung der Wirt-

schafts- und Finanzbeziehungen zwischen Europa 

und seinen Nachbarn im Mittelmeerraum) errich-

tet ist. In den Jahren nach 2000 orientierten sich 

die Universitäten des Maghreb in ihren Reform-

programmen an den Grundprinzipien des Bologna-

Prozesses, der Lissabon-Strategie sowie der daraus 

erfolgenden europäischen Annäherung. In Anleh-

nung an das europäische Reform-Modell haben die 

Universitäten in Marokko, Algerien und Tunesien 

Schritte zur Qualitätssicherung unternommen. Sie 

haben das System des LMD (‚Licence – Maîtrise – 

Doctorat‘) sowie den Grundsatz einer Autonomie 

von Finanzen und Verwaltung übernommen und 

sie haben Verfahren der Evaluation, das Einwerben 

7  Quelle: Unesco

von Drittmitteln sowie das Prinzip der guten Regie-

rungsführung eingeführt. Auch wurden die Aus-

tauschprogramme mit den europäischen Partnern 

intensiviert. Die Universitäten des Maghreb haben 

auch die Partnerschaft mit staatlichen und priva-

ten Unternehmen gefördert und die zunehmende 

Mobilität ihrer Studierenden nach Europa begüns-

tigt. Anerkennenswerte Anstrengungen wurden 

auch dahingehend unternommen, die Beziehun-

gen zwischen den Universitäten des Maghreb bezie-

hungsweise des subsaharischen Afrika mit Europa 

zu intensivieren.

Allgemein lässt sich sagen, dass die studen-

tische Mobilität von Süd nach Nord in den ange-

wandten wie auch in den Grundlagenwissenschaf-

ten eine kritische Masse hervorgebracht hat, und 

zwar in den Fächern, die für die Länder des Südens 

von besonderer Bedeutung sind (zwölf Prozent aller 

Doktorate in Frankreich sind, wie einige Quellen 

betonen, an Studenten aus dem Maghreb und ande-

ren afrikanischen Ländern gegangen). Die univer-

sitäre und wissenschaftliche Zusammenarbeit 

zwischen beiden Ufern des Mittelmeers ist wegen 

dem, was erreicht worden ist, und den Traditio-

nen, die seit der Unabhängigkeit in den 60er-Jah-

ren bestehen, fest konsolidiert. Dank der Weiter-

entwicklung der lokalen Hochschulausbildung in 

den vergangenen Jahrzehnten geht die Zahl der 

Studierenden aus Entwicklungsländern, die im 

Ausland studieren, allerdings leicht zurück. Dies 

trifft jedoch nicht auf das subsaharische Afrika 

zu, wo der Prozentsatz von Studierenden, die das 

Herkunftsland verlassen, ausgesprochen hoch und 

sogar in den letzten Jahren noch gestiegen ist. Die 

Krise von Hochschulausbildung, Forschung und 

Wissenschaft im subsaharischen Afrika bringt die 

Studierenden, die eine weiterführende Ausbildung 

wünschen, dazu, sich nach Europa zu orientieren, 

wobei Frankreich hier nach wie vor den ersten 

Platz belegt. 

Die europäischen Förderprogramme haben 

diese Mobilität angeregt und unterstützt. So hat  

etwa das 1987 ins Leben gerufene Erasmus-Pro- 
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gramm den innereuropäischen Studierendenaus-

tausch gefördert, indem es die Anerkennung von 

Diplomen und ‚European Credit Points‘ usw., voran-

getrieben hat. Studierende aus dem Maghreb, die ihr 

Studium in Europa absolvierten, konnten in unter-

schiedlichem Maße von dieser Mobilität profitieren.

Gleiches gilt für das Tempus-Programm, das 

1990 mit dem Ziel eingeführt worden war, die Län-

der Mittel- und Osteuropas bei ihren Übergangs-

prozessen hin zur Marktwirtschaft zu begleiten, 

und das nach und nach auf die neuen unabhängi-

gen Staaten sowie auf den Süden des Mittelmeers 

ausgeweitet wurde. So trägt das Tempus-Programm 

bereits seit über 20 Jahren zur Modernisierung der 

Hochschulausbildung in den Nachbarländern der 

EU bei.

Der Wind dreht sich:  
neue Formen der Migration

Die Untersuchungen der letzten Jahre über den so 

genannten ‚Brain drain‘ zeigen die Kehrseite der 

Medaille und die Verluste, die die Herkunftsländer 

erleiden müssen, wenn ihre jungen Hochschulab-

gänger sich auf Dauer in den Aufnahmeländern 

niederlassen. Ohne die Problematik für die Her-

kunftsländer zu schmälern, so wird das Phänomen 

mittlerweile doch auch differenzierter betrachtet. 

Man muss eingestehen, dass die Verschlechterung 

der Zugangsbedingungen zum lokalen Arbeitsmarkt 

für die jungen Hochschulabsolventen bereits seit 

mehreren Jahrzehnten ein starkes Motiv für die 

Auswanderung in die Länder des Nordens darstellt. 

In den 90er-Jahren beispielsweise hat sich der ‚Brain 

drain‘ in Algerien als Folge der politischen und sozi-

alen Entwicklungen noch einmal gesteigert. 

Am Beginn des 21. Jahrhunderts nun erscheint 

der Maghreb nicht mehr wie ein klar umzirkelter, 

auf sich selbst bezogener Raum. Mit seinem Ein-

tritt in die Globalisierung ist er wieder ein Durch-

gangsort geworden, ein Ort des Austauschs zwi-

schen dem südlichen und dem nördlichen Ufer 

des Mittelmeers, wie dies bereits der französische 

Historiker Fernand Braudel und der arabische 

Geschichtstheoretiker Ibn Khaldûn beschrieben 

haben. Das Paradigma der Sesshaftigkeit ist dem 

Paradigma der (Irr-)Fahrt, des Umherstreifens, 

um nicht zu sagen: des Exils, gewichen. Heute, im 

neuen Kontext der Globalisierung, sind die Migra-

tionsströme weltweit immens angewachsen. Die 

persönlichen Werdegänge, die Ziele und die Motive 

der qualifizierten Migranten haben sich ausdiffe-

renziert. Die Neuformulierung der Frage nach 

dem ‚Brain drain‘ muss mehrere Aspekte berück-

sichtigen. Ohne auf die Gründe näher einzugehen, 

lässt sich beobachten, dass seit den 90er-Jahren ein 

enormer Strom von Migranten aus den Ländern des 

Maghreb (und besonders aus Algerien) nach Europa 

und sehr viel schwächer nach Nordamerika und 

die übrige Welt geflossen ist.8 Es handelt sich um 

Studierende, die ihre Kenntnisse perfektionieren 

und die sich in spezifischen Wissenschaftsberei-

chen spezialisieren wollen. Die meisten von ihnen 

lassen sich anschließend dauerhaft in Frankreich 

nieder und bilden damit die so genannte Gruppe 

der ‚hochqualifizierten Migranten‘, oder der ‚Mig-

ranten mit hohem Potenzial‘. Für sie sind die 

Arbeitsbedingungen in ihrem Beruf genauso zen-

tral wie finanzielle und materielle Vorteile. Trotz 

der Auswanderung einiger Hochschulabgänger 

nach Nordamerika (Kanada und die USA) wählen 

die meisten Frankreich, das Land, das seit den 

60er-Jahren eine Vielzahl von zwischenstaatlichen 

Vereinbarungen sowie bilaterale und multilaterale 

Abkommen mit den afrikanischen Ländern getrof-

fen hat. Diese günstigen Bedingungen werden von 

der gemeinsamen Geschichte, dem Französischen 

als gemeinsamer Sprache sowie einer verhältnis-

mäßig guten Kenntnis der Kultur des Aufnahme-

lands gestützt. 

Der Fortzug ist das Resultat der politischen Kri-

sen, der schwierigeren Lebensbedingungen und 

der Verarmung des Mittelstands, des drastischen 

8  Siehe Bettahar, Yamina: Les migrations scientifiques algéri-
ennes vers la France. In: Hommes et Migrations, Nr. 1221, Septem-
ber/Oktober 1999, S. 32–39.
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Abfalls der Kaufkraft und des Anstiegs der Arbeits-

losigkeit, die die Praktik des ‚trabendo‘ 9 mit sich 

bringt, der Schattenwirtschaft sowie des Waren-

schmuggels durch die jungen ‚trabendistes‘. 

In den vergangenen Jahrzehnten kam ein neuer 

Migranten-Typus auf. Neben den bereits genannten 

‚trabendistes‘ bildeten sich die so genannten ‚harra-

gas‘ 10 heraus. Es handelt sich dabei um die jungen 

illegalen Einwanderer aus dem Maghreb, die das 

Meer auf Booten überqueren, um die europäischen 

Küsten zu erreichen, und die um jeden Preis und 

auf eigene Kosten fortgehen und Land und Lebens-

umstände verlassen wollen. Sie sind auf der Suche 

nach einer besseren sozialen und beruflichen Situ-

ation oder wollen einfach nur reisen, wie es jener 

zwanzigjährige Algerier bezeugt:

Das, was die jungen Algerier am meisten frustriert, 

ist, sich nicht bewegen zu können, nicht in aller Freiheit 

reisen und die Welt sehen zu können. Je mehr sich die 

materielle Situation in Algerien gebessert hat, haben die 

Jungen den Eindruck zu ersticken und ihre Jugend hier 

nicht voll ausleben zu können.

Die Wogen der Demokratisierung, die die ara-

bische Welt nach Jahren der Erstarrung im Jahr 

2011 erfasst haben, haben sicher neuen Schwung 

in die Länder gebracht. Sie drücken den Willen der 

freiheitsdurstigen Völker aus, ihr Schicksal selbst 

in die Hand zu nehmen. Dieser legitime Wunsch 

wird dadurch noch gesteigert, dass es sich um 

junge Menschen handelt. 

9  Der Begriff ‚trabendo‘ ist in Algerien aufgekommen und geht 
auf das spanische ‚contrabando‘, „unerlaubter Handel“, zurück und 
bezeichnet illegale Geschäftspraktiken. Diejenigen, die ‚trabendo‘ 
betreiben, werden ‚trabendistes‘ genannt.

10  Der Begriff ‚harragas‘ kommt aus dem mundartlichen Arabi-
schen Algeriens. Wörtlich bedeutet er ‚diejenigen, die brennen‘, 
oder auch ‚diejenigen, die ausziehen, sich auf den Weg machen‘. 
Er bezeichnet heute auch die illegalen Migranten, die heimlich 
und ohne Ausweispapiere die Grenzen überschreiten. Der algeri-
sche Filmemacher Merzak Allouache hat ihnen seinen Film ‚Har-
ragas‘ gewidmet, der die Odyssee einer Gruppe Jugendlicher 
nachzeichnet, die davon träumt, die spanische Küste als Tor zum 
Eldorado Europa zu erreichen.

Doch kann die Globalisierung auch Ort der Ab

schottung und Einkapselung für die Millionen von 

Menschen bedeuten, die bessere wirtschaftliche 

und soziale Verhältnisse suchen als sie in ihren 

Ländern gegeben sind. Zeugnis davon legen die 

bereits genannten ‚harragas‘ ab, die jungen Tune-

sier, die in Lampedusa landen und die von einem 

besseren Leben in Europa träumen.

Heute dreht sich der Wind, man spricht von 

neuen Formen der Migration, von einem Zirkulie-

ren der Migranten als einer Lebensform, die von 

verschiedenen sozialen Schichten angestrebt wird. 

Diejenigen, denen es die finanziellen und materi-

ellen Mittel erlauben, schaffen sich ein Leben zwi-

schen dem Hier und dem Dort und errichten Brü-

cken zwischen den beiden Ufern des Mittelmeers. 

Die Migranten, seien es nun Studenten oder Berufs-

tätige, entwickeln neue Strategien. Weil sie immer 

in Bewegung bleiben, schrecken sie nicht davor 

zurück, im Bedarfsfall in ihr Land zurückzukeh-

ren, etwa aus Gründen der höheren Arbeitslosig-

keit in Europa oder wegen des wachsenden Popu-

lismus. Oder aber sie nehmen neue berufliche 

Angebote irgendwo auf der Welt wahr, die ihnen 

günstiger, attraktiver oder dynamischer erschei-

nen, um ihre Kenntnisse und Fähigkeiten, sei es in 

der Wissenschaft, sei es in einfachen Berufen, wei-

ter zu entwickeln. Diejenigen, die eigentlich nach 

Europa wollten, sind mittlerweile oft schon von 

den Aufenthaltsbedingungen entmutigt, wenn, 

wie in Frankreich, eine Politik der ‚auswählenden 

Einwanderung‘ (‚immigration choisie‘), mit der das 

Aufnahmeland nur qualifizierten Einwanderern 

Zutritt gewähren möchte, propagiert wird.
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Studentische Mobilität: Neue Herausfor-
derungen durch Globalisierung in Kultur 
und Wissenschaft

Kann man trotz aller wirtschaftlich und politisch 

bedingten Hindernisse in der Gobalisierung eine 

wechselseitige Annäherung von Kulturen auch 

unterschiedlicher Wertorientierung sehen und den 

engen Kontakt zwischen Europa und dem Magh-

reb als Beginn einer neuen Ära betrachten? Die 

Annäherung ist in jedem Fall gesucht, gewünscht, 

begrüßt von den Völkern und Bürgern auf beiden 

Seiten des Mittelmeers. Für die Marokkaner, Alge-

rier und Tunesier ist das nördliche Ufer des Mit-

telmeers ganz nah. Ihre Eltern waren dort ansäs-

sig, haben während der wirtschaftlich bedingten 

Immigration der Jahre des Wiederaufbaus nach 

dem Zweiten Weltkrieg dort gelebt oder waren 

sogar bereits vorher dort. Die Auswanderung der 

Bewohner des Maghreb nach Europa ist eine unab-

änderliche Realität und besitzt Tradition. Europa 

ist für die Länder im Süden des Mittelmeers ein 

Einwanderungsland.

Wenn es um die Schaffung eines euro-
mediterranen Wissensraums geht, sind 
kulturelle Unterschiede ein Reichtum

Seit ungefähr zwanzig Jahren hat sich die Migra-

tion im Wissenschaftsbereich von Grund auf ver-

ändert. Nunmehr sind die jungen Hochschulab-

gänger, die im euro-maghrebinischen Raum aus-

gebildet wurden, gewissermaßen ‚Mischlinge‘ 11, 

die an verschiedenen Kulturen partizipieren. Sie 

tragen gleichzeitig das kulturelle Erbe und den 

Habitus ihrer Geburtsländer wie des Landes und 

der Gesellschaft, in der sie ausgebildet wurden, in 

sich. Diese jungen Absolventen bilden so etwas wie 

Schnittpunkte beim Übergang zwischen Kulturen. 

11  Zugrunde liegt das französische Konzept der ‚métissage‘, 
das auf kulturelle und nicht – wie der deutsche Begriff des 
‚Mischlings‘ suggerieren könnte – auf ethnische Vermischung 
abhebt (A.d.Ü.).

Sie sind reisende Nomaden, die sich in jedem der 

Länder, in dem sie sich niederlassen, wohl fühlen. 

Als Kosmopoliten sehen sie sich selbst nicht mehr 

als vollkommen Fremde in einem Land, dessen 

Sprache sie sprechen und an dessen Kultur sie teil-

haben. In den Universitäten und ‚Grandes Ecoles‘ 

Frankreichs ausgebildet und mit wissenschaft-

licher und technischer Kompetenz ausgestattet, 

tragen sie auf ihre Art und Weise zur Erneue-

rung der Ideen und Werte bei, die bislang als aus-

schließliches Eigentum des Mutterlands Frank-

reich betrachtet worden waren. Ihre kulturelle 

Vielfalt, zusammen mit der Vielzahl ihrer Berufe, 

trägt dazu bei, dass in den verschiedenen Organisa-

tionen, in denen sie tätig sind, innovative Prozesse 

angeregt und umgesetzt werden, 

Die Spannungen, die mit der Errichtung eines 

heterogenen kulturellen Raumes einhergehen, 

müssen überwunden werden. Jenseits ihres drei-

fachen christlichen, römischen und griechischen 

Erbes finden sich die westlichen Gesellschaften 

heute in multikulturellen, pluriethnischen Kon-

stellationen wieder, auch wenn die Entdeckung 

dieser Vielfalt oft Populismus und ungastlicher 

Aufnahmepraxis den Weg geebnet hat. Millionen 

von Bürgern Europas sind muslimischen Glaubens. 

Sind sie deshalb aber auch in den Prozess der euro-

päischen Integration einbezogen? In jedem Fall 

bleibt das Thema der kulturellen Unterschiede in 

den Versuchen der Annäherung zwischen Europa 

und dem Mittelmeerraum, wie die Maghrebländer 

und die Türkei zeigen, ein Problem. 

Dennoch werden die meisten von denen, die 

weiterhin die Grenzen überschreiten und ihre 

Vielfalt als Reichtum begreifen, zu Vermittlern, 

Übersetzern und Verteidigern des interkulturel-

len Dialogs. Mehrere kulturelle Traditionen sind 

bei ihrer Sozialisation wirksam gewesen. Daher 

verfügen sie über Ressourcen, die ihnen eine wich-

tige Rolle bei der Neudefinition der Beziehungen 

zwischen Europa und dem Maghreb sowie des Mit-

telmeerraums insgesamt zuweisen. Sie verbreiten 

die Hoffnung, dass dieser euromediterrane Raum 
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des Dialogs zwischen den Kulturen nicht nur ein 

Trugbild sein möge, sondern konkrete Wirklich-

keit, von der man bereits jetzt profitiert.

Durch die Revolution des internationalen 

Transportwesens, die niedrigen Transportkosten 

und die Sozialen Netzwerke werden die akademi-

sche, wissenschaftliche und überhaupt intellektu-

elle Mobilität begünstigt. Die genannten Ressour-

cen werden Instrumente im Dienst der freien Zir-

kulation von Ideen und Wissensbeständen, die sich 

jetzt beschleunigt vollzieht. Der euro-mediterrane 

Wissensraum ist Teil der großen Wandlungspro-

zesse und wirkt an der weiteren Entwicklung des 

gesamten Raums mit.

Perspektiven

Im Sinne meines Beitrags und der darin aufgezeig-

ten Aspekte ist es möglich, einige Linien weiterer 

Reflexion ins Auge zu fassen. Diese Überlegungen 

müssen aber in der Zukunft präzisiert und vertieft 

werden.

Weil studentische Migration zum globalen Phä-

nomen geworden ist, darf die Mobilität maghrebi-

nischer Studierender nicht mehr nur im Rahmen 

einer diskriminierenden Aufnahmepolitik disku-

tiert werden, die ihre Argumente um das Leitmo-

tiv ‚Steigerung der Attraktivität und der interna-

tionalen Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen 

Europas‘ gruppiert. In Frankreich gab es jüngst 

im Zusammenhang mit der ‚immigration profess

ionelle‘, das heißt, der gesteuerten Einwanderung 

qualifizierter Arbeitskräfte, sowie der Politik der 

‚auswählenden Einwanderung‘ Bestrebungen, den 

Zugang für ausländische Hochschulabsolventen 

zum französischen Arbeitsmarkt zu reglementie-

ren. Obwohl die Zivilgesellschaft, die Universitä-

ten, die Unternehmen und die Bürger sofort aktiv 

wurden und den Vorschlag abwenden konnten, ist 

er dennoch symptomatisch für die Animositäten 

der politischen Akteure zu einem Zeitpunkt, in 

dem die Mobilität immens zunimmt.

Die im Jahr 2008 im Rahmen der französischen 

EU-Präsidentschaft auf Frankreichs Initiative hin 

gegründete Union für das Mittelmeer (UpM) war 

dazu bestimmt, frischen Wind in den Barcelona-

Prozess und die Partnerschaft zwischen Europa 

und den Mittelmeeranrainern zu bringen. Über 

die Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Kon-

zepts wurde bereits vieles gesagt. Heute stellt die 

euro-mediterrane Partnerschaft ein unvollendetes 

Projekt dar. Angesichts zahlreicher Hindernisse 

(mangelnde Kooperation zwischen den Akteuren, 

politische Diskrepanzen, schwache Personalres-

sourcen, schlechte finanzielle Ausstattung...) wird 

es zwingend notwendig, sich gemeinsam mit der 

euro-mediterranen Annäherung auseinanderzu-

setzen. Dazu müssen die Akteure mobilisiert und 

konkrete, gezielte Projekte, die Hoffnung verbrei-

ten, ins Leben gerufen werden. Der Wiederaufbau 

und die Neubelebung von Partnerschaften mit 

gegenseitigem Nutzen wären dabei sehr hilfreich. 

Auf die wichtige Rolle, die insbesondere Mobilität 

und Migration im euro-mediterranen Raum spie-

len, braucht nicht mehr eigens verwiesen zu wer-

den. Sichtbare Maßnahmen, die vor allen Dingen 

die Initiativen der – französischen, aber auch euro-

päischen12 und internationalen13 – Zivilgesellschaft 

stärken und unterstützen, können dazu beitragen, 

Vertrauen zu schaffen und das soziale Band zwi-

schen den Beteiligten zu stärken.

Das Phänomen der Migration junger Menschen 

wird einerseits immer alltäglicher, andererseits 

weckt es Sorgen und Ängste. Angesichts dieser  

Sorgen müssen die politischen Kräfte Bedingun-

gen für die ungehinderte Mobilität der jungen 

Menschen aus dem Maghreb schaffen, die sich mit  

12  Siehe in diesem Zusammenhang die Gründung der Stiftung 
Wissensraum Europa – Mittelmeer (WEM) im Oktober 2010 in 
Rabat. Diese Stiftung hat ihren Sitz in Deutschland.

13  Siehe die Initiative, die aus dem 2006 begonnenen Dialog in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen hervorgegan-
gen und 2009 in das ‚Forum über globale Migration und Entwick-
lung‘ eingegangen ist (http://www.un.org/depts/german/
gv-62/band3/ar62270.pdf). Diese Initiative wirbt bezüglich der 
Migration für ein neues globales Regime und streicht dabei ins-
besondere die Rolle der Akteure des Migrationsphänomens her-
aus (Ursprungsland, Migranten, Aufnahmeland).
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den europäischen Kulturen, dem Habitus, den  

Sprachen und der Ideenwelt der europäischen  

Länder auseinander setzen wollen. Die Süd-Nord-

Bewegung sollte Anlass sein, auch eine Nord-Süd-

Bewegung zu stimulieren, um das Interesse junger 

Europäer an der Kultur des Maghreb anzuregen. 

Dazu braucht es eine gemeinsame Gangart, die 

uns zu einem neuen Leben führt, zu einem Raum, 

der uns teuer ist, den unsere Vorfahren errichtet 

haben und der den interkulturellen Dialog und 

das Teilen des Wissens ins Zentrum stellt, in Res-

pekt vor dem Anderen. Richten wir es so ein, dass 

gerade die kulturelle Diversität, die uns aneinan-

der bindet, der Nährboden für diesen gemeinsa-

men Raum wird.

Demokratisch und interkulturell: Der 
Euro-mediterrane Raum

Ist Europa bereit, einen neuen Pakt mit den Län-

dern des Maghreb zu besiegeln? Wie die Transfor-

mationen im Bereich der Mittelmeerpolitik künf-

tig auch immer aussehen mögen: Ein Schlüssel für 

das Gelingen liegt darin, die menschliche, die kul-

turelle Dimension und den Dialog der Kulturen zu 

berücksichtigen. Uns bleibt, die Hoffnung auszu-

drücken, dass der Mittelmeerraum wieder jener 

riesige Raum des kulturellen und politischen Aus-

tauschs werden möge, in dem Grenzen keine Hin-

dernisse mehr sind.

Aus dem Französischen von Mirjam Schneider

Yamina Bettahar, geboren in Algerien,  ist Professo-
rin für Geschichte sowie Soziologie der Wissenschaf-
ten und der Innovation an der Université de Lorraine, 
Nancy. Sie lehrt und forscht zu Themen wie Wissens-
zirkulation im euro-maghrebinischen Raum, Mobili-
tät von Studierenden und Akademikern, Sozio-histo-
rische Analysen der Bildungs- und Wissenschaftsins-
titutionen im Maghreb sowie der Bildung von Eliten 
aus dieser Region.
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Die arabische Welt, Europa 
und das Mittelmeer am 
Scheideweg – Zur neuen 
geopolitischen Lage nach 
dem ‚Arabischen Frühling‘

von Mohieddine Hadhri (Doha)

Seit den Revolutionen, die im Januar 2011 Tune-

sien, Ägypten, Libyen, den Jemen und jetzt auch 

Syrien erfasst haben, ist die arabische Welt in 

Unruhe. Auch anderswo, etwa in Bahrain, Jorda-

nien und Saudi-Arabien gibt es Protestbewegun-

gen gegen die autoritäre Herrschaft der Führen-

den. Zum ersten Mal seit fünfzig Jahren sind die 

arabischen Völker, bis dahin Opfer von Brutalität 

und Demütigung, aufgestanden, um Korruption 

und Despotismus einzudämmen und um die damit 

verbundene Verzweiflung zu bekämpfen.

Das Ziel des vorliegenden Beitrags ist es,

• �das Aufkommen der demokratischen Revolu-

tionen in der arabischen Welt zu erläutern und 

einige Analysen und Reflexionen in die Betrach-

tung einzubringen,

• �den laufenden Prozess zu untersuchen und zu 

fragen, welchen Herausforderungen diese Revo-

lutionen ausgesetzt sind und welche Zukunft sie 

haben.

Es geht dabei darum, den Akzent auf die strategi-

sche Dimension der Revolutionen zu setzen und 

sie geschichtlich einzuordnen. Es soll versucht 

werden, die Thematik auf der lokalen, der regiona-

len und der internationalen Ebene besser zu verste-

hen. Es geht aber auch darum, die Evolutionen, die 

Transformationen, ja auch die Brüche zu analysie-

ren, die sie mit Blick auf die geopolitischen Heraus-

forderungen mit sich bringen: in Europa und im 

Mittelmeerraum, in der arabischen Welt, ja sogar, 

wenn man einen globalen Maßstab anlegt.

Die arabischen Revolutionen schaffen 
eine neue geopolitische Situation

Die schicksalhaften Tage, die in Tunesien im 

Januar 2011 zum Sturz des Präsidenten Zine el-Abe-

dine Ben Ali geführt haben, markieren eine neue 

Etappe in der Unterteilung der politischen Karten 

im Mittelmeerraum und darüber hinaus in der 

gesamten arabischen Welt. Es besteht kein Zweifel 

daran, dass das, was man konventionell den ‚Arabi-

schen Frühling‘ nennt, ein welthistorisches ‚Ereig-

nis‘ darstellt, um einen Ausdruck des deutschen 

Philosophen Martin Heidegger aufzugreifen. Es 

handelt sich um ein Ereignis, dessen strategische 

Folgen die Grenzen der arabischen Großregion weit 

überschreiten.1

Kurz, die Tunesier haben eine Bresche geschla-

gen und haben damit einen Prozess, eine revoluti-

onäre Dynamik ausgelöst, deren Echo sich in Form 

konzentrischer Kreise auch jenseits der arabischen 

Welt ausbreitet. Aus dieser neuen Lage kann man 

schon jetzt zwei Lehren ableiten:

Der sich im Gang befindliche Umsturz erinnert 

uns zum einen daran – auch die, die daran gezwei-

felt haben –, dass die Geschichte voranschreitet 

und dass es weder für eine Region noch für eine 

Nation einen kulturspezifischen Determinismus 

gibt. Die arbeitslosen Jugendlichen von Casablanca, 

die urbanisierten Mittelklassen von Kairo oder die 

jemenitischen Bauern erheben dieselben Forderun-

gen nach Arbeit und Würde wie die Menschen in 

Griechenland und in Südkorea. Mit ihrem Bezug 

auf Kultur, ihren auf Freiheit, Menschenrechte, 

Demokratie und Arbeit bezogenen Slogans bezeu-

gen die Millionen arabischer Demonstranten eine 

starke politische Entschlossenheit.

1  ‚Arabischer Frühling‘ ist ein gebräuchlicher Ausdruck, um, 
nach dem Beispiel des Prager Frühlings von 1968, die arabischen 
Revolutionen zu bezeichnen.
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Die breite Bewegung hat sehr unterschiedliche 

gesellschaftliche Schichten zusammengeführt, 

die von manchmal unterschiedlichen Interessen 

motiviert, aber doch von den Ideen bewegt wer-

den, die unserer Zeit gut vertraut sind. Diese Mobi-

lisierungen könnten wie eine Hommage an Werte 

und Prinzipien des alten Kontinents verstanden 

werden: Aufbruch und Sammlung des Volks als 

Anklang an 1789…2

Die zweite Lehre, die man aus dem ‚Arabischen 

Frühling‘ ziehen kann, ist die Einsicht in die 

Schwerkraft geostrategischer Konstanten in der 

neueren Geschichte der arabischen Welt sowie des 

Gewichts der von außen kommenden Interferenz-

faktoren, die in dieser Region immer vorgeherrscht 

haben.

Der arabische Raum besetzt eine eminent stra-

tegische Position an den Toren des Westens. Seit 

dem 19. Jahrhundert war er immer im Zentrum 

eines heftigen Konkurrenzkampfs auswärtiger 

Mächte. Hatte der britische Außenminister Lord 

George Nathaniel Curzon nicht schon 1895 fast 

prophetisch erklärt: 

Turkestan, Afghanistan, Persien und Arabien sind die 

Hauptfiguren eines Schachbretts, auf dem um die Welt-

herrschaft gespielt wird? 3

In dem nun beginnenden neuen Spiel ‚The Game of 

Nations‘ (um den Titel eines Werks von Miles Cop-

land von 1970 wieder aufzunehmen) 4 ist das Risiko 

also sehr groß, dass der ‚Arabische Frühling‘ – mit 

2  Kepel, Gilles: Révolutions arabes, une vocabulaire commun 
mais un grammaire différente (http://www.touteleurope.eu/fr/
actions/relations-exterieures/action-exterieure/actualite/actuali-
tesdetaillee/afficher/fiche/5182/t/44191/from/2820/breve/revolu-
tions-arabes-un-vocabulaire-commun-mais-une-grammaire-diffe-
rente-pour-gilles-kepel.html?cHash=ada4f49260#list_com).

3  „Turkistan, Afghanistan, Persia, Arabia (...) are the pieces on 
a chessboard upon which is being played out a game for the 
dominance of the world.“ (Curzon, George Nathaniel: Russia in 
Central Asia in 1889). Zit n. Hadhri, Mohieddine: Closing session, 
International Conference ‚GCC at 30 Anniversary‘, Qatar Univer-
sity, Doha, 22. bis 24. November 2011.

4  Copeland, Miles: The Game of Nations: The Amorality of 
Power Politics. New York 1970.

seinen, wie in Tunesien, friedlichen, dann, wie 

in Libyen, im Jemen und in Syrien, gewaltsamen 

Volksaufständen – Plattform für einen Interventi-

onismus von außen werden könnte. Dieser würde 

die anfänglichen Ziele der arabischen Revolutionen 

am Ende auf anderes umleiten. Schon jetzt beob-

achtet man eine Verlagerung des Gravitätszent-

rums der arabischen Revolutionen von Nordafrika 

hin zum Nahen Osten. Dort scheinen die Ereig-

nisse in Syrien von nun an den Brennpunkt aller 

globalen Strategien zu bilden. 

Das ‚große trilaterale Spiel‘ –  
Der ‚Arabische Frühling‘ und die neuen 
internationalen Herausforderungen

 Es wäre nicht übertrieben zu sagen, dass die ara-

bische Welt in Folge der bedeutenden Ereignisse 

heute das Objekt einer großen trilateralen Strate-

gie ist, die eine Neugestaltung der geopolitischen 

Konturen der Region anstrebt. Die Geopolitik des 

20. Jahrhunderts gleicht derjenigen von George 

Orwells ‚1984‘, nur dass das Szenario Ozeanien, 

Eurasien und Ostasien hier durch das Muster Ame-

rika, Europa und Russland-China ersetzt ist.

Amerikaner, Europäer, Russen und Chinesen 

scheinen in einen Krieg um Positionierung einge-

treten zu sein, dessen Folgen den gesamten Nahen 

Osten nachhaltig treffen könnten. Syrien könnte 

sich wirklich als eine Büchse der Pandora erwei-

sen, die das Tor zu einer politischen, wirtschaftli-

chen und religiösen Destabilisierung der gesamten 

Nahostregion öffnet.

Nach dem Scheitern im Irak und in Afghanis-

tan versuchen die Vereinigten Staaten von Ame-

rika heute, eine neue diplomatische Doktrin zu 

entwickeln und auf der Spur des ‚Arabischen Früh-

lings‘ die Initiative wieder zu ergreifen. Dabei geht 

es darum, die Bewegung besser zu kontrollieren 

und neu zu orientieren. Zahlreiche Indizien schei-

nen den transatlantischen Kurswechsel zuguns-

ten der islamistischen Bewegungen in Tunesien, 
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Marokko und sogar in Syrien zu bestätigen.5

Die zweite Mächte-Koalition, die, der Spur des 

‚Arabischen Frühlings‘ folgend, insbesondere in 

Syrien auf der Bühne erschienen ist, besteht aus 

Russland und China. Diese beiden Länder scheinen 

entschlossen zu sein, die hegemonistischen Ziele des 

Westens im Nahen Osten zu konterkarieren. Ange-

heizt durch die Erfahrungen mit der libyschen 

Revolution, in deren Folge sie zugunsten westli-

cher Länder aus Libyen verdrängt wurden, sind 

sowohl Russland als auch China davon überzeugt, 

dass die Strategie der Amerikaner darauf abzielt, 

die Grundlagen der Achse Teheran-Damaskus-Bei-

rut zu zerstören, mittelbar auch die der militäri-

schen und wirtschaftlichen Präsenz Russlands in 

Syrien, um so für eine progressive Beherrschung 

des gesamten Nahen Ostens den Weg zu bereiten.

Übrigens fürchten die Russen wie auch die Chi-

nesen die destabilisierenden Auswirkungen der 

arabischen Revolutionen auf ihre jeweiligen Popu-

lationen. Nach dem ‚Arabischen Frühling‘ befürch-

ten die chinesischen Führer eine Ansteckung des 

Reichs der Mitte, denn zahlreiche von den Ereig-

nissen inspirierte chinesische Aktivisten nehmen 

ihre alten Forderungen vor allem nach Transpa-

renz im Bereich der staatlichen Verwaltung sowie 

nach Redefreiheit wieder auf. 

Auf dem großen geopolitischen Marktplatz 

des beginnenden Jahrhunderts sind es die bereits 

bestehenden oder sich entwickelnden regiona-

len Blockbildungen, die über den jeweiligen Ein-

fluss der ‚drei Großen‘ entscheiden werden. Die 

drei Mächte werden gegeneinander antreten, um 

ihren Einfluss auszudehnen. Bei diesem heftigen 

Konkurrenzkampf zweifelt keiner daran, dass die 

Herausforderungen durch die Frage nach den Ener-

gieressourcen, die insbesondere mit den Golfstaa-

ten verbunden ist, für alle Protagonisten an erster 

Stelle stehen.

5  Vgl. die Erklärungen, die einige Führungskräfte der tunesi-
schen islamistischen Bewegung ‚al-Nahda‘ während ihres Besuchs 
in Washington 2011 abgegeben haben.

Schlussendlich ist es die arabische Welt und ins-

besondere der Nahe und Mittlere Osten, den die 

Geschichte ins Zentrum eines neuen globalen 

Spiels stellt. Auf der Spur des ‚Arabischen Früh-

lings‘ beginnt unter unseren Augen, eine neue 

Weltordnung Form anzunehmen. Dabei ist durch-

aus nicht zu erkennen, dass sich die arabischen 

Länder selbst als die wahren Meister dieses Spiels 

geopolitischer Umwälzungen erweisen.

Welche Szenarien für den Euro- 
Mediterranen Raum?

Das Mittelmeer ist das Herz aller großen Problemzu-

sammenhänge am Beginn dieses Jahrhunderts. Entwick-

lung, Migration, Frieden, Dialog der Kulturen, Zugang 

zum Wasser und zu Energieressourcen, Klimawandel: Im 

Süden von Europa vollzieht sich unser zukünftiges Schick-

sal.6 – Bernard Kouchner, französischer Außenmi-

nister, am 10. Juli 2008

Der Süden des Mittelmeerraums befindet sich am 

Anfang historischer Revolutionen, die den autokra-

tischen und repressiven Regimes, die Jahrzehnte 

lang die Macht hatten, ein Ende setzen. Zusammen 

mit der Europäischen Union (EU) ist er an einem 

Wendepunkt angelangt. Es gibt ebenso viele Chan-

cen wie Herausforderungen. Im Hinblick darauf 

darf man mit gutem Grund darauf hinweisen, dass 

es mehrere Szenarien gibt, die sich in den nächsten 

zwei Jahrzehnten in den euro-mediterranen Bezie-

hungen abzeichnen könnten. Sie könnten auch der 

Einbeziehung anderer auswärtiger Akteure sowie 

einer stärkeren Polarisierung der Region den Weg 

bereiten. 

Kann man sagen, dass der ‚Arabische Frühling‘ 

mit dem Aufstieg islamistischer Bewegungen im 

Mittelmeerraum unkalkulierbar wird und dass 

er damit die gefährlichen Thesen von Samuel 

Huntington zum ‚Clash‘ der Kulturen bestätigen 

6  Bernard Kouchner, französischer Außenminister, in ‚Le Monde‘  
vom 10. Juli 2008.
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könnte? Oder leiten umgekehrt die arabischen 

Revolutionen eine neue demokratische Ära ein, 

die geeignet ist, in Kultur und Wirtschaft zu neuen 

partnerschaftlichen Beziehungen mit der EU zu 

führen? Das sind die Kardinalfragen, die auf bei-

den Ufern des Mittelmeers gestellt werden – auch 

mit Blick auf das Wiedererwachen von Bewegun-

gen der äußersten Rechten in den europäischen 

Ländern, das im Kontext der globalen gesellschaft-

lich-ökonomischen Krise erfolgt.7

Das neue euro-mediterrane Dilemma

Der Beginn dieses Jahrhunderts mit seinem Trauer-

zug von Dramen, Kriegen, Ängsten, ist durch eine 

Schwindel erregende Beschleunigung der Mensch-

heitsgeschichte gekennzeichnet. Die verschiede-

nen Zweige der Völkergemeinschaft um das Mit-

telmeer erforschen sich gegenseitig, um heraus-

zufinden, unter welchen Bedingungen wieder 

Verbindungen knüpfen können, die von den Wech-

selfällen der Geschichte zerschnitten worden sind.

Gewiss, seit der Barcelona-Konferenz im Novem-

ber 2005 hat die EU mit denjenigen arabischen 

Staaten, die Assoziationsverträge unterzeichnet 

haben, in wirtschaftlichen, industriellen und 

ökologischen Bereichen eine vielgestaltige Part-

nerschaft begründet. Zahlreiche Initiativen und 

mehrere Netzwerke sind hier und da mit dem Ziel 

lanciert worden, den Kulturdialog und die Wirt-

schaftspartnerschaft zwischen den beiden Ufern 

des Mittelmeers zu festigen und die Sprache der 

Missverständnisse und des Unverständnisses zwi-

schen Arabern und Europäern zu bekämpfen.

Der Weg, der noch zurückzulegen ist, ist aller-

dings noch lang – angesichts der geo-historischen 

Lasten und der Wechselfälle der nahen und fernen 

Geschichte, angesichts des Wiederauflebens iden-

titärer Konflikte und identitärer Abschottung, und 

7  Hadhri, Mohieddine: La Méditerranée et le Monde arabo- 
méditerranéen aux portes du XXI siècle. Dialogue de Cultures ou 
Choc de Civilisations? Tunis 2004.

insbesondere angesichts der Symptome für Brüche 

und Verwerfungen, die immer noch den Mittel-

meerraum belasten. 

Pessimisten werden dem Barcelona-Projekt 

nachtrauern. Sie denken dabei an den Aufstieg des 

politischen Islam in der arabischen Welt, der das 

Ende des Traums von einem neuen euro-mediter-

ranen Raum einläuten könnte, der als Raum der 

Kooperation und des kulturellen Dialogs konzi-

piert war. Sie vergessen freilich, dass diese Ein-

heit des Mittelmeerraums eine künstliche war, in 

Wahrheit gegründet auf einer Unterscheidung zwi-

schen einem demokratischen und freiheitlichen 

Ufer auf der einen Seite und einem autoritären und 

repressiven Ufer auf der anderen. Die Optimisten 

hingegen werden die Ausbreitung der Demokra-

tie rund um das Mittelmeer begrüßen. Sie unter-

schätzen dabei allerdings den Aufstieg von islamis-

tischen Bewegungen am Südufer und die Ängste, 

die deren Auftritt auf der politischen Bühne am 

Nordufer hervorruft.

Mehr noch als eine Chance ist die Demokra-

tisierung der arabischen Länder eine Herausforde-

rung. Damit der Fall der Mauer durch das Mittelmeer 

im Bereich der Kultur nicht durch einen ‚Eisernen 

Vorhang‘ ersetzt wird, müsste man an eine ‚post-

kulturelle‘ und ‚post-identitäre‘ Demokratie den-

ken, die die massiven, seit ewigen Zeiten bestehen-

den kulturellen Differenzen, aber auch die großen 

sozio-ökonomischen Vorgänge bewältigen kann. Das 

sind die Bedingungen, ohne die ein Übergang zur 

Demokratie im Süden nicht möglich ist.8

Der Mittelmeerraum vor gegenwärtigen 
und künftigen Herausforderungen

Diese Herausforderungen sind gut bekannt. Sie fal-

len gleichzeitig in die Bereiche Politik, Wirtschaft, 

Kultur und Ökologie. Denn, wenn es überhaupt 

8  Hadhri, Mohieddine: Rapport de la Conférence de Malte sur 
l’avenir du dialogue Nord/Sud en Méditerranée. Mouvement 
Européen international. Bruxelles 2005. 
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etwas gibt, was jeden Beobachter der mittelmeeri-

schen Realität bestürzt, so ist es die Tatsache, dass 

der Mittelmeerraum Ort einer der wesentlichen 

Verwerfungen unserer Epoche ist, wahrscheinlich 

sogar des bedeutsamsten Bruchs: nämlich des Gra-

bens, der den Norden und den Süden unseres Pla-

neten trennt, das heißt, einerseits die entwickelten 

und wohlhabenden Länder und andererseits die 

Länder, die sich erst entwickeln, manchmal aller-

dings auch in Richtung Verarmung.

Der Mittelmeerraum ist seit langem eine Kon-

taktzone zwischen der industrialisierten Welt und 

den Volkswirtschaften, die sich im Zustand der 

Transformation befinden. Dieser Raum spiegelt 

die tiefgreifenden Unterschiede zwischen Nord 

und Süd, die in Wirtschaft, Finanzen, Bevölke-

rungsentwicklung und Technologie Ungleichge-

wichte schaffen, Unterschiede, deren rasche Aus-

weitung ernste Gefahren für die Stabilität und das 

Wohlbefinden im gesamten Mittelmeerraum mit 

sich bringt. Das heißt, dass der Mittelmeerraum 

von morgen nur im Rahmen einer partnerschaft-

lichen Lösung der komplexen Probleme konzipiert 

und geschaffen werden kann. Dabei muss man den 

damit verbundenen Herausforderungen begegnen 

und die damit zusammenhängenden Widersprü-

che wie auch die Einsätze, die in dieser Region zu 

leisten sind, voll und ganz akzeptieren. Die wich-

tigsten Herausforderungen sind:

• ��Sicherheit und politische Stabilität im Mittel-

meerraum selbst,

• �wirtschaftliches Wachstum, das durch eine ge­

meinsame partnerschaftliche Entwicklung von 

Nord und Süd zu schaffen wäre,

• �Armut und Migration,

• �Beherrschung der ökologischen Risiken und Ver-

besserung der Umwelt,

• �Anpassung universitärer und technologischer 

Strukturen an die Erfordernisse der Epoche.

Die Zukunft des Mittelmeerraums: 
Welche Szenarien gibt es?

Die Vorausschau aufgrund einer Extrapolation 

der verfügbaren Daten kann für das 21. Jahrhun-

dert zu wenig optimistisch stimmenden, um 

nicht zu sagen katastrophalen Szenarien führen. 

Bestimmte bereits entwickelte Szenarien bestäti-

gen unglücklicherweise solche Hypothesen, zum 

Beispiel das von der Weltbank vorgelegte, aber 

auch das des ‚Plan Bleu‘ für Umwelt und Entwick-

lung im Mittelmeerraum skizzierte Szenario.9 Die-

ses beruht auf einer exponentiellen Extrapolation 

der Gesamtheit verfügbarer Daten aus den Berei-

chen Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt. Wenn 

man den Szenarien des ‚Plan Bleu‘ glaubt, ist der 

Mittelmeerraum dabei, im Jahr 2025 genau der Ort 

zu werden, an dem man sich am wenigsten aufhal-

ten sollte.

Spiegelverkehrt zum positiven Szenario einer 

euro-mediterranen Integration sind die pessimis-

tischen Szenarien solche der Fragmentierung und 

Aufspaltung: Zersplitterung der Gesellschaften 

und Scheitern einer euro-mediterranen Ordnung 

(vor allem im Süden und Osten). Man kann sich 

also zu Recht fragen, ob die Begriffe Frieden und 

Sicherheit im Mittelmeerraum überhaupt sinnvoll 

sind. In Wirklichkeit aber ist, wie ein geflügeltes 

Wort sagt, auch das Schlimmste nie ganz sicher. 

Interessant an solchen Katastrophenszenarien für 

den Mittelmeerraum ist, dass sie die Probleme klar 

aufzeigen. So kann man auch Wege finden, diese 

zu lösen.10 

Es war in der Tat der Kampf gegen solche Sze-

narien, den die EU und die anderen Staaten des Mit-

telmeerraums im Rahmen des Barcelona-Prozesses 

9  Vgl. die Webseite von Plan Bleu. (http://www.planbleu.org/ 
planBleu/mission.html bzw. http://www.planbleu.org/indexUK.
html).

10  Plan Bleu/UNEP: Analyse systémique et prospective pour le 
Développement durable en Méditerranée. Athen 1999, 35 S. – 
Siehe a. Hadhri, Mohieddine: The Mediterranean. A confluence 
area to prosper. In: The Bridge, n 3, July 2007.
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aufgenommen haben. Es geht also darum, von den 

Errungenschaften des Barcelona-Prozesses auszu

gehen und weiter an ihnen zu arbeiten, wobei die 

Begriffe Frieden und Sicherheit umfassend verstan-

den werden müssen. Angesichts des weiten Spekt-

rums der Probleme kann im Mittelmeerraum jede 

Annäherung an Frieden und Sicherheit nur in 

einem umfassenden Sinne erfolgen. Ein Teil der 

Krisen beziehungsweise Konflikte, von denen man 

annehmen kann, dass sie im 21. Jahrhundert im Mit-

telmeerraum eintreten, können sowohl vom Nieder-

gang der politischen beziehungsweise zwischen

staatlichen Beziehungen (Palästina, Israel, Iran), 

als auch von Wirtschaft und Umwelt (Probleme der 

Energiesicherheit, Kriege um Wasser) herrühren.11

Die Europäische Union und das demokra-
tische Erwachen im Mittelmeerraum:  
Wie soll die EU den ‚Arabischen Frühling‘ 
unterstützen?

Von Paris oder Brüssel aus gesehen, lässt die 

Schnelligkeit und Radikalität der revolutionären 

Veränderungen am Südufer des Mittelmeers an 

den Fall der Berliner Mauer denken. Dies war eine 

andere demokratische Revolution, die sich uner-

wartet am Rand der EU ereignet hat.

In diesem Kontext haben zahlreiche Stim-

men und politische Parteien in Europa den ‚Ara-

bischen Frühling‘ mit Enthusiasmus, gelegentlich 

aber auch mit Vorsicht und Skepsis aufgenommen. 

Es handelt sich dabei ja um ein geopolitisch sehr 

wichtiges Ereignis, das zweifellos ebenso bedeu-

tend ist wie der Fall der Berliner Mauer vor zwei 

Jahrzehnten. Die meisten europäischen Staatsober-

häupter sind von dieser unvorhergesehenen, spon-

tanen Bewegung, ihrem Umfang und ihrem Cha-

rakter allerdings überrascht worden.

11  Ayadi, Rym (MedPro): Policy Brief, Quels scénarios pour 
l’Euro-Méditerranée en 2030 après le Printemps Arabe? (= Policy 
Brief, Scénarios d’intégration régionale et de coopération avec 
l’UE, 21. Oktober 2011 (http://www.medpro-foresight.eu/cate-
gory/publications/policy-brief).

Die Revolten und Revolutionen in der arabischen 

Welt haben sich direkt auf die Sicherheit der Euro-

päer ausgewirkt, und zwar nicht nur wegen des 

libyschen Bürgerkriegs. Mit dem Zusammenbruch 

der alten Mächte und dem Weiterwirken der Pro-

testbewegungen ist die Verletzbarkeit des Südufers 

des Mittelmeers gewachsen und hat Auswirkungen 

auf die Bereiche Migration, Wirtschaft und Reli-

gion.

Die Umwälzungen in der arabischen Welt 

haben die EU und ihre Mitgliedstaaten vor gänzlich 

neue Herausforderungen gestellt, auf die ihre Poli-

tik gegenüber den arabischen Ländern im Süden 

des Mittelmeers antworten muss. Es ist noch nicht 

möglich, die Auswirkungen vorherzusagen, die 

der ‚Arabische Frühling‘ langfristig haben wird. 

Immerhin hat es die deutsche Kanzlerin Angela 

Merkel auf dem G8-Gipfel in Deauville im Mai 2011 

riskiert, den Charakter der Ereignisse mit einem 

Blick auf die Zukunft in folgender Weise zu bestim-

men: 

Wir werden Zeugen von Veränderungen in einer 

Dimension, die wahrscheinlich auch nachfolgende Gene-

rationen als Zeitenwende in der arabischen Welt bewer-

ten werden.12 

In dieser Regierungserklärung ist die Kanzlerin 

ausführlich auf die Unruhen in der arabischen 

Welt eingegangen.

Gewiss, die Mitgliedstaaten der EU verfügten 

schon seit der Mitte der 90er-Jahre und dem Beginn 

des Barcelona-Prozesses über einen gemeinsamen 

Rahmen für ihre Beziehungen zu den südlichen 

Nachbarn am Mittelmeer. Dieser Rahmen ist seit 

2004 durch die ‚Europäische Nachbarschaftspolitik 

(ENP)‘ ergänzt und 2008 auf Initiative Frankreichs 

zur ‚Union für das Mittelmeer (UfM)‘ erweitert wor-

den.

12  Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
zum G8-Gipfel am 26./27. Mai 2011 in Deauville (Mitschrift), aus 
dem Netz abgelesen am 9. Juni 2011 (http://www.bundesregie-
rung.de/Content/DE/Regierungserklaerung/2011/2011-05-26-mer-
kel-g8.html).
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Jedoch konnten weder die Mittelmeerunion noch 

die Nachbarschaftspolitik im Süden politische und 

ökonomische Transformationsprozesse auslösen. 

Und als zu Beginn des Jahres 2011 die Völker Nord-

afrikas ihre Zukunft selbst in die Hand nahmen, 

haben sich die Nachbarschaftspolitik wie auch die 

Mittelmeerunion als ungeeignete Instrumente 

erwiesen, um schnell und wirksam auf die sich 

in Gang befindlichen Evolutionen in der Region 

reagieren zu können.13

Angesichts der Umwälzungen, die den Mittel-

meerraum erschüttern und der negativen Bilanz 

der bis dahin realisierten, begrenzten Annähe-

rungsbemühungen, hat die EU 2011 eine Änderung 

ihrer Nachbarschaftspolitik eingeleitet. Die neue 

Politik ist notwendig und ehrgeizig, jedoch von 

vielen Ungewissheiten umstellt. Diese rühren vor 

allem von der Lage der Wirtschaft und der Finan-

zen auf dem europäischen Kontinent her sowie von 

der besonderen Schwierigkeit, mit der die europä-

ischen Staaten konfrontiert sind, nämlich auf der 

internationalen Bühne mit einer einzigen Stimme 

zu sprechen – wie dies die Divergenzen zwischen 

Frankreich und Deutschland in der libyschen Frage 

belegen.14

13  Vgl. dazu den grundlegenden Artikel von: Marchetti, And-
reas/Schmid, Doris: La Politique européenne de voisinage: poten-
tiels d’une ‚concurrence‘ franco-allemande. In: Claire Demesmay 
et Andreas Marchetti (dir.), La France et l’Allemagne face aux cri-
ses européennes. Pessac 2010, S. 147–167. 

14  Muller, Almut: L’Allemagne face au Printemps arabe. In: 
Note du Cerfa, n 88, Institut Français des Relations Internationa-
les (IFRI), Juillet 2011.

Auf dem Wege zu einer neuen europäi-
schen Nachbarschaftsstrategie

Die neue EU-Strategie wird in zwei zusammenge

hörigen Dokumenten vorgestellt. Das erste, ‚Part

nerschaft für Demokratie und gemeinsamen 

Wohlstand mit den Ländern des südlichen Mittel-

meerraums‘, vom 8. März 2011‚ bezieht sich aus-

schließlich auf die Länder im südlichen Mittel-

meerraum. Das zweite, ‚Eine neue Antwort auf 

eine Nachbarschaft im Wandel‘, vom 25. Mai 2011, 

bezieht sich auf die Nachbarschaftspolitik allge-

mein.15

Die neue Strategie, die als Antwort auf die 

Revolten und Revolutionen am Südufer des Mit-

telmeers entwickelt worden ist, markiert einen 

gewissen Bruch mit der alten europäischen Vor-

gehensweise in der Region. Tatsächlich hat die 

EU traditionell autoritäre Herrschaft als den bes-

ten Schutzwall gegen den Terrorismus, die Extre-

misten und die illegale Einwanderung betrachtet. 

Demgegenüber erscheint nach den Revolten und 

Revolutionen in der arabischen Welt nun die Demo-

kratisierung als Notwendigkeit, um angesichts der 

Erwartungen des Volks und den Risiken, die sich 

aus einem Fehlen politischer Reformen ergeben 

könnten, die Stabilität zu stärken. So heißt es in 

der ‚neuen Antwort auf eine Nachbarschaft im 

Wandel‘:

Wie die jüngsten Ereignisse und Ergebnisse der 

Überprüfung zeigen, hat die Unterstützung der EU für 

15  Partnerschaft für Demokratie und gemeinsamen Wohlstand 
mit den Ländern des südlichen Mittelmeerraums (8. März 2011) 
(http://europa.eu/legislation_summaries/external_relations/
relations_with_third_countries/mediterranean_partner_coun-
tries/rx0024 _de.htm). Eine neue Antwort auf eine Nachbar-
schaft im Wandel (25. Mai 2011) (http://ec.europa.eu/world/enp/
pdf/com_11_303_de.pdf). Vgl. Tisseron, Antonin: L’Union europé-
enne face au ‚printemps arabe‘: une nouvelle stratégie et des 
incertitudes. 7. September 2011. Texte de l’intervention pronon-
cée à l’Institut Thomas More, lors du colloque ‚Les conséquences 
géopolitiques et stratégiques des révoltes arabes‘, organisiert 
vom Centre marocain d’études stratégiques, 13. Juli 2011 in Marra-
kesch (Marokko) (http://www.institut-thomas-more.org/fr/
actualite/lunion-europeenne-face-au-printemps-arabe-une-
nouvelle-strategie-et-des-incertitudes-2.html).
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politische Reformen in benachbarten Ländern nur im 

beschränkten Maße Früchte getragen. Es bedarf beispiels-

weise einer größeren Flexibilität und stärker maßge-

schneiderter Antworten im Umgang mit den im schnellen 

Wandel begriffenen Partnern und ihrem Reformbedarf – 

gleich, ob diese Länder einen raschen Regimewechsel erle-

ben oder einen längeren Prozess der Reformen und der 

demokratischen Konsolidierung durchlaufen.16

Die neue Strategie der EU legt endlich auch auf die 

Dimension der Regionalität großen Wert. Außer 

dem Willen, die Verbindungen zwischen den bei-

den Ufern des Mittelmeers zu stärken, um gesell-

schaftliche wie regionale Ungleichheit zu min-

dern, hat sich die Europäische Nachbarschafts-

politik das ehrgeizige Ziel gesetzt, die regionale 

Zusammenarbeit innerhalb Nordafrikas zu stär-

ken. Sie bezieht sich dabei auf die Union für das 

Mittelmeer, nimmt aber auch die Vorschläge des 

Generaldirektors des Internationalen Währungs-

fonds, Rodrigo de Rato, auf, der schon 2005 auf die 

großen Vorteile einer regionalen wirtschaftlichen 

Integration des Maghreb hingewiesen hatte: Die 

Integration

würde einen regionalen Markt von mehr als 75 Mil-

lionen Konsumenten ermöglichen (…). Sie würde Effizi-

enzgewinne mit sich bringen und würde die Region für 

ausländische Investoren attraktiver machen. Und vor 

allem: Die sich ergänzenden wirtschaftlichen Strukturen 

der Maghreb-Länder würden Austauschmöglichkeiten 

schaffen, aus der alle Länder der Region Nutzen ziehen 

könnten.17

Dennoch muss man sich angesichts der vorange-

gangenen Politik und des gescheiterten Barcelona-

Prozesses die Frage stellen: Beinhaltet die neue 

europäische Strategie wirklich Potenziale für das 

Ganze des südlichen Mittelmeerraums? Bietet sie 

Perspektiven, die das ganze Ausmaß der zahlrei-

chen sozio-ökonomischen Herausforderungen 

16  Auszug aus: Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im 
Wandel (25. Mai 2011) (wie Anm. 15).

17  Hadhri, Mohieddine : La Grande Zone arabe de libre échange 
et les perspectives d’intégration Sud-Sud en Méditerranée. Mar-
seille 2000.

berücksichtigen, die durch die weltweite Krise nur 

noch größer geworden sind?

Geben wir zu, dass die Herausforderungen 

immens und die Aufgaben gewaltig sind. Dennoch, 

das Interesse Europas, den Wandel im Süden zu 

begleiten, muss der Tiefe der Verbindungen und der 

Schicksalsgemeinschaft entsprechen, die geschicht-

lich zwischen den beiden Ufern des Mittelmeers 

besteht. Ohne dieses Interesse riskiert Europa, 

seine letzten Verteidigungslinien aufzugeben, 

und zwar in einem Moment großer strategischer 

Unsicherheit, der von dem harten Konkurrenz-

kampf von Mächten gekennzeichnet ist, die meist 

keine Verankerung in der Region haben.

Anders ausgedrückt: Für die EU geht es darum, 

strategische Antworten auf diese Lage zu entwi-

ckeln, denn die Unruhen im Süden des Mittel-

meers haben auch ihre Schwächen aufgedeckt. 

Diese Antworten müssen über das Konzept der 

Nachbarschaftspolitik im engeren Sinn hinaus 

gehen. Die Umwälzungen in Nordafrika erfor-

dern gründliche Überlegungen wie auch präzise 

Antworten, die mehr sind als Teillösungen und 

unangebrachte Signale, die zur Vermutung Anlass 

geben, dass Europa sich verbarrikadieren will. Die 

strategische Antwort, die die EU nach dem Fall des 

‚Eisernen Vorhangs‘ entwickelt hat, war die Erwei-

terung der Union. Was wird die Antwort auf den 

‚Arabischen Frühling‘ sein? 18

18  Siehe a. Bekouche, Pierre: La révolution du Jasmin pose la 
question de l’adhésion des démocraties naissantes à l’UE. 30. März 
2011 (http://www.touteleurope.eu/fr/actions/relations-exterieu-
res/politique-de-voisinage/analyses-et-opinions/analyses-vue-
detaillee/afficher/fiche/5186/t/44100/from/2386/breve/pierre-
bekouche-la-revolution-du-jasmin-pose-la-question-de-ladhe-
sion-des-democraties-naissantes.html?cHash=4c8153b6d0).
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Statt eines Resümees: ‚Dialog der  
Kulturen‘ oder ‚clash of civilizations‘?

Die Entwicklung einer umfassenden euro-arabisch-

mediterranen Gesellschaft ist ein langfristiges  

Projekt. Wenn dieses Projekt nicht eine bloße 

Hypothese bleiben soll, setzt dies eine Mobilisie-

rung aller Kräfte im Mittelmeerraum voraus. Dazu 

gehören eine dauerhafte gesellschaftliche, wirt-

schaftliche und kulturelle Anstrengung, ein uner-

schütterlicher politischer Wille sowie die Akteure 

der Zivilgesellschaften in Europa, im Maghreb und 

in der arabischen Welt.

In diesen schwierigen Zeiten, die nicht nur 

durch ungewisse internationale politische und wirt-

schaftliche Bedingungen, sondern auch durch das 

Wiederaufleben religiöser Faktoren und theokrati-

scher Elemente geprägt sind, ist der Dialog zwischen 

den Kulturen als wichtigste Matrix des gesamten 

euro-mediterranen Projekts unbedingt erforderlich.

‚Dialog der Kulturen‘ oder ‚clash of civiliza-

tions‘? Das sind die beiden Leitmotive, die beiden 

Terme der schwierigen Gleichung, von der die 

Zukunft der Beziehungen im Mittelmeerraum und 

darüber hinaus die Zukunft der Beziehungen Euro-

pas zur arabischen Welt abhängen werden. Europa 

und die arabische Welt sind zwei regionale Grö-

ßen, deren Annäherung und Zusammenarbeit eine 

Garantie für Frieden und Sicherheit im Mittelmeer-

raum und in der Welt schaffen werden.

Unter diesem Gesichtspunkt stellt der Mittel-

meerraum in der Gegenwart wie auch in Zukunft 

ein Laboratorium dar, um die Erfolgschancen des 

Dialogs zu testen: zwischen einem Süden, der bes-

sere Bedingungen für Entwicklung und Stabilität 

anstrebt, und einem Norden, der unbedingt Fort-

schritt und Wohlstand haben will, und der im Kon-

text einer komplexen und schwierigen internatio-

nalen Ordnung (deren Geburt wir gerade jetzt am 

Beginn des Jahrhunderts erleben) seine strategi-

schen Positionen wahren will.

Wird die Geschichte der optimistischen Vision 

von General Charles de Gaulle Recht geben, der 

1943, mitten im Zweiten Weltkrieg, zuversichtlich 

schrieb: 

Es wird der Tag kommen, an dem ein Frieden die 

Völker vom Bosporus bis zu den Säulen des Herkules 

zusammenbringen wird. Tausend Gründe – alt wie die 

Geschichte selbst – verlangen von diesen Völkern, sich eine 

Ordnung zu geben, um sich untereinander zu ergänzen.19

Man muss die Hoffnung bewahren und darf sich 

keine Anstrengung ersparen, damit es so kommen 

wird und damit Vernunft und Weisheit die Men-

schen eines Tages über Unsinn und Absurdität hin-

weg tragen werden.

Aus dem Französischen von Bernd Thum

Mohieddine Hadhri ist Professor für Diplomatie und 
Internationale Beziehungen an der Universität von  
Katar (Qatar University). Promoviert an der Univer-
sität Paris I – Sorbonne und ehemaliger Direktor des 
Zentrums für Mittelmeer- und internationale Studien  
Tunis (‚Centre d’etudes méditerranéennes et interna-
tionales de Tunis, CETIMA‘), hat er zahlreiche Semi-
nare und Konferenzen zum Mittelmeerraum und den 
Nord-Süd-Beziehungen veranstaltet. Er ist aktives Mit-
glied mehrerer internationaler Organisationen, insbe-
sondere der Unesco und des Instituts für Mittelmeer
studien der Universität Montreal. Über den Maghreb, 
den Mittelmeerraum und die arabische Welt hat er 
zahlreiche Arbeiten veröffentlicht. Seine gegenwärti-
gen Interessen sind auf neue internationale Ordnun-
gen im Zeitalter der Globalisierung gerichtet.

19  Hadhri : Méditerranée (wie Anm. 7).
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Europa und Nordafrika –  
Perspektiven für eine poli-
tische und wirtschaftliche 
Annäherung

von Dieter Köhler (Karlsruhe/Heidelberg)

Durch die politischen Umbrüche in der arabi-

schen Welt hat sich das Bild dieser Länder in der 

westlichen Öffentlichkeit stark verändert. Das Ste-

reotyp, wonach arabische Staaten, wenn sie nicht 

diktatorisch-autoritär regiert würden, zwangsläu-

fig islamisch-fundamentalistische Regierungssys-

teme annehmen würden, ist einer komplexeren 

Wahrnehmung der Situation gewichen. Eine dritte 

Möglichkeit, die man bisher nur mit dem Sonder-

fall Türkei assoziiert hatte, erscheint nun auch für 

andere islamische Länder der Mittelmeerregion 

nicht mehr als unrealistisch, nämlich dass sich 

ihre Gesellschaften hin zu pluralistischen Demo-

kratien entwickeln und die Nähe Europas suchen 

könnten.

Doch besteht noch ein anderes Stereotyp über 

diese Staaten, das nun allerdings auch dabei ist, 

von der Wirklichkeit widerlegt zu werden: Arabi-

sche Länder werden als dauerhaft wirtschaftlich 

rückständig angesehen. Gewiss, ihr Abstand in 

der Wirtschaftsleistung zu den Industriestaaten 

ist absolut gesehen groß. Aber was in Europa noch 

kaum wahrgenommen wird: Er verringert sich ste-

tig, und das teils sehr schnell.

Eines der aussagekräftigsten Maße, um den 

Entwicklungsstand einer Volkswirtschaft einzu-

schätzen, ist das kaufkraftbereinigte Pro-Kopf-

Einkommen (PPP/capita, ‚PPP‘ steht für ‚Purchasing 

Power Parity‘). Dieses liegt in Libyen mit 13.868 US-

Dollar (2008) in etwa auf dem Niveau von Lettland 

oder der Türkei und übertrifft sogar um einiges 

das von Bulgarien und Rumänien. Der hohe Wert 

ist indes den libyschen Erdölvorkommen geschul-

det und nicht so sehr einer besonderen Wirt-

schaftsdynamik. Im rohstoffarmen Tunesien liegt 

die PPP/capita mit 9.165 US-Dollar (2009) im Bereich 

von Montenegro, Serbien und Bosnien-Herzego-

wina, die alle in die Europäische Union (EU) stre-

ben. Algerien mit 6.769 US-Dollar (2009) und Ägyp-

ten mit 6.112 US-Dollar (2009) befinden sich in etwa 

auf dem Niveau von Albanien. Deutlich zurück 

liegt Marokko mit 4.794 US-Dollar (2010). Die Stei-

gerungen des PPP/capita innerhalb einer Dekade 

waren vor allem in Tunesien mit 83 Prozent (1999–

2009) besonders stark. Würde diese Rate fortbeste-

hen, dann könnte das Land in etwas mehr als 20 

Jahren den heutigen durchschnittlichen Lebens-

standard in der EU erreichen. Doch auch Marokko 

wies mit 80 Prozent (2000–2010) eine ähnlich hohe 

Steigerungsrate auf und lag damit noch über dem 

Wert von 75 Prozent in der Türkei (2000–2010). 

Deutlich langsamer entwickelte sich das PPP/capita 

in Ägypten mit 64 Prozent (1999–2009) und Alge-

rien mit 54 Prozent (1999–2009). Zum Vergleich: In 

der EU ist das PPP/capita im Durchschnitt lediglich 

um 39 Prozent (2000–2010) gestiegen.1

Wenn sich die Wirtschaftsleistungen der arabi-

schen Länder weiter an die der Europäischen Union 

annähern, dann würde sich eine engere wirt-

schaftliche Verzahnung fast von alleine empfeh-

len. Bedenkt man, dass der demographische Wan-

del im Norden höchstwahrscheinlich zu einem 

Arbeitskräftemangel führen wird, der nicht mehr 

1  Für die genannten Länder beträgt die PPP/capita in abstei-
gender Ordnung: EU-Durchschnitt: 30.455 US-Dollar (Schätzung 
für 2010), Libyen: 13.868 US-Dollar (2008), Türkei: 7.750 US-Dollar 
(2000) und 13.577 US-Dollar (2010), Bulgarien: 12.934 US-Dollar 
(2010), Rumänien: 11.895 US-Dollar (2010), Montenegro: 10.539 
US-Dollar (2009), Serbien: 10.060 US-Dollar (Schätzung für 
2009), Tunesien: 9.165 US-Dollar (2009), Bosnien und Herzego-
wina: 7.660 US-Dollar (Schätzung für 2009), Albanien: 6.901 US-
Dollar (2008), Algerien: 6.769 US-Dollar (2009), Ägypten: 6.112 
US-Dollar (2009), Marokko: 4.794 US-Dollar (2010). Wenn nicht 
anders angegeben, handelt es sich dabei um den jeweils jüngs-
ten nicht-geschätzten Wert. – Quelle: Internationaler Währungs-
fonds (IWF): World Economic Outlook Database, September 2011 
Edition (http://www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2011/02/
weodata/index.aspx).
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durch Bildungsexpansion oder Immigration ausge-

glichen werden kann, so werden sich europäische 

Firmen schon allein aus diesem Grund langfris-

tig nach neuen Produktionsstandorten außerhalb 

der heutigen EU umsehen müssen. Die arabischen 

Reformstaaten wären Kandidaten dafür. Auch, um 

neue Märkte zu erschließen: Diese Länder könnten 

in Zukunft wieder ihre historische Brückenfunk-

tion zwischen Europa und den entfernten Gegen-

den am Persischen Golf und in Sahel-Afrika ein-

nehmen.

Allerdings haben bisher alle Versuche, einan-

der näher zu kommen, nicht sehr weit geführt. Der 

letzte davon war 2008 die Gründung der Union für 

das Mittelmeer, mit der die Beziehungen der EU zu 

den südlichen und östlichen Mittelmeeranrainern 

eine multilaterale institutionelle Form bekommen 

sollten. Die kurz darauf einsetzende Verschärfung 

des Nahost-Konflikts durch die Militäroffensive 

Israels im Gazastreifen blockiert dieses Projekt 

bis heute. Wie es weitergeht, ist offen und wird 

Zeit brauchen. Nach den Revolutionen in der ara-

bischen Welt müssen in einigen Ländern erst die 

Regierungsbildungen abgeschlossen sein, bevor 

man eine Neuordnung des Verhältnisses zu Europa 

angehen kann.

Wenn es dabei nur bei einem Wiederbele-

bungsversuch der Union für das Mittelmeer bliebe, 

wäre dies äußerst unbefriedigend. Es würden ja 

weiterhin autoritäre Regimes und Diktatoren mit 

am Tisch sitzen – falls sie angesichts der jüngsten 

Ereignisse überhaupt Platz nehmen wollen. Für 

die Anbindung der Reformländer an die Europä-

ische Union muss deswegen nach einem anderen 

Weg gesucht werden. Wollen sich die Europäer 

ernsthaft für eine Demokratisierung des ganzen 

Mittelmeerraums einsetzen, sollten sie eine part-

nerschaftliche Organisation anstreben, in der 

die Beziehungen aller beteiligten Staaten unter-

einander und die ihrer Bürger zueinander im sel-

ben Geist und nach ähnlichen Standards koope-

rativ geregelt werden, wie dies heute in der EU 

geschieht. 

Die Agenda der Union für das Mittelmeer enthielt 

lediglich ein Lippenbekenntnis zur Demokratie 

und zum Pluralismus, aber keinerlei belastbare 

Verpflichtung ihrer Mitglieder zur Einführung 

einer demokratischen Grundordnung. Darum ist 

eine neue Europa-Mittelmeer-Union nötig, die sich 

nicht nur als Wirtschaftsunion versteht, sondern 

auch als Wertegemeinschaft. Neben einer Kompo-

nente zur Wirtschaftsförderung sollte sie verbind-

liche Standards für Rechtsstaatlichkeit, politische 

Partizipation, Minderheitenschutz und zivile Kon-

fliktregulierung entwickeln und deren Implemen-

tierung einfordern.

An einer solchen Union würden anfangs sicher 

nur wenige arabische Staaten mitwirken. Aber die 

Chancen wären groß, dass sich eine ähnliche Bei-

trittsdynamik einstellt wie in der Vergangenheit 

in der EU. Allein schon die Aussicht auf eine Mit-

gliedschaft würde den Ländern, die sie anstreben, 

helfen, sich im Innern zu modernisieren und zu 

demokratisieren – und das noch bevor sie tatsäch-

lich teilnehmen. Einen entsprechenden Effekt hat 

ja auch der in Aussicht stehende EU-Beitritt für die 

Türkei.

Sollte solch eine Europa-Mittelmeer-Union 

Wirklichkeit werden, dann könnte man vielleicht 

zum ersten Mal tatsächlich darauf hoffen, dass für 

die jahrzehntelangen Auseinandersetzungen in 

der Region, wie etwa für die Konflikte zwischen 

Algerien und Marokko um die Westsahara oder 

für den Israel-Palästina-Konflikt, endlich doch 

noch ein Kompromiss gefunden wird. Denn für die 

Wahrung von Minderheitenrechten und die Rege-

lung zwischenstaatlicher Kontroversen würden 

etablierte rechtsstaatliche Verfahren existieren, 

deren Neutralität dadurch gefördert würde, dass 

die überwiegende Mehrheit der anderen Mitglieds-

staaten keine besonderen Interessen mit einer der 

Konfliktparteien verbindet. Die Akzeptanz von auf 

diesem Wege gefundenen Regelungen dürfte ent-

sprechend hoch sein.
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Die Gründungsmitglieder einer solchen Europa-

Mittelmeer-Union müssten natürlich alle bereits 

gewisse Mindeststandards der Rechtsstaatlichkeit 

und Demokratie einhalten. Es würde sich darum 

als erster Schritt hin zu einer solchen Union emp-

fehlen, den Ländern, die sich auf diesen Weg bege-

ben wollen, bald eine Mitgliedschaft im Europarat 

in Aussicht zu stellen. Die Länder, die ein solches 

Angebot annehmen, würden damit die Europäi-

sche Menschenrechtskonvention anerkennen und 

ihren Bürgern die Möglichkeit einräumen, sich 

mit Beschwerden an den Europäischen Gerichts-

hof für Menschenrechte zu wenden. Zu den Erst-

unterzeichnern der Europäischen Menschenrechts-

konvention im Jahr 1950 gehörte im Übrigen auch 

schon ein muslimisches Land: die Türkei.

Ob nun gar das eine oder andere arabische 

Land irgendwann einmal Mitglied in der EU werden 

kann, ist eine ganz andere Frage. Jedenfalls wäre 

die Gründung einer Europa-Mittelmeer-Union 

noch keine Vorentscheidung für eine entspre-

chende EU-Erweiterung selbst. Falls sich die EU 

auf einen Europa-Staat hin entwickelt, wäre eine 

solche Erweiterung eher unwahrscheinlich, weil 

dann auch die kulturellen Unterschiede einer star-

ken Integration entgegenwirken würden. Im ande-

ren Fall, einer weiterhin eher losen Assoziation 

von im Kern souveränen Einzelstaaten, wäre ein 

Zusammengehen einfacher, denn vieles, was das 

alltägliche Zusammenleben der Menschen betrifft, 

würde auch in Zukunft individuell geregelt wer-

den. Kulturelle Unterschiede würden sich in einer 

solchen EU weniger stark bemerkbar machen.

Natürlich ist momentan noch nicht sicher, 

welche arabischen Länder sich in einen liberalen, 

demokratischen Rechtsstaat verwandeln werden 

und ob diese sich dann tatsächlich in Richtung 

Europa orientieren wollen. Von Tunesien wäre dies 

am ehesten zu erwarten. Marokko hat sich auf den 

Weg hin zu einer konstitutionellen Monarchie 

begeben und hatte auch schon einmal 1987 einen 

Antrag auf Mitgliedschaft in der damaligen Euro-

päischen Gemeinschaft gestellt. In Algerien ist 

man nach einem schrecklichen Bürgerkrieg sehr 

auf Stabilität bedacht, auch wenn dies politische 

Stagnation bedeutet. Wie es in Libyen nach dem 

Sturz Muammar al-Gaddafis weitergehen wird, ist 

offen; selbst einen Zerfall des Landes kann man 

nicht ausschließen. In Ägypten hat das Militär bis 

jetzt einen großen Teil seiner Macht behaupten 

können, und als zweite dominierende Kraft haben 

sich die Muslimbrüder erwiesen; eine Annäherung 

an Europa im beschriebenen Sinne ist darum dort 

wenig wahrscheinlich. Was die Länder der östli-

chen Mittelmeerküste betrifft, so wird vieles von 

der weiteren Entwicklung in Syrien abhängen.

Die Zeit ist darum vielleicht noch nicht ganz 

reif für das, was ich hier beschrieben habe. Aber 

solche Visionen haben den Zweck, uns für künf-

tige Möglichkeiten sensibel zu machen, damit wir 

die Gelegenheiten, die sich bieten, auch tatsächlich 

wahrnehmen. Vergessen wir nicht: ‚Kairos‘, der 

‚rechte Zeitpunkt‘, ist ein scheuer Gott. Er kommt 

auf Zehenspitzen daher und fliegt wie der Wind. 

Man muss ihn vorne beim Schopfe packen, denn 

hinten am Haupt ist er kahl.

Dr. Dieter Köhler ist freiberuflicher Software-Entwick-
ler und Privatdozent für Philosophie und Informations-
technologie in den Geisteswissenschaften (Humani-
ties Computing) am Karlsruher Institut für Technologie 
(KIT). Er unterrichtet dort im Studienfach Europäische 
Kultur und Ideengeschichte unter anderem Politische 
Philosophie. Veröffentlicht hat er zu Themen der Ana-
lytischen Philosophie, der Informationsethik, der Me-
dienphilosophie und der Informatik. Er betreut ein In-
ternetportal zur Philosophie sowie mehrere Projekte 
im Bereich Texttechnologien, digitale Philologie und 
netzbasierte Wissenskommunikation.
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Die Wogen des Mittel-
meers – werden sie Afrika 
zurückschleudern?

von Bakary Sambe (Brüssel/Dakar)

Die ‚Neuerfindung‘ einer mittelmeerischen Iden-

tität beziehungsweise ihre Repräsentation in der 

politischen Realität dürfen nicht dazu führen, dass 

wissentlich die historischen und kulturellen Bande 

zwischen Afrika generell und dem Mittelmeer-

raum ignoriert werden. Erstaunlich ist, dass die 

politischen Theoretiker der Mittelmeeridentität 

sogar mythische Vorstellungen aufgreifen, wenn 

sie auf ihre Thesen zurückgreifen, und gleichzeitig 

historische Fakten außer Acht lassen, die die Jahr-

hunderte alte Gemeinsamkeit der Geschichte des 

Mittelmeerraums und der Länder Subsahara-Afri-

kas bezeugen.

Sowohl die kulturellen Gegebenheiten als auch 

die historische Realität widerlegen das ideologi-

sche Konstrukt eines Mittelmeerraums, der das 

Afrika südlich der Sahara aus dem Prozess der 

Wissenszirkulation und des Wissensaustauschs 

ausschließt. Dies ist bei der Gründung der ‚Union 

für das Mittelmeer‘ (UfM), über die man jetzt nach 

dem ‚Arabischen Frühling‘ wieder mehr spricht, 

geschehen. Weil die UfM für ein bestimmtes Ver-

ständnis vom Mittelmeerraum steht, sei hier etwas 

ausführlicher auf sie eingegangen.

Das Projekt der ‚Union für das Mittelmeer‘ unter 

der Führung Frankreichs ist vielleicht Opfer von 

dessen politischem Kurs geworden. In jedem Fall 

hat dieser Kurs aber zu einer Verstümmelung der 

historischen Tatsachen geführt. Schlimmer noch, 

die Vision, die diesen politischen Kurs leitet, ver-

schleiert die historische Wahrheit vielleicht sogar 

willentlich.

Die UfM gründet auf der Abspaltung eines kom-

pletten Teils der als eine Gesamtheit zum Mittel-

meer gehörenden Länder, die den Wissens- und 

Kulturraum bilden, wie ihn der französische His-

toriker Fernand Braudel beschrieben hat.

Es wäre intellektuell nicht vertretbar, den kul-

turellen Austausch und die Austauschbeziehun-

gen insgesamt zwischen beiden Seiten der Sahara 

außer Acht zu lassen. Und es ist beinahe unmöglich, 

die kulturellen und geistigen Wirkungen auf die 

Beziehungen zwischen Nordafrika und Afrika süd-

lich der Sahara zu ignorieren, die vom gemeinsamen 

Bekenntnis zur islamischen Religion ausgehen.

Mit der ‚Union für das Mittelmeer‘ 
übersieht man die symbolischen und 
spirituellen Bindungen

Das Konzept eines Mittelmeerraums, das die reli-

giöse und spirituelle Dimension übersieht, geht 

über die Tatsache hinweg, dass die Glaubensvor-

stellungen zwischen den Völkern an beiden Ufern 

des Mittelmeers partiell gemeinsam sind. Ein sol-

ches Konzept ist umso fragwürdiger, als die meis-

ten Befürworter des Projekts des französischen 

Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy den interreligi-

ösen Dialog als Teil einer Strategie der Annäherung 

zwischen den beiden Ufern des Mittelmeers anfüh-

ren. Der Begriff der ‚Ummah‘ 1 beispielsweise, mit 

all seinen verschiedenen Bedeutungsnuancen, ist 

relevanter für die Bevölkerung am Südufer des  

Mittelmeers als die oberflächlich in Theorie ge

fassten sicherheitspolitischen Konzepte. Das Pro-

jekt der UfM scheint die Kraft der Identität und vor 

allem die Wichtigkeit spiritueller Quellen zu unter-

schätzen. Die afrikanischen Muslime betrachten 

1  Der islamische Begriff ‚Umma‘, manchmal auch ‚Ummah‘, be
zeichnet als Fremdwort in westlichen Sprachen die religiöse 
Gemeinschaft aller Muslime, eigentlich korrekter auf arabisch ‚al- 
Umma al-islāmīya‘, im modernen Arabisch aber auch die Nation 
und andere (als solche aufgefasste) ‚Gemeinschaften‘. Das religi-
öse Konzept der ‚Umma‘ steht in Konkurrenz zum in Europa ent-
wickelten weltlichen Konzept der ‚Nation‘, so beispielsweise bei 
der ‚arabischen Nation‘ (‚al-Umma al-arabiyya‘) (Anm. d. Hrsg.).
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sich selbst als integralen Bestandteil der ‚Ummah‘ 

und ziehen das Konzept der ‚Ummah‘ heute dazu 

heran, um ihr gemeinsames Erbe mit Nordafrika 

zu bekräftigen. Wie kann man gerade zu diesem 

Zeitpunkt einen Mittelmeerraum, der auch den 

Austausch symbolischer Quellen beinhalten soll, 

erschaffen wollen, aus dem die afrikanischen Mus-

lime ausgeschlossen werden? Auch hat man offen-

bar noch nicht verstanden, dass der ‚jakobinische 

Staat‘ nach französischem Modell in den Gesell-

schaften der Dritten Welt, verglichen mit anderen 

Systemen, mit denen man sich möglicherweise 

identifizieren kann, keine richtungweisende 

Größe darstellt. 

Selbst in Bezug auf das Konzept der ‚Nation‘ im 

europäischen Sinn sind in den Ländern der Dritten 

Welt romantische kulturelle Vorstellungen über 

politische Vergesellschaftung viel besser ange-

kommen als die jakobinischen Konzepte. Dabei 

überzeugt die Kraft der Identität als die Fähig-

keit, sich zu erschaffen, sich auszuformen. Heute 

spricht man von einem inflationären Gebrauch 

des Begriffs der ‚kulturellen Identität‘, so dass es 

schwierig geworden ist, seinen Gehalt beziehungs-

weise seine Bedeutung konkret zu fassen. Denn 

beides ist abhängig vom Markt der symbolischen 

und politischen Güter. Diese zirkulieren aber zu

nehmend freier und leichter in einem Raum, der 

die Grenzen der Nationalstaaten überschreitet. 

Da die Grenzen keine unüberwindlichen Barrie-

ren mehr sind, wird auch der Begriff des Raums 

immer stärker relativiert. Wie also will man den 

Mittelmeerraum begrenzen, vor allem, wenn man 

ihn als Raum des freien Zirkulierens kultureller 

und symbolischer Güter betrachtet? Die Beherr-

schung und Kontrolle der symbolischen und kultu-

rellen Güter sind zu einer großen Herausforderung 

geworden. Auch der Bereich der Identität ist ein 

vermintes Terrain, auf dem permanent die Selbst-

wahrnehmung und -einschätzung einer Gruppe 

oder Gemeinschaft einerseits und die Interessen 

und Wünsche der äußeren Umgebung andererseits 

aneinander geraten. Letzterer gelingt es meist, 

ihre Interessen gegenüber ersterer durchzusetzen.

Die gegenwärtige internationale Politik erhebt der-

maßen Ansprüche und stellt derartige Forderun-

gen, dass die innere Politik der Staaten oder auch 

andere Akteure sich nach ihr richten müssen. War 

das Projekt der UfM von dieser Ausgangslage ins-

piriert? Das subtile Spiel von Interaktionen, das 

auf einem politisch-symbolischen und/oder wirt-

schaftlichen Utilitarismus gründet, macht aus dem 

symbolisch-religiösen Faktor ein wirksames Inst-

rument, das, nach dem französischen Historiker 

und Orientalisten Maxime Rodinson, einen „Patri-

otismus der Gemeinschaft“ („patriotisme de com-

munauté“) zu entfachen in der Lage ist. Im afrika-

nischen oder arabisch-islamischen Raum konnte 

dieses dem Religiösen zugehörige Gefühl aller-

dings nie gleichgeschaltet werden, insbesondere 

nicht mit einer Identität als Staatsbürger im jako-

binischen Sinn. Diese Hypothese bestätigt sich, 

wenn man sich klar macht, dass die Begriffe ‚Bür-

ger‘ und ‚Nation‘ zum Konglomerat an Konzepten 

gehören, die vom Okzident entliehen wurden, um 

jene Einheit zu ermöglichen, die der französische 

Politologe Bertrand Badie als „importierten Staat“ 

bezeichnet hat. Weiterhin hat Badie bemerkt, dass 

es schon immer eine Solidarität und ein Gefühl 

von Zugehörigkeit gegeben hat, die hervorgebracht 

worden ist 

im Namen einer religiösen Verbundenheit, die grund-

legend ist, sich in der Folge aber von der Zugehörigkeit 

des Bürgers zum Staat unterscheidet. 

Der Nährboden dieser Bindungen ist das Spiritu-

elle beziehungsweise das kollektive Imaginäre. Sie 

bestimmen die wechselseitigen Wahrnehmungen 

der Völker. Wie also will man eine Mittelmeeriden-

tität schaffen und dabei all diese Aspekte ignorie-

ren und sich nur auf einen politischen Willen stüt-

zen, der die historische Realität und die Kraft des 

seit mehreren Jahrhunderten bestehenden kulturel-

len Austauschs zwischen den Völkern ausblendet?

Selbst das linguistische Erbe des Mittelmeers 

würde unter einer solchen Reduktion leiden. Man 

kennt den Einfluss des Arabischen auf die kultu-

rellen Begegnungen zwischen der arabischen Welt 
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und Subsahara-Afrika. Wenn das Arabische als 

Teil des linguistischen Erbes im Mittelmeerraum 

gewürdigt wird, muss allerdings auch berücksich-

tigt werden, dass das Arabische vielen afrikani-

schen Sprachen als Ausgangspunkt für die ‚Ajami-

Schrift‘ 2 diente. Wird man in diesem Mittelmeer-

raum, den man uns da skizziert, den arabischen 

beziehungsweise eher berberisch-arabischen 

Maghreb von den kulturellen Schätzen von Tim-

buktu in Mali abschneiden, genauso wie von dem 

seit dem Mittelalter bestehenden Austausch zwi-

schen den Gelehrten, etwa zwischen Djenné in 

Mali und dem Hof der Dynastie der Saadier in Mar-

rakesch, oder von Geistern wie Ahmad Baba al-Mas-

sufi al-Tinbukti bis hin zu Ibrahim al-Kanemi? Das 

wäre eine sehr eingeschränkte Sicht auf die Zir-

kulation und Weitergabe des Wissens und würde 

zweifelsohne keinen Sinn machen. Eine solche auf 

Ausschließung bedachte Union hätte von Anfang 

an den Makel, Afrika keinen Platz an der Tafel des 

Dialogs der Kulturen und Zivilisationen einzuräu-

men, die Léopold Sedar Senghor so lieb und teuer 

waren. Der Urheber der ‚Négritude‘ hat viel für die 

französische Sprache getan, die die direkte Kom-

munikation mit dem Mittelmeer, auch dem Süd

ufer, ermöglicht.

Das Mittelmeer, eine „Abfolge von 
Meeren“ und Raum kultureller Interaktion

Es gibt ein interessantes imaginäres Konstrukt, das 

im 19. Jahrhundert große Verbreitung fand und 

das im Bild des afrikanischen ‚Binnenmeeres‘ als 

Bezeichnung für die Sahara seine Form gefunden 

hat. Henri Labouret,3 der die intensiven Austausch-

beziehungen zwischen den Völkern Subsahara-

Afrikas und Nordafrikas hervorhob, stützte sich 

auf diese Vorstellung, die, gleichwohl imaginär, 

2  Heute werden die afrikanischen Sprachen vorwiegend in latei-
nischer Schrift niedergeschrieben, doch gibt es zahlreiche histo-
rische und einige zeitgenössische Dokumente in weiten Teilen 
des afrikanischen Kontinents, die Afrikaner unterschiedlicher 
Sprachen mithilfe der arabischen Schrift verfasst haben. Die Ver-
wendung der arabischen Schrift für andere Sprachen ist unter 
dem Begriff ‚Ajami‘ bekannt. (Anm. d. Hrsg.).

3  Henri Labouret (1878–1959), französischer Militär, Kolonialbe-
amter und Afrika-Forscher (Anm. d. Hrsg.).

weitgehend durch die historischen Fakten gestützt 

wird. Für ihn war die Sahara, die von den meisten 

Geographen als Grenze angesehen wurde, niemals 

eine unüberwindliche Barriere, sondern eben ein 

‚Binnenmeer‘, das immer dazu eingeladen hat, 

von einem Ufer zum anderen zu reisen. Und da die 

historische Realität dieses imaginäre Konstrukt 

stützt, das über Jahrhunderte hinweg die Wahr-

nehmung geprägt hat, bestärkt sie auch unsere 

These von der Unangemessenheit einer Konstruk-

tion des Mittelmeers, die auf Exklusion beruht.

Folgende Frage beunruhigt uns: Warum wird 

diese Realität, obwohl sie von soviel ernstzuneh-

mender Forschung bestätigt wird, mit Worten, 

beredt und sprachgewaltig zunichte gemacht? 

Diese gewollte Vernachlässigung ist das Werk der-

jenigen, die an ein ‚nordafrikanisches‘, auf Nord-

afrika hin orientiertes Mittelmeer glauben wollen, 

einen Mittelmeerraum, in dem das Wissen sowie 

die Menschen losgelöst von einem Großteil ihrer 

‚afrikanischen‘ Wurzeln zirkulieren. Eine solche 

Wahrnehmung, die weder den Tatsachen noch dem 

Geist der Wissenschaften entspricht, kann jedoch 

leicht enthüllt werden. Eine solche Wahrnehmung 

der menschlichen Geschichte fällt gar unter die 

Kategorie einer anthropologischen Verwirrung.

Denn: Wie kann man ein Bild des Mittelmeer-

raums entwerfen, in dem Algerien zwar dazuge-

hört, gleichzeitig aber von der Stadt Oualala im 

heutigen Kongo abgeschnitten ist, erreichbar über 

die Region der Oasengruppe von Touat in der alge-

rischen Sahara? Diese reichte bis nach Bakel und 

Boure im heutigen Senegal und bis nach Bambouk 

im heutigen Mali, also bis zu den an Gold reichen, 

grenzüberschreitenden Regionen zwischen den 

heutigen Ländern Mali und Senegal. Wenn die von 

der UfM gerühmte Brüderlichkeit zwischen den 

Völkern auf der Geschichte gegründet sein soll, 

wie kann man dann Kairo und ganz Ägypten auf-

nehmen und sie zugleich abschneiden von Kanem-

Bornou und der historischen Route, von der man 

auch weiß, dass sie das heutige Darfour über Abé-

ché mit dem Tschad verband?
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1828, also ungefähr acht Jahrhunderte nach dem 

arabischen Geographen und Geschichtsschreiber al-

Bakri. Man fragt sich, ob der Westen seine verspätete 

Kenntnisnahme der afrikanischen Realität durch 

die von ihm konzipierte ideologische und politi-

sche Implantation eines Mittelmeers verschleiern 

möchte, das ausschließt, um zur Welt zu kommen. 

Die europäisch-afrikanischen  
Beziehungen: ein Pakt für die Zukunft?

Die Europäische Union (EU) ist der wichtigste 

Exportmarkt für afrikanische Produkte. Sie ist 

auch bevorzugter Partner des Kontinents im 

Bereich der Zusammenarbeit, vor allem im Ent-

wicklungshilfesektor mit rund 60 Prozent des 

Gesamtvolumens an Entwicklungshilfe. Einige 

Länder wie Frankreich und Großbritannien hatten 

wegen der Kolonialvergangenheit besondere Bezie-

hungen zum afrikanischen Kontinent. Dies hat die 

Art der Beziehungen zu den afrikanischen Ländern 

bestimmt, die zunächst von Herrschaft und Aus-

beutung geprägt waren, was sich bis einige Jahr-

zehnte nach der Unabhängigkeit noch fortgesetzt 

hat. Es war sogar von ‚Neokolonialismus‘ die Rede, 

um die ungleichen Beziehungen zu charakterisie-

ren, die das Bild eines Europa evozieren, das Afrika 

aussaugt und keine wirtschaftliche und soziale 

Entwicklung unterstützt, die den Völkern zugute 

käme. Dabei hätten die gemeinsame(n) Sprache(n) 

und das gemeinsame, von der Geschichte ge

schmiedete Erbe sowie die Geographie Grundlage 

für eine beispielhafte Zusammenarbeit sein kön-

nen. Unglücklicherweise hat die Gestaltung der 

Beziehungen Perversionen wie die Unterstützung 

diktatorischer Regimes hervorgebracht, die dazu 

ausersehen sind, die Interessen großer industriel-

ler Gruppen zu vertreten. So entstand, was man in 

Westafrika umgangssprachlich als ‚Françafrique‘ 

bezeichnet.

Deutschland wird in Afrika als oft zu weit von 

den Angelegenheiten des Kontinents entfernt wahr-

genommen. In Wirklichkeit hatte es auch nie eine 

richtige Afrika-Politik aufzuweisen. Die Haltung 

Deutschlands zu Afrika ist von einem Führungsstil 

Und schließlich wäre es absurd, die Stadt Fès ins 

Verzeichnis des mittelmeerischen Kulturerbes auf-

zunehmen und gleichzeitig darüber hinwegzuse-

hen, dass afrikanisches Gold, Elfenbein und Holz 

auf wunderbare Weise beim Bau der berühmten 

Minarette der Moschee und Koranschule ‚al-Qara-

wiyyin‘ zum Einsatz kamen. Muss man gleichfalls 

daran erinnern, dass dieses afrikanische Gold über 

einen langen Zeitraum für die Münzprägung der 

Umayyaden benutzt wurde? Auch die gegenwärtige 

Politik könnte sich darüber im Klaren sein, dass 

die UfM ein Konstrukt ist, das zwischen Subsahara-

Afrika und dem Maghreb einen Schnitt machen 

möchte. Jüngst wurde das afrikanisch-historische 

Erbe von Fès durch eine Partnerschaft mit Saint-

Louis in Senegal öffentlich neu bestätigt. Saint-

Louis heißt auf Wolof: ‚Ndar‘, wird in Arabisch 

auch ‚Dar al-Islam‘ genannt – nach dem Reich der 

Almoraviden! Die Handelsrouten durch die Sahara 

haben für Austausch und Beziehungen ein Netz 

hinterlassen, das die gegenwärtigen politischen 

Konstruktionen nicht auflösen können.

Die Cola-Nüsse von Kumasi im heutigen Ghana 

und Ouagadougou im heutigen Burkina Faso 

kamen über das algerische Tindouf nach Mogador 

in Marokko, auf Handelsstrassen, die – gemessen an 

ihrer Epoche – den leistungsstärksten Handelsnet-

zen der heutigen Zeit in nichts nachstanden. Darum 

bewogen die kulturellen und spirituellen Verbin-

dungen, die diese Region und Westafrika mit ein-

ander verknüpften, Hassan II. zu dem Ausspruch, 

dass Marokko ein Baum sei, dessen Wurzeln sich 

in Schwarzafrika befinden, auch wenn seine Äste 

sich nach Europa neigen! In diesen Zusammenhang 

gehört auch, dass die schönen Tuchwaren im itali-

enischen Genua und alle Arten von Seidenstoffen 

im Herzen des Sahel (‚sahil‘ bedeutet auf arabisch: 

das andere ‚Ufer‘ – muss man das in Erinnerung 

rufen?) auf den Markt gebracht und über Fès und 

Tunis vertrieben wurden. Seit dem 12. Jahrhundert 

empfingen die Hauptstädte des historischen Magh-

reb, vom Hof der Hafsiden in Tunis, seit 1274, bis zu 

den Meriniden in Marokko, ständig Gesandtschaf-

ten aus Kanem und Bornou im heutigen Tschad. 

All dies ereignete sich lange vor der Ankunft des 

ersten Europäers in Timbuktu, René Caillé, im Jahr 
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geprägt, der sich an den großen Linien orientiert, 

die die EU mit Blick auf die Vereinten Nationen 

festgelegt hat: das sogenannte ‚Afrika-Konzept‘. 

Eine andere Interpretation der Afrika-Politik 

Deutschlands, die vom Politikwissenschaftler And-

reas Mehler am German Institute of Global and 

Area Studies (GIGA) in Hamburg vertreten wird, 

besteht darin, dass das Land sich nicht wirklich für 

Afrika engagiert, sondern sich auf eine Diploma-

tie stützt, die zu ängstlich, respektive zu vorsichtig 

ist, um in die öffentliche Wahrnehmung und Mei-

nung in Afrika überhaupt vorzudringen.

Dennoch mangelt es nicht an Partnerschafts-

initiativen mit Afrika, aber sie verlieren sich meist 

ergebnislos, obwohl seit dem Jahr 2000 ein neuer 

Anlauf für die Zusammenarbeit genommen wurde. 

Seit 2005 sind auf Initiative des damaligen deut-

schen Bundespräsidenten Horst Köhler mit unter-

schiedlichem Erfolg zahlreiche Projekte entstan-

den.

Trotzdem hätte Deutschland für die Konsolidie-

rung der europäisch-afrikanischen Beziehungen 

eine wichtige Rolle spielen können, da angesichts 

seiner kurzlebigen Rolle in der Kolonialzeit und 

seiner geringen Einmischung in innenpolitische 

Angelegenheiten kein größerer ideologischer Kon-

flikt die afrikanische Intelligenzia gegen das Land 

aufbringt. Deutschland genießt das Vertrauen und 

den Respekt der afrikanischen Staatsoberhäupter. 

Das ist im Übrigen die einzige Geisteshaltung, die 

eine auf gegenseitiger Achtung und auf gemeinsa-

men Werten beruhende gleichberechtigte Koope-

ration garantieren könnte.

Mit dem Auftreten neuer Regierungsweisen 

sowohl auf dem afrikanischen Kontinent als auch 

in Europa sowie einer Generation von Führungs-

persönlichkeiten, die nicht mehr selbst in Zeiten 

des Kolonialismus gelebt haben, eröffnen sich reale 

Möglichkeiten, einen Pakt für eine andere Zukunft 

zu schließen. Die jüngsten Veränderungen in 

Frankreich, Afrika und Deutschland machen Hoff-

nung auf einen denkbaren Kurswechsel in den 

europäisch-afrikanischen Beziehungen. 

Aber während auf den beiden Ufern des Mittelmeers 

diese bedeutenden politischen Entwicklungen von-

statten gehen, tauchen Sorgen auf, die sich konkret 

benennen lassen: Ernährungskrise, Verknappung 

der Rohstoffe, Umweltverschmutzung, Terrorismus 

und das Wiederaufleben von Konflikten. Diesen gro-

ßen Herausforderungen kann man nicht begegnen, 

indem man Mauern des Unverständnisses und der 

Ablehnung errichtet, vor allem angesichts der dring-

lichen Frage nach der Einwanderung. Es braucht nur 

einen Gedanken an die Krise, und man gerät in die 

Zwickmühle: gemeinsame Zukunft einerseits oder 

Abkapselung in „mörderische Identitäten“, wie der 

libanesische Autor Amin Maalouf formuliert hat, 

andererseits. Ein Beispiel wird immer häufiger ange-

führt, wenn es um die Schicksalsgemeinschaft zwi-

schen Europa und Afrika geht, einer Schicksalsge-

meinschaft, die trotz der Trennung durch das Meer 

besteht: Es handelt sich dabei um die Beziehungen 

zwischen Portugal und Angola. Den vielen Ressour-

cen von Angola und seiner lebendigen Wirtschaft 

ist es zu verdanken, dass Portugal – während das 

restliche Europa immer tiefer in die Krise sinkt – 

noch nicht das Schicksal Griechenlands ereilt hat. 

Außerdem kann man eine schöne Lektion aus dieser 

noch nie da gewesenen Situation ziehen, wenn man 

die jungen Portugiesen betrachtet, die lange War-

teschlangen vor dem Konsulat Angolas bilden, um 

ein Visa für Auswanderung und Arbeitserlaubnis zu 

erhalten .... in Afrika.

An Stelle der alten Herrschaftsstrukturen tritt 

nun eine Form der Zusammenarbeit, die nur gelin-

gen kann, wenn sie auf gegenseitigen Respekt ge

gründet ist. In diesem neuen Aufschwung spielen 

Bildung und das Bemühen, sich gegenseitig kennen 

zu lernen, eine grundlegende Rolle. Genauso, wie 

die Menschenströme weiter zirkulieren, wird es das 

Wissen den jungen Menschen an beiden Ufern des 

Mittelmeers und im gesamten Wissensraum künf-

tig ermöglichen, unter gleichen Bedingungen zu 

konkurrieren. Ein auf einen Horizont und eine zu 

entwickelnde Zukunft gerichteter Blick wird die Art 

der neuen europäisch-afrikanischen Zukunft bestim-

men, deren Probleme und Herausforderungen weit 

über politische Interessen hinaus gehen, die nur auf 

die jeweiligen Umstände gerichtet sind.
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Menschen seit Urzeiten zu mischen, einzigartig ist?

Die jüngsten Vorkommnisse im Maghreb, die 

Grundlagen des ‚Arabischen Frühlings‘, der Demo-

kratie und Menschenrechte im Mittleren Osten, 

haben gezeigt, dass gemeinsame Werte über Krite-

rien der Selektion und beliebigen politischen Ent-

scheidungen stehen.

Diese unvergleichliche Demokratisierungswelle, 

diese Hoffnung, die sich aus dem Sturz der Diktatu-

ren speist, sind Zeichen dafür, dass die Zirkulation 

der Ideen, des Wissens und der Wissensvermittlung 

die einzige wirkliche Konstante im Prozess der Inter-

aktion zwischen den beiden Ufern des Mittelmeers 

ist. Wenn man berücksichtigt, dass diese Werte uni-

versell sind und dass auch das Europa von Morgen 

wie auch das Mittelmeer der Zukunft sie vermit-

teln müssen, warum sollte dann das subsaharische 

Afrika ausgeschlossen und vom Maghreb abgeschnit-

ten werden, indem man sich an eine Politik klam-

mert, die auf Mythen der Selektion basiert? Können 

diese, anstatt den Traum von einer universellen Zivi-

lisation zu fördern, über das gesetzt werden, was die 

Geschichte seit Jahrhunderten in den Menschen und 

sich überlagernden Zivilisationen sedimentiert hat? 

Und schließlich: Sollten wir nicht von einem natur-

gegebenen Raum des Wissens zum Aufbau eines 

Raums der Werte übergehen?

Aus dem Französischen von Mirjam Schneider

Bakary Sambe ist ‚senior fellow‘ im Team der ‚European 
Foundation for Democracy‘, Brüssel, einer gemeinnüt-
zigen Organisation, die es sich zum Ziel gesetzt hat, 
die elementaren europäischen Prinzipien individuel-
ler Freiheit und Gleichheit aller Bürger zu schützen und 
zu fördern. Sambe studierte Arabistik und Islamwis-
senschaft an der Université Lumière – Lyon 2. In Lyon 
wurde er auch in Politikwissenschaft promoviert und 
übernahm anschließend Lehraufträge. Später war er 
‚research fellow‘ an der Aga Khan University, London, 
und forschte und lehrte an der Universität Mohamed V 
in Rabat. Sambes Spezialgebiete sind der afrikanische 
Islam, insbesondere die Rolle der Sufi-Bruderschaften, 
die arabisch-afrikanischen Beziehungen in Kultur, Reli-
gion und Politik, Islam und Demokratie sowie Reform-
bestrebungen im Islam.

Schlussfolgerungen: Der Traum eines 
Mittelmeerraums der Werte

Wenn in einer Jubel- und Hoffnungsstimmung 

zweifelnde Fragen gestellt werden, dann scheint 

das, als schwimme man gegen den Strom. Wir 

haben aber immer geglaubt, dass die Schwärmerei 

für den Aufbau einer am Mittelmeer orientierten 

Zukunft nicht auf Kosten der historische Strenge 

gehen darf, die nötig ist, um die Geographie von 

morgen zu entwerfen. Einige Euphoriker könnten 

einwenden, dass meine Beweisführung auf alten 

Imaginationen beruht, die in einem Missverhält-

nis zu den modernen Herausforderungen stehen. 

Trotzdem sind wir davon überzeugt, dass da, wo es 

um Kultur und insbesondere um eine Weitergabe 

des kulturellen Erbes geht, das Imaginäre seine 

ganze Kraft behält. Das Mittelmeer wird weiterhin 

die „Maschine“ bleiben, die Kulturen und Zivilisati-

onen „hervorbringt“, wie Paul Valéry sagte.

Anlässlich eines Kolloquiums über das Mittel-

meer sagte der frühere senegalesische Präsident 

Abdou Diouf, dass eine Zivilisation „gleichzeitig ein 

Bild der Welt wie auch deren materielle und spiritu-

elle Organisation“ darstelle. In diesem Zusammen-

hang lässt sich auch die These von Fernand Brau-

del anführen, nach der das Mittelmeer kein Meer, 

sondern eine „Abfolge von Meeren“ darstellt, nicht  

e i n e Zivilisation, sondern aufeinander geschichtete 

Zivilisationen. Ist das nicht die gleiche Idee wie die 

von einer, wie man gesagt hat, „sehr alten Wegkreu-

zung, die nach Jahrtausenden, auf denen alles auf 

ihr zusammengetroffen ist, ihre Geschichte zugleich 

verwirrt und doch anreichert“?

Um keine Totgeburt zu sein, hätte die Mittel-

meerunion als eine solche Kreuzung angesehen wer-

den müssen, wo sich künftig noch mehr Menschen 

mit ihren wirtschaftlichen und kulturellen Gütern 

begegnen. Darf man stattdessen einer Selektion 

freien Lauf lassen, die von Anfang an auf Ausschluß 

bedacht ist, obwohl die Geschichte und die Geogra-

phie einen Raum geschaffen und gefestigt haben, 

der in seiner Dynamik und Fähigkeit, verschiedene 

Erbschaften zu assimilieren, zu kreuzen und die 
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